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Ärmel hochkrempeln für eine saubere 
Stadt: Am 27. März, 15 Uhr, geht die 
Stadt Leipzig dafür in die Offensive 
und eröffnet den traditionellen Früh-
jahrsputz mit einer Reinigungsaktion 
im Leipziger Osten. Am Rabet werden 
eine Fachfi rma sowie Vertreter von 
Ämtern, Fraktionen, Beiräten und Ver-
einen  gemeinsam mit Heiko Rosenthal 
arbeiten. Schon heute bittet der Umwelt-
bürgermeister alle Leipzigerinnen und 
Leipziger, ihre Sportvereine, Hausge-
meinschaften, Bürger- und Gartenver-
eine tatkräftig zu unterstützen. „Die 
vielen schon traditionellen Reinigungs-
aktionen während des Frühjahrsputzes 
dokumentieren auch das gewachsene 
bürgerschaftliche Engagement, das 
Leipzig zu einer lebenswerten Stadt 
macht“, so Rosenthal. Für dieses 
Engagement wolle er sich vorab bedan-
ken. Wer Gelegenheiten sucht, sich zu 
beteiligen oder organisatorische Infos 
braucht, fi ndet alle Details unter  www.
leipzig.de/fruehjahrsputz.  

Auf zum
Frühjahrsputz

Bach – von oben bis unten

Bach inspiriert auch den Nachwuchs: Am 23. März werden – wie hier im Vorjahr – Leipziger Schü-
ler um 11 Uhr in der Kirche und um 12 Uhr vor dem Denkmal musizieren. Foto: Matthias Knoch

Leipzig feiert am 21. März den 330. Bach-Geburtstag auch mit Konzerten im City-Tunnel

Was wäre das für eine fulmi-
nante Festmusik geworden, 
wenn Johann Sebastian 
Bach sie hätte komponieren 
können. Eine Festmusik für 
das 1 000-jährige Leipzig.  
Doch im Jubeljahr kommt es 
umgedreht: Die Stadt zieht 
ihre Register für Bach, denn 
am 21. März feiert sie den 330. 
Geburtstag ihres Genius.

Dabei wandert Bachs über-
irdische Musik am 21. März 
beispielsweise in den Unter-
grund. Zum ersten Mal betei-
ligt sich Leipzig am „Bach in 
the Subways Day“,  zu dem 
Musiker weltweit kostenlos 
die Musik des Komponisten 
in U-Bahnen  sowie auf Stra-
ßen und Plätzen aufführen.  
Musizieren wollen Profi s und 
Laien von 10 bis 14 Uhr u. a. in 
den Stationen des City-Tun-
nels Markt, Wilhelm-Leusch-
ner-Platz  und  Hauptbahn-
hof, außerdem 14.34 Uhr in 
der Linie 14 ab Haltestelle 
S-Bahnhof Plagwitz.

Die große Geburtstagssau-
se läuft ab 11 Uhr mit einem 
eintrittsfreien Publikumstag 
im Bach-Museum mit allem, 
was dazugehört: Musik, 
Führungen, Kreativangebote, 
Familienausstellung „Ich bin 
ich und du bist du – mal was 
dazu“, Schatzkammer, Hör-
kabinett, Forschungslabor 
etc.  Um 15 Uhr bittet die Tho-
maskirche zur Festmotette 
unter musikalischer Leitung 
von Interimsthomaskantor 
Gotthold Schwarz. OBM 
Burkhard Jung wird die 
Festgemeinde begrüßen und 
im Anschluss die obligate 
Geburtstagstorte vor dem 
Bach-Denkmal anschneiden. 
Musikalische Schätze aus dem 
Notenschrank der Thomaner 
zaubert „amarcord“ 20 Uhr in 
der Thomaskirche, und gibt 
damit einen Vorgeschmack 
auf ihre CD „Armarium“, 
die in Kürze erscheinen wird. 

Am 28. März, 20.30 Uhr, gehen weltweit 
die Lichter aus. Zumindest für eine Stunde 
– für die symbolische Klimaschutzaktion 
„Earth Hour“ des World Wide Fund For 
Nature (WWF). Mehrere tausend Städte 
beteiligen sich. Sowohl der Londoner Big 
Ben als auch die chinesische Mauer oder 
das Brandenburger Tor werden verdun-
kelt. Auch Leipzig beteiligt sich und löscht 
das Licht u. a. am Wintergartenhochhaus, 
Oper, Gewandhaus, Alten und Neuen 
Rathaus, und auch der Eingang Peters-
straße wird für eine Stunde dunkel sein. 
Alle Haushalte sind eingeladen, sich 
anzuschließen und ebenfalls ein Zeichen 
für den Klimaschutz zu setzen. 

Licht aus für 
ein gesundes Klima
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Osterfeiertage und histori-
sche Ostermesse gehören 
in Leipzig seit 20 Jahren 
zusammen. Vom 1. bis 6. April 
(Karfreitag ausgenommen) 
wird das Historienspektakel 
auch 2015 auf dem Markt 
zelebriert. Markttreiben wie 
vor 500 Jahren mit Händlern, 
Spielleuten, Gauklern, Garkü-
chen und Tavernen unterhält 
jeweils ab 11 Uhr Erwachsene 
und Kinder gleicherma-
ßen. Kleine Frühaufsteher 
überrascht der Veranstalter 
„Heureka“ am Ostersonntag 
zwischen 10 und 11 Uhr. Für 
bis Sechsjährige verstecken 
sich rings um Kinderkletter-
drachen „Fridolin“ und Heu-

rekahn „Arche Medes“ bunte 
Ostereier. Probieren können 
sich die Kinder außerdem 
im Schnitzen von Speckstein 
und Holz.

Ganz zeitgemäß agieren 
dagegen die 70 Händler, 
die ihr aktuelles Sortiment 
auf dem Ostermarkt des 
Marktamtes offerieren. Hier 
finden Geschenkartikel, 
Korbwaren, Keramik und 
Backwaren Absatz. Von 10 bis 
12 Uhr, Ostermontag bis 18 
Uhr, kann eingekauft werden. 
Während des Ostermarktes 
muss der reguläre Wochen-
markt am 31. März und 2. 
April, 9 bis 17 Uhr, auf den 
Augustusplatz ausweichen. 

Auch am 22. und 23. März 
bieten Museum und Kirche  
Konzerte und Gottesdienste.  
So u. a. am Sonntag Werke 
der Bachfamilie, 15 Uhr, im 
Bach-Museum oder einen 

Nachteulen-Gottesdienst, der 
18 Uhr in die Thomaskirche zu 
Orgel und Saxophon einlädt. 
Das Komplettprogramm ist 
unter www.bachmuseum-
leipzig.de einsehbar.

Bach-Club 
fördert Bach-Fest

Bachs Musik hat viele För-
derer, u. a. organisiert in der 
Vereinigung der Freunde 
des Bach-Archivs Leipzig 
e. V., die über 500 Mitglieder 
aus aller Welt zählt. Ab 2015 
wird die Vereinigung neben 
Bach-Archiv und Muse-
um nun auch das Bachfest 
unterstützen. Eigens dafür 
hat sie jetzt den „Bach-Club“ 
gegründet, in dem sowohl 
Institutionen als auch Privat-
personen Mitglied werden 
können. Club-Mitglieder 
zahlen einen Jahresbeitrag 
ab 2 000 Euro, profitieren 
dafür beispielsweise von 
Bachfestkarten.  Wer an einer 
solchen Mitgliedschaft inte-
ressiert ist, kann sich beim 
Förderverein über die Home-
page www.bach-freunde.de 
anmelden.  

Ehrwürdiger Handel und fahrendes Volk 

Spekulieren, Musizieren, Dramatisieren: Das gehört zum Hand-
werk der Hauskapelle „Invalidus“. Sie teilt sich die Bühne mit 
den Schmierenkomödianten „Rokus Kokus“.   Foto: Heureka 

1. bis 6. April: Zum 20. Mal Mess-Spektakel und städtischer Ostermarkt 

Neue Kunsthalle eröffnet mit 
Privatsammlung Hildebrand

Junge, zeitgenössische und 
vornehmlich Leipziger Kunst 
im Herzen der City: Am 22. 
März öffnet „G2“, eine neue 
Kunsthalle in der Gottsched-
straße 2 und lockt gleich mit 
einem eintrittsfreien Sonntag 
von 11 bis 17 Uhr. „Leipzig 
2015. Sammlung Hildebrand“ 
heißt ihre Premierenschau, 
die erstmals Kunstwerke 
des Privatsammlers Stef-
fen Hildebrand öffentlich 
macht. Kunstliebhaber wird 
es begeistern, denn „G2“ 
präsentiert zu mehrmals 
wöchentlich angebotenen 
Führungen besondere Kost-
barkeiten der Malerei, fl an-
kiert von Skulptur, Fotografi e 
und Zeichnung. Zu sehen 

sind 50 ausgewählte Arbeiten 
junger, auch international 
renommierter Künstlerinnen 
und Künstler, die an der 
Hochschule für Grafi k  und 
Buckunst studiert haben, 
unter ihnen Tilo Baumgärtel, 
Neo Rauch, Rosa Loy, Uwe 
Kowski, David Schnell oder 
Matthias Weischer. Dieser 
Auswahl gegenüber stehen 
Bilder mit Positionen von 
Daniel Richter, Ruprecht 
von Kaufmann und Stephan 
Balkenhol. Alle ausgestellten 
Werke sind in den vergan-
genen 15 Jahren entstanden 
und geben variationsreich 
Einblick in Tendenzen aktuel-
ler Malerei. Führungen siehe 
 www.g2-leipzig.de.  

Bach-Club-Gründungsmitglieder: Die Hotel Arcona  & Resorts, 
verteten von Timo Knöfel (li.), und die Unister Holding GmbH, 
die Dr. Konstantin Korosides repräsentiert.               Foto: abl

Aquariumsvorplatz: Hier ist eine neue 
Anlage für Präriehunde entstanden.

Foto: Zoo

Neuer alter Gründer-Garten: Mit Früh-
lingsbeginn am 21. März eröffnet der 
Zoo sein umgestaltetes Entree in die Welt 
der Pfl anzen und Tiere. Dort, wo früher 
Flamingos begrüßten, bilden auf einer 
Affeninsel Brüllaffen, Kaiserschnurrbart-
tamarine und Goldgelbe Löwenäffchen 
jetzt das Empfangskomitee. Noch werden 
die Tiere eingewöhnt, bald aber fesseln sie 
optisch als auch akustisch. Neu gepfl aster-
te Wege führen durch eine Baumallee hin 
zum Aquariumsvorplatz, der mit einer 
neuen Anlage für Präriehunde und einem 
Brunnen aufwartet. Von hier aus gehts 
dann in die Themenwelt des Zoo, der die 
Eröffnung seines neuen Gründergartens 
mit verschiedenen Aktionen feiert. 

Zoo eröffnet
neues Entree

Doppelhaushalt 
verabschiedet

Stadträte votierten für einen Gesamtetat 
von knapp 3 Milliarden Euro 2015/16

Der erste Doppelhaushalt 
in der Geschichte der Stadt 
Leipzig ist beschlossene 
Sache. In der Ratsversamm-
lung vom 18. März votierten 
die Stadträte mit sehr großer 
Mehrheit für den Etatent-
wurf. Zusammen mit der 
Haushaltssatzung ist auch 
der Stellenplan genehmigt 
worden. Finanzbeigeordne-
ter Torsten Bonew: „Ich freue 
mich, dass der Stadtrat mit 
dieser Umstellung auf die 
zeit- und energieaufwändige 
Planungs- und Beratungs-
phase für ein Jahr verzichtet. 
Zugute kommt diese Ent-
scheidung auch den vielen 
Empfängern freiwilliger 
Leistungen in unserer Stadt, 
die nun mit einer längeren 
Planungssicherheit arbeiten 
können.“ Das Gesamtvo-
lumen des kommunalen 
Haushaltes umfasst ca, 1,5 
Milliarden Euro pro Planjahr. 
Der Ergebnishaushalt zeigt 
im Planungszeitraum einen 
Überschuss in Höhe von 
ca. 3,6 Mio. Euro und erfüllt 
damit die Voraussetzungen 
für die Genehmigung des 
Etats durch die Landesdi-
rektion. 

Planansatz mit mehr
Gewerbesteuern

Die Verwaltung plant außer-
dem mit möglichen Mehrein-
nahmen bei den Gewerbe-
steuern: 2015 rechnet Leipzig 
mit 250 Mio. Euro, 2016 mit 
255 Mio. Euro. Im Vergleich 
zum Plan 2014 bedeutet 
dies ein Plus von 35 Mio. 
bzw. 40 Mio. Euro. Trotz des 
positiven Trends überwiegt  
der Anstieg der Ausga-
ben deutlich, die die Stadt 
aufwenden muss, um ihre 
Pfl ichtaufgaben zu erfüllen 
und freiwillige Leistungen 

zu gewähren. Die  größten 
Posten mit 346 Mio. Euro für 
2015 bzw. 357 Mio. Euro für 
2016 muss die Stadt für die 
Personalkosten ihrer rund 
6 200 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter ausgeben. 

Wichtigste Kostenstelle: 
Sozialausgaben 

Inhaltlich liegt der Schwer-
punkt noch immer bei den 
Sozialausgaben. So belaufen 
sich Gesamtaufwendun-
gen für Kitas einschließlich 
Tagespfl ege 2015 auf ca. 166 
Mio. Euro, 2016 auf ca. 178 
Mio. Euro. Für die Grundsi-
cherung nach SGB II (Kosten 
für Unterkunft und Heizung) 
sind in beiden Haushalts-
jahren jeweils rund 149 Mio. 
Euro geplant, mit denen die 
rund 42 500 Bedarfsgemein-
schaften in Leipzig unter-
stützt werden. Für die Hilfen 
zur Erziehung (kommunale 
Leistungen für ca. 2 450 Kin-
der und Jugendliche) müssen 
2015 rund 66 Millionen Euro 
ausgegeben werden, 2016 
rund 68 Mio. Euro. In die 
bauliche Unterhaltung von 
Schulen und Kindergärten 
fl ießen in beiden Planjahren 
je rund 14 Mio. Euro. Auch 
in die kommunale Infra-
struktur wird Leipzig auf 
hohem Niveau investieren. 
Dafür stehen 2015 ca. 164 
Mio. Euro und 2016 ca. 148 
Mio. Euro zur Verfügung. 
Die Entwicklung Leipzigs 
mit einer wachsenden Bevöl-
kerung spiegelt sich auch 
in den Schwerpunkten des 
Investitionsvolumens wider. 
Als große Einzelmaßnahmen 
seien die Neubauten Gym-
nasium Telemannstraße, 
Sportoberschule oder die 
Sanierung der Schule in der 
Ratzelstraße genannt.  



„Leipzig beeinDRUCKT“
Museum für Druckkunst beleuchtet 500 Jahre Druck- und Verlagsstandort Leipzig

Schwarze Kunst made in Leipzig: Maschinenbauer – hier ein Werbeplakat der Leipziger Firma Karl 
Krause – als auch Schriftsetzer, Notenstecher, Drucker, Buchbinder und Verleger arbeiteten in Leipzig 
Hand in Hand.                                                  Fotos: Museum für Druckkunst

Die gerade zu Ende gegan-
gene Buchmesse hat es mit 
einem Besucherrekord wie-
der eindrucksvoll bewiesen: 
In Leipzig boomt das Buch! 
Doch nicht nur die Rezeption 
literarischer Werke liegt in 
unserer Stadt im Trend. Seit 
500 Jahren steht Leipzig auch 
für einen lebendigen Produk-
tionsstandort. Dass „Leipzig 
beeinDRUCKT“, zeigt vom 
28. März bis zum 4. Oktober 
die gleichnamige Ausstellung 
des Museums für Druckkunst.

Das druckgrafi sche Gewerbe, 
das im 19. und beginnenden 
20. Jahrhundert seinen Höhe-
punkte erreichte, gehört seit 
500 Jahren zu den wichtigen 
Säulen der für Kultur, Handel 
und Wirtschaft so anziehenden 
Stadt. Von 1480 bis ins 19. Jahr-
hundert entstand in Leipzig 
eine einzigartige Vielfalt an 
Druckereien, Buchbindereien, 
Verlagen und Buchhand-
lungen sowie an Fabriken 
des grafischen Gewerbes. 
Das Leipziger Museum für 
Druckkunst zeichnet unter 
Einbeziehung seiner ständigen 
Sammlung und der authenti-
schen Atmosphäre zwischen 
Druckmaschinen und Schrift-
setzerwerkzeugen diesen Weg 
Leipzigs nach. 

Die  Ausstellung gibt Ein-
blicke in verschiedene Druck-
techniken und in die Kultur-
geschichte von Printmedien 
in Leipzig. Hier werden u. a. 
Schriftentwicklung und -her-
stellung, grafi scher Maschi-
nenbau sowie Lithografie, 
Lichtdruck und Musiknoten-
druck beleuchtet. Zahlreiche 
Leihgeber wie die Universitäts-
bibliothek Leipzig, das Deut-
sche Buch- und Schriftmuseum 
oder das Sächsische Staatsar-
chiv steuerten selten oder noch 
nie ausgestellte Kostbarkeiten 
bei. Wertvolle Drucke des ers-
ten sesshaften Leipziger Dru-
ckers Konrad Kachelofen aus 
dem 15. Jahrhundert werden 
ebenso gezeigt wie bedeutende 

Kultur 
Leipziger Amtsblatt
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 Glückwünsche

Die Glückwünsche der 
Stadtverwaltung gingen 
im März an folgende Ju-
bilare: Frieda Seiferth (8. 
März), Irma Zacharias (13. 
März) und Margarete Jä-
ckel (21. März) feierten ih-
ren 100. Geburtstag. Zum 
101. Ehrentag ließ sich He-
lene Lange (18. März) gra-
tulieren, Erna Breitkopf (21. 
März) zum 102. Auf 104 Le-
bensjahre kann Erna Künzel 
(17. März) zurückblicken, 
Frieda Clemens (10. März) 
gar auf 105. 

Die Stadt
gratuliert 

1 000-Jahre-Menü: Geschichte mit Geschmack
Eine kulinarische Reise durch 
die letzten Jahrhunderte 
bietet ab sofort das Gasthaus 
Barthels Hof. Anlässlich 
des Stadtjubiläums hat das 
Restaurant ein exklusives 
5-Gang-Menü zusammenge-
stellt. „Mit dem ‚1 000 Jahre 
Leipzig Menü‘ wollen wir 
unsere Verbundenheit zur 
Stadt und zur Region aus-
drücken und gleichzeitig auf 
die Vielfalt der heimischen 
Küche aufmerksam machen“, 
erklärt Torsten Grahl, Inhaber 
des Gasthauses. Das Menü 
besteht aus regionalen Klas-
sikern, feinen Delikatessen 
sowie einfachen, rustikalen 

Speisen wie die Alt Leipziger 
Warmbiersuppe. Die kulina-
rische Reise wird von Anek-
doten und Erklärungstexten 
begleitet, die etwas über das 
jeweilige Gericht oder dessen 
Komponenten erzählen. So 
lernt der Gast nicht nur den 
Geschmack, sondern auch 
den historischen Hintergrund 
der sächsischen Esskultur 
kennen. Die Menükarte im 
antiken Stil kann er als Erinne-
rung mit nach Hause nehmen. 

Das Gasthaus Barthels Hof 
ist eines der ältesten Restau-
rants in Leipzig und befi ndet 
sich im barocken Durchgangs-
hof in der Hainstraße. 

Es ist angerichtet: Mit dem „1 000 Jahre Leipzig Menü“ lockt 
Barthels Hof seine Gäste.                    Foto: Gasthaus Barthels Hof

Eine Zeitreise in die 1 000-jäh-
rige Stadtgeschichte unter-
nimmt das Stadtgeschichtli-
che Museum in seinem neuen 
Buch „100 x Leipzig. Tausend 
Jahre Geschichte.“ Darin 
wird die Historie anhand 
von 100 ausgewählten Expo-

Was ein Silberschatz über 
die Stadtgeschichte verrät

„Ein Käfi g 
voller Narren“

Eine der vergnüglichsten 
Lektionen in Sachen Tole-
ranz, eine der schillerndsten 
und schrägsten Shows, die 
das Theater zu bieten hat, 
und einige der schöns-
ten Melodien der Broad-
way-Geschichte – all das 
bietet das Musical „La Cage 
aux Folles“ (Ein Käfi g voller 
Narren). Am 28. März feiert 
es seine Premiere an der 
Musikalischen Komödie. 
Die Beziehung zweier Tra-
vestie-Stars wird auf eine 
ernsthafte Probe gestellt, 
als ihr Sohn ankündigt, die 
Tochter eines erzkonserva-
tiven Politikers heiraten zu 
wollen. 

Erfolge bei 
„Jugend musiziert“
Mit Stolz blickt die Musik-
schule Leipzig „Johann 
Sebastian Bach“ auf die 
Ergebnisse des Regional-
wettbewerbes von „Jugend 
musiziert“, an dem sich 
kürzlich Schüler aller 
Musikschulen der Region 
beteiligten. Die Leipziger 
Musikschule stellte mit 
183 Startern 57 Prozent der 
Teilnehmer. 144 erste Prei-
se konnten von der städti-
schen Bildungseinrichtung 
eingefahren werden und 
93 Mädchen und Jungen 
wurden zum Landeswett-
bewerb weitergeleitet. 
Regelmäßig motiviert der 
Wettbewerb „Jugend musi-
ziert“ junge Musiker zu 
besonderen künstlerischen 
Leistungen.  

Historisches
A U S  1 0 0 0  J A H R E N  L E I P Z I G

Geschichte von St. Thomas
Wie der Thomanerchor entstand und 

Johann Sebastian Bach zum Kantor wurde

Geburtsstätte des Thomanerchores: Die Zeichnung zeigt, wie 
die Thomaskirche und die dazugehörige Schule bis 1553 aus-
sahen.                                  Foto: Stadtgeschichtliches Museum

Leipzigs größter Musiker 
kommt nicht aus der Stadt 
an der Pleiße, war aber zu-
mindest zu seiner Zeit Sach-
se. Johann Sebastian Bach er-
blickte am 21. März 1685 in 
Eisenach, damalige Haupt-
stadt des Herzogtums Sach-
sen-Weimar, das Licht der 
Welt. Sein berufl icher und 
privater Lebensweg führte 
ihn größtenteils durch Mit-
teldeutschland und 1723 
nach Leipzig. 

Nach dem Tode Johann 
Kuhnaus ein Jahr zuvor ist 
in der Messestadt die Stelle 
des Thomaskantors neu zu 
besetzen. Dieser leitet die Ge-
schicke der ältesten Kultur-
einrichtung der Stadt, dem 
heute weltbekannten Tho-
manerchor. 

Im Jahre 1212 gründete 
Markgraf Dietrich von Mei-
ßen („der Bedrängte“) das 
Augustiner Chorherrenstift 
zu St. Thomas. Die zwölf Au-
gustiner Chorherren lebten 
nach den Regeln des Augu-
stinus und verbanden das 
Klosterleben mit Seelsorge-
tätigkeit. Dem Kloster wur-
de eine Schule angeglie-
dert, eine am 20. März 1212 
von Kaiser Otto IV. auf dem 
Frankfurter Reichstag besie-
gelte Urkunde bestätigt die 
Gründung der Thomasschu-
le. In dieser wurden Knaben 
vor allem dafür ausgebildet, 
den musikalischen Dienst 
anstelle der Chorherren zu 
übernehmen, die Anfänge 
des Thomanerchors. 

Heute steht im Zentrum 
des Wirkens der Stiftung 

„Chorherren zu St. Thomae“, 
zu der auch Chordamen ge-
hören, die Pfl ege der Musik 
von Bach in Bezug auf ihre 
geistliche Tradition und die 
Wirkungsstätten des Kom-
ponisten in Leipzig. 

Dabei gestaltete sich Bachs 
Bewerbung um das Amt des 
Thomaskantors bekannter-
maßen schwierig. Unter den 
ersten sechs Bewerbern fand 
sich Bachs Name zunächst 
nicht, dafür die bekannter 
Musiker wie Fasch, Rolle und 
Telemann. Letzteren, in Leip-
zig wohlbekannt, wählte der 
Rat am 11. August 1722 zum 
neuen Thomaskantor. Tele-
mann sagte jedoch ab und so 
musste erneut über die Neu-
besetzung beratschlagt wer-
den. Erst im Dezember 1722 
erscheint Bachs Name in den 
Bewerbungsunterlagen. Der 
Rat entschied sich jedoch für 
Graupner, Kapellmeister in 
Darmstadt, der jedoch wie 
Telemann die Stelle aus-
schlug. Das gerne zitierte 
Wort von Ratsherr Abraham 
Christoph Plaz: „Da man nun 
die Besten nicht bekommen 
könne, so müße man mittle-
re nehmen“, zielte zwar nicht 
direkt auf Bach, sondern ver-
mutlich auf einen weiteren 
Mitbewerber, es zeigt aber, 
dass sich die Begeisterung 
des Rates über die noch zur 
Verfügung stehenden Bewer-
ber in Grenzen hielt. Nach der 
Absage Graupners war der 
Weg endlich frei für Bach, 
der im Mai 1723 sein Amt in 
Leipzig antrat. 

          Autor: Tobias Kobe

naten lebendig. Darunter 
sind Highlights ebenso wie 
Alltägliches. So kündet ein 
Silberschatz von der aufstei-
genden Handelsmetropole, 
eine Eisenbahnbrille vom 
Aufbruch in das Zeitalter der 
Mobilität oder eine stehen-
gebliebene Uhr vom Trauma 
einer Kriegsnacht des Jahres 
1943. Kunstvoll fotografi erte 
Gegenstände erzählen Leip-
zigs Werden und Sein, vom 
historischen Augenblick und 
von den Menschen dieser 
Stadt. So entstand ein Buch 
für alle, die Leipzig lieben, 
und auch für jene, die schon 
alles über die Stadt zu wissen 
glauben.

Vorgestellt wurde die 
Publikation Mitte März im 
Rahmen des Lesefestes „Leip-
zig liest“. Das 224 Seiten dicke 
Buch ist für 19,95 Euro im 
Handel erhältlich (ISBN 978-
3-7319-0159-4). 

Anlässlich des 850-jährigen 
Jubiläums der Nikolaikirche 
zeigt die Universitätsbib-
liothek Leipzig, Bibliotheca 
Albertina, Beethovenstraße 
6, bis zum 31. Mai die Aus-
stellung „Dokumente des 
lutherischen Glaubens. Die 
Kirchenbibliothek von St. 
Nikolai in Leipzig“. 

Nur wenige vergleichbare 
Kirchenbibliotheken haben 
in dieser Geschlossenheit die 
Jahrhunderte überdauert. An 
ihrem Bestand lässt sich die 
Entwicklung evangelischer 
Kirchenbibliotheken im mit-
teldeutschen Raum im Gefolge 
der Reformation beispielhaft 
dokumentieren. Eine Vielzahl 
von seltenen Druckwerken des 
16. und 17. Jahrhunderts ver-
deutlicht den Rang der Samm-
lung. Einige herausragende 
Stücke werden sogar erstmals 
öffentlich präsentiert. 

Preise, Titel, Favoriten
Buchmesse mit großem Erfolg zu Ende gegangen / Zahlreiche Preise verliehen 

Hautnahe Begegnungen, 
starke Debatten und literari-
sche Vielfalt: Zur Leipziger 
Buchmesse und dem Lesefest 
„Leipzig liest“ strömten vom 
12. bis 15. März 251 000 Besu-
cher, 14 000 mehr als im Vor-
jahr. „Die Büchermacher aus 
42 Ländern setzten in Leipzig 
ein Zeichen für Meinungsfrei-
heit sowie Weltoffenheit und 
begeisterten für Literatur“, 
erklärt Martin Buhl-Wagner, 
Sprecher der Geschäftsfüh-
rung der Leipziger Messe. 

Natürlich wurden wieder 
zahlreiche Preise verliehen, 
wie der mit 15 000 Euro dotier-
te Leipziger Buchpreis zur 
Europäischen Verständigung. 
Mit ihm ist der rumänische 
Autor Mircea Cărtărescu für 
seine „Orbitor“-Romantrilo-
gie geehrt worden.

Der Preis der Leipziger 
Buchmesse ging an drei 

Autoren, in der Kategorie 
Belletristik an den Lyriker 
Jan Wagner für sein Werk 

„Regentonnenvariationen“. 
Erstmals in der Geschichte 
des Preises wurde er damit 

für einen Lyrikband vergeben. 
In der Kategorie Sachbuch 
wurde Philipp Ther geehrt für 
sein Buch „Die neue Ordnung 
auf dem alten Kontinent. Eine 
Geschichte des neoliberalen 
Europa“. In der Kategorie 
Übersetzung siegte Mirjam 
Pressler mit der Übersetzung 
von Amos Oz jüngstem Buch 
„Judas“.

A u c h  d i e  L e i p z i g e r 
Jugend-Literatur-Jury war 
aktiv und hat bereits zum zehn-
ten Mal ihre sechs Favoriten 
aus über 60 Jugendromanen 
vorgestellt: Das sind: Kevin 
Brooks‘ „Bunker Diary“, Lisa 
Kränzlers „Lichtfang“, Marti-
ne Leavitts „My Book of Life 
by Angel“, David Safi ers „28 
Tage lang“ Malala Yousafa-
zais und Patricia McCormicks 
„Malala – Meine Geschichte“ 
sowie Emil Ostrovskis „Wo 
ein bisschen Zeit ist ...“. 

Feierlicher Auftakt: Zur Eröffnung der Leipziger Buchmesse er-
hielt Mircea Cărtărescu (Mi.) im Beisein von Sachsens Minister-
präsidenten Stanislaw Tillich den Buchpreis zur Europäischen Ver-
ständigung. Die Laudatio hielt Schriftsteller Uwe Tellkamp (re.). 
                                   Foto: Leipziger Messe GmbH / Rainer Justen

Travestie und Show: MuKo 
zeigt „La Cage aux Folles“. 
             Foto:  Kirsten Nijhof

Ausstellung zur 
Kirchenbibliothek 

von St. Nikolai

Archivalien erzählen Geschichte: 
Anhand von 100 Exponaten blickt 
das Stadtgeschichtliche Museum 
in seiner neuen Publikation auf 
1 000 Jahre Leipzig zurück.    
      Cover: Michael Imhof Verlag

Öffentliche Führungen: 

Samstags (bis 3.10.) jeweils 15 Uhr
Sonntags (bis 4.10.) jeweils 12 Uhr
Führungen „60+“ (bis 15.9.), dienstags, jeweils 15 Uhr
Hier gilt zusätzlich ein um 50 % ermäßigter Eintritt für Senioren.

Vorträge:

Donnerstags, jeweils 19 Uhr, Eintritt frei:
16.4. Thomas Döring, Universitätsbibliothek Leipzig 
 „Leipziger Frühdruckzeit“
21.5. Dr. Thomas Keiderling, Privatdozent, Universität Leipzig
 „B. G. Teubner. Zur bewegten Geschichte eines Leipziger
 Großbetriebes (Druckerei und Verlag)“
18.6.  Hermann Eckel, Edition Peters Group, Leipzig
17.9.  Bernd Sikora, Architekt, Leipzig
Die Ausstellung ist an diesen Terminen bis 19 Uhr geöffnet, ab 
17 Uhr gilt ein um 50 % ermäßigter Eintrittspreis.

 Begleitprogramm

www.druckkunst-
museum.de

Drucke Martin Luthers aus der 
Offi zin Melchior Lotter.  

Auf vier Etagen können 
Besucher außerdem mit allen 
Sinnen Leipziger Druckkunst 
erleben. Anhand von rund 
100 voll funktionsfähigen 
Druckerpressen und druckgra-
fi schen Geräten demonstrieren 
Mitarbeiter handwerkliche 
Drucktechniken.

Während der Ausstellung 
ist das Museum zusätzlich 
jeden letzten Samstag im 
Monat von 11 bis 17 Uhr 
geöffnet. Die Schau fi ndet im 
Rahmen des 1000-jährigen 
Stadtjubiläums Leipzig statt. 

www.stadt
geschichtliches-
museum-leipzig.de

http://www.stadtgeschichtliches-museum-leipzig.de/
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Erste Hilfe für Bauinteressenten
Stadt Leipzig eröffnet Technisches Bürgerbüro / Behördengänge und Wartezeiten sollen verkürzt werden

Rat und Hilfe für Bauwillige und Interessierte: Rebecca Fiedler gibt im Technischen Bürgerbüro Aus-
kunft zu Verfahrensfragen und Genehmigungen.                  Foto: Stadt Leipzig

Neue Adresse und Dienst-
leistung  für Bauwillige: 
Am 24. März öffnet die Stadt 
Leipzig ein Technisches 
Bürgerbüro im Haus C des 
Technischen Rathauses, 
Prager Straße 120. Beraten 
wird hier zu Bauverfahren 
und Baugenehmigungen.

„Das Technische Bürgerbüro 
ist ein wichtiger Schritt zur 
Erhöhung der Bürgerfreund-
lichkeit“, betont Baubürger-
meisterin Dorothee Dubrau. 
„Mit seiner Etablierung setzt 
die Verwaltung einen Stadt-
ratsbeschluss um. Wir wollen 
Behördengänge und War-
tezeiten verkürzen. Unsere 
Vision ist es, den Bürgerin-
nen und Bürgern sowie den 
Bauherren und Architekten 
hier umfassende Beratung zu 
allen Themen rund um das 
Bauen als Dienstleistungen 
aus einer Hand anzubieten. 
Von der Antragsabgabe bis 
zur Baugenehmigung. Dazu 
wird ein Team aus allen 
für Bau-Themen relevanten 
Ämtern aufgebaut. Dieses 
anspruchsvolle Ziel, das 
auch die Etablierung eines 
durchgehenden papierlosen 
elektronischen Verwaltungs-
verfahrens erfordert, gehen 
wir personell und technisch 

schrittweise an. 2017 wollen 
wir es erreicht haben.“ 

Ab 24. März startet die 
ersten Stufe. Das Technische 
Bürgerbüro ist von Beginn 
an die zentrale Stelle für die 
Annahme von Bauanträgen. 
Interessenten können sich 
hier über den Ablauf bauord-

Bau / Wirtschaft / Umwelt
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� Zahl der Woche

2 764 851
2 764 851 Übernachtungen und 1 510 374 Ankünfte registrierte 
die Leipzig Tourismus und Marketing GmbH (LTM) im vergan-
genen Jahr in der Stadt. Damit hat Leipzig das Rekordjahreser-
gebnis von 2013 noch einmal übertroffen und blickt auf das bes-
te touristische Jahr seiner Geschichte zurück. Leipzig steigerte 
sich demnach bei den Tagestouristen gegenüber dem Vorjahr 
um 3,9 Prozent und bei den Übernachtungen um 2,5 Prozent. 
Zu diesen Zahlen kommen noch knapp 2 Millionen gewerbli-
che Übernachtungen in der Region Leipzig dazu, sodass sich 
insgesamt 4,8 Millionen Übernachtungen ergeben. Damit ist 
die Region Spitzenreiter in Sachsen, denn sie liefert 25 Prozent 
der Gesamtübernachtungen im Freistaat. 

Mit vereinter Kraft für neuen alten Agra-Park
Der seit Jahrzehnten bei Leip-
zigern und Markkleebergern 
gleichermaßen beliebte Agra-
Park soll deutlich attraktiver 
werden. Bei der Gestaltung des 
Erholungsgebiets wollen beide 
Städte deshalb künftig noch 
besser zusammenarbeiten. 

Ein erster gemeinsamer 
Schritt war kürzlich der sym-
bolische Baggerbiss am ver-
landeten Parkteich auf dem 
Agra-Gelände. Der 2 370 Qua-
dratmeter große Teich soll bis 
Ende des Jahres mit einem 110 
Meter langen Zulaufgraben 
aus der Mühlpleiße geflutet 
werden. Zudem ist der Einbau 
eines Einlaufbauwerkes an 
der Mühlpleiße geplant. Der 
Parkteich ist Teil der Parkfl ä-
chen zwischen Antentempel 

und Mühlpleiße, die von den 
Städten Leipzig und Mark-
kleeberg entwickelt werden. 
„Mit dem Projekt wollen wir 

den Wasserstand im unterhalb 
des Antentempels gelegenen 
Teich dauerhaft sicherstellen“, 
erläutert Leipzigs Umweltbür-

Teich-Sanierung 
im Clara Park 

Seniorenwohnanlage muss schließen

Leipzigs Wirtschaft 
von 1870 bis 1914

An der Schließung der in Pauns-
dorf illegal betriebenen Anlage 
für betreutes Wohnen führt 
kein Weg vorbei. Das Objekt 
der Amalie Wohnungsgesell-
schaft mbH in der Schongauer-
straße 41 steht auf dem Areal 
eines rechtskräftigen Vorha-
ben- und Erschließungsplans, 
auf dem Wohnen rechtlich 
ausgeschlossen ist. Die Bauge-
nehmigung hat die Stadt 1994 
aber lediglich für ein Boarding-
haus und Hotel erteilt. Seit der 
illegale Betrieb 2013 festgestellt 
worden war, sind seitens der 
Stadt mit dem Eigentümer eine 
ganze Reihe von Gesprächen 

germeister Heiko Rosenthal. Bis 
Ende 2016 soll zudem durch die 
Stadt Markkleberg der unmit-
telbar im Umfeld befi ndliche 
Antentempel saniert werden.

Anlässlich des Baustarts 
unterzeichneten die Bürger-
meister einen Kooperationsver-
trag, der auf einer Vereinbarung 
von 2006 fußt, jetzt aber fortge-
schrieben worden ist. Die enge 
Zusammenarbeit von Leipzig 
und Markkleeberg bei der Ent-
wicklung des Agra-Parks sei 
das große Ziel, so Rosenthal. 
Markkleebergs OBM Karsten 
Schütze: „Neu aufgenommen 
haben wir, dass die Vorhaben 
zur Wasserschlange und zur 
Tieferlegung der B2 gemeinsa-
me Projekte der Städte Leipzig 
und Markkleeberg sind.“�

Kooperieren für Agra-Park-Entwicklung: Leipzigs Umweltbürger-
meister Heiko Rosenthal und Markkleebergs Bürgermeister Karsten 
Schütze beim Baggerbiss für den neuen Teich. Foto: Stadt Leipzig/quo

Bild xx

geführt worden, um Lösungen 
für den rechtmäßigen Betrieb 
und die betroffenen Bewohner 
zu fi nden. Dabei signalisierte 
die Stadt nicht nur Hilfe bei 
der Suche nach Ersatzstand-
orten, sondern bot auch einen 
solchen an. Die Mitwirkung 
des Eigentümers hingegen blieb 
auf ein Minimum beschränkt, 
sodass  sich die Stadt im März 
2014 zur Untersagung der 
Nutzung gezwungen sah, 
um Baurecht durchzusetzen. 
Die Wohnungsbaugesellschaft 
beschritt daraufhin den Rechts-
weg, scheiterte aber sowohl vor  
dem Verwaltungsgericht (VG) 

(Mai 2014) als auch vor dem 
Oberverwaltungsgericht (OVG)  
Bautzen (September 2014). Der 
Bitte der Stadt, sich jetzt mit 
den Mietern in Verbindung zu 
setzen, ist der Vermieter nicht 
nachgekommen, stattdessen 
hat er weitere Mietverträge 
geschlossen. 

Aus diesem Grund ist die 
Stadt Anfang März aktiv gewor-
den und hat die Bescheide über 
die Nutzungsaufgabe und 
zwei Informationsblätter an 
die Mieter versandt, die zum 
einen die Situation erklären und 
zum Zweiten Ansprechpartner 
der Stadt Leipzig benennen, die 

„Leipzig wird groß ...“ heißt eine 
Ausstellung, die sich mit der 
Entwicklung der hiesigen Wirt-
schaft in den Jahren 1870 bis 1914 
beschäftigt. Zu sehen ist sie vom 
30. März bis 20. Juni in der Stadt-
bibliothek, Wilhelm-Leusch-
ner-Platz 10-11, zweites Oberge-
schoss. Ausgangspunkt ist die 
Inbetriebnahme der ersten deut-
schen Ferneisenbahnstrecke, 
der Leipzig-Dresdner Eisen-
bahn, im Jahr 1839. Beleuchtet 
werden anhand von Fotos, 
Texten und Büchern u. a. die 
Entwicklung der Messe und 
der Industrie. Am 9. April ab 19 
Uhr gibt es einen begleitenden 
Vortrag zum Thema. Die Schau 
wird gefördert von der IHK 
Leipzig. �

Licht an: Ab Mitte des 19. Jahr-
hunderts hat Leipzig Gaslaternen 
betrieben.    Foto: Rudolf Linke

Der Inselteich im Clara-Zet-
kin-Park wird trockengelegt. 
Die Stadt bereitet damit die 
Sanierung des Teiches vor. 
Zwei Wasserpumpen unter-
stützen die Trockenlegung, weil 
Müll, Unrat, Laub und Geäst 
den künstlichen Wasserablauf 
behindern. Die Stadt kooperiert 
hier auch mit dem Teichpächter, 
dem Anglerverband Leipzig 
e.V., der, falls erforderlich, den 
Teich abfi schen muss.

Ab voraussichtlich Mitte Mai 
beginnt dann die Sanierung. 
Sediment soll beräumt, die 
Böschung instandgesetzt, Zu- 
und Ablauf erneuert werden, 
damit bei starkem Regen der 
Rückstau aus dem Haupt-
sammler der KWL verhindert 
werden kann. �

nungsrechtlicher Verfahren, 
über Zuständigkeiten und 
Ähnliches beraten lassen. 
Auch E-Mails und Anrufe 
über die Hotline landen hier. 
Das Büro beantwortet einfa-
che Anfragen wie etwa nach 
der Genehmigungspflicht 
von Bauvorhaben – zur 

Errichtung einer Garage z. B. 
wird eine Baugenehmigung 
benötigt, zum Aufbau eines 
Zeltes für eine temporäre 
Veranstaltung ist keine Bau-
genehmigung erforderlich. 
Beschwerden, Anzeigen und 
Hinweise auf Mängel werden 
entgegengenommen.

In der zweiten Stufe, vor-
aussichtlich ab 2016, soll das 
Technische Bürgerbüro eine 
Lotsenfunktion übernehmen. 
Geplant ist, dafür auch Mit-
arbeiter des Amtes für Bau-
ordnung und Denkmalpfl ege, 
des Stadtplanungsamtes, 
des Verkehrs- und Tiefbau-
amtes und des Amtes für 
Umweltschutz in das Team 
einzubinden. 

Wenn es bis 2017 gelingt, 
das Team auch mit Mitarbei-
tern des Amtes für Stadter-
neuerung und Wohnungs-
bauförderung aufzustocken,   
könnte Stufe drei eingeläutet 
werden. Dann nämlich möch-
te die Stadt im Technischen 
Bürgerbüro „Bauen aus einer 
Hand“ anbieten, also ein 
Komplettdienstleister für alle 
Leipziger sein, die Beratung 
und Hilfe  beim Bauen benö-
tigen. �

� Info

Adresse:
Technisches Rathaus
Prager Straße 120 / Haus C
Telefon: 1 23 89 22

Öffnungszeiten:
Di. 9-18 Uhr/ Do. 9-13 Uhr

Wunderwerke alter Technik 
und eine einzigartige Parkland-
schaft sind Ziel eines Osteraus-
fl ugs am 4. April, veranstal-
tet vom Eisenbahnmuseum. 
Auf die Reise geht es  ab 9 Uhr  
vom Bahnhof Plagwitz mit 
einer Dampfl ok  in  Richtung 
Ferropolis. Auf der Halbinsel 
des Gremminer Sees stehen 
fünf ausgediente Schaufel-
rad- und Eimerkettenbagger 
sowie Absetzer zur Besichti-
gung. Im Anschluss fahren 
Busse weiter zum „Wörlitzer 
Park“, hier  können Ausfl üg-
ler ausgiebig spazieren. Wer 
Interesse an der Sonderfahrt 
hat, kann Karten unter Tel. 
0173 5 62 30 35 (Mo.-Fr., 18-19.30 
Uhr) oder www.dampfbahn 
museum.de bestellen. �

Dampfsonderfahrt 
nach Ferropolis

bei der neuen Wohnungssuche 
behilfl ich sein können.

Die vom Sozialamt her-
ausgegebene Broschüre zum 
betreuten Wohnen listet 70 
solcher Einrichtungen auf, 
deren Baugenehmigung nicht 
im Einzelnen geprüft worden 
ist.  Nach dem Urteil des OVG 
sei das von der Stadt auch nicht 
zu leisten. 

Aufgrund des großen Ange-
bots geht die Verwaltung davon 
aus, daß binnen eines Jahres für 
jeden Bewohner eine adäquate 
Lösung gefunden wird. Bei der 
Suche nach Einrichtungen ist die 
Stadt gern behilfl ich. �

Neue Ampel in der 
Heinze-Straße

Eine neue Fußgängeram-
pel soll den Schulweg und 
Zugang zum Herderplatz 
sicherer machen. Aufge-
stellt wird sie in der Wolf-
gang-Heinze-Straße süd-
lich der Einmündung der 
Herderstraße und löst die 
bisherige mobile Ampel ab. 
Mit der Installation wird 
ein vielfacher Wunsch aus 
dem Stadtteil und damit ein 
Stadtratsauftrag dauerhaft 
umgesetzt. Seit 16. März 
laufen mit der Umverlegung 
einer Trinkwasserleitung die 
vorbereitenden Arbeiten, 
im Juli soll dann die Ampel 
stehen. Der Verkehr wird 
während des Baus aufrecht 
erhalten. �

Achtung Eisvogel! 
Stadt kontrolliert 

Aufl agen

Wieder da: Seit Anfang März 
brütet ein Eisvogelpärchen 
bereits im Floßgraben. Um 
die Brut nicht zu gefährden, 
schränkt die Stadt das Befahren 
des Floßgrabens mit Booten und 
das Betreten der Uferwege ein. 
Laut Allgemeinverfügung gilt: 
Maschinenbetriebene Wasser-
fahrzeuge aller Art dürfen den 
Floßgraben nicht befahren, 
muskelbetriebene Wasserfahr-
zeuge wie Kajaks und Kanus 
müssen sich an die Zeiten 
halten. Sie dürfen von 11 bis 
13 Uhr, von 15 bis 18 Uhr und 
zwischen 20 und 22 Uhr fahren. 
Außerdem dürfen Äste im 
Gewässerumfeld nicht besei-
tigt, der Uferbereich beidseitig 
20 Meter nicht betreten und 
Hunde nicht ohne Leine geführt 
werden. Stadtordnungsdienst 
und Polizei kontrollieren die 
Aufl agen, deren Nichteinhal-
tung als Ordnungswidrigkeit 
oder Straftat behandelt wird. �

Steht streng unter Naturschutz: 
der Eisvogel.          Foto: Nabu

Nachtarbeiten in 
Könneritzstraße

Vom 23. bis 28. März wer-
den in der Könneritzstraße 
Baugrunduntersuchungen 
notwendig. Die Arbeiten 
erfolgen teilweise nachts 
und stehen im Zusammen-
hang mit dem Umbau der 
Könneritzstraße. In der ver-
gangenen Woche ist die Tief-
baufi rma hier auf einen alten 
Abwasserkanal gestoßen, 
dessen Existenz in keinem 
Baudokument verzeichnet 
war. Die Bauherren wollen 
die Arbeiten schnellstmög-
lich abschließen, bitten die 
Anwohner schon jetzt für 
auftretende Lärmbelästi-
gung um Verständnis.   �
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Südstraße 50 · 04178 Leipzig
Telefon: 03 41 / 4 42 75 51
Telefax: 03 41 / 4 42 75 54
E-Mail: info@
thiele-trockenausbau.de

Thiele Trockenausbau
Einblasdämmung
z. B. Zellulose

Kerndämmung
von doppelschaligem 
Mauerwerk

Blower-Door-Test
Thermografi e

WWW.THIELE-TROCKENAUSBAU.DE

Trocken- und 
Innenausbau

Raumakustik / 
Schallschutz
Ansprühverfahren

KOMPETENZ GESTALTET KOMPETENZ GESTALTET 
LEBENSRÄUMELEBENSRÄUME

HIER SIND SIE IN GUTEN HÄNDENHIER SIND SIE IN GUTEN HÄNDEN
Ihr Spezialist für

Sonnenschutz am Haus

LS-Systeme: Nie wieder streichen
Langlebige Tor- und Zaunanlagen aus Aluminium

STÄNDIGE MUSTERAUSSTELLUNG

Koburger Straße 216 · 04416 Markkleeberg

Telefon 0341 / 3 58 20 29 · www.LS-Systeme.de

Tore, Zäune und 
Fensterläden 

aus Aluminium

Seit 15 Jahren steht die Firma LS-Sys-
teme für hochwertige Tor-und Zaun-
anlagen aus beschichtetem Alumini-
um. Der Clou: Sind die Zäune und 
Tore montiert, braucht man sich um 
die Pfl ege nicht mehr zu kümmern. 
Durch die Pulverbeschichtung der 
Aluminiumelemente muss nichts ge-
strichen werden. „Das hält wie ein 
Autolack“, weiß Lutz Striegler. Der 
Markkleeberger kümmert sich seit 15 
Jahren mit seiner Firma LS-Systeme 
um langlebige Tor- und Zaunanla-

gen aus Aluminium. Längst gilt LS-
Systeme als Marktführer im Raum 
Leipzig-Halle. Über 3500 Referenz-
anlagen wurden bereits montiert.
Der individuellen Gestaltung steht 
dabei nichts im Wege. Der Vorteil: 
Nichts wird brüchig, nichts blät-
tert ab – eine Versiegelung mit Lack 
oder Firnis kann man sich sparen. 
Vor einem Ausbleichen der Farben 
braucht man keine Angst zu haben 
– selbst jahrelanges Sonnenlicht ist 
kein Problem.

  
 

 

Besuchen Sie uns in unserer schönen Ausstellung auf ca. 2.000 m² in DELITZSCH (neben Mc Donalds) 

mit Vorführung und individueller Fachberatung.

DER WEITESTE WEG LOHNT SICH!

Dr. Helmut-Schreyer-Str. 14 · 04509 Delitzsch
Tel. 034202 / 510 01 · Fax 034202 / 51 10 03 · www.pool-glocke.de

Alles aus einer Hand: Beratung • Planung • Finanzierung • Realisierung • Service

Von preiswert über exklusiv bis zum spektakulären Event-Pool.
Ob Neuanschaffung, Modernisierung oder Sanierung – wir sind Ihr Partner!

Schwimmbadbau Glocke
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Pools und alles, was dazu gehört

Qualität  seit 1991

Schöner baden mit besseren Ideen 
in unserer Ausstellung:

• Reparatur – Service – Beratung
• aktuelle Trends der Badgestaltung

• kreative Badlösungen für jeden Bedarf

Bad-Ausstellung: Waldzieststraße 9 • 04329 Leipzig
Tel: 0341/2711833

Dienstag und Donnerstag 9.00 bis 18.00 Uhr

Matthias Kahlo
Installationsbetrieb

Hauptsitz: 
Am Kellerberg 12, 
04349 Leipzig/Plaussig

Bad - Küche - HeizungBad - Küche - Heizung

Tel. 03 42 98 / 6 26 77 
Fax 03 42 98 / 6 26 79
Funk 01 72 / 3 40 16 81

Ihr Bad- und
HeizungsSpezialist

25

WTS - Wintergarten Träume
Steffen Meersteiner
Feldstraße 6 · 04435 Schkeuditz
www.wintergarten-sachsen.eu

�  034205 - 42 119
3  034205 - 45 373
Ö  s.meersteiner@
 wintergarten-sachsen.eu

WINTERGÄRTEN & TERRASSENDÄCHER direkt ab Werk

FORDERN SIE JETZT IHRE KOSTENLOSE VOR-ORT-FACHBERATUNG AN

Aktionswintergarten
in 4 x 3 Meter Wohnraumqualität

ab 11.995,- €
inkl. MwSt, Aufmaß und Montage 

BAUM- UND ROSENSCHULE
Helmut Zumpe, Gartenbaumeister gegründet 1900

... DENN GRÜN IST LEBEN!

Lützner Straße 70 · 04420 Markranstädt
Telefon (03 42 06) 8 76 75 · Fax (03 42 06) 5 86 04

www.baumschule-zumpe.de
Öffnungzeiten: Montag - Freitag 

8 - 12 und 13 - 18 Uhr · Samstag 9 - 14 Uhr

3,00 m x 6,00 m x 2,70 m
verschiedene Farbtöne wählbar
inkl. 1 Stk. Hörmann-Sectionaltor 
(2,50 m x 2,125 m)
mit Antrieb und Handsender
inkl. Statik für Bauamt 

JJEEETTTZZZZTTTT ZZZUUGGGRRRREEEEIIIIFFFFEEENNNN !!!!!
NNNNNUUURR SOLLAAANNNGGG DDDEEERRR VVVVVVOOOORRRRRRAAATTT RREEIICCCHHHHTTT !!TTT RREEIICCCHHTT !!
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Fliesenland Leipzig GmbH & Co. KG
Braunstraße 15 · 04347 Leipzig
T 0341 24 55 50 · F 0341 24 55 555 5
www.fl iesenland-leipzig.de

Markenfl iesen ab

je m², zzgl. MwSt.

   FLIESEN-   FLIESEN-

SONDERPOSTEN
SONDERPOSTEN

MARKENFLIESEN STARK REDUZIERT

Qualität für gesundes Sitzen und Schlafen
aus Sachsen und Sachsen-Anhalt

Wohnkomfort nach Maß bei uns werden die Polstermöbel auf 
Wunsch den Menschen und ihrer Umgebung (Größe der Wohnung) 
individuell angepasst, Heißt: Bei uns gehört z.B. das Kissen im  
Rücken der Vergangenheit an. 
Kein Problem sind kleine Wohnungen oder ungewöhnliche Raum-

grundrisse, Über-
maße und Unter-
maße bei Sesseln, 
Betten, Sofas und 
Liegen.

bis 21.11.2014

und Schlafen

e

Gutschein
300,- €

Gutschein 
nur einlösbar 

beim Kauf einer 
Polstergarnitur 

Betrag nicht auszahlbar.

Öffnungszeiten: Montag – Freitag 10 – 18 Uhr   
Parkplätze vorhanden  
S-Bahn Haltestelle Wilhelm-Liebknecht-Platz
Berliner Straße 1/Ecke Eutritzscher Str.  

Neu im Angebot:
Liegen, Polster- und Boxspring-
betten in verschiedenen
Abmessungen.

bis 31.03.2015.

 +49(0)341 24 46 71 8furnissimo.de   Stöhrerstr. 13   04347 Leipzig

Zeit für neue Möbel?

Online-Möbelshop...mit Liebe zum Detail

www.furnissimo.de



Anzeigen

BRANCHENSPIEGEL

Kaufe Wohnmobile & Wohnwagen
03944-36160, Fa. www.wm-aw.de

Wohnmobile

PKW-Ankauf, Tel. 4 41 06 61
Schaller Automobile, Plautstr. 17

PKW-Ankauf

www.av-leipzig.de

An- & Verkauf S. Knoll 
Täglich Ankauf Gold & Silber

+++ Sofort Bargeld +++

NEU: Ankauf von versilbertem Besteck!

Leipzig-Gohlis
Elsbethstraße 19-25
04155 Leipzig

Zentrum-Ost
Dresdner Straße 25
04103 Leipzig

Leipzig-Lindenau
Lindenauer Markt 5
04177 Leipzig

www.parkettboden-aufarbeiten.de

Bodenbelagsarbeiten

Hermann Richter
Inhaber Jens Richter

Orthopädie-Schuhtechnik

www.orthopaedie-schuhtechnik-richter.de

• Orthopädische Maßschuhe • Einlagen • Schuhzurichtungen 
• Innenschuhe • Orthesen • Kompressionsstrümpfe 

• Maßschuhe  • Reparatur • Hausbesuche • Fußdruckmessung
SEIT JAHREN IM DIENSTE UNSERER KUNDEN

Alle Kassen und Behörden
Clara-Wieck-Str. 2a · 04347 Leipzig

Straßenbahn Linie 1 · Bus Linie 90 u. 90 E (bis Stöckelstraße)
03 41/2 31 30 13

Öffnungszeiten: Mo – Fr 9.00 – 12.00 Uhr · Mo/Do 14.00 – 18.00 Uhr
Di 14.00 – 17.00 Uhr, Mi 14.00 – 15.30 Uhr

Orthopädie-Schuhtechnik

Ankauf Gold & Silber

Die LWB mbH beabsichtigt, je nach Vollständigkeit der Teilnahme-
anträge, mindestens 8 Unternehmen – auch Bietergemeinschaften 
– zur Abgabe von Angeboten aufzufordern. Voraussetzung für die 
Annahme von Bewerbungen sind vollständige Nachweise (s. unten).

Baumaßnahme und Leistungsort: Elektroinstallation in der  
Poserstr. 3 – 9, 11 – 15, 17 – 21 in Leipzig

Leistungsumfang:
- Errichtung von 5 Zählerschränken mit je 11 Zähler
- Errichtung von 5 Zählerschränken mit je 16 Zähler
- Erneuerung von 80 Stück 3-reihigen AP-Verteilungen in den 

 Wohnungen unter bewohnten Bedingungen
- Verlegung von ca. 2.500 m Zuleitungskabel vom Zähler zur UV-Whg
- Installation von ca. 300 m Installationskanal in den Wohnungen
- Montage von ca. 150 m Brandschutzverkleidung F90 in den Treppen-

häusern
 Montage von ca. 100 m Brandschutzkanal F90 in den Treppenhäusern
- Montage von ca. 150 St Installationsgeräten in den Treppenhäusern
- Demontage der Altinstallation (ca. 80 Verteiler, 300 m Kanal, 150 m 

Blechverkleidung in den Treppenhäusern)
- Malerseitige Ausbesserungsarbeiten in den Treppenhäusern und 

Wohnungen

Aufteilung in Lose: nein; Bewerbungen sind nur für die Gesamt-
leistung möglich

Voraussichtl. Ausführungsfrist: 06.07.2015 – 27.11.2015 

Bewerbungen bis: 13.04.2015

zu richten an: Leipziger Wohnungs- und Baugesellschaft mbH, 
 Vergabestelle, Prager Str. 21 in 04103 Leipzig, Tel. 0341 - 992 4330

Ausgabe/Versand: 04.05.2015

Angebotseinreichung: 26.05.2015 bis 10:00 Uhr

Bindung an das Angebot bis: 26.06.2015
Die Berücksichtigung von Bewerbungen richtet sich nach der Voll-
ständigkeit der beigefügten Nachweise. Ein Anspruch auf Berück-
sichtigung besteht nicht.

Nachweise: Die nachfolgend genannten Nachweise sind mit der 
Bewerbung vorzulegen!
- Nachweis der Fachkunde durch Eintragung in die Handwerksrolle/

IHK für Elektroinstallationen
- gültige Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft
- vergleichbare Ausführungen/Referenzen in den letzten 3 Geschäfts-

jahren unter bewohnten Bedingungen
- Umsatz der letzten 3 Geschäftsjahre; Anzahl gewerblicher Arbeit-

nehmer nach Berufsgruppen; Hinweis: Während der Ausführung ist 
eine Mindestanzahl von 6 Arbeitskräften für die gesamte Bauzeit 
auf der Baustelle sicherzustellen. 

- Handelsregisterauszug aus 2014, bei GbR Vertretungsvollmacht
Bietergemeinschaften haben die Mitglieder, den bevollmächtigten 
Vertreter und die Absicht, im Auftragsfall eine ARGE zu bilden, zu 
nennen. Die Nachweise gelten für die Mitglieder ebenso.

Sicherheiten: Vertragserfüllungsbürgschaft 5 v. H.
        Mängelansprüchebürgschaft 3 v. H.

www.lwb.de

www.sbwleipzig.de

STÄDTISCHES
BESTATTUNGSWESEN
LEIPZIG GMBH

Kompetente Dienstleistungen 
aus einer Hand - von der Bestattung 
bis zur Grabpfl ege

Bestattung: 0341 8610770
Grabpfl ege: 0341 8611589
Blumeneck: 0341 4240181

HILFE IM TRAUERFALL

Die Leipziger Wohnungs- und Baugesellschaft mbH beabsichtigt, je 
nach Vollständigkeit der Teilnahmeanträge, bis zu 8 Unternehmen zur 
Abgabe von Angeboten aufzufordern.

Baumaßnahme: Wartung Dachflächenfenster in 04347 Leipzig- 
Schönefeld, Los 1 (Löbauer Str. 2 – 6, Paul-Heyse-Str. 47 – 61,  
Zittauer Str. 22 – 24, Schönefelder Allee 19 – 25, Zittauer Str. 18 – 20, 
Paul-Heyse-Str. 52 – 66, Löbauer Str. 8 – 12)

Leistungsumfang: Tischlermäßige Wartungsarbeiten an Dachflächen-
fenstern aus Holz, in einer denkmalgeschützten Wohnanlage. Dach-
geschoßausbau einschl. Einbau der Fenster erfolgte ca. 1995. Ges.  
ca. 45 bewohnte Wohnungen mit 320 Dachflächenfenstern, überwie-
gend VELUX-Fenster GGL 408 und GGL 608.

Aufteilung in Bauabschnitte: nein, Bewerbungen sind nur für die 
Gesamtleistung möglich

Voraussichtl. Ausführungsfrist: 29.06.2015 – 30.10.2015 

Bewerbungen bis: 02.04.2015

zu richten an: Leipziger Wohnungs- und Baugesellschaft mbH, 
 Vergabestelle, Prager Str. 21 in 04103 Leipzig, Tel. 0341 - 992 4310

Ausgabe/Versand: 21.04.2015

Angebotseinreichung: 06.05.2015 bis 10: 00 Uhr
Ein Anspruch oder Erklärungen seitens des Bauherrn auf Berücksich-
tigung bestehen nicht.

Nachweise: Die nachfolgend genannten Nachweise sind mit der 
Bewerbung vorzulegen!
- Nachweis der Fachkunde mit Eintragung Handwerksrolle/IHK als 

Tischler/Glaser 
- Referenzen für Wartung VELUX-Fenster – Nachweis hierfür ist der 

Bewerbung beizufügen
- gültige Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft 
- vergleichbare Ausführungen in den letzten 3 GJ unter bewohnten 

Bedingungen 
- Umsatz der letzten 3 Geschäftsjahre, Anzahl gewerblicher Arbeit-

nehmer nach Berufsgruppen
- Handelsregisterauszug aus 2014, bei GbR Vertretungsvollmacht
Bietergemeinschaften haben die Mitglieder, den bevollmächtigten 
Vertreter und die Absicht im Auftragsfall eine ARGE zu bilden, zu 
nennen. Die Nachweise gelten für die Mitglieder ebenso.

www.lwb.de

Sie haben das LEIPZIGER Amtsblatt 
nicht bekommen?

Telefon: 
0800 / 21 81 040
Der Anruf ist kostenfrei!

Baubegleitende 
Qualitätskontrolle bei 
der Modernisierung

(djd). Nicht nur im Neubau, 
auch in der Modernisierung 
von Bestandshäusern sind 
Baumängel keine Seltenheit, 
wie gemeinsame Studien 
des Bauherren-Schutzbund 
e.V. (BSB) und des Instituts 
für Bauforschung e.V. (IFB) 
zeigen. Bei Maßnahmen wie 
dem Fenster- und Türentausch, 
einem Umbau in Richtung 
Barrierefreiheit oder einer 
energetischen Modernisierung 
können baubegleitende Quali-
tätskontrollen durch unabhän-
gige Bauherrenberater daher 
ebenso wichtig sein wie im 
Neubau. Mehr Informationen 
und Adressen von Bauherren-
beratern gibt es unter www.
bsb-ev.de.

Fraktionen zur Sache
Leipziger Amtsblatt
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Kein Ausverkauf 
der Stadt!

Neustart für Natur-
kundemuseum

Doppelhaushalt 
verabschiedet

Christian 
Schulze

Stadtrat

Fraktionen zur Sache: Mit dieser Serie gibt das Amtsblatt den Fraktionen im Leipziger Stadtrat Gelegenheit, ihre konkreten Positionen darzulegen. In jeder neuen 
Ausgabe können sie zu kontrovers diskutierten Themen der Stadtpolitik Stellung nehmen oder Themen aufgreifen, die sich mit kommu-
nalpolitischen Zielen verbinden. Die Autorenschaft der Beiträge liegt bei den einzelnen Fraktionen.          Fotos: Stadt Leipzig/M. Jehnichen

Mehr Demokratie 
wagen!

Jörg
Kühne

Stadtrat

Dr. Ilse 
Lauter

Stadträtin

Vereinszweck 
ist Selbsthilfe!

Tim
Elschner

Stadtrat

Andrea
Niermann

Stadträtin

Unser Naturkundemuseum ist ein histo-
risch gewachsener Teil der Leipziger Muse-
umslandschaft – sowohl inhaltlich als auch 
architektonisch. Es verfügt über beachtliche 
Sammlungen in den Bereichen  Geologie, 
Botanik, Zoologie und Archäologie und 
birgt damit noch sehr viel Potenzial, das es 
zu heben gilt. Seine gegenwärtige Situation 
ist völlig inakzeptabel und resultiert u. a. 

aus fehlender Vernetzung 
der bisherigen Leitung, 
problematischem Bau-
zustand und veralteter 
Dauerausstellung. Das 
Museum braucht also einen wirklichen 
Neustart. Erster Schritt in diese Richtung ist 
die zügige Besetzung der Direktorenstelle. 
Diese neue Museumsleitung darf nicht 

vor vollendete Tatsachen 
gestellt werden, sondern 
muss in der Lage sein, das 
neue Konzept auf Basis des 
vorhandenen Masterplans 

hauptverantwortlich mitzugestalten. Fach-
liche Qualifi kation allein reicht dabei nicht 
aus, benötigt wird auch die Qualifi kation 
zur Vernetzung und zur Einwerbung von 

Drittmitteln. Der Doppelhaushalt 2015/16 
enthält Planungsmittel für das Museum. 
Dessen bauliche Erweiterung ist grund-
sätzlich wünschenswert. Voraussetzung 
ist aber aus Sicht der CDU-Fraktion, dass 
der Erweiterungsbau nach neuem Kon-
zept erforderlich ist und dass es gelingt, 
hierfür Fördermittel und Drittmittel zu 
akquirieren. �

Um den Erfordernissen einer nachhalti-
gen Stadtentwicklung stärker Rechnung 
zu tragen, bedarf es eines langfristig 
ausgerichteten modernen Flächenma-
nagements und einer transparenteren 
Liegenschaftspolitik. Deswegen stellte 
unsere Fraktion einen Änderungsantrag 
zum Haushaltsplan, der diese strategi-
sche Neuausrichtung der kommunalen 

Liegenschaftspolitik ein-
fordert und ermöglichen 
würde. Bisher folgt die 
Liegenschaftspolitik viel 
zu häufi g dem Verwer-
tungsprinzip. Denn die Stadt hat nicht 
nur die Pfl icht zur Daseinsvorsorge, auch 
die Konkurrenz der Nutzungsansprüche 
an Flächen hat sich verschärft: Wohnen 

steht in Konkurrenz mit 
gewerblicher Nutzung. 
Und beide stehen im Wett-
bewerb mit erforderlicher 
sozialer Infrastruktur und 

dem  Freiraum. 
Wir Grünen halten den strategischen 

Flächen- und Gebäudeerwerb zur Wei-
terentwicklung der nutzungsgemischten 

Stadt für erforderlich. Und sprechen uns 
deswegen für ein Umdenken bei der 
Vergabe geeigneter Grundstücke nach 
einem Konzept aus – für die Schaffung von 
Wohnraum oder für kulturelle Nutzungen. 
Damit wollen wir die Steuerungs- und 
Strategiefähigkeit der Stadt bewahren, 
denn  ein „Weiter so!“ würde nicht den 
Anforderungen der Zukunft dienen. �

Die Diskussion zum Haushaltsplan der 
Stadt Leipzig  bog mit der Beschlussfassung 
im Stadtrat am 18.03.15 auf die Zielgerade 
ein. Zum ersten Mal hatten die Ratsmitglie-
der die Aufgabe, einen Doppelhaushalt für 
die Jahre 2015 und 2016 zu bewerten, Ände-
rungsanträge zu formulieren und abzuwä-
gen. Die Schwerpunkte der SPD-Fraktion 
lagen dabei traditionell in den Themenfel-

dern Kitas, Schulen und 
Verkehrsinfrastruktur, 
wo wir insbesondere in 
der Unterhaltung, also in 
der Bestandssanierung, 
einen zusätzlichen Bedarf sahen. Aber 
auch in den Bereichen Wirtschaftsförde-
rung, Jugendhilfe und Wohnungspolitik 
hatten wir Änderungsbedarf. Mit der 

Veröffentlichung des woh-
nungspolitischen Kon-
zeptes Ende April wird 
das Thema Wohnen noch 
stärker in den öffentlichen 

Fokus rücken. Nach meiner Einschätzung 
wurden insgesamt gute Kompromisse in 
den Haushaltsberatungen im Sinne vieler 
Bürger gefunden. Kompromisse bedeuten 

natürlich, dass auch wir uns nicht an allen 
Stellen hundertprozentig durchsetzen 
konnten. Nach der Verabschiedung des 
Haushalts in der Ratsversammlung liegt 
der Ball nun bei der Landesdirektion 
hinsichtlich einer schnellen Prüfung und 
Genehmigung der Haushaltskennzahlen, 
damit die geplanten und notwendigen 
Investitionen zeitnah beginnen können. �

Nach jahrelangem Verharren geht die 
Leipziger Verwaltung Schritte zur 
Beseitigung alter Ungerechtigkeiten und 
Ungleichheiten. So werden den eingemein-
deten Ortschaften künftig Brauchtums-
mittel entsprechend ihrer Einwohnerzahl 
ausgereicht und nicht entsprechend ihrer 
Eingemeindungsart. Damit fi ndet ein alter 
Streit hoffentlich sein Ende.

Mit einer anderen Vor-
lage gibt es eine „Flur-
bereinigung“. Denn in 
fast allen Stadtteilen galt 
bisher neben der Stadt-
bezirksverfassung auch die Ortschafts-
verfassung. Nur eines von beiden, fordert 
die Landesdirektion. So entspricht künftig 
die Zusammensetzung der Stadtbezirks-

beiräte dem realen Stimm-
verhältnis besser. Deshalb 
werden wir diesen Schritt 
mittragen. 
Doch der nächste Schritt 

in Richtung Demokratie – nämlich die 
Ortschaftsverfassung nach § 65 ff. der 
Sächsischen Gemeindeordnung für das 
gesamte Stadtgebiet einzuführen – geht 

der  Verwaltung dann doch zu weit. Wo 
kämen wir dahin – zehn gewählte Ort-
schaftsräte mehr, mit Antrags-, Rede- und 
Haushaltsrecht, mit gewähltem Ortsvor-
steher… das geht gar nicht! 
Das wären ja fast Dresdner Verhältnisse. 
Denn dort gibt es einen entsprechenden 
Ratsbeschluss. 
Wir bleiben dran, wie seit Jahren. �

In der Februar-Ratsversammlung wurde 
über einen „Schutzschirm“ für Leipziger 
Vereine und Verbände heftig debattiert. 
Das Ergebnis zweier Ursprungsanträge 
wäre aus Sicht der AfD-Fraktion vor allem 
die Schaffung eines verwaltungsseitigen 
Bürokratie-Monsters gewesen, genannt 
„städtisches Gesamtkonzept für Vereine“, 
und die sich sozusagen daraus ableiten-

de städtische fi nanzielle 
Absicherung aller dies-
bezüglichen „Bedürfnis-
se“! Zum Glück wurden 
Lösungen mit Bodenhaf-
tung gefunden: So wurden Mittel in Höhe 
von  zusätzlich 20 000 Euro für Personal 
der Freiwilligenagentur beschlossen sowie 
strukturelle Hilfe für Vereinsanliegen durch 

Schaffung einer Beratungs-
stelle innerhalb der Stadt-
verwaltung! Denn: Sind 
Vereine und Verbände nicht 
zuallererst Konstrukte der 

Selbsthilfe, d. h. der Eigenverantwortung 
bei der Umsetzung selbst gewählter Ziele, 
die selbstverständlich die ganz eigene Mobi-
lisierung von Mitgliedern und Finanzen 

betreffen? Dies entspricht schließlich auch 
dem Sinn des Wortes „Verein“! Angemesse-
ne städtische Hilfe zur Vereins- Selbsthilfe 
fi ndet trotzdem unsere ungeteilte Unter-
stützung – allerdings nur für Leipziger 
Vereine, die auf dem Boden des Grundge-
setzes stehen! Und selbstverständlich für 
Vereine, die städtische Pfl ichtaufgaben 
übernommen haben! �



Anzeigen

Mahlzeit eingenommen bis das 
pers. Wunschgewicht erreicht ist.

evavita® fi gur Vital Tee – un-
terstützt den Stoffwechsel und 
entwässert zusätzlich.

Zum Dranbleiben ohne Jo-Jo 
Effekt gibt es die evavita® Brause-
tabletten, die Morgens und Abend 
eingenommen dazu beitragen das 
erreichte Wunschgewicht dauer-
haft zu erhalten.

Der gefürchtete Effekt einer 
erneuten Gewichtszunahme ist 
somit Vergangenheit!

Die 3 Präparate von evavita®- 
einfach Abnehmen wurden gezielt 
zur diätetischen Behandlung von 
Übergewicht (Body-Mass-Index 
> 25) entwickelt, sind studienbe-
legt, sehr gut verträglich und ab 
sofort in Apotheken erhältlich. 
Weitere Informationen unter 
www.evavita. de

wickelte Konzept ist genial ein-
fach und für jede Frau leicht an-
zuwenden. evavita® active burner 
Tabletten – der erfolgreiche Start 
zum Wunschgewicht, die Tab-
letten werden einfach vor jeder 

Genau richtig zum Frühlings-
start und der nahenden Bikini 
Saison können Betroffene Frauen 
nun überfl üssige Pfunde loswerden.

Fettpolster an Hü fte, Bauch, 
Beinen und Po sind fü r viele Damen 
die Problemzonen Nummer 1. 
Häufi g beginnen die Gewichtspro-
bleme bereits in der Jugend. Auch 
nach der Schwangerschaft ist es 
oft schwer, das frü here Gewicht 
wieder zu erreichen. 

Auch die Wechseljahre schließ-
lich fü hren zu einer deutlichen 
Gewichtszunahme und wecken 
den starken Wunsch, ungeliebte 
Fettpolster verschwinden zu 
lassen und endlich erfolgreich 
abzunehmen.

Schlank Wunder Formel –
nur für Frauen

Dank evavita® ist das jetzt mög-
lich! Das von Fachärzten neu ent-

Endlich erfolgreich abnehmen

Sticks heißen, zu einem knuspri-
gen Knabber-Genuss. 

Heute umfasst das Saltletts 
Sortiment eine ganze Reihe von 
Laugen snacks, wie die neuen 
 Saltletts LaugenCracker, die Bre-
zeln oder die Salzstangen mit Se-
sam und die Vollkorn-Salzstangen. 

Aus Tradition 
meisterhaft gebacken

Saltletts überzeugt Snack-
Fans seit vielen Jahren mit 
hoher Produktqualität und 
 Backkompetenz und ist die be-
liebteste Laugen gebäck-Marke. 

Der Markenname  Saltletts ist 
über die Jahre zum Synonym für 
die Salzstange geworden – wo-
bei nur  Saltletts die knusprigste 
Salzstange mit dem ofenfrischen 
Geschmack anbietet. 

Ob beim off iz ie l len 
Büro-Empfang, als per-
fekter Begleiter für einen 
Spieleabend oder abends 
 gemütlich auf der Couch – die 
Salzstange ist DER Knabber- 
Klassiker und aus den Snack-
Schalen nicht mehr wegzudenken. 

Kein Wunder, immerhin hat 
das Laugengebäck hierzulande 
eine lange Tradition. Vor 80 Jahren 
wurde die erste Salzstange damals 
noch unter dem Namen  Salzletten 
in Deutschland 
e i n g e f ü h r t . 
Klaus Bahlsen, 
der Sohn des 
F i r m e n g r ü n -
ders Hermann 
 Bahlsen, hatte 
das Rezept auf 
einer USA- Reise 
entdeckt und mit 

n a c h 
Hause  gebracht. 

Schnell begann der 
Siegeszug der vier Mil-
limeter dünnen und zwölf 
Zentimeter langen Stange 
aus Laugengebäck. Und der 
Erfolg hält bis heute an. 

Ein unschlagbares 
Knabber-Team 

Mit Meersalz verfeinert und im 
Ofen knusprig und gold-braun 
gebacken, bis sie so herrlich Kna-
cken beim Essen – so überzeu-
gen die meisterhaft gebackenen 
Salzstangen von Saltletts bereits 

seit 1935 mit 
ihrem unver-
wechselbaren 
Geschmack. 

Die jahrzehn-
telange Erfahrung 

in der Laugenge-
bäck-Herstellung von 

Lorenz Snack-World und 
die ausgewählten Zutaten ma-

chen jedoch nicht nur die Salz-
stangen, die inzwischen Saltletts 

DEUTSCHLANDS ERSTE SALZSTANGE FEIERT 80. GEBURTSTAG

FEIERT DIE BELIEBTE LAUGENGEBÄCK-MARKE SALTLETTS IHR RUNDES JUBILÄUM

Wer hat’s gefunden? G-tag!
38 Tage unseres Lebens ver-

schwenden wir mit dem Suchen 
nach Schlüsseln. So das Ergeb-
nis einer aktuellen Umfrage. Viel 
 verlorene Zeit, die uns Gigaset mit 
dem innovativen G-tag zurück-
schenkt. G-tag ist ein Bluetooth- 
basierter Beacon, der Dinge, an 
die er angebracht wird, sucht, im 
Blick behält und wiederfindet. 
Dinge, die einem wichtig oder lieb 
und teuer sind, sollen schließlich 
nicht verlorengehen. Das gilt für 
Schlüssel oder Laptops genauso 
wie für den geliebten Vierbeiner, 
dessen Halsband mit G-tag mar-
kiert werden kann.

Neben dem Suchen oder 
 besser gesagt dem Finden 
bietet G-tag noch weitere 
nützliche Funktionen mit 
Alltagstauglichkeit: 
Wo steht noch gleich 
das Auto? Mit G-tag 
können Sie es 
schnell finden. 
Haben Sie alles 

Wichtige dabei? Die Listenfunk-
tion zeigt es umgehend! 

G-tag – 
Erfunden, um zu fi nden.

Weitere Infos unter 
www.gigaset.com/g-tag

VERBRAUCHERTIPPS

Mundspülung wie zum Beispiel 
Listerine TOTAL CARE. Sie be-
kämpft bis zu 97 Prozent der nach 
dem Zähneputzen verbliebenen 
Plaque verursachenden Bakteri-
en, da sie an Stellen gelangt, die 
für eine Zahnbürste schwer zu 
erreichen sind. Um Zähne gegen 
Karies zu stärken, Zahnfl eischent-
zündungen vorzubeugen und einen 
frischen Atem zu erhalten, sollte 
zweimal täglich 30 Sekunden lang 
gespült werden. Wer dies befolgt, 
hat gute Chancen, im Alter noch 
zu lachen. 

ten geben an, dass gesunde  Zähne 
und ein schönes Lächeln ihnen 
 zuerst auffallen. Voraussetzung 
dafür ist die richtige Mundhy-
giene. Wenngleich 81 Prozent täg-
lich zur Zahnbür ste greifen, ste-
hen Zahnseide und Mundspülung 

nur bei jedem Zweiten auf 
dem täglichen Programm. 
Dabei ist Zähneputzen nur 

der erste Schritt für eine 
gesunde Mundhygiene, 
denn wer lediglich putzt, 
beseitigt nur 25 Prozent 
der Bakterien im Mun-
draum. Eine optimale 
Zahnpfl ege hilft dabei, 
Erkrankungen wie zum 
Beispiel  Parodontitis 
vorzubeugen. Daher 
empfehlen viele Zahn-
ärzte die tägliche Drei-
fachprophylaxe: Zäh-
neputzen, Zahnseide 
und eine antibakterielle 

Volles Haar, glatte Haut; Krite-
rien, die bedeutsam für das Äußere 
und das eigene Wohlbefi nden sind. 
Wie wichtig auch ein strahlendes 
Lächeln ist, zeigt eine europäi-
sche Umfrage von LISTERINE®1. 
Anlässlich des weltweiten Tages 
der Mundhygiene, des World 
Oral Health Days, wurden 
2.500 Personen befragt, wie 
viel Bedeutung ein schönes 
Lächeln und gesunde, wei-
ße Zähne haben. Das Er-
gebnis: Sie nehmen einen 
erheblichen Stellenwert 
im Leben ein. Ein schönes 
Lächeln verleiht nicht nur 
mehr Selbstbewusstsein, 
wie knapp 60 Prozent der 
deutschen Bevölkerung 
bestätigen. Auch bei der 
Partnerwahl spielt es vor 
allem bei den Deutschen 
eine sehr große Rolle: 
50 Prozent aller Befrag-

Europa hat abgestimmt: 
Wie wichtig sind uns unsere Zähne?

1Das unabhängige Marktfor-
schungsinstitut NovioData be-
fragte im Januar 2015 jeweils 
500 Personen in Deutschland, 
Österreich, der Schweiz, Belgi-
en und den Niederlande n. Die 
Teilnehmer sind im Alter von 
18 bis 65 Jahren. 

(djd/pt). Nicht nur zu Beginn 
der Gartensaison ist es für 
Gartenbesitzer an der Zeit, an 
eine Baumkontrolle zu den-
ken. Um Schäden und daraus 
resultierenden Schadenersatz 
zu vermeiden, sollte jeder Eigen-
tümer regelmäßig sicherstellen, 
dass seine Bäume keine Gefahr 
darstellen. Bei der Kontrolle 
empfi ehlt es sich, die Bäume 
auf Krankheiten oder morsche 
Baumteile zu überprüfen. So ist 
gewährleistet, dass der Baum 
bei einem Sturm keine Baum-
teile verliert oder umfällt. Auf 
Nummer sicher geht, wer Baum-
pfl ege und -kontrolle von einer 
Fachfi rma durchführen lässt.
Wenn etwas passiert, haftet 
grundsätzlich der Baumeigen-
tümer. „Nur wenn er beweisen 
kann, dass er seine Verkehrssi-
cherungspfl icht erfüllt hat oder 

Gartenbesitzer sollten regelmäßig 
ihre Bäume überprüfen

der Schaden auch bei Beachtung 
der Verkehrssicherungspfl icht 
eingetreten wäre, kann er sich der 
Haftung entziehen“, erläutert 
Frank Manekeller, Leiter Haft-
pflicht-,Unfall-,Sach-Schaden 
bei der HDI Versicherung AG. 
Falls Baumteile auf ein Auto 
fallen oder ein Baum aufs Nach-
bargrundstück stürzt, könnten 
Ersatzansprüche des Geschädig-
ten einen mehrstelligen Betrag 
erreichen. Deshalb ist eine Privat- 
oder Haus- und Grundbesitzer-
Haftpfl icht ratsam. „Diese wehrt 
auch unberechtigte Ansprüche 
ab, wenn den Eigentümer keine 
Schadenersatzpflicht trifft“, 
ergänzt Manekeller. Schäden 
am eigenen Hab und Gut durch 
einen sturmbedingt umgestürz-
ten Baum sind dagegen ein Fall 
für die Hausrat- oder Wohnge-
bäudeversicherung.
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Leipzig 2015: 
Auf den Spuren der Freimaurer

Chancen, als Migrantin oder 
Migrant in Arbeit und Ausbil-
dung zu gelangen, bietet die 
8. Integrationsmesse am 28. 
Mai. Hier treffen Migranten in 
diesem Jahr unter dem Motto 
„Vielfalt in Arbeit und Kultur“ 
im Neuen Rathaus wieder auf 
Arbeitgeber, Bildungsdienst-
leister sowie Migrantenor-
ganisationen, die vielfältige 
Aus-, Arbeits- und Weiterbil-
dungsmöglichkeiten vorstellen. 

Jetzt rufen die Veranstalter 
– das Leipziger Netzwerk Inte-
gration–Migrant/-innen e. V., 
die Handwerkskammer Leip-
zig, das städtische Referat 
Migration und Integration sowie 
das Haus Steinstraße – Unter-
nehmen und Vereine sowie Insi-
tutionen auf, sich an der Messe 
zu beteiligen. Unternehmen 
könnten potenzielle Fachkräfte 
gewinnen, Vereine Mitstreiter 
für ihre Arbeit und Projekte. Bis 

Die Freimaurer mit ihren Logen 
sind untrennbar mit dem Gedei-
hen Leipzigs verbunden. Des-
halb lädt die Volkshochschule  
anlässlich des Stadtjubiläums 
am 27. März, 18 Uhr, zu einem 
Stadtrundgang auf den Spuren 
dieser „Bürger-Brüder im frei-

en Geist“ ein. Historiker und 
Stadtführer Dr. Günter Hempel 
wird mit Namen, Denkmalen, 
Gedenkorten und ihrem Wir-
ken in und für Leipzig vertraut 
machen. Anmeldungen bei der 
VHS unter Tel. 1 23 60 00, www.
vhs-leipzig.de �

„Nouruz“
begrüßt das Frühjahr

Sieben Dinge mit „S“ gehören auf den Tisch:  Zu Nouruz, dem irani-
schen Frühjahrsfest, gibt es feste Rituale.   Foto: Christian Lehmann

Den Beginn des Frühjahrs und 
die länger werdenden Tage mit 
einem großen Fest begrüßen – 
das ist ein über 2000 Jahre altes 
Ritual aus dem alten Persien. 
Zelebriert wird es von Men-
schen im Iran, Afghanistan, 
Mittelasien, der Kaukasusre-
gion, der Türkei bis hin zum 
Balkan. Nouruz heißt ihr Fest 
und wird am 21. März began-
gen. Mit der Zuwanderung von 
Menschen aus diesen Ländern 
nach Leipzig gehört es nun auch 
zum interkulturellen Festkalen-
der in der Stadt. „Ihnen allen 
wünsche ich ein ausgelassenes 
Frühjahrsfest“,  gratuliert Ober-
bürgermeister Burkhard Jung. 
Nouruz wird in vielen Gegen-
den wie ein Volksfest gefeiert. 
Frühjahrsputz, gutes Essen 
und Ausfl üge im Familienkreis 
gehören dazu. Traditionell kom-
men die  „Haft Sin“ (die „Sieben 
S“) auf die Tafel. Alles muss 

mit dem Anfangsbuchstaben 
„Sin“ beginnen. Dazu gehören 
Sekke (Münzen),  Sib (Apfel),  
Somach  (Gewürz),  Sombol  
(Hyazinthen),  Sir  (Knoblauch),  
Sabsi („Grünzeug“, meist Kres-
se) und Serke (Essig). Alles 
wird zusammen aufgestellt 
mit einem Spiegel, einer Kerze 
und dem Koran (bei Muslimen) 
oder der Bibel (bei Christen), 
der Avesta (heilige Schrift, die 
auf Zarathustra zurückgeht) 
oder einem Bildnis Zarathustras  
selbst (bei Zoroastriern). Zube-
reitet werden sieben Speisen, 
alle mit „S“ beginnend, die die 
sieben Tugenden des Zoroast-
rismus symbolisieren. Auch 
das Getränk „Haft Mewa“, aus 
sieben Früchten bestehend, ist 
Brauch zum Fest. Für die Baha‘i 
hat Nouruz übrigens auch 
noch eine religiöse Bedeutung 
– sie beenden damit ihre neun-
zehntägige Fastenzeit. �

� Auf einen Blick Achte Integrationsmesse: bis 27. März anmelden
zum 27. März können sie sich 
beim Netzwerk unter E-Mail: 
netzwerk@migranten-leipzig.
de anmelden. Die Messe selbst 
wird aus den zwei Teilen Arbeit 
und Kultur bestehen. Arbeit 
integriert von 10 bis 15 Uhr in 
der Oberen Wandelhalle neben 
der Präsentation vielfältiger 
Ausbildungs-, Arbeits- und 
Weiterbildungsmöglichkeiten 
auch einen Workshop zur 
Anerkennung von ausländi-

schen Berufsabschlüssen. Hier 
können Bewerbungsmappen 
begutachtet sowie Kompe-
tenzen festgestellt werden. 
14 bis 19 Uhr stellen auf dem 
Interkulturellen Markt im 
Rathaus-Festsaal Leipziger 
Vereine und Organisationen 
ihre Initiativen und interkultu-
rellen Engagements vor. Es gibt 
Musik und Film zu erleben und 
Produkte aus fairem Handel 
stehen zum Kauf. �

Stadtgeschichte  
in 365 Bildern

Die Aktion „365 Tage – 
365 Bilder“ zum Leipziger 
Stadtjubiläum erhält immer 
mehr Zuspruch. Seit Januar 
stellt das Stadtarchiv jeden 
Tag ein Thema aus Leip-
zigs bewegter Geschichte 
anhand von historischen 
Abbildungen vor und prä-
sentiert es auf Facebook, 
Twitter und Flickr. Die 
Bandbreite reicht von „Bur-
gen in Leipzig“ bis zur 
„Fußballstadt“. Namhafte 
Fotografen unterstützen das 
Projekt durch die Genehmi-
gung zur Veröffentlichung 
ihrer Bilder. Die Aktion 
ist als Ergänzung der neu-
en vierbändigen wissen-
schaftlichen Stadtgeschichte 
gedacht, deren erste bei-
den Bände in diesem Jahr 
erscheinen werden.  �

www.facebook.de/
365 Bilder

Berufungsentscheid 
im Oktober 2015 

Über die Zulassung der 
Berufung im Rechtsstreit 
der KWL gegen die Schwei-
zer Großbank UBS wird 
am 7. Oktober mündlich 
verhandelt. Dies hat das 
englische Berufungsgericht, 
der Court of Appeal, in 
diesen Tagen entschieden. 
Dieser Beschluss stelle kein 
Urteil in der Sache selbst 
dar, informiert die Leipziger 
Versorgungs- und Verkehrs-
gesellschaft (LVV). Der High 
Court of Justice hatte am 4. 
November 2014 geurteilt, 
dass UBS, Depfa und LBBW 
keine Zahlungsansprüche 
gegen die KWL aus dem 
Abschluss der CDO-Trans-
aktionen zustehen. Bereits 
im November 2014 hatte die 
UBS angekündigt, gegen das 
Urteil vorgehen zu wollen.  �

Direkter Draht zur Stadt
Stadtbüro jetzt auch Anlaufstelle für Fragen zu Stadtplanung, Bürgerbeteiligung, Engagement

Das Stadtbüro bietet Bürgern 
künftig mehr: War es bisher 
fester Ort für Sprechstunden 
und Ansprechpartner für 
Anliegen der Leipziger, gibt 
es jetzt auch Informationen 
über laufende Beteiligungs-
verfahren, Stadtplanung sowie 
Beratung in Vereinsfragen.

Es sieht einladend aus in den 
Räumen der Katharinenstraße 
2. Neue Farbe an den Wänden, 
diverses Infomaterial, ein Com-
puterterminal und eine Kinder-

spielecke geben dem Stadtbüro 
ein neues Gesicht. Doch das ist 
nicht dem Frühling geschuldet, 
es geht einher mit einer Neuaus-
richtung von Angeboten und 
Funktionen.

Das Stadtplanungsamt wird 
hier im Stadtzentrum eine 
Anlaufstelle etablieren. „Wir 
möchten für die Leipziger ein 
festes Angebot zur Bürgerbe-
teiligung machen. Hier wollen 
wir vorrangig zu Themen der 
Stadtplanung informieren, aber 
auch zu weiteren stadtweit rele-

vanten Planungen mit Bürgerin-
nen und Bürgern ins Gespräch 
kommen“, sagt Stefan Heinig, 
Abteilungsleiter Stadtentwick-
lungsplanung. Bürger, die mit 
Fragen, Ideen und  Hinweisen 
kommen, finden über die 
Verwaltungsmitarbeiterinnen 
Katrin Kujath und Christine 
Weiße den direkten Draht zur 
Verwaltung. Zudem werden 
wichtige Bebauungspläne hier 
in Kopie für Bürger ausliegen 
oder interessante Ausstellun-
gen zur Stadtplanung einen 

gut zugänglichen Ort fi nden. 
Geplant sind beispielsweise 
bis Mai 2015 Ausstellungen zu 
aktuellen Bauprojekten in der 
Innenstadt und zur Internati-
onalen Passivhaustagung. Am 
9. Mai – dem Tag der Städte-
bauförderung – informiert das 
Amt für Stadterneuerung und 
Wohnungsbauförderung ab 
12 Uhr zu den Schwerpunkten 
Leipziger Westen, Lindenau 
und Lindenauer Hafen.

Außerdem erweitert das 
Stadtbüro sein Beratungsspekt-
rum jetzt auf Vereine, Initiativen 
und Verbände. Wer sich also 
beispielsweise ehrenamtlich 
engagieren will, Auskunft zu 
Antragsfristen und Zuständig-
keiten braucht, erhält sie hier 
oder bekommt entsprechende 
Kontakte vermittelt. Wer Ver-
anstaltungen plant, kann  auch 
Hilfe erwarten: Für Vereine und 
Initiativen stellt das Büro seinen 
Raum zur Verfügung.   �

Neue Optik, mehr Service, mehr Information: Im neugestalteten Stadtbüro stehen die Verwaltungs-
mitarbeiterinnen Christine Weiße (li.) und Katrin Kujath Rede und Antwort.      Fotos: Nils A. Petersen

� Info

Stadtbüro 
Katharinenstraße 2
Telefon: 123 20 10

Öffnungszeiten:
Dienstag –Freitag: 14 – 18 Uhr

https://www.facebook.com/365bilder
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Dreimal neu: Weitere Kitas für Leipzig
Rund 350 neue Betreuungsplätze geschaffen / 14 Bauvorhaben folgen noch in diesem Jahr

Skepsis bei den Kleinen, Freude bei den Großen: Die Eröffnung des Universitätskindergartens „Uni-
kat“ am 11. März. Foto: Sven Reichhold (Uni Leipzig). Schmucklos, dafür funktional und kindge-
recht: Die Kita „Schatzkiste“ in der Kregelstraße 41a.          Foto: Daab/Nordheim/Reutler

Leipzig-Mitte hat ein neues 
Unikat, in Südost wartet eine 
Schatzkiste darauf, entdeckt 
zu werden, und in der Leutz-
scher Rathenaustraße wird 
eine Richtkrone aufgesetzt. 
Nun handelt es sich hier nicht 
um drei Geocaches, sondern 
– viel besser – um drei neue 
Kindertagesstätten.

Im „Unikat“ und in der 
„Schatzkiste“ können die Kin-
der schon seit Dezember bzw. 
Februar spielen, auf der Bau-
stelle der Kita Rathenaustraße 
drehen sich noch die Kräne. 
Dort soll ab September fröh-
liches Kinderlachen zu hören 
sein. 165 Kinder, davon 45 
Krippenkinder, werden dann 
in dem zweistöckigen, bar-
rierefreien Gebäude betreut. 
Die Entwurfsgestaltung für 
diesen Kita-Neubau hat das 
Ingenieurbüro Stamm über-
nommen, Investor ist die Doh-
le Handelsgesellschaft Leipzig 
mbH & Co. KG. Die geplanten 
Baukosten in Höhe von rund 
2,4  Millionen Euro werden im 
Rahmen des Gemeindeanteils 
der Stadt Leipzig refi nanziert. 
Die Trägerschaft der neuen 
Kindertagesstätte übernimmt 
die Stadt Leipzig. „Mit dem 
Ausbau unseres Kitanetzes 
kommen wir gut voran“, freut 
sich Bürgermeister Thomas 
Fabian. „Neben dieser Ein-
richtung sind derzeit noch 14 

weitere Vorhaben im Bau.“  
Träger der Kita „Unikat“ im 
Gebäude der Universitätsstif-
tung Leipzig in der Linnéstra-
ße ist die Kindervereinigung 
Leipzig e.V. 35 Krippen- und 
116 Kindergartenplätze, dar-
unter sechs Integrativplätze 
für Kinder mit besonderem 
Förderbedarf, werden bis 
Mai schrittweise besetzt. Die 
Baukosten lagen bei 2,9 Milli-
onen Euro. Der Bund steuerte 
336 000 Euro und der Freistaat 
Sachsen 103 000 Euro bei. Die 
Restsumme brachte die Uni-
versitätsstiftung Leipzig auf. 

Die neue Kita „Schatzkiste“ 
in der Kregelstraße 41a wird 
vom Städtischen Eigenbetrieb 
Behindertenhilfe betrieben. 
Das zweistöckige Gebäude 
wurde vom Büro DNB Daab 
Nordheim Reutler Partner-
schaft entworfen und bietet 
198 Kindern Platz. Dabei sind 
auch 24 Betreuungsplätze im 
heilpädagogischen Bereich 
für Mädchen und Jungen, 
die durch komplexe Entwick-
lungsrückstände erhöhten 
Förderbedarf haben. Die 
„Schatzkiste“ setzt damit 
ein neues Konzept als Kom-
plex-Kita um: Neben dem 
Regelbereich, dem integ-
rativen und heilpädagogi-
schen Bereich werden auch 
schwerstbehinderte Kinder 
betreut. Damit ist sie die erste 
ihrer Art in Leipzig. 

 Auf einen Blick

Bildungsreport
Der Bildungsreport 2014 
liegt vor und zeigt Stärken 
und Defi zite in der kommu-
nalen Bildungslandschaft. 
Laut Report ist der Anteil an 
Schulabbrechern in Leipzig 
vergleichsweise zu hoch, 
andererseits hat die Stadt 
große Fortschritte bei der 
Integration von Förderschü-
lern gemacht. www.leipzig.
de/lernen-vor-ort. 

Blutvorrat knapp
In der Blutbank des Uni-
versitätsklinikums man-
gelt es zurzeit besonders an 
Konserven der Blutgruppe 
A Rhesus positiv, der in der 
deutschen Bevölkerung 
eigentlich am häufi gsten 
vertretenen Blutgruppe. 
Das Klinikum ruft deshalb 
zur Blutspende (Johannis-
allee 32, Haus 8) auf. 

Sprechstunde
Für Senioren fi ndet am 25. 
März von 10 bis 12 Uhr wie-
der eine Sprechstunde im 
Familieninfobüro, Burg-
platz 1, statt. Seniorenbe-
auftragte Kerstin Motzer 
berät zu Fragen rund ums 
Älterwerden sowie zu 
altersgerechten Diensten 
und Freizeitangeboten. 

Rollator-Training
Ein Rollatoren-Sicher-
heitstraining bietet das 
S e n i o r e n b ü r o  L e i p -
zig-Nord (Zugang über 
Kleiststraße 52) am 24. 
März ab 15 Uhr an. Dabei 
wird der Umgang mit dem 
Rollator geübt, und die 
Teilnehmer lernen, ver-
kehrsrechtliche Probleme 
zu erkennen und zu lösen. 

Jobcenter startet Reihe mit 
Gesundheitsveranstaltungen

Das Jobcenter Leipzig star-
tet am 24. März mit einem 
aktiven und lebendigen 
Vortrag unter dem Motto 
„Aktive Bewältigung von 
Arbeitslosigkeit“ seine neue 
Veranstaltungsreihe rund 
um das Thema Gesundheit, 
Wohlbefi nden und persön-
liche Fürsorge. Dazu sind 
alle Interessierten ab 10 Uhr 
herzlich ins Berufsinforma-
tionszentrum, Georg-Schu-
mann-Straße 150 eingeladen. 
Referent Andreas Kalkbren-
ner ist Psychologe, Dozent 
an der Universität Halle und 
anerkannter Fachexperte für 

das Thema Arbeitslosigkeit 
und Gesundheit.Auch die 
nächsten Termine der Ver-
anstaltungsreihe Gesundheit 
und Wohlbefinden stehen 
schon fest. Am 13. und 15. 
April dreht sich alles um die 
Zahngesundheit, am 21. Mai 
geht es um Schulden, die 
Schuldenfalle und den Weg 
dort heraus und am 18. Juni 
heißt das Thema „Gesund 
essen – besser leben“. 

Die aktuellen Themen und 
Veranstaltungsorte können 
im Veranstaltungskalender 
unter www.leipzig.de/job-
center nachgelesen werden. 

Sozialwarenhaus feiert fünfjähriges Bestehen

Kinderwagen und Co.: Auch für die Kleinsten fi ndet sich im Sozi-
alwarenhaus die passende Ausstattung.    Foto: Sozialwarenhaus

Bereits seit fünf Jahren hilft 
das Sozialwarenhaus Men-
schen mit kleinem Geldbeu-
tel, sich einzukleiden oder 
ihre Wohnung einzurichten. 
Am 31. März und 1. April lädt 
die Einrichtung in der Eisen-
bahnstraße 171 alle Kunden, 
Spender und Interessierte 
ein, sich vor Ort umzusehen. 
An beiden Tagen warten 
besondere Angebote auf die 
Besucher. 

Beim Thema Kunden-
freundlichkeit hat das Waren-
haus in den vergangenen 
Jahren stark zugelegt. „Wie 
in jedem anderen Kaufhaus 
bieten wir den Kunden auch 

etwas fürs Auge und ver-
kaufen sehr gut erhaltene, 
hochwertige, gespendete 
Waren und Ausstattungen 
zu günstigen Preisangeboten 
an wirtschaftlich bedürf-
tige Menschen“, erklärt 
Geschäftsführer Thomas 
Oldenburg. Zu verdanken sei 
dies den Spenden der Leipzi-
ger Bürger und Unternehmen, 
den ehrenamtlichen Helfern 
sowie den elf Mitarbeitern, 
die aus Beschäftigungspro-
jekten übernommen werden 
konnten. 

Anlässlich des Welttuberku-
losetages am 24. März möchte 
das städtische Gesundheits-
amt an diese in Deutschland 
fast vergessene Krankheit 
erinnern. Neben Malaria und 
Aids ist Tuberkulose eine der 
drei häufigsten zum Tode 
führenden Infektionskrank-
heiten. 

In Leipzig steht Betroffenen 
die Tuberkuloseberatungs-
stelle des Gesundheitsamtes 
in der Gustav-Mahler-Straße 3 
offen. Die Mitarbeiter erfassen 
und untersuchen die Kontakt-
personen zum Ausschluss 
von Folgeinfektionen und 
-erkrankungen und stellen 
die Therapie der Erkrankten 
sicher. Das heißt, sie tragen 
dafür Sorge, dass der Erkrank-
te in der Anfangsphase seiner 
Erkrankung isoliert wird, um 
weitere Ansteckungen zu ver-
meiden, dass er seine Tablet-
ten regelmäßig einnimmt und 
zu Kontrollterminen beim 
Facharzt geht. Darüber hinaus 
ist die Beratungsstelle für 
jeden offen, der nach durchge-
machter Erkrankung weitere 
Kontrolle wünscht oder gene-
rell Fragen zur Erkrankung 
hat, zum Beispiel nach einem 
längeren Auslandsaufenthalt.

2013 gab es weltweit 
geschätzt 9 Millionen neue 
Erkrankungen. 1,5 Millionen 
Menschen verstarben daran. 
Hier in Deutschland ist die 
Tuberkulose eine seltene 
Erkrankung: 2013 gab es bun-
desweit 4 318 Fälle, das ent-
spricht etwa 5 Erkrankungen 
auf 100 000 Einwohner. Die 
Sterblichkeit ist mit 0,2 Todes-
fällen je 100 000 Einwohnern 
in Deutschland ebenfalls 
sehr gering. In Leipzig wur-
den im vergangenen Jahr 32 
Tuberkuloseerkrankungen 
erfasst. 

Tuberkulose: 
Gesundheitsamt

berät 

Beratung

Stadt Leipzig 
Gesundheitsamt 
Abteilung Hygiene/
Tuberkulosefürsorge
Gustav-Mahler-Straße 3 
Telefon: 1 23 68 69

Wolle für die Omis
Die Leipziger „Strickomis“, 
die die Babyboxen mit klei-
nen Wollschuhen bestücken, 
benötigen wieder Nach-
schub. Wollreste können ab 
sofort im Familieninfobüro 
im Stadthaus, Burgplatz 1, 
abgegeben werden. 

2 000. Ehrenamtspass 
vergeben

Ab 1. September ist in der 
Schola Cantorum Leipzig 
eine Einsatzstelle für ein Frei-
williges Soziales Jahr Kultur 
zu besetzen. Interessierte 
Jugendliche erhalten hier 
einen tiefen Einblick in die 
Abläufe eines Kulturbetriebes 
mit über 300 Mitgliedern. 
Neben der wichtigen Arbeit 
im Büro ist auch die Betreu-
ung der Chormitglieder bei 
Konzerten und Konzertreisen 
ein Teil der Arbeit. Interes-
sierte nutzen bitte bis 31. März 
das Online-Bewerbungs-
portal der Landesvereini-
gung Kulturelle Kinder- und 
Jugendbildung Sachsen e.V.: 

Den 2 000. Ehrenamtspass 
konnte die Freiwilligen-Agen-
tur Leipzig am 11. März an 
Petra Horn übergeben. Im 
Rahmen des Projektes „Brot-
zeit“ bereitet sie gemeinsam 
mit anderen Ehrenamtlern   in 
der Astrid-Lindgren-Grund-
schule jeden Tag ein Früh-
stück für hungrige Schüler 
vor. Das Wohlergehen von 
Kindern liegt Petra Horn als 
ehemaliger Kindergärtnerin 
besonders am Herzen. Erfah-
rungen bringt sie außerdem 
aus ihrer Tätigkeit als ehren-
amtliche Oma mit. 

Freiwilliges Jahr an 
der Schola Cantorum

www.sozial
warenhaus.de

Kinderstiftung unterstützt wieder Nightlifestreetwork 

bewerbung.
freiwilligendienste-
kultur-bildung.de

Datenbank gibt Orientierung im Freiwilligen-Dschungel
Es gibt viele gute Gründe, sich 
für einen Freiwilligendienst 
zu entscheiden. Doch es 
gibt auch viele verschiedene 
Formate, freiwillig tätig zu 
sein. Um den Dschungel 
der Angebote zu entwirren, 
arbeitet sachsenweit eine 
Informations-Initiative im 
Auftrag des Sächsischen 
Sozialministeriums. Neben 
Plakaten und Postkarten hat 
sie jetzt eine Internetseite 
entwickelt, die als „Freiwil-
ligenlotse“ Licht ins Dun-
kel bringt. Die Internetseite 
www.engagiert-dabei.de 
funktioniert als Datenbank 
und gibt klare Orientie-
rungshilfe bei der Suche nach 
einer Einsatzstelle. Nutzer 
können die Einträge gezielt 
nach Einsatzbereichen und 

Regionen durchsuchen. Alle 
aktuell freien Plätze werden 
alphabetisch geordnet und 
nach Institutionen aufgelistet 
mit Einsatzmöglichkeiten 
und wichtigen Kontaktdaten. 
Außerdem führt jeweils ein 
Link zur Institution selbst.  
Auf dieser Plattform können 
sich Freiwillige auch austau-
schen, sind aktuelle Nachrich-
ten zum Freiwilligendienst 
online, gibt es Hinweise zu 
Seminaren und wird für wei-
teres Engagement geworben, 
beispielsweise als FSJ-Spre-
cher. Und auch für dieTräger  
von Freiwilligendiensten ist 
der Auftritt interessant:  Sie 
erhalten en masse  Anregun-
gen und fachliche Hinweise, 
wie die Freiwilligendienste 
auszugestalten sind.

Die Datenbank sei in Sachsen 
einmalig, denn sie vereine alle 
Angebote der 42 sächsischen 
Träger der Freiwilligen-
dienste. „Die Einsatzbereiche 
reichen von der Kita bis zum 
Naturschutzgebiet“, erklärt 
Detlef Graupner, Leiter der 
Fachstelle Freiwilligendiens-
te in Sachsen. Gleichzeitig 
werden alle weiterführenden 
Schulen in Sachsen mit Infor-
mationsmaterial versorgt. So 
lernen vor allem die säch-
sischen Schülerinnen und 
Schüler die Freiwilligendiens-
te kennen. Die neue Inter-
net-Plattform dient gerade in 
den Abschlussjahrgängen als 
echte Entscheidungshilfe. 

Bewerberbörse 
„JOBregional“

www.engagiert-
dabei.de

Chancen auf einen Ausbil-
dungs- oder Arbeitsplatz in 
Mitteldeutschland verbessert 
am 25. März die „JOBregional 
2015“in Schkeuditz. 90 Unter-
nehmen quer durch alle Bran-
chen stellen hier im Globana 
Trade Center von 10 bis 16 Uhr 
ihre Ausbildungsberufe und 
Arbeitsstellen vor. Neben der 
Erstinformation besteht gleich 
die Möglichkeit zu einem Vor-
stellungsgespräch. Deshalb 
empfehlen die Veranstalter 
– Arbeitsagentur und  Jobcen-
ter Leipzig gemeinsam mit 
sechs weiteren Agenturen der 
Region – bestens vorbereitet 
zu sein und aussagekräfti-
ge Bewerbungsunterlagen 
mitzubringen. Informatio-
nen zur Anfahrt unter: www.
globana-trade-center.de  Mehr als Enten hüten: Ein Freiwilligendienst in Sachsen. Foto: I-Initiative

Engagierte Aufklärer: Das Streetwork-Team mit Alexander (li.) und 
Birgit Malios (2. v. r.)  von der Leipziger Kinderstiftung.    Foto: abl

Bereits das dritte Jahr in Folge 
fördert die Leipziger Kin-
derstiftung das Projekt „Night-
lifestreetwork“ mit 2 000 Euro. 
Davon werden Flyer, One-
Night-Stand-Packs und die 
Ausrüstung der Straßensozial-
arbeiter fi nanziert. Sie sprechen 
am Wochenende jugendliche 
Partygänger vor Clubs, Disco-
theken und auf der Kleinmesse 
an, und informieren sie über 
die Gefahren des Nachtlebens 
– von Alkohol- und Drogen-
missbrauch bis hin zu unge-
schütztem Geschlechtsver-
kehr. Seit fünf Jahren existiert 

das gemeinsame Projekt der 
Leipziger Kinderstiftung, des 
Mobile Jugendarbeit Leipzig 
e. V. und der Stadt Leipzig, 
Sachgebiet Straßensozialarbeit 
bereits. Ohne die konstante 
und großzügige Unterstützung 
der Leipziger Kinderstiftung 
hätte es kaum eine Perspekti-
ve. „Das Projekt ist präventiv 
ausgerichtet, erfolgreich und 
erreicht im Monat bis zu 500 
Jugendliche. Deswegen sind 
wir für die Unterstützung der 
Kinderstiftung sehr dankbar“, 
so Lutz Wiederanders, Sachge-
bietsleiter Straßensozialarbeit. 

Der Internationale Bund (IB) 
hilft jungen Müttern und Vä-
tern, die eine betriebliche Aus-
bildung suchen. Interessier-
te, die nicht älter als 26 Jahre 
sind und eine abgeschlossene 
Schulausbildung haben, kön-
nen in ein Projekt des IB aufge-
nommen werden. Hier werden 
sie bei der Berufsorientierung, 
Ausbildungsplatzsuche inklu-
sive Praktika und Organisati-
on der Kinderbetreuung un-
terstützt, außerdem während 
der gesamten Ausbildung so-
zialpädagogisch beraten. An-
meldung unter Tel. 9 03 01 34.  

IB unterstützt bei 
Ausbildungssuche

http://sozialwarenhaus.de/
https://bewerbung.freiwilligendienste-kultur-bildung.de/


Termine

Verwaltungsausschuss
Tagesordnung der öffentlichen Sitzung  
01.04., 17.00 Uhr, Neues Rathaus, Zi. 262, 
Ratsplenarsaal
- Vergleich in Sachen Inanspruchnahme Ver-

tragserfüllungsbürgschaft zwischen der VHV 
Versicherungen und der Stadt Leipzig  

Der Vorsitzende 
des Verwaltungsausschusses

Jugendhilfeausschuss
Tagesordnung der öffentlichen Sitzung
23.03., 16.30 Uhr, Neues Rathaus, Festsaal
- Bildungsreport Leipzig 2014
- Entscheidungsvorschlag für den Jugend-

hilfeausschuss: Förderung von Trägern der 
freien Jugendhilfe im HHJ 2015 nach Lei-
stungsbereichen und Planungsräumen

- Bericht des Bürgermeisters
- Information der Verwaltung:
  aktueller Sachstand der Kita-Baumaßnah-

men-Stand 10.03.2015 

Der Vorsitzende
des Jugendhilfeausschusses

Grundstücksverkehrs-
ausschuss

Tagesordnung der 70. öffentlichen Sitzung 
23.03., 17.00 Uhr, Neues Rathaus, Raum 259
- Bekanntgabe von Beschlüssen aus nicht 

öffentlicher Sitzung
- Kindertagesstätte Rathenaustraße 5, 04179 

Leipzig; Mietvertrag
- Zukünftige Entwicklung des agra-Veran-

staltungsgeländes
- Verkauf des Grundstückes Forstweg 34 in 

04178 Leipzig, Flurstück 34/19 der Gemar-
kung Gundorf

-  Übergabe eines Planes mit Darstellung der 
Entlüftungsanlage im Zusammenhang mit 
dem Grundstückstauschvertrag zur Errich-
tung einer Kita in  der Haydnstraße (Vorla-
ge DS-00777/14)

Beschlüsse aus der 3. nicht öffentli-
chen Sitzung der VI. Wahlperiode am 
09.02.2015
Es wurden keine Beschlüsse gefasst.
Beschlüsse aus der 4. öffentlichen Sit-
zung der VI. Wahlperiode am 23.02.2015
- Verkauf durch die Stadt Leipzig
 Botanischer Garten Großpösna, Flurstück 

278/15 der Gemarkung Großpösna
 Verkauf einer Teilfl äche von ca. 2 470 m²˛ 

an den Staatsbetrieb Sachsenforst zur Er-
richtung eines Waldpädagogischen Zen-
trums 

Der Vorsitzende 
des Grundstücksverkehrsausschusses

Betriebsausschuss 
Kulturstätten

02.04., 17.00 Uhr, Neues Rathaus, Zi. 260
- Vorlage, die es in öffentlicher Sitzung zu 

votieren gilt: Vorlage – VI-DS-00928, Bau- 
und Finanzierungsbeschluss „Energetische 
Sanierung Fenster 1. Bauabschnitt (2015) 
im Gewandhaus zu Leipzig“ 

Gemeinsamer Ausschuss 
der Zweckvereinbarung 

Integrierte Regionalleitstelle
Der gemeinsame Ausschuss der Zweckverein-
barung Integrierte Regionalleitstelle zwischen 
dem Landkreis Nordsachsen, dem Landkreis 
Leipzig und der Stadt Leipzig tagt am 02.04., 
10.00 Uhr, im Neuen Rathaus, Martin-Luther-
Ring 4-6, 04109 Leipzig,  Raum 260. Die Tages-
ordnung der 8. Sitzung enthält ausschließlich 
nicht öffentliche Beratungsinhalte. 

Eröffnung und Begrüßung
Feststellung der Beschlussfähigkeit
Feststellung der Tagesordnung
Bekanntgabe von Beschlüssen aus nicht öf-
fentlicher Sitzung
Niederschrift
-  Niederschrift der Sitzung vom 25.02.2015
Eilentscheidung des Oberbürgermeisters
Mandatsveränderungen
Wichtige Angelegenheit der Stadtbezirksbei-
räte gem. § 5 Abs. 5 der Geschäftsordnung der 
Stadtbezirksbeiräte
Petitionen (Der TOP wird gegen 17.00 Uhr 
aufgerufen.)
-  Kostengestaltung für Aufsteller
Einwohneranfragen (Der TOP wird nach TOP 

Petitionen aufgerufen.)
- Zusammensetzung der Fluglärmkommission
- Nutzungs und Verwertungsmöglichkeiten 

von Industriebrachen im Besitz der Stadt 
Leipzig

- Verkehrskonzept
-  Spielplatz in Großzschocher
- Alternative Finanzierung des ÖPNV
Besetzung von Gremien
- Betriebsausschuss des kommunalen Eigen-

betriebes Leipzig/Engelsdorf – Bestellung 
der Mitglieder und Stellvertreter

- Ehrenrat – Bestellung der Mitglieder und 
Stellvertreter

- Jugendhilfeausschuss – Abberufung und 
Bestellung eines Stellvertreters

- Migrantenbeirat – Bestellung der Mitglieder 
und Stellvertreter

- Kleingartenbeirat – Bestellung der Mitglieder 
und Stellvertreter

- Beirat für Gleichstellung – Bestellung der 
Mitglieder und Stellvertreter

- Beirat für Tierschutz – Bestellung der Mit-
glieder und Stellvertreter

- Kinder- und Familienbeirat – Bestellung der 
Mitglieder und Stellvertreter

- Berufung der Mitglieder des Sachverständi-
genforums „Kunst im öffentlichen Raum“

- Stadtbezirksbeirat Leipzig-Mitte – Bestellung 
der Mitglieder

- Stadtbezirksbeirat Leipzig-Nordost – Bestel-
lung der Mitglieder

- Stadtbezirksbeirat Leipzig-Ost – Bestellung 
der Mitglieder

- Stadtbezirksbeirat Leipzig-Südost – Bestel-
lung der Mitglieder

- Stadtbezirksbeirat Leipzig-Süd – Bestellung 
der Mitglieder

- Stadtbezirksbeirat Leipzig-Südwest – Bestel-
lung der Mitglieder

- Stadtbezirksbeirat Leipzig-West – Bestellung 
der Mitglieder

- Stadtbezirksbeirat Leipzig-Altwest – Bestel-
lung der Mitglieder

- Stadtbezirksbeirat Leipzig-Nordwest – Be-
stellung der Mitglieder

- Stadtbezirksbeirat Leipzig-Nord – Bestellung 
der Mitglieder

Wahl und Entsendung der Vertreter der Stadt 
Leipzig in Aufsichtsräte, Zweckverbände und 
Gremien, in denen die Stadt Mitglied ist
- Vertreter der Stadt Leipzig in der Verbands-

versammlung Zweckverband für den Nah-
verkehrsraum Leipzig

- Vertreter der Stadt Leipzig in der Trägerver-
sammlung „Jobcenter Leipzig“

- Vertreter der Stadt Leipzig im Aufsichtsrat 
der Leipziger Entwicklungs- und Vermark-
tungsgesellschaft mbH (LEVG mbH)

- Vertreter der Stadt Leipzig im Aufsichtsrat 
der Leipziger Entwicklungs- und Vermark-
tungsgesellschaft mbH & Co. Grundstücks-
KG (LEVG mbH & Co. KG)

- Vertreter der Stadt Leipzig im Aufsichtsrat 
der Leipziger Wohnungs- u. Baugesellschaft 
mbH

- Vertreter der Stadt Leipzig im Aufsichtsrat 
der Stadtwerke Leipzig GmbH

- Eigentümerversammlung „Grassimuseum 
Leipzig“

- Vertreter der Stadt Leipzig für das Kurato-
rium Leipziger Stiftung für Innovation und 
Technologietransfer

- Leipzigstiftung – Bestellung der durch die 
Fraktionen zu benennenden Mitglieder

- Stiftung Völkerschlachtdenkmal Leipzig - 
Stiftungsbeirat

Anträge zur Aufnahme in die Tagesordnung 
und Verweisung in die Gremien gemäß § 5 
Abs. 3-5 der Geschäftsordnung. (Die folgenden 
Anträge lagen bereits bis zum Versand der TO 
vor. Weitere fristgemäß eingereichte Anträge 
sind bitte ab dem 20.03.2015 der aktualisierten 
Tagesordnung im Ratsinformationssystem zu 
entnehmen.)
- Evaluierung Strategische Ziele der Kommu-

nalpolitik
- Beschränkung der Fahrzeuglasten in der 

Krätzbergstraße
- Aufwertung der optischen Wirkung des 

Gebäudekomplexes Paulinerkirche / Neues 
Augusteum durch Korrekturen des bauliches 
Vorfeldes auf dem Augustusplatz

- 200. Geburtstag Otto von Bismarck; Würdi-
gung des maßgeblichen Schöpfers des ersten 
deutschen Nationalstaates durch Benennung 
eines zentral gelegenen Platzes oder einer 
zentral gelegenen Straße in Leipzig

- Konsequente Umsetzung des Planungs-
sowie des Bau- und Finanzierungsbe-
schlusses für das Gymnasium am Standort 
Gorkistraße

Anträge zur Beschlussfassung
- Mittagessenförderung für Kinder und 

Jugendliche mit Leipzig-Pass, die nicht im 
Bildungs- und Teilhabepaket erfasst werden 
(eRIS: V/A 560)

- Teilweise Aufhebung des B-Planes 132.1 
Erweiterte Thomas-Müntzer-Siedlung (eRIS: 
V/A 568)

- Sondernutzungssatzung anpassen – Mensa-
freisitz gebührenfrei stellen (eRIS: V/A 558)

- Nachbarschaftsschule in kommunale Träger-
schaft übernehmen (eRIS: V/A 577)

- Ersatzneubau für die Kindertagesstätte „Haus 
der kleinen Strolche“ Lindenallee 3a, 04158 
Leipzig OT Breitenfeld (V/OR 34)

- Leipzig – auf dem Weg zur Pestizidfreien 
Kommune (eRIS: V/A 575)

- Kostentransparenz im Zusammenhang mit 
Mitgliedschaften der Stadt Leipzig

- Ausweisung von Dauerkleingärten im Flä-
chennutzungsplan der Stadt Leipzig

- Schulstandort Matthäikirchhof (eRIS: V/A 
549)

- Zusammenarbeit von Unternehmen mit 
Kindertagesstätten und Kindertagespfl ege-
personen unterstützen (eRIS: V/A 433)

Anfragen an den Oberbürgermeister
- Gerichtsfestigkeit der geltenden Sondernut-

zungssatzung
- Vergabepraxis bei Planungsaufträgen
- Bürgerwerkstatt zur Haushaltsplanung 

2015/16
- Gewässerunterhaltungsmaßnahmen im 

Floßgraben
- Durchführung eines Schlichtungsverfahrens 

zur Tierheimfi nanzierung zwischen Stadtver-
waltung und Ersten Freien Tierschutzverein 
Leipzig und Umgebung e.V.

- Internetpräsenz der Leipziger Straßensozial-
arbeit

- Temporäres Kunstprojekt der Initiative 
„Starke Nachbarschaften durch aktive Be-
teiligung“ in Gohlis (schriftl. Beantwortg.)

- Beschäftigung von Honorarkräften durch 
die Stadt Leipzig, ihre Eigenbetriebe und 
Beteiligungen

- Aufspalten von Mittelzuweisungen nach 
Fachämtern

- Umsetzung des Beschlusses „Dreck-weg-App 
für Smartphones“

- Umsetzung des Beschlusses „Umgehungs-
strecke für Skater am Nordufer des Cospu-
dener Sees“

- Dezentrale Unterbringung von Asylbewerbe-
rinnen und Asylbewerbern und Flüchtlingen 
in Leipzig

- Skateranlagen in Leipzig
- Straßenbeleuchtung Großmiltitzer Straße
Bericht des Oberbürgermeisters
Spenden, Schenkungen u. ähnl. Zuwendungen
- Entscheidung über die Annahme von Spen-

den, Schenkungen der Stadt Leipzig und 
ähnliche Zuwendungen gem. §§ 28 Abs. 2 
Nr. 11 und 73 Abs. 5 SächsGemO bis Februar 
2015

Vorlagen I
- Wiederbestellung des Geschäftsführers der 

Beratungsgesellschaft für Beteiligungsver-
waltung Leipzig mbH (bbvl)

- Neufassung der Betriebssatzung für den 
Städtischen Eigenbetrieb Stadtreinigung 
Leipzig

- Benennung der Stadtteilbibliothek Gohlis 
nach Erich Loest

- Baubeschluss: Neubau einer Sportoberschule 
mit Dreifeldsporthalle, Max-Planck-Str. 53, 
55, 04105 Leipzig

- Änderung der Geschäftsordnung des Senio-
renbeirates

- Verlängerung des Betriebsleistungsvertrages 
mit der Lecos GmbH

- Provisionsvertrag zwischen Causales und 
Museum der bildenden Künste Leipzig zur 
Vermittlung von Sponsoren

- Haushaltsvorlage: 2. Änderung zum Bau-
beschluss Nr. RBV 1307/12 vom 18.07.2012 
Stadtteilzentrum Anker – Mehrbedarf Saal-
gebäude in Höhe von 1 873 780 Euro im 
Zusammenhang mit der Bewilligung einer 
außerplanmäßigen Auszahlung gemäß § 79 
(1) SächsGemO in Höhe von 1 600 000 Euro für 
das Haushaltsjahr 2016 sowie der Bewilligung 
einer außerplanmäßigen Verpfl ichtungser-
mächtigung gemäß § 81 (5) SächsGemO in 
Höhe von 1 873 780 Euro

- Erhöhung der Brauchtumsmittel für die 
gesetzlich eingegliederten Ortsteile

- Finanzierung der PlusBuslinien 65, 91 und 
131 sowie Ergänzung der Betrauung der LVB 
um die Linie 91

- Änderung der Gemeinde- und Kreisgrenze 
zwischen der kreisfreien Stadt Leipzig und 
der Stadt Markranstädt bzw. dem Landkreis 
Leipzig durch den Flurbereinigungsplan im 
Flurbereinigungsverfahren „Frankenheim“

- Feststellung des Jahresabschlusses für das 
Wirtschaftsjahr 01.01.2013 bis 31.12.2013 für 
den Eigenbetrieb Städtisches Klinikum „St. 
Georg“ Leipzig

- Verlängerung der Projektförderung „Leip-
ziger Patenschaftsmodell“ – Modellvorhaben 
zur Schaffung zusätzlicher Angebote für 
schulmüde Jugendliche“

- Änderung und Ergänzung des Flächennut-
zungsplanes – FNP-Fortschreibung; Beitritts-
beschluss

- Kofi nanzierung der Stadt Leipzig einer Ak-
tivierungshilfe für Jugendliche und junge 
Erwachsene ohne Beschäftigungsperspektive 
(Anschlussvorhaben zu Projekt SCHAU-
PLATZ) entsprechend einer Ausschreibung 
des Jobcenters Leipzig

- Verkauf des Grundstückes Zschochersche 
Straße 12 in 04229 Leipzig, Teilfl ächen der 
Flurstücke 168/1 und 168/2 der Gemarkung 
Plagwitz von gesamt ca. 1 720 m²

Informationen I
- Änderung der Besetzung des Wahlausschus-

ses für die Jugendparlamentswahl
- Suchtbericht 2014
- Information zur Besetzung der beschlie-

ßenden und beratenden Ausschüsse und des 
Ältestenrates durch die Fraktionen

- European Energy Award Leipzig (eea) Bericht 
zum aktuellen Stand und zur Weiterführung 
des eea-Prozesses 

(Änderungen vorbehalten)
Der Oberbürgermeister

Tagesordnung der Ratsversammlung 
Mittwoch, 25.03.2015, 14.00 Uhr, Sitzungssaal des Stadtrates, Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig

Tief bewegt 
haben wir die Nachricht aufgenommen, 

dass unser langjähriger Mitarbeiter

Jürgen Stange
im Alter von 60 Jahren 

unerwartet verstorben ist.

Wir werden ihm stets 
ein ehrendes Gedenken bewahren.

 Oberbürgermeister   Personalrat

Traueranzeige der 
Stadtverwaltung

Nach § 33 Absatz 2 des Sächsischen Meldege-
setzes (SächsMG) darf die Meldebehörde Namen, 
Doktorgrad, Anschriften, Tag und Art des Jubilä-
ums von Alters- und Ehejubilaren veröffentlichen 
und an Presse, Rundfunk oder andere Medien 
zum Zwecke der Veröffentlichung übermitteln. 
Altersjubilare sind Einwohner, die den 70. oder 
einen späteren Geburtstag begehen; Ehejubilare 
sind Einwohner, die die goldene Hochzeit oder 
ein späteres Ehejubiläum begehen. Die Meldebe-
hörde übermittelt die Daten von Altersjubilaren 
ab dem 70. Geburtstag an die Ortschaftsräte zur 
Gratulation. Die Daten von Altersjubilaren ab 

Gemäß § 17 der Durchführungsverordnung 
zum Sächsischen Vermessungs- und Kataster-
gesetz – SächsVermKatG
In der Gemeinde Leipzig, Gemarkung Groß-
zschocher, wurden an den Flurstücken 727, 
865, 875/15, 724 & 732 Flurstücksgrenzen 
durch eine Katastervermessung bestimmt und 
abgemarkt. Allen betroffenen Eigentümern und 
Erbbauberechtigten werden die Ergebnisse der 
Grenzbestimmung und Abmarkung durch Of-
fenlegung bekannt gemacht. Die Ermächtigung 
zur Bekanntgabe von Verwaltungsakten auf 
diesem Wege ergibt sich aus § 17 der Verord-
nung des Sächsischen Staatsministeriums des 
Inneren zur Durchführung des sächsischen 
Vermessungsgesetzes (Durchführungsverord-
nung zum Sächsischen Vermessungs- u. Kata-
stergesetz – SächsVermKatG) vom 06.07.2011 
(SächsGVBl. S. 275).
Die Ergebnisse liegen ab dem 31.03.2015 bis 
zum 04.05.2015 in den Geschäftsräumen der 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieu-
rin Sylvia Scheffer, Dieskaustraße 169, 04249 

Anlass der Grenzbestimmung ist eine in der 
Gemeinde Leipzig, Gemarkung Großzschocher, 
beantragte Zerlegung am Flurstück 727. Be-
troffen sind die Flurstücke 727, 865, 875/15, 
724 und 732.
Empfänger: Grundstückseigentümer und In-
haber grundstücksgleicher Rechte sowie deren 
Verfügungsberechtigte und Bevollmächtigte der 
oben aufgeführten Flurstücke.
Gesetzliche Grundlage: Gemäß § 15 Abs.4 der 
Durchführungsverordnung zum Sächsischen 
Vermessungsgesetz (SächsVermKatGDVO) 
vom 06.07.2011 (SächsGVBl. Nr. 7/2011, S.275) 
erfolgt die öffentliche Ankündigung des Grenz-
termins. Die Grenzen der oben genannten Flur-
stücke sollen durch eine Katastervermessung 
nach § 16 nach dem Gesetz über das amtliche 
Vermessungswesen und das Liegenschaftska-
taster im Freistaat Sachsen (Sächsisches Ver-
messungs- u. Katastergesetz - SächsVermKatG) 
vom 29.01.2008, bestimmt werden.
Die Grenzbestimmung ist ein Verwaltungsver-
fahren im Sinne des Verwaltungsverfahrensge-
setzes (VwVfG) i. d. F. der Bekanntmachung 
vom 23.01.2003 (BGBl. S.102). 
Die oben benannten natürlichen oder juris-
tischen Personen sind Beteiligte des Verwal-
tungsverfahrens. 
Der Grenztermin ist die im § 28 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes vorgesehene Anhörung 

Öffentliche Ankündung eines Grenztermins

Beteiligter zu den entscheidungserheblichen 
Tatsachen. Dabei wird den Beteiligten der er-
mittelte Grenzverlauf an Ort und Stelle erläutert 
und vorgewiesen. Im Anschluss erhalten sie 
im Rahmen des §16 Abs. 3 des Sächsischen 
Vermessungs-u. Katastergesetzes Gelegenheit, 
sich zum Grenzverlauf zu äußern.
Begehung: Der Grenztermin fi ndet am Montag, 
dem 30.03.2015 um 10.00 Uhr statt. 
Treff: Leipzig, vor der Schönauer Straße 109a 
(am Parkplatz der Kleingartenanlage neben 
dem Bahnübergang).
Für den Fall des Erscheinens zum Grenztermin 
werden die Beteiligten gebeten, ihren Perso-
nalausweis oder Reisepass mitzubringen. Sie 
können sich auch durch einen Bevollmächtigten 
vertreten lassen. Dieser muss sich ebenfalls 
ausweisen und eine vom jeweiligen Beteili-
gten unterschriebene schriftliche Vollmacht 
vorlegen. Flurstücksgrenzen können auch 
ohne Anwesenheit der Beteiligten oder eines 
Bevollmächtigten bestimmt werden. Das Ergeb-
nis der Grenzbestimmung und die Abmarkung 
wird in dieser Ausgabe des Amtsblattes durch 
Offenlegung bekannt gegeben.  
Kontakt:
 Öffentl. bestellte Vermessungsingenieurin
  Dipl.-Ing. (FH) Sylvia Scheffer
 Dieskaustraße 169, 04249 Leipzig, 
 Tel.: 9 80 06 11, Fax: 9 80 06 12 

Bekanntmachung des 
Wahlausschusses für die 
Jugendparlamentswahl

Die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 
für die Jugendparlamentswahl fi ndet in öffentlicher 
Sitzung des Wahlausschusses am Montag, 30.03.2015, 
15.00 Uhr, im Zimmer 360 des Neuen Rathauses, Mar-
tin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig, statt. 

dem 100. Geburtstag werden an den Oberbür-
germeister, den Ministerpräsidenten des Frei-
staates Sachsen sowie den Bundespräsidenten 
übermittelt. Ehejubiläen werden aktuell durch 
die Meldebehörde Leipzig nicht übermittelt. 
Dagegen ist der Widerspruch nach § 33 Absatz 
4 SächsMG jederzeit ohne Begründung möglich.
Dieser Widerspruch kann in jedem Bürgeramt 
der Stadt Leipzig persönlich oder schriftlich 
gebührenfrei geltend gemacht werden. 
Das entsprechende Formular ist unter  www.
leipzig.de/Formulare (Suchwort: Übermitt-
lungssperre) verfügbar. 

Widerspruch zur Übermittlung 
von Jubiläumsdaten

Leipzig (Mo. bis Fr. 9.00-16.00 Uhr), zur Ein-
sichtnahme bereit. Gemäß § 17 Absatz 1 Satz 5 
SächsVermKatGDVO gelten die Ergebnisse der 
Grenzbestimmung und Abmarkung ab dem 
11.05.2015 als bekannt gegeben.Rückfragen bitte 
unter der Telefonnummer 9 80 06 11.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen die offengelegten Ergebnisse der Grenz-
bestimmung und Abmarkung können die be-
troffenen Eigentümer und Erbbauberechtigten 
innerhalb eines Monats nach dem Wirksamwer-
den der Bekanntgabe Widerspruch einlegen.
Der Widerspruch ist schriftlich oder zur 
Niederschrift bei der Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurin Silvia  Scheffer oder 
dem Staatsbetrieb Geobasisinformation und 
Vermessung Sachsen, Olbrichtplatz 3 in 01099 
Dresden einzulegen.
Kontakt:
 Öffentl. bestellte Vermessungsingenieurin
  Dipl.-Ing. (FH) Sylvia Scheffer
 Dieskaustraße 169 , 04249 Leipzig, 
 Tel.: 9 80 06 11, Fax: 9 80 06 12 

Offenlegung von Ergebnissen einer 
Grenzfeststellung und Abmarkung

Einsichtnahme 
in den Beteiligungsbericht 

der Stadt Leipzig 2014
Der Beteiligungsbericht 2014 der Stadt Leipzig kann 
gemäß § 99 Abs. 4 SächsGemO innerhalb der übli-
chen Geschäftszeiten nach telefonischer Anmeldung 
unter 1 23 21 19 im Büro für Ratsangelegenheiten, 
Martin-Luther-Ring 4-6, eingesehen werden. 

Verpachtung 
städtischer Liegenschaft
Pachtgrundstück zur gärtnerischen Nutzung

 Exposénummer:  0875
 Lage:   Pöppigstraße
 Gemarkung: Thekla
 Flurstück: 777/3 (Teilfl äche)
 Größe:  444 m²
 Eigentümer: Stadt Leipzig
 Kontakt: Frau Willkommen 
     Tel. 1 23 56 24
 Mindestgebot:  444 Euro/Jahr
 
Die Stadt Leipzig verpachtet aus ihrem Eigentum
o. g. Grundstück. Gebote sind bitte in einem 
verschlossenen Umschlag bis zum 06.04.2015 bei 
der Stadt Leipzig, Liegenschaftsamt, Terminstel-
le 1, Exposé 0875, 04092 Leipzig einzureichen. 

(Angaben ohne Gewähr.)

www.leipzig.de/immobilien

Jobcenter Leipzig 
von März bis Ende Juli 
mittwochs geschlossen

Jährliche Meldefrist 
für Beschäftigung schwer-

behinderter Menschen beachten
Arbeitgeber mit mindestens 20 Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern sind durch das Gesetz 
verpfl ichtet, ihre Anzeige zur Beschäftigung 
von Schwerbehinderten bei der Arbeitsagentur 
bis spätestens 31. März 2015 abzugeben. Die 
Agentur für Arbeit Leipzig empfi ehlt, damit 
nicht bis zum letzten Tag zu warten, um even-
tuelle Fragen noch rechtzeitig klären zu können.
Weitere Informationen gibt es auch im Internet 
unter www.arbeitsagentur.de –>Unternehmen 
–> Rechtgrundlagen –> Schwerbehinderten-
recht. 
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Bis Ende Juli bleibt das Leipziger Jobcenter mitt-
wochs für den Besucherverkehr geschlossen. 
Hintergrund ist die Umsetzung eines neuen 
IT-Verfahrens zur Leistungsgewährung.
Die Schließtage betreffen alle Liegenschaften. 
Wer an den Schließtagen einen Termin im Job-
center hat, kann diesen aber ohne Einschrän-
kungen wahrnehmen. Von den Schließtagen 
ausgenommen sind außerdem die Agentur 
für Arbeit Leipzig und der JobClub Leipzig 
 – das Bewerberzentrum des Jobcenters in der 
Axis-Passage. 
Die Schließtage sind notwendig, um die 
praktische Umsetzung einer neuen Leis-
tungsbearbeitungssoftware so unauffällig 
und reibungslos wie möglich gestalten zu 
können. Um Verständnis der Besucherinnen 
und Besucher wird gebeten.
Über das telefonische Servicecenter bleibt 
das Jobcenter auch an den Schließtagen un-
verändert von 8.00 bis 18.00 Uhr unter der 
Telefonnummer 91 31 07 05 erreichbar. 



 Termine

Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 347 
„Wohnen an der Olbrichtstraße/Ecke Tresckow-
straße“ wurde nach der öffentlichen Auslegung 
geändert und aktualisiert. Aus diesem Grund 
erfolgt nach § 4a Abs. 3 des Baugesetzbuchs 
(BauGB) eine erneute öffentliche Auslegung. 
Durch die vorgenommene Aktualisierung 
werden die bereits bestehenden Möglichkeiten 
zur baulichen Nutzung der Grundstücke nicht 
verändert.     
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB) 
ohne Durchführung einer Umweltprüfung 
aufgestellt.
Das Plangebiet befi ndet sich in Leipzig-Nord, im 
Ortsteil Gohlis-Mitte, östlich der Olbrichtstraße 
(entsprechend kartenmäßiger Darstellung). Die 
innerstädtische Fläche soll als Wohnstandort 
entwickelt werden. Mit dem Bebauungsplan 
werden die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen dafür geschaffen.
Der Entwurf des Bebauungsplans und seine Be-
gründung werden vom 31.03.2015 bis 30.04.2015 
im Neuen Rathaus, Martin-Luther-Ring 4 - 6, 
04109 Leipzig, Stadtplanungsamt, vor dem 
Zimmer 498, während der Dienststunden Mo./
Mi. 8.00-15.00 Uhr, Di. 8.00-18.00 Uhr, Do. 8.00-16.00 
Uhr, Fr. 8.00-12.00 Uhr, zu jedermanns Einsicht 
öffentlich ausgelegt.
Während der Auslegungsfrist können von je-
dermann Stellungnahmen abgegeben werden. 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen 
können bei der Beschlussfassung über den Be-
bauungsplan unberücksichtigt bleiben.
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag 
nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung un-
zulässig ist, soweit mit ihm nur Einwendungen 
geltend gemacht werden, die vom Antragssteller 
im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet 
geltend gemacht wurden, aber hätten geltend 
gemacht werden können. 

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt

Mit Bescheid des Eisenbahn-Bundesamtes, 
Außenstelle Dresden vom 13.02.2015 wird 
eine Teilfl äche des Flurstücks Nr. 3835/24 der 
Gemarkung Leipzig von Bahnbetriebszwecken 
freigestellt (siehe kartenmäßige Darstellung).
Diese Fläche ist für den Eisenbahnbetrieb nicht 
mehr erforderlich. Durch die Freistellung endet 
die Eigenschaft als Betriebsanlage der Eisenbahn. 
Die Fläche wird aus dem eisenbahnrechtlichen 
Planungsprivileg des Eisenbahn-Bundesamtes 

Südfriedhof 
Grabbezeichnung Nutzungsende Name des   Vorname des
  letzten Verst. letzten Verstorbenen
I Erbbegräbnis 12 27.06.2014 Haubenreisser ANNA Martha
I Erbbegräbnis 30 04.10.2014 Hoese ANITA
II Erbbegräbnis 19 01.11.2014 Freyberg Olga
III Erbbegräbnis 16 30.03.2014 Steingräber Friederike Auguste
IV 07 Urnenrabatte 76 19.07.2014 Rüger URSULA Emma Martha
IV 09 Urnenrabatte 4 13.03.2014 Grunewald IRMA Agnes Klara
IV 10 Urnenrabatte 40 05.03.2014 Binder HILDA Martha
IV 10 Urnenrabatte 43 08.03.2014 Helm FRIEDA Hedwig
IV 10 Urnenrabatte 45 03.04.2014 Näser ILSE Anna Martha
IV 10 Urnenrabatte 46 23.04.2014 Winter MARGARETHE Bertha Paula
IV 10 Urnenrabatte 60 25.06.2014 Rühl INGEBORG Marie
IV 10 Urnenrabatte 61 05.07.2014 Volkmar LIESBETH Marie
IV 10 Urnenrabatte 80 09.05.2014 Ulrich JOHANNA Selma Gertrud
IV 10 Urnenrabatte 83 20.11.2014 Jonas RALF
IV 10 Urnenrabatte 85 25.10.2014 Boden HERBERT Karl
IV 10 Urnenrabatte 89 02.11.2014 Kahnis ELISABETH Sophie Helene
VI 05 Urnenrabatte 28 16.09.2014 Flemmig SIGRID Magdalena
VI Wahlstelle 60 15.04.2014 Felsche Elise Johanna
XII Rabatte 98/99 19.04.2014 Taatz ALBERT Willy
XII Wahlstelle 63 15.08.2014 Feigl Charlotte
XVII Rabatte 680 11.11.2014 Izaber HANS-JÜRGEN
XVII Rabatte 779 14.01.2014 Prösdorf HANS Dieter
XVII Urnenrabatte 174 29.06.2014 Wetzel JOHANNES
XVII Urnenrabatte 211 17.08.2014 Schirrmeister RUTH Ilse
XVII Urnenrabatte 50 29.03.2014 Dietzold MARGARETE Helene
XVII Urnenrabatte 606 29.11.2014 Stortz GUDRUN
XVIII Rabatte 58 17.04.2014 Pahlitzsch HERBERT Peter
XIX Rabatte 175 30.04.2014 Fröhlich GERHARD Rolf
XIX Rabatte 295 25.04.2014 Turba HORST Karl Walter
XX Rabatte 123/124 11.10.2014 Hausmann EWALD Ernst
XX Rabatte 29/30 16.10.2014 Winter ERICH
XXI Urnenrabatte 190 10.02.2014 Reinhold HANS Alfred
XXII Rabatte 1649 02.12.2014 Herz RENATE Anita
XXII Rabatte 585/586 23.06.2014 Karow JOACHIM Friedrich Karl
XXII Rabatte 979/980 06.04.2014 Boas MARGARETE Helene Adelheid
XXII Wahlstelle 409 23.11.2014 Stamm Heinz
XXIII Rabatte 197/198 09.04.2014 Rohrbach HILDEGARD Martha
XXIII Rabatte 200/201 25.01.2014 Kaletta GERTRUD Martha Helene
XXIII Rabatte 256/257 29.05.2014 Wiora ANTON
XXIII Rabatte 310 A/B 31.08.2014 Wolf ERNA Clara
XXIII Rabatte 374 13.08.2014 Keller ELSE Marie
XXIII Rabatte 403 08.07.2014 Keller WALTER Albin
XXIV Rabatte 395 02.07.2014 Koslowski ALBERT
XXIV Rabatte 444/445 05.07.2014 Kill RALF
XXIV Rabatte 534 16.02.2014 Lange ERIKA
XXIV Rabatte 551 16.04.2014 Rieck JOHANNA Maria Friederike
XXIV Rabatte 554 07.08.2014 Hennig ELSA Martha
XXIV Rabatte 577 20.08.2014 Jung ADELHEID Maria
XXIV Rabatte 604 24.10.2014 Seeger CARSTEN
XXIV Rabatte 814 07.11.2014 Oechsner HILDA
XXIV Rabatte 815/816 06.11.2014 Pape FRIEDA Elsa Berta
XXIV Rabatte 878 11.10.2014 Mayer GÜNTER Heinz
XXIV Rabatte 953 22.11.2014 Matz KURT
XXV Rabatte 305 16.10.2014 Scheer CHRISTA Irmgard Elisabeth
XXV Rabatte 537 28.12.2014 Hein DORA Johanna
XXVI Rabatte 614 06.01.2014 Schwarz EMMA Marie
XXVI Rabatte 617/618 10.01.2014 Junge CHARLOTTE
XXVI Rabatte 622 10.01.2014 Pfannstiel JOHANNA Marie
XXVI Rabatte 625 08.03.2014 Schingnitz ELLEN Susanne
XXVI Rabatte 630 19.01.2014 Reich MARIO
XXVI Rabatte 635 17.01.2014 Beckmann PAUL Otto
XXVI Rabatte 647/648 03.01.2014 Ermer RUDOLF Gustav
XXVI Rabatte 654 12.03.2014 Kratzing UDO Rolf
XXVI Rabatte 669/670 23.03.2014 Kirchschlager HELMUT
XXVII Urnenrabatte 291 09.08.2014 Frackmann ILSE Luise Lina Elsa
XXVII Urnenrabatte 567 30.12.2014 Schütze ALFRED Walter
XXVII Urnenrabatte 90 09.07.2014 Schlegel RENA
Hain Rabatte 656 21.12.2014 Friedrich KÄTE Martha
Hain Wahlstelle 17 22.12.2014 Luckner ELSA Paula
Urnengarten Rabatte 31 12.12.2014 Wallner MATHIAS Wilfried
Urnengarten Süd Rab. 24/25 20.08.2014 Kesler  CHRISTIANNE

Friedhof Kleinzschocher
Grabbezeichnung Nutzungsende Name des   Vorname des
  letzten Verst. letzten Verstorbenen
Erbbegräbnis 74 31.01.2014 Keller Martha
I Urnenrabatte 60 07.11.2014 Meuche WERNER Heinz
II A Urnenrabatte 36 21.10.2014 Strenge SYLVIA Luci
II A Urnenrabatte 76 21.10.2014 Bohr HEINZ Max
II A Urnenrabatte 79 24.11.2014 Stein Alfred
II F Rabatte 7 20.11.2014 Hansen Günter
Ostmauer Rabatte 29 / 30 31.12.2014 Seidel ELISE Karoline Alma

Friedhof Möckern 
Grabbezeichnung Nutzungsende Name des   Vorname des
  letzten Verst. letzten Verstorbenen
II Rabatte 54 / 55 / 56 31.12.2014 Höltzel ELSA Anna
II Rabatte 64 30.11.2014 Schenk ERNA Gertrud

Nordfriedhof 
Grabbezeichnung Nutzungsende Name des   Vorname des
  letzten Verst. letzten Verstorbenen
I 04 Urnenrabatte 316 07.02.2014 Gronau WALTRAUD Johanna

Ostfriedhof 
Grabbezeichnung Nutzungsende Name des   Vorname des
  letzten Verst. letzten Verstorbenen
II Rabatte 166 15.12.2014 Lehmann HERBERT Willy
II Rabatte 23 08.09.2014 Schmidt EDGAR Paul
IV Rabatte 798 31.12.2014 Uhlisch CHARLOTTE Klara
Wandstelle 136 02.01.2014 Feder Marie
X Urnenrabatte 211 31.12.2014 Hendrich KURT Franz

Friedhof Sellerhausen
Grabbezeichnung Nutzungsende Name des   Vorname des
  letzten Verst. letzten Verstorbenen
Erbbegräbnis 24 03.11.2014 Müller Robert CURT
V Rabatte 287 A / B / C 12.09.2014 Reigber ERNA Elise Margarete
V Rabatte 367 31.12.2014 Schneefuß HERTA Hilda 

Bebauungsplan Nr. 391 
„Wohngebiet nördlich der Fortunabadstraße/

Dieskaustraße“, Leipzig-Südwest
Öffentliche Auslegung des Planentwurfs

Der Bebauungsplan Nr. 391 „Wohngebiet 
nördlich der Fortunabadstraße/Dieskaustraße“ 
wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a 
Baugesetzbuch (BauGB) ohne Durchführung 
einer Umweltprüfung aufgestellt.
Das Plangebiet befi ndet sich in Leipzig-Südwest, 
im Ortsteil Knautkleeberg-Knauthain, östlich 
der Dieskaustraße (entsprechend kartenmäßiger 
Darstellung). Mit dem Bebauungsplan sollen die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für ein 
Wohngebiet mit Einfamilienhäusern und der  
dazugehörigen Erschließung und Grüngestal-
tung geschaffen werden.
Der Entwurf des Bebauungsplans und seine 
Begründung werden vom 31.03.2015 bis 
30.04.2015 im Neuen Rathaus, Martin-Luther-
Ring 4-6, 04109 Leipzig, Stadtplanungsamt, vor 
dem  Zimmer 498,  während der Dienststunden 
Mo./Mi. 8.00-15.00 Uhr, Di. 8.00-18.00 Uhr, Do. 
8.00-16.00 Uhr, Fr. 8.00-12.00 Uhr, zu jedermanns 
Einsicht öffentlich ausgelegt.
Während der Auslegungsfrist können von je-
dermann Stellungnahmen abgegeben werden. 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen 
können bei der Beschlussfassung des Bebau-
ungsplans unberücksichtigt bleiben.
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag 
nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung un-
zulässig ist, soweit mit ihm nur Einwendungen 
geltend gemacht werden, die vom Antragssteller 
im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet 
geltend gemacht wurden, aber hätten geltend 
gemacht werden können. 

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt

Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 391 
„Wohngebiet nördlich der Fortunabadstraße/Dies-
kaustraße“ (fett umrandet)

Kartengrundlage: Amt für 
Geoinformation und Bodenordnung

Bebauungsplan Nr. 347 
„Wohnen an der Olbrichtstraße/Ecke 

Tresckowstraße“, Leipzig-Nord
Erneute öffentliche Auslegung des Planentwurfs

Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 347 „Woh-
nen an der Olbrichtstraße/Ecke Tresckowstraße“ 
(fett umrandet).

Kartengrundlage: Amt für 
Geoinformation und Bodenordnung

Freistellung von Bahnbetriebszwecken für eine 
Fläche der Eisenbahn des Bundes in Leipzig

Geltungsbereich der Freistellungsfl äche in Leipzig (fett umrandet).
Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung

entlassen und geht in die Planungshoheit der 
Stadt Leipzig über.
Der Bescheid und die dazugehörigen Unterlagen 
können in der Stadt Leipzig, Neues Rathaus, 
Martin-Luther-Ring 4 - 6, Stadtplanungsamt, 
im Zimmer 498 zu den DienststundenMo./Mi. 
8.00-15.00 Uhr, Di. 8.00-18.00 Uhr, Do. 8.00-16.00 
Uhr, Fr. 8.00-12.00 Uhr, eingesehen werden. 

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt

Durchführung eines 
Raumordnungsverfahrens

für das Vorhaben „Abänderung 
Rahmenbetriebsplan 

Kiessandtagebau Zitzschen/
Großdalzig“

Auf der Grundlage eines Antrages der Mittel-
deutsche Baustoffe GmbH führt die Landes-
direktion Sachsen als Obere Raumordnungs-
behörde entsprechend § 15 des Sächsischen 
Landesplanungsgesetzes (SächsLPlG) ein Raum-
ordnungsverfahren zu o. g. Vorhaben durch. 
Gemäß § 15(4) SächsLPlG sind die Unterlagen 
zum Vorhaben für die Unterrichtung und 
Anhörung der Öffentlichkeit einen Monat zur 
Einsicht auszulegen. Diese Auslegung erfolgt im 
Zeitraum vom 01.04.2015 bis 06.05.2015 in der 
Stadt Leipzig, Neues Rathaus, Martin-Luther-
Ring 4-6, Stadtplanungsamt, Zimmer 498 zu den 
Dienststunden Mo./Mi. 8.00-15.00 Uhr, Di. 8.00-
18.00 Uhr, Do. 8.00-16.00 Uhr, Fr. 8.00-12.00 Uhr. 
Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt 
werden, kann bis spätestens zwei Wochen nach 
Ablauf der Auslegungsfrist – bis einschließlich 
20.05.2015 – bei der  Landesdirektion Sachsen, 
Altchemnitzer Straße 41, 09120 Chemnitz oder 
der Dienststelle der Landesdirektion Sachsen in 
Leipzig, Braustraße 2, 04107 Leipzig bzw. bei der 
Stadt Leipzig, Stadtplanungsamt, 04092 Leipzig 
Einwendungen gegen den Plan schriftlich oder 
mündlich zur Niederschrift erheben. 

Stadtplanungsamt
i. A. der Landesdirektion Sachsen

Sitzungen 
der Stadtbezirksbeiräte

Stadtbezirksbeirat Leipzig-Mitte
Sitzung vom 26.03.2015, 18.00 Uhr wird verlegt 
auf den 09.04.2015. 

Sitzungen 
der Ortschaftsräte

Ortschaftsrat Holzhausen
24.03., 19.00 Uhr, ehem. Gemeindeamt Holz-
hausen, Stötteritzer Landstraße 31
- Informationen zu den Bränden in Holzhausen 

durch den Polizeipräsidenten Bernd Merbitz 
- Vorstellung der rumänisch-orthodoxen Ge-

meinde in Holzhausen durch Pfr. Ioan Forga
- Entscheidung über die Einleitung eines Ver-

fahrens zur Aufstellung eines vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes für die Grund-
stücke Zuckelhausener Ring 13 u. a. (Flur-
stücke 8, 10/1, 192/57 und Teilfl äche von 
192/56) in Leipzig-Zuckelhausen

- Straßenbenennungen im Gewerbegebiet 
Christian-Grunert-Straße 2

Ortschaftsrat Plaußig
31.03., 19.00 Uhr, Naturschutzstation Plaußig, 
Zum Redaktionsschluss lag noch keine Tages-
ordnung vor.
Ortschaftsrat Burghausen
31.03., 19.00 Uhr, ehem. Gemeindeamt, Miltit-
zer Straße 1
Zum Redaktionsschluss lag noch keine Tages-
ordnung vor. 

Sprechzeiten 
der Friedensrichter

Schiedsstelle Mitte/Nordost 
09.04. u. 15.05., 16.00-18.00 Uhr, Stadthaus, 
Raum U 32 (Sprechtag: 2. Do./Monat)
Schiedsstelle Ost/Südost 
15.04. u. 20.05., 16.00-17.00 Uhr, Stadthaus, 
Raum U 32 (Sprechtag: 3. Mi./Monat)
Schiedsstelle Süd/Südwest 
31.03. u. 05.05., 16.00-18.00 Uhr, und nach 
Vereinbarung, Rödelstr. 6, 04229 Leipzig, 
(Sprechtag: 1. Di./Monat)
Schiedsstelle Nordwest/Nord
Wir bitten, die Termine mit der Schiedsstelle 
Süd/Südwest abzustimmen oder diese Sprechta-
ge dort zu nutzen 
Schiedsstelle West/Alt-West 
21.04. u. 19.05., 16.00-17.00 Uhr, Stadthaus, 
Raum U 32 (Sprechtag: 3. Di./Monat)
Das Verfahren vor dem Friedensrichter dient 
dem Ziel, Rechtsstreitigkeiten durch eine Eini-
gung der Parteien beizulegen.
Der Friedensrichter kann in bürgerlich-rechtli-
chen und in strafrechtlichen Rechtsstreitigkei-
ten schlichtend tätig werden. Das Informations-
gespräch ist kostenfrei. 

Veranstaltungen 
der Fraktionen

Die Linke
23.03., 16.00 Uhr, Wahlkreisbüro Grünau, Stutt-
garter Allee 16
- Sprechstunde in Grünau mit Sören Pellmann
26.03., 15.00 Uhr, Jugend- und Altenhilfeverein 
e.V., Goldsternstraße 9
- Sprechstunde im Osten mit Carola Lange
Bündnis 90/Die Grünen
24.3., 19.30 Uhr, Nachbarschaftsschule, Demme-
ringstraße 31
- „Wozu Reformpädagogik heute“ mit Otto 

Herz, Stadtelternrat, Bildungsagentur, De-
zernat Jugend, Familie und Bildung und El-
ternrat der NASCH 

Schließtag
Im Amt für Geoinformation und Bodenordnung 
bleibt das Sachgebiet Logistik/Verkauf am Mon-
tag, dem 30.03.2015, geschlossen. 

Dienstausweise ungültig
Hiermit werden die folgenden Dienstausweise mit 
den Nr.  15448 und 15192 für ungültig erklärt. 

Das Amt für Stadtgrün und Gewässer, Abtei-
lung Friedhöfe, gibt bekannt, dass nachfolgend 
aufgeführte Grabstätten, deren Nutzungsrecht 
bis zum 31.12.2014 verfallen war, 3 Monate 
nach dieser öffentlichen Bekanntmachung von 

der Friedhofsverwaltung entschädigungslos 
eingezogen, eingeebnet und beräumt werden, 
sofern der Erhalt und die Pfl ege nicht durch die 
Stadt Leipzig, Amt für Stadtgrün und Gewässer, 
Abteilung Friedhöfe, erfolgt.

Entschädigungslose Beräumung 
von Grabstellen

Hilfe bei Kriegsgräbersuche
Der Stadtverband Leipzig des „Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge e. V.“ bietet 
Hinterbliebenen von Kriegsopfern u. a. Hilfe bei der Gräbersuche an. Kontakt: Dr. Günter 
Schmidt (Stellv. Vorsitzender des Stadtverbandes), Sprechzeit: jeweils montags von 07.00 
bis 15.00 Uhr bei der Stadt Leipzig, Amt für Stadtgrün und Gewässer, Abteilung Friedhöfe, 
Verwaltungsgebäude auf dem Südfriedhof, Friedhofsweg 3, 04299 Leipzig, I. Etage, Zimmer 
12/13, Tel. 0178/6 97 54 27, E-Mail: gedenkbuch@leipzig.de 
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Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat auf 
ihrer Sitzung am 25.02.2015 die Feuerwehrsat-
zung der Stadt Leipzig auf der Grundlage des § 4 
der Neufassung der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 03.03.2014 (SächsG-
VBl. S. 147) und des § 15 Abs. 4 des Sächsischen 
Gesetzes über den Brandschutz, Rettungsdienst 
und Katastrophenschutz (SächsBRKG) vom 
24.06.2004 (SächsGVBl. S. 245), rechtsbereinigt 
mit Stand vom 01.03.2012 beschlossen.

I. Allgemeines
§ 1

Begriff, Gliederung und Leitung 
der Feuerwehr Leipzig

(1) Die Feuerwehr Leipzig ist als Einrichtung 
der Stadt eine öffentliche Feuerwehr ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit. Sie besteht aus

 -  der Berufsfeuerwehr und
 -  der Freiwilligen Feuerwehr mit Ortsfeu-

erwehren.
(2) Die Berufsfeuerwehr führt den Namen 

„Berufsfeuerwehr Leipzig“. Die Freiwillige 
Feuerwehr führt den Namen „Freiwillige 
Feuerwehr Leipzig“, dem bei einer Ortsfeuer-
wehr der Name der Ortsfeuerwehr beigefügt 
wird. Das Ärmelabzeichen für beide Wehren 
beinhaltet das Wappen der Stadt Leipzig. 
Beide Wehren treten im Rahmen ihrer Be-
fugnisse nach innen und außen unter dem 
gemeinsamen Namen Feuerwehr Leipzig 
auf.

(3) Neben den aktiven Abteilungen können in 
den Ortsfeuerwehren Allgemeine Abtei-
lungen, Jugendfeuerwehren, Alters- und 
Ehrenabteilungen sowie musiktreibende 
Züge bestehen.

(4) Der/die Leiter/-in der Branddirektion der 
Stadt Leipzig ist Leiter/-in der Berufsfeuer-
wehr. Er/sie nimmt die Aufgaben des/der 
Gemeindewehrleiters/-in wahr.

(5) Die Leitung der Ortsfeuerwehr obliegt dem/
der Ortswehrleiter/-in und seinem/seiner 
Stellvertreter/-in, deren Dienstpfl ichten eine 
Dienstanweisung regelt.

§ 2
Stadtfeuerwehrausschuss

(1) Der Stadtfeuerwehrausschuss ist beratendes 
Organ des/der Leiters/-in der Branddirek-
tion. Er besteht aus:

 -  dem/der Leiter/-in der Branddirektion 
als  Vorsitzenden,

 -  den Ortswehrleitern/-innen,
 -  dem/der Leiter/-in des Orchesters der 

Feuerwehr Leipzig und
 -  dem/der Vorsitzenden des Leipziger  

Feuerwehrverbandes.
 Die Leiter/-innen der Abteilungen Einsatz-

dienst sowie Einsatzplanung, Einsatzlenkung 
und Katastrophenschutz nehmen ohne 
Stimmberechtigung von Amts wegen an den 
Beratungen des Stadtfeuerwehrausschusses teil.

(2) Bei Verhinderung eines Mitgliedes des Aus-
schusses nimmt dessen Stellvertreter/-in teil.

(3) Der Stadtfeuerwehrausschuss berät min-
destens einmal im Jahr auf Einladung und 
mit Bekanntgabe der Tagesordnung durch 
den/die Leiter/-in der Branddirektion zu 
Grundsatzproblemen der Freiwilligen Feu-
erwehr Leipzig. Dabei sind die Mitglieder 
des Ausschusses über die, die freiwillige 
Feuerwehr betreffende Haushaltsplanung 
und Umsetzung zu informieren. Der 
Stadtfeuerwehrausschuss muss einberufen 
werden, wenn dies mindestens ein Drittel 
seiner Mitglieder bei Angabe der von ihnen 
geforderten Tagesordnung verlangt.

(4) Der Stadtfeuerwehrausschuss ist zu allen 
grundlegenden, die Freiwillige Feuerwehr 
Leipzig betreffenden Angelegenheiten, ein-
schließlich der Brandschutzbedarfsplanung 
für die Stadt Leipzig zu hören.

(5) Empfehlungen des Stadtfeuerwehrausschus-
ses werden mit einfacher Stimmenmehrheit 
gefasst. Stimmenenthaltungen gelten als 
nicht abgegebene Stimmen.

(6) Die Beratungen sind nicht öffentlich. Über 
das Ergebnis der Beratung ist eine Nieder-
schrift zu fertigen.

§ 3
Schulung und Anleitung 
der Ortswehrleiter/-innen

(1) In Verantwortung des/der Leiters/-in 
der Branddirektion fi nden vierteljährlich 
Schulungen und Anleitungen der Ortswehr-
leiter/-innen, an denen der Stadtjugendfeu-
erwehrwart teilnimmt, statt. Davon kann 
eine Schulung als Mehrtagesveranstaltung 
durchgeführt werden.

(2) Die Schulungs- bzw. Anleitungstermine 
sind allen Teilnehmern rechtzeitig bekannt 
zu geben.

§ 4
Ausstattung, personelle Stärken 

der Feuerwehr Leipzig
Die personelle Stärke, Standorte sowie die Aus-
stattung und Ausrüstung der Berufsfeuerwehr 
und der Freiwilligen Feuerwehr werden gemäß 
§ 6 Abs. 1 Ziff.1 SächsBRKG entsprechend den 
Erfordernissen der Stadt Leipzig in einem durch 
den Stadtrat beschlossenen Brandschutzbe-
darfsplan festgelegt.

II. Berufsfeuerwehr
§ 5

Berufsfeuerwehr
Für die Angehörigen der Berufsfeuerwehr 
gelten bezüglich der Einstellung, Aus- und 
Fortbildung, der Dienstorganisation und des 
Ausscheidens die gesetzlichen und tarifrechtli-
chen Bestimmungen sowie Dienstanweisungen 
des Oberbürgermeisters der Stadt Leipzig.

III. Freiwillige Feuerwehr
§ 6

Aufnahme in die Freiwillige Feuerwehr
(1) In die aktive Abteilung der Freiwilligen 

Feuerwehr können nur Personen als ehren-

amtlich tätige Mitglieder aufgenommen 
werden, die

 -  das 16. Lebensjahr vollendet haben,
 -  charakterlich geeignet sind,
 -  bereit sind, an der Aus- und Weiterbil-

dung  regelmäßig teilzunehmen,
 -  keiner anderen Hilfsorganisation ehren-

amtlich  angehören,
 -  die Satzung der Feuerwehr Leipzig an-

erkennen,
 -  eine Mindestgröße von 1,65 m haben,
 -  im Ergebnis der arbeitsmedizinischen  

Vorsorgeuntersuchungen die gesund-
heitlichen  Anforderungen an den Feu-
erwehrdienst erfüllen und

 -  innerhalb eines Radius von etwa 2,5 km 
um das  Gerätehaus einer Ortsfeuerwehr 
ihren  ständigen Wohnsitz in der Stadt 
Leipzig haben.

 Die Aufnahme erfolgt in die Freiwillige 
Feuerwehr Leipzig. Die Zuordnung zu 
einer Ortsfeuerwehr erfolgt nach dem 
Territorialprinzip, zur nächstgelegenen 
Ortsfeuerwehr. Bei Minderjährigen muss die 
Zustimmung der Erziehungsberechtigten 
schriftlich vorliegen.

(2) Über Ausnahmen entscheidet auf Antrag der 
Person, die aufgenommen werden möchte, 
der/die Leiter/-in der Branddirektion nach 
Anhörung der beteiligten Ortsfeuerwehrlei-
tung.

(3) Angehörige anderer freiwilliger Feuer-
wehren können in die aktive Abteilung 
der Freiwilligen Feuerwehr aufgenommen 
werden, wenn sie einer regelmäßigen Be-
schäftigung oder Ausbildung in der Stadt 
Leipzig nachgehen oder in sonstiger Weise 
regelmäßig für Einsätze zur Verfügung 
stehen und die Anforderungen nach Absatz 
1, Anstrich 1 – 7, erfüllen. Die Entfernung 
der Beschäftigungs- oder Ausbildungsstelle 
zum Gerätehaus der nächstgelegenen Orts-
feuerwehr darf analog Absatz 1, Anstrich 
8, die 2,5 Kilometer nicht überschreiten.

 Der/die Feuerwehrangehörige hat die 
Verlegung seiner/ihrer Beschäftigungs- 
oder Ausbildungsstelle nach außerhalb 
des Radius von 2,5 km um das Gerätehaus 
der jeweiligen Ortsfeuerwehr unverzüglich 
dem/der Ortswehrleiter/-in schriftlich 
anzuzeigen.

(4) Aufnahmegesuche sind schriftlich an den/
die Ortswehrleiter/-in zu richten. Über die 
Aufnahme entscheidet der/die Leiter/-in 
der Branddirektion nach Anhörung der 
zuständigen Ortswehrleitung und nach 
Prüfung der Voraussetzungen entsprechend 
Abs. 1 und 3. Ein Rechtsanspruch auf Auf-
nahme besteht nicht. Eine Ablehnung ist 
dem/der Antragsteller/-in durch den/die 
Leiter/-in der Branddirektion mit Angabe 
der Gründe durch schriftlichen Verwal-
tungsakt mitzuteilen.

 Neben dem Aufnahmegesuch, ist ein 
gültiges Führungszeugnis vorzulegen. Bei 
Aufnahme in die Ortsfeuerwehr werden die 
Auslagen für das Führungszeugnis durch 
die Stadt Leipzig erstattet.

(5) Einer Aufnahme in die Ortsfeuerwehr steht 
insbesondere entgegen:

 -  wenn die Ortsfeuerwehr die Höchststär-
ke laut aktuellem Brandschutzbedarfs-
plan bereits erreicht hat,

 -  die Mitgliedschaft, der Beitritt oder die 
Zugehörigkeit zu einer für verfassungs-
widrig erklärten Partei oder sonstigen 
Vereinigung oder

 -  die Mitgliedschaft, der Beitritt oder die 
Zugehörigkeit zu einer nicht verbotenen 
Partei oder sonstigen Vereinigung oder 
Gruppierung, die mit der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung unver-
einbare Ziele verfolgt.

 Bewerber/-innen, die nachweislich bereits 
Mitglied einer Freiwilligen Feuerwehr 
sind oder waren, werden mit dem bereits 
erworbenen Dienstgrad und der bisher 
geleisteten Dienstzeit übernommen. Er-
folgreich absolvierte Lehrgänge werden 
bei Gleichwertigkeit nur nach Vorlage der 
entsprechenden Nachweise im Original 
anerkannt.

(7) Die Aufnahme in die Freiwillige Feuerwehr 
erfolgt auf Probe, soweit der Bewerber/-in 
nicht Mitglied einer anderen Freiwilligen 
Feuerwehr ist. Eine Aufnahme ist nur 
möglich bei Erfüllung der Voraussetzungen 
des Absatzes 1 Anstrich 1 bis 6. Die Probe-
zeit beträgt 2 Jahre und beginnt mit dem 
Ausstellungsdatum des Dienstausweises. 
Bis zum Ablauf der Probezeit sind alle Vo-
raussetzungen zur Aufnahme in die aktive 
Abteilung der Freiwilligen Feuerwehr gem. 
Absatz 1 Anstrich 7 nachträglich zu erfüllen. 
Werden diese Voraussetzungen nicht erfüllt, 
endet die Mitgliedschaft in der Freiwilligen 
Feuerwehr.

(8) Neue Mitglieder der Feuerwehr werden 
nach Bestätigung des Aufnahmeantrages 
durch den/die Leiter/-in der Branddirek-
tion vom/von der Ortswehrleiter/-in durch 
Handschlag verpfl ichtet und erhalten einen 
Dienstausweis.

(9) Verlegt der/die Feuerwehrangehörige, der/
die gemäß § 6 Abs. 1 dieser Satzung aufge-
nommen wurde, den ständigen Wohnsitz 
nach außerhalb des Einzugsbereiches der 
Ortsfeuerwehr, endet die Mitgliedschaft in 
der Ortsfeuerwehr. Der/die Feuerwehran-
gehörige kann auf Antrag in die territorial 
zuständige Ortsfeuerwehr der Freiwilligen 
Feuerwehr Leipzig wechseln. Über Aus-
nahmen entscheidet der/die Leiter/-in 
der Branddirektion nach Anhörung der 
beteiligten Ortswehrleiter/-in. Ist er/sie 
nicht mehr Mitglied einer Ortsfeuerwehr, 
endet die Mitgliedschaft in der Freiwilligen 
Feuerwehr Leipzig.

(10) Verlegt der/die Feuerwehrangehörige, 
der/die gemäß § 6 Abs. 3 dieser Satzung 
aufgenommen wurde, die Beschäftigungs- 
oder Ausbildungsstätte nach außerhalb 

des Einzugsbereiches der Ortsfeuerwehr, 
endet die Mitgliedschaft in der Freiwilligen 
Feuerwehr.

§ 7
Rechte und Pfl ichten der Angehörigen 

der Freiwilligen Feuerwehr
(1) Die Angehörigen der Ortsfeuerwehr haben 

die ihnen aus der Mitgliedschaft in der 
Feuerwehr erwachsenden Aufgaben gewis-
senhaft zu erfüllen. Sie haben insbesondere:

 -  den dienstlichen Weisungen und Befeh-
len der Vorgesetzten nachzukommen,

 -  im Dienst und außerhalb des Dienstes 
ein vorbildliches Verhalten zu zeigen 
sowie die freiheitlich demokratische 
Grundordnung zu achten,

 -   die Feuerwehrdienstvorschriften und 
die Unfallverhütungsvorschriften für 
den Feuerwehrdienst einzuhalten und

 -   die ihnen übergebenen Ausrüstungsge-
genstände, Dienstbekleidung, persön-
liche Schutzausrüstung und erweiterte 
persönliche Schutzausrüstung, Geräte 
und Einrichtungen gewissenhaft zu pfl e-
gen und sie nur zu dienstlichen Zwecken 
zu benutzen. Bei vorsätzlicher oder grob 
fahrlässiger Beschädigung von Beklei-
dungs- und Ausrüstungsgegenständen 
sowie Geräten hat der Verursacher den 
entstandenen Schaden zu ersetzen.

(2) Die Angehörigen der aktiven Abteilung 
sind darüber hinaus verpfl ichtet:

 -    an mindestens 40 Stunden jährlich der 
von der Ortsfeuerwehr durchzuführen-
den    Dienst- und Ausbildungsmaß-
nahmen pünktlich teilzunehmen,

 - sich bei Alarmierung der Ortsfeuerwehr 
unverzüglich zum Feuerwehrgerätehaus 
zu  begeben,  

 -    sich bei Nichtteilnahme an Übungen, Aus- 
und  Weiterbildungsmaßnahmen sowie                                                                                 
Diensten rechtzeitig beim/bei der Orts-
wehrleiter/-in zu entschuldigen,

 -    als Mitglieder von Katastrophen-
schutzeinheiten und -modulen die 
entsprechenden katastrophenschutz-
rechtlichen Anforderungen zu erfüllen 
und an überörtlichen Einsätzen im 
Rahmen des Katastrophenschutzes 
teilzunehmen.

(3) Der Einsatz des/der aktiven Feuerwehran-
gehörigen erfolgt frühestens nach erfolg-
reichem Abschluss des Grundlehrganges 
(Truppmann Teil 1).

(4) Die für den Feuerwehrdienst festgelegten 
Regelungen und Dienstanweisungen der 
Branddirektion sind für alle Angehörigen 
der Freiwilligen Feuerwehr bindend.

(5) Jeder/-e Feuerwehrangehörige hat die Ver-
legung seines/ihres ständigen Wohnsitzes 
innerhalb der Stadt Leipzig bzw. in eine 
andere Gemeinde unverzüglich dem/der 
Ortswehrleiter/-in schriftlich anzuzeigen.

(6) Verletzt ein/eine Angehöriger/-e der 
Ortsfeuerwehr die ihm obliegenden 
Dienstpfl ichten oder verstößt gegen die 
Festlegungen dieser Satzung, so kann der/
die Ortswehrleiter/-in oder bei seiner/ihrer 
Abwesenheit sein/-e Stellvertreter/-in:

 -  den Zutritt zum Feuerwehrgerätehaus 
untersagen,

 -  die Wahrnahme von Einsatzdienstfunk-
tionen befristet oder ganz einschränken,

 -  einen mündlichen oder schriftlichen 
Verweis erteilen,

 -  eine Suspendierung bis zur Klärung der 
Sache aussprechen,

 -  die Androhung des Ausschlusses aus-
sprechen oder

 -  den Ausschluss beim/bei der Leiter/-in 
der  Branddirektion beantragen.

 Der zuständige Ortsfeuerwehrausschuss 
ist vor Ergreifen einer Maßnahme zu hören 
und dem/der Angehörigen der Ortsfeu-
erwehr ist vor Ergreifen der Maßnahme 
Gelegenheit zu geben, sich zu den gegen 
ihn vorgebrachten Vorwürfen zu äußern. 
Die danach gegenüber dem/der Angehö-
rigen/in vorgesehenen Maßnahmen sind 
mit dem/der Leiter/-in der Branddirektion 
abzustimmen.

(7) Verletzt ein/-e Angehöriger/-e der Freiwil-
ligen Feuerwehr Leipzig die Dienstpfl ich-
ten oder verstößt gegen die Festlegungen 
dieser Satzung, so kann der/die Leiter/-in 
der Branddirektion  nach Anhörung des 
zuständigen Ortsfeuerwehrausschusses:

 -  einen mündlichen oder schriftlichen 
Verweis  aussprechen,

 -  bis zur Klärung der Sache eine Suspen-
dierung aussprechen bzw. den Zutritt 
zum Gerätehaus  untersagen,

 -  die Androhung des Ausschlusses aus-
sprechen,

 -  den Ausschluss aus der jeweiligen Orts-
feuerwehr aussprechen.

 Dem/der Angehörigen der Freiwilligen Feu-
erwehr ist Gelegenheit zu geben, sich zu den 
gegen ihn/sie vorgebrachten Vorwürfen zu 
äußern. Sollen gegen einen Ortswehrleiter 
oder stellvertretenden Ortswehrleiter Maß-
nahmen  ergriffen werden oder gegenüber 
einem Angehörigen einer Ortsfeuerwehr 
der Ausschluss ausgesprochen werden, ist 
der Stadtfeuerwehrausschuss vor ergrei-
fen der Maßnahme zu hören. Die danach 
vorgesehenen Maßnahmen sind mit dem 
zuständigen Bürgermeister abzustimmen.

(8) Empfänger von Aufwandsentschädigungen 
gemäß § 24 dieser Satzung haben die Än-
derung ihrer Bankverbindung unverzüglich 
der zuständigen Abteilung der Branddirek-
tion zu melden.

§ 8
Beendigung des ehrenamtlichen 

Feuerwehrdienstes
(1) Die Mitgliedschaft in der Freiwilligen Feu-

erwehr endet, wenn der/die Angehörige
 -  verstorben ist,
   -  ungeeignet zum Feuerwehrdienst ent-

sprechend § 18 Abs. 3 und 4 SächsBRKG 
wird,

   -  ausgeschlossen oder auf eigenen Wunsch 
entlassen wird,

 -  der gemäß § 6 Abs. 1 dieser Satzung 
aufgenommen wurde, seinen ständigen   
Wohnsitz nach außerhalb der Stadt Leip-
zig verlegt,

 -  nicht innerhalb von 24 Monaten den 
Grundlehrgang (Truppmann Teil1) 
erfolgreich absolviert hat,

 -  der gemäß § 6 Abs. 3 dieser Satzung 
aufgenommen wurde, seine Ausbil-
dungs- bzw.    Beschäftigungsstelle nach 
außerhalb des Radius von 2,5 km um das 
Gerätehaus verlegt hat.

 Der Feuerwehrdienst in der aktiven Abtei-
lung endet, wenn der/die Angehörige:

   -  das 65. Lebensjahr vollendet hat,
   -  aus gesundheitlichen Gründen zur 

Erfüllung der Dienstpfl icht dauernd 
untauglich ist.

(2) Der/die Ortswehrleiter/-in schlägt nach 
Anhörung des Ortsfeuerwehrausschusses 
oder nach Votum der Mitgliederversamm-
lung den Ausschluss von Angehörigen 
der Ortsfeuerwehr dem/der Leiter/-in der 
Branddirektion schriftlich unter Angabe der 
Ausschlussgründe vor. Der/die Leiter/-in 
der Branddirektion entscheidet über den 
Ausschluss und teilt dem/ der Angehörigen 
die Beendigung der Mitgliedschaft in der 
Freiwilligen Feuerwehr unter Angabe der 
Gründe durch schriftlichen Verwaltungsakt 
mit.

(3) Ausschlussgründe sind u. a.:
 -  wiederholte Verstöße gegen Dienst-

pfl ichten (insbesondere gegen Dienstvor-
schriften, Dienstanweisungen, geltende 
Vorschriften für den Feuerwehrdienst, 
die Feuerwehrsatzung der Stadt Leipzig 
oder gesetzliche Bestimmungen),

 -  eine Nichteignung für den Dienst in 
der Freiwilligen Feuerwehr nach § 18 
SächsBRKG,

 -  Tätlichkeiten oder Beleidigungen 
während des Einsatz-, Übungs- oder 
Ausbildungsdienstes sowie sonstiger 
Veranstaltungen der Feuerwehr,

  -  zweimaliges, unentschuldigtes Fehlen 
vom Übungs- oder Ausbildungsdienst,

 -  auf Beschluss der Hauptversammlung 
mit  einfacher Mehrheit bei besonders 
schwerwiegenden Gründen.

(4) Ausgeschiedene Feuerwehrangehörige er-
halten auf Antrag vom/von der Leiter/-in 
der Branddirektion eine Bescheinigung über 
die Dauer der Zugehörigkeit zur Feuerwehr, 
den letzten Dienstgrad und die zuletzt 
ausgeübte Funktion.

(5) Der/die ausgeschlossene Feuerwehran-
gehörige hat innerhalb von 3 Werktagen 
seinen Dienstausweis, alle Schlüssel, den 
Funkmeldeempfänger mit ausgegebenem 
Zubehör beim/bei der Ortswehrleiter/-in 
und alle empfangenen Bekleidungs- und 
Ausrüstungsgegenstände innerhalb von 
3 Werktagen nach Ausschluss in der 
Bekleidungskammer der Branddirektion 
abzugeben.

(6) Der/die ausscheidende Feuerwehrange-
hörige hat seinen/ihren Dienstausweis, 
alle Schlüssel und den Funkmeldeempfän-
ger mit ausgegebenem Zubehör innerhalb 
einer Woche nach dem Ausscheiden beim/
bei der Ortswehrleiter/-in abzugeben. 
Alle empfangenen Bekleidungs- und 
Ausrüstungsgegenstände sind unver-
züglich, spätestens innerhalb von einer 
Woche nach dem Ausscheiden, in der 
Bekleidungskammer der Branddirektion 
abzugeben.

IV. Ortsfeuerwehren
§ 9

Organe der Ortsfeuerwehr
Organe der Ortsfeuerwehr sind:
 -  die Hauptversammlung der Ortsfeuer-

wehr,
 -  der Ortsfeuerwehrausschuss,
 -  die Ortswehrleitung.

§ 10
Hauptversammlung

(1) Unter Vorsitz des/der Ortswehrleiters/-in 
ist jährlich eine ordentliche Hauptver-
sammlung der aktiven Abteilung, der 
Allgemeinen Abteilung, der Alters- und 
Ehrenabteilung und des musiktreibenden 
Zuges der Ortsfeuerwehr durchzuführen. 
In der Hauptversammlung sind alle wich-
tigen Angelegenheiten der Ortsfeuerwehr 
zu beraten und zu beschließen, soweit nicht 
andere Organe zuständig sind.

 Der/die Ortswehrleiter/-in hat einen Be-
richt über die Tätigkeit der Ortsfeuerwehr 
für das abgelaufene Jahr abzugeben.

(2) Die ordentliche Hauptversammlung ist 
vom/von der Ortswehrleiter/-in einzu-
berufen. Eine außerordentliche Hauptver-
sammlung ist innerhalb eines Monats ein-
zuberufen, wenn das von mindestens zwei 
Drittel der Angehörigen der Ortsfeuerwehr, 
gemäß § 11 Abs. 1 der Satzung, schriftlich 
unter Angabe der Gründe gefordert wird.

 Zeitpunkt und Tagesordnung der Haupt-
versammlung sind den Angehörigen der 
Hauptversammlung und dem/der Lei-
ter/-in der Branddirektion mindestens vier 
Wochen vor der Versammlung bekannt zu 
geben.

(3) Die Hauptversammlung ist beschlussfähig, 
wenn mehr als die Hälfte ihrer wahlbe-
rechtigten Angehörigen anwesend ist. Bei 
Beschlussunfähigkeit ist innerhalb eines 
Monates eine zweite Hauptversammlung 
einzuberufen, die unabhängig von der Zahl 
der anwesenden Mitglieder beschlussfähig 
ist. Die Beschlüsse der Hauptversammlung 
werden mit einfacher Stimmenmehrheit 
gefasst. Stimmenenthaltungen gelten als 
nicht abgegebene Stimmen. Auf Antrag ist 
geheim abzustimmen.

(4) Über das Ergebnis der Hauptversammlung 

ist eine Niederschrift anzufertigen, die dem/
der Leiter/-in der Branddirektion vorzule-
gen ist.

§ 11
Wahlen

(1) Die Angehörigen der aktiven Abteilung, 
der/die Leiter/-in der Alters- und Ehrenab-
teilung, der/die Leiter/-in der Allgemeinen 
Abteilung und der/die Leiter/-in des 
musiktreibenden Zuges der Ortsfeuerwehr 
haben das Recht im Rahmen der Hauptver-
sammlung, den/die Ortswehrleiter/-in und 
seinen/-e Stellvertreter/-in zu wählen.

(2) Die Wahl des/der Ortswehrleiters/-in, 
seines/-er Stellvertreters/-in sowie des 
Ortsfeuerwehrausschusses sind minde-
stens zwei Wochen vorher zusammen mit 
dem Wahlvorschlag den Angehörigen der 
Ortsfeuerwehr bekannt zu machen und 
dem/der Leiter/-in der Branddirektion zu 
übergeben. Der Wahlvorschlag sollte mehr 
Kandidaten/-innen enthalten, als zu wählen 
sind und muss vom Ortsfeuerwehraus-
schuss bestätigt werden. Vor Aufstellung 
des Wahlvorschlages ist die Bereitschaft 
der Kandidaten/-innen zur Annahme der 
Wahl einzuholen.

(3) Wahlen sind geheim durchzuführen. Steht 
nur ein/-e Kandidat/-in zur Wahl, kann mit

 Zustimmung der Hauptversammlung die 
Wahl offen erfolgen.

(4) Wahlen sind vom/von der Leiter/-in der 
Branddirektion, seinem/-er Stellvertre-
ter/-in oder einem/-er von ihm/ihr benann-
ten Beauftragten zu leiten. Die Hauptver-
sammlung benennt zwei Beisitzer/-innen, 
die zusammen mit dem/der Wahlleiter/-in 
die Wahlhandlungen vornehmen.

(5) Wahlen können nur dann vorgenommen 
werden, wenn mehr als die Hälfte der 
Wahlberechtigten anwesend ist.

(6) Die Wahl des/der Ortswehrleiters/-in und 
seines/-er Stellvertreters/-in erfolgt in 
getrennten Wahlgängen. Gewählt ist, wer 
die einfache Mehrheit, d. h. mindestens eine 
Stimme mehr, als die Hälfte der gültigen 
Stimmen der anwesenden Wahlberechtigten 
erhalten hat. Erreicht kein/-e Kandidat/-in 
im ersten Wahlgang die einfache Mehrheit, 
so wird eine Stichwahl zwischen den bei-
den Bewerbern/-innen mit den meisten 
Stimmen durchgeführt. Gewählt ist der/
die Kamerad/-in, der/die dann die meisten 
Stimmen erhält. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das Los.

(7) Die Niederschrift über die Wahl ist späte-
stens zwei Wochen nach der Wahl durch 
den/die Wahlleiter/-in dem/der Leiter/-in 
der Branddirektion zur Bestätigung der 
gewählten Funktionsträger zu übergeben.
Stimmt der/die Leiter/-in der Branddirekti-
on dem Wahlergebnis nicht zu, ist innerhalb 
eines Monats eine Neuwahl durchzuführen. 
Die Gründe hat er/sie innerhalb von zwei 
Wochen schriftlich gegenüber der Ortsfeu-
erwehr mitzuteilen.

(8) Kommt dann innerhalb eines Monats die 
Wahl des/der Ortswehrleiters/-in oder 
seines/-er Stellvertreters/-in nicht zustande 
oder stimmt der/die Leiter/-in der Branddi-
rektion dem Wahlergebnis wiederum nicht 
zu, ist vom Ortsfeuerwehrausschuss dem/
der Leiter/-in der Branddirektion eine 
Liste von Angehörigen der Ortsfeuerwehr 
vorzulegen, die seiner Meinung nach für 
eine Funktion in Frage kommen. Der/die 
Leiter/-in der Branddirektion setzt danach 
den/die Ortswehrleiter/-in bzw. den/die 
Stellvertreter/-in  ein.

(9) Die Wahl der Mitglieder des Ortsfeuerwehr-
ausschusses ist als Mehrheitswahl ohne 
Stimmenhäufung durchzuführen. Jeder/-e 
Wahlberechtigte hat so viele Stimmen, wie 
Ausschussmitglieder zu wählen sind. In den 
Ortsfeuerwehrausschuss sind diejenigen 
Angehörigen der Ortsfeuerwehr gewählt, 
die die meisten Stimmen erhalten haben. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(10) Bei den Wahlen der Leiter/-in der Alters- 
und Ehrenabteilung und des musiktrei-
benden Zuges der Ortsfeuerwehr gelten 
die vorherigen Absätze entsprechend. Diese 
Wahlen werden durch den/die Ortswehrlei-
ter/-in oder einem/-e von ihm Beauftragten 
geleitet. Die Berufungen erfolgen jeweils 
durch den/die Ortswehrleiter/-in.

§ 12
Ortsfeuerwehrausschuss

(1) In jeder Ortsfeuerwehr ist ein Ortsfeuer-
wehrausschuss zu wählen. Der Ortsfeuer-
wehrausschuss ist beratendes Organ der 
Ortswehrleitung.

(2) Er besteht aus dem/der Ortswehrleiter/-in 
als Vorsitzenden/-e,

 -  einem/-er Vertreter/-in der Alters- und  
Ehrenabteilung,

 -  einem Vertreter der Allgemeinen Abtei-
lung,

 -  einem/-er Vertreter/-in des musiktrei-
benden Zuges,

 -  dem/der Jugendfeuerwehrwart/-in und
 -  je einem/-er Vertreter/-in pro zehn 

Angehörige der aktiven Abteilung.
 Die Angehörigen der einzelnen Abtei-

lungen der Ortsfeuerwehr wählen oben 
genannte Vertreter für die Dauer von fünf 
Jahren. Der/die Stellvertreter/-in des/der 
Ortswehrleiters/-in, der/die Leiter/-in 
des musiktreibenden Zuges und der/die 
Gerätewart/-in nehmen, sofern sie nicht 
Funktionsträger/-in nach Satz 1 sind, von 
Amts wegen ohne Stimmberechtigung an 
den Beratungen des Ortsfeuerwehraus-
schusses teil.

(3) Der Ortsfeuerwehrausschuss soll minde-
stens vier mal im Jahr tagen. Die nichtöf-
fentlichen Beratungen sind vom/von der 
Ortswehrleiter/-in mit Bekanntgabe der 
Tagesordnung ein-zuberufen.

 Der Ortsfeuerwehrausschuss muss ein-
berufen werden, wenn dies mindestens 
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ein Drittel  seiner Mitglieder bei Angabe 
der von ihnen geforderten Tagesordnung 
verlangt. Der Ortsfeuerwehrausschuss ist 
arbeitsfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner 
Mitglieder anwesend ist.

(4) Empfehlungen des Ortsfeuerwehrausschus-
ses werden mit einfacher Stimmenmehrheit 
gefasst. Stimmenenthaltungen gelten als 
nicht abgegebene Stimmen. Über die Bera-
tung ist eine Niederschrift zu fertigen.

§ 13
Ortswehrleitung

(1) Zur Ortswehrleitung gehören
 -  der/die Ortswehrleiter/-in,
 -  der/die stellvertretende Ortswehrlei-

ter/-in,
 -  der/die Gerätewart/-in,
 -  der/die Jugendfeuerwehrwart/-in,
 -  der/die Leiter/-in der Allgemeinen 

Abteilung,
 -  der/die Leiter/-in des musiktreibenden 

Zuges und
 -  der/die Leiter/-in der Alters- und Eh-

renabteilung.
 Bei Zusammenschluss von Ortsfeuerwehren 

kann für einen vom/von der Leiter/-in 
der Branddirektion festgelegten Über-
gangszeitraum je ehemals eigenständiger 
Ortsfeuerwehr ein/-e stellvertretender/-e 
Ortswehrleiter/-in gewählt und ein/-e 
Gerätewart/-in sowie ein/-e Jugendfeuer-
wehrwart/-in bestellt werden.

 Der/die Ortswehrleiter/-in und der/die 
stellvertretende Ortswehrleiter/-in werden 
für 5 Jahre gewählt und müssen gem. § 17 
Abs. 2 SächsBRKG persönlich und fachlich 
für ihr Amt geeignet sein.

(2) Die Wiederwahl ist zulässig.
(3) Gewählt werden kann nur, wer:
 -  der Ortsfeuerwehr aktiv angehört,
 -  im Einzugsbereich der Ortsfeuerwehr 

seinen  ständigen Wohnsitz hat,
 -  über die für diese Funktion erforder-

lichen fachlichen Kenntnisse (mindestens 
Gruppenführerausbildung) und persön-
lichen Voraussetzungen verfügt.

 Liegen die funktionsspezifi schen Quali-
fi kationen nicht vor, muss er/sie bereit 
sein, diese nachträglich zu erbringen und 
innerhalb von zwei Jahren nachzuweisen.

(4) Der/die Ortswehrleiter/-in und sein/-e 
Stellvertreter/-in werden nach der Wahl 
vom/ von der Leiter/-in der Branddirektion 
in ihre Funktion berufen.

 Bei Nichterfüllung der Voraussetzungen 
nach § 13 Abs. 3 der Satzung kann der/die 
Leiter/-in der Branddirektion einer Bestel-
lung des/der Ortswehrleiters/-in und sei-
nes/-er Stellvertreters/-in widersprechen. 
Eine Neuwahl ist erforderlich.

(5) Der/die Ortswehrleiter/-in und sein/-e 
Stellvertreter/-in haben ihr Amt nach Ab-
lauf der Wahlperiode oder im Fall eines 
beabsichtigten vorzeitigen Ausscheidens bis 
zur Wahl eines/-er Nachfolgers/-in weiter-
zuführen. Ist dies nicht möglich, beauftragt 
der/die Leiter/-in der Branddirektion ge-
eignete Feuerwehrangehörige mit der kom-
missarischen Leitung der Ortsfeuerwehr bis 
zur Neuwahl des/der Ortswehrleiters/-in 
und des/der Stellvertreters/-in des/der 
Ortswehrleiters/-in.

(6) Der/die Ortswehrleiter/-in ist für die 
Leistungsfähigkeit der Ortsfeuerwehr 
verantwortlich und führt die ihm durch 
Gesetz und diese Satzung übertragenen 
Aufgaben aus. Er/sie hat auf einen ordent-
lichen Umgang sowie eine sachgemäße 
Pflege der zur Nutzung übergebenen 
Dienst- und Schutzbekleidung durch die 
Kameraden und Kameradinnen zu achten. 
Instandhaltung sowie Pfl ege- und War-
tungsmaßnahmen an der Einsatztechnik 
sowie an und in den Gerätehäusern sind 
in Abstimmung mit den dafür zuständigen 
Bereichen der Branddirektion durchzu-
führen. Er/sie ist zur Unterzeichnung 
der Übergabe-/Übernahmeprotokolle für 
die, der Ortsfeuerwehr zur Verfügung 
gestellten Fahrzeuge, Geräte und anderen 
Materialien befugt.

(7) Der/die Ortswehrleiter/-in hat insbeson-
dere

 -  bei anfallenden Verwaltungsaufgaben 
für deren  Erledigung zu sorgen,

 -  auf die Instandhaltung der Feuerwehr-
geräte, der Feuerwehreinrichtungen 
und des Inven-tars hinzuwirken und 
bestehende, mit eigenen Mitteln nicht 
zu behebende Mängel den zuständigen 
Abteilungen der Branddirektion unver-
züglich schriftlich anzuzeigen,

 -  an den Beratungen des Stadtfeuerwehr-
ausschusses sowie an den Schulungen 
und Anleitungen der/die Ortswehrlei-
ter/-in teilzunehmen,

 -  die Ordnung und Sauberkeit im Bereich 
des Gerätehauses unter Kontrolle zu hal-
ten und die erforderlichen Maßnahmen 
zu veranlassen,

 -  auf die ständige Verbesserung des  Aus-
bildungsstandes der aktiven Abteilung 
der Ortsfeuerwehr entsprechend den 
Feuerwehrdienstvorschriften hinzuwir-
ken,

 -  die Zusammenarbeit mit der Berufsfeu-
erwehr und den anderen Ortsfeuerweh-
ren bei Öffentlichkeitsveranstaltungen, 
Übungen und Einsätzen zu sichern,

 -  die Dienste so zu organisieren, dass je-
der/-e Angehörige der aktiven Abteilung 
jährlich an mindestens 50 v. H. der von 
der Ortsfeuerwehr geplanten Dienst- und 
Ausbildungsmaßnahmen teilnehmen 
kann,

 -  die Tätigkeit der Unterführer/-in und 
die Arbeit  des/der Jugendfeuerwehr-
warts/-in zu kontrollieren,

 - dafür zu sorgen, dass die Dienst- und  
Ausbildungspläne zum Jahresende für 
das nächste Jahr aufgestellt und dem/
der Gemeindewehrleiter/-in rechtzeitig 
zur Kenntnisnahme vorgelegt werden,

 - die Angehörigen der Ortsfeuerwehr 
über die geltenden Dienstanweisungen, 
Feuerwehr- und Unfallverhütungsvor-
schriften regelmäßig gegen Unterschrift 

zu belehren und für deren Einhaltung zu 
sorgen,

 - beim Einsatz minderjähriger Feuer-
wehrangehöriger die Einhaltung der 
Bestimmungen des Jugendschutz- und 
Jugendarbeitsschutzgesetzes sicherzu-
stellen und

 - Beanstandungen, die die Leistungsfä-
higkeit der Ortsfeuerwehr betreffen, 
dem Gemeindewehrleiter unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen.

(8) Der/die stellvertretende Ortswehrleiter/-in 
hat den/die Ortswehrleiter/-in bei der Be-
wältigung seiner Aufgaben zu unterstützen 
und ihn/sie bei seiner/ihrer Abwesenheit 
mit allen Rechten und Pfl ichten zu vertreten.

(9) Der/die Ortswehrleiter/-in beruft den/
die Unterführer/-in und den/die Jugend-
feuerwehrwart/-in nach Anhörung des 
Ortsfeuerwehrausschusses für die Dauer 
von fünf Jahren.

(10) Der/die Ortswehrleiter/-in kann zur 
Organisation des Dienstbetriebes in seiner 
Ortsfeuerwehr Festlegungen und Dienstan-
ordnungen in Abstimmung mit dem/der 
Leiter/-in der Branddirektion erlassen.

§ 14
Unterführer/-in

(1) Als Unterführer/-in (Zug- und Gruppen-
führer/-in, Gerätewart/-in) können aktive 
Angehörige der Ortsfeuerwehren eingesetzt 
werden, die persönlich geeignet sind, über 
praktische Erfahrungen im Feuerwehrdienst 
verfügen sowie die erforderlichen Qua-
lifi kationen entsprechend den geltenden 
Rechtsvorschriften besitzen.

(2) Unterführer/-innen werden auf Vorschlag 
der Ortswehrleitung nach Anhörung des 
Ortsfeuerwehrausschusses vom/von der 
Ortswehrleiter/-in schriftlich für fünf 
Jahre bestellt. Der/die Ortswehrleiter/-in 
kann die Bestellung nach Anhörung des 
Ortsfeuerwehrausschusses widerrufen. 
Die Unterführer/-innen haben ihre Auf-
gaben nach Ablauf der Amtszeit bis zur 
Bestellung eines/-er Nachfolgers/-in 
weiter zu erfüllen. Wiederbestellung ist 
zulässig. Die Unterführer/-innen führen 
ihre Aufgaben nach Anweisung der Vor-
gesetzten aus.

 Die Unterführer/-innen erhalten eine vom/
von der Ortswehrleiter/-in unterzeichnete 
Bestellungsurkunde.

§ 15
Schriftführer/-in

(1) Der/die Schriftführer/-in wird vom/von 
der Ortswehrleiter/-in für die Dauer von 
fünf Jahren bestellt. Eine Wiederbestellung 
ist zulässig.

(2) Der/die Schriftführer/-in hat Nieder-
schriften über die Beratung des Orts-
feuerwehrausschusses und über die 
Hauptversammlung zu fertigen. Darüber 
hinaus ist der/die  Schriftführer/-in für die 
Öffentlichkeitsarbeit in der Ortsfeuerwehr 
verantwortlich.

§ 16
Jugendfeuerwehr

(1) Zur Sicherung des Nachwuchses und 
Förderung der Jugendarbeit kann in jeder 
Ortsfeuerwehr eine Jugendfeuerwehr ge-
bildet werden.

(2) Die Jugendfeuerwehr ist Bestandteil der 
jeweiligen Ortsfeuerwehr.

 Der Ortswehrleiter ist für die Durchfüh-
rung des Dienstes in der Jugendfeuerwehr 
verantwortlich, zur Umsetzung der dafür 
erforderlichen Maßnahmen bestellt er einen 
Jugendfeuerwehrwart.

(3) In die Jugendfeuerwehren können Kinder 
und Jugendliche, die im Einzugsbereich 
einer Ortsfeuerwehr wohnen, zwischen 
dem vollendeten 8. und dem 16. Lebensjahr 
aufgenommen werden. Dem Aufnahmean-
trag muss die schriftliche Zustimmung der 
Erziehungsberechtigten beigefügt sein.

(4) Über die Aufnahme entscheidet der/die 
Ortswehrleiter/-in im Einvernehmen mit 
dem/der Jugendfeuerwehrwart/-in. Im 
Übrigen gelten die Festlegungen des § 6 
der Satzung entsprechend.

 (5) Die Zugehörigkeit zur Jugendfeuerwehr 
endet, wenn das Mitglied

 -  in die aktive Abteilung aufgenommen 
wird,

 -  aus der Jugendfeuerwehr austritt,
 -  das 18. Lebensjahr vollendet hat,
 -  den körperlichen Anforderungen nicht 

mehr gewachsen ist,
 -  aus der Jugendfeuerwehr entlassen oder 

ausgeschlossen wird oder wenn die Er-
ziehungsberechtigten ihre Zustimmung 
nach Abs.  3 Satz 2 der Satzung schriftlich 
zurücknehmen.

(6) Der/die Jugendfeuerwehrwart/-in wird 
durch den/die Ortswehrleiter/-in nach 
Anhörung des Ortsfeuerwehrausschusses 
für die Dauer von 5 Jahren bestellt. Die 
Wiederbestellung ist zulässig. Der/die 
Jugendfeuerwehrwart/-in muss Angehö-
riger/-e der Ortsfeuerwehr sein und neben 
feuerwehrspezifi schen Kenntnissen über 
ausreichende Erfahrungen im Umgang mit 
Jugendlichen verfügen. Er/sie vertritt die 
Belange der Jugendfeuerwehr gegenüber 
der Ortswehrleitung. Sollte er/sie noch 
nicht die Qualifi kation als Jugendwart/-in 
erworben haben, hat er diese spätestens 
innerhalb von zwei Jahren zu erbringen 
und gegenüber dem/der Ortswehrleiter/-in 
nachzuweisen. Vor der Bestellung des Ju-
gendfeuerwehrwartes ist die Vorlage eines 
erweiterten Führungszeugnisses erforder-
lich.

(7) Die Mitglieder der Jugendfeuerwehr wählen 
jährlich aus ihren Reihen einen/-e Spre-
cher/-in, der die Interessen der Mitglieder 
gegenüber dem/der Jugendwart/-in ver-
tritt.

§ 17
Allgemeine Abteilung

(1) Bei Bedarf kann in Abstimmung mit dem 
Leiter der Branddirektion in der Ortsfeu-
erwehr eine allgemeine Abteilung gebildet 
werden.

(2) Die allgemeine Abteilung ist Bestandteil der 
jeweiligen Ortsfeuerwehr.

(3) In die allgemeine Abteilung können Per-
sonen aufgenommen werden, wenn sie für 
die Erfüllung der der Ortsfeuerwehr zuge-
wiesenen Spezialaufgaben erforderlich sind. 
Sie erhalten  Dienst- und Schutzbekleidung 
sowie weitere Ausrüstungsgegenstände 
entsprechend der ihnen zugewiesenen 
Spezialaufgabe.

(4) Der/die Ortsfeuerwehrleiter/-in kann nach 
Anhörung des Ortsfeuerwehrausschusses 
auf Antrag eines/einer Angehörigen der 
aktiven Abteilung bei entsprechender 
Eignung den Übergang in die Allgemeine 
Abteilung gestatten, wenn der Dienst nicht 
mehr geleistet werden kann.

(5) Die Angehörigen der Allgemeinen Ab-
teilung wählen aus ihrer Mitte einen/-e 
Leiter/-in für die Dauer von fünf Jahren. 
Er/sie vertritt die Belange der Mitglieder 
der Allgemeinen Abteilung gegenüber 
der Ortswehrleitung. Eine Wiederwahl ist 
zulässig.

(6) Sie haben ihre Dienst- und Schutzbeklei-
dung spätestens eine Woche nach Been-
digung des Dienstes in der Allgemeinen 
Abteilung in der Bekleidungskammer der 
Branddirektion, den Funkmeldeempfän-
ger mit ausgegebenem Zubehör und die 
Schlüssel beim/bei der Ortswehrleiter/-in 
abzugeben.

§ 18
Alters- und Ehrenabteilung

(1) Bei Bedarf kann in jeder Ortsfeuerwehr 
eine Alters- und Ehrenabteilung gebildet 
werden.

(2) Die Alters- und Ehrenabteilung ist Bestand-
teil der jeweiligen Ortsfeuerwehr.

(3) In die Alters- und Ehrenabteilung können 
Angehörige der Ortsfeuerwehr übernom-
men werden, wenn sie das 65. Lebensjahr 
vollendet haben oder dauernd dienstunfä-
hig geworden sind. Sie behalten die Dienst-
bekleidung und den letzten Dienstgrad. Sie 
haben ihre Schutzbekleidung spätestens 
eine Woche nach Beendigung des aktiven 
Dienstes in der Bekleidungskammer der 
Branddirektion, den Funkmeldeempfän-
ger mit ausgegebenem Zubehör und nicht 
benötigte Schlüssel beim/bei der Ortswehr-
leiter/-in abzugeben.

(4) Der/die Ortsfeuerwehrleiter/-in kann nach 
Anhörung des Ortsfeuerwehrausschusses 
auf Antrag eines Angehörigen der aktiven 
Abteilung den befristeten Übergang für 
maximal 12 Monate  in die Alters- und 
Ehrenabteilung gestatten, wenn der Dienst 
in der Feuerwehr für ihn aus persönlichen 
Gründen eine besondere Härte bedeutet.

 Ein längerer Übergang in die Alters- und 
Ehrenabteilung kann insbesondere gestattet 
werden in folgenden Fällen:

 -  aus berufl ichen Gründen mit örtlicher 
Abwesenheit   für max. 24 Monate,

 -  für die Berufsausbildung für max. 36 
Monate,

 -  für die Studienzeit für max. 72 Monate.
 Der/der Leiter/-in der Branddirektion kann 

auf Vorschlag des Ortsfeuerwehrausschus-
ses Personen, die sich um das Feuerwehr-
wesen oder den Brandschutz besonders ver-
dient gemacht haben, als Ehrenmitglieder 
in die Ortsfeuerwehr aufnehmen.

 Die Ehrenmitglieder erhalten eine vom/
von der Leiter/-in der Branddirektion un-
terzeichnete zeichnete Urkunde.

(5) Die Angehörigen der Alters- und Ehrenab-
teilung wählen aus ihrer Mitte einen/-e 
Leiter/-in für die Dauer von fünf Jahren. 
Er/sie vertritt die Belange der Mitglieder 
der Alters und Ehrenabteilung gegenüber 
der Ortswehrleitung. Eine Wiederwahl ist 
zulässig.

§ 19
Musiktreibende Züge

(1) Zur Pfl ege der Feuerwehrmusik in der Feu-
erwehr Leipzig können im Einvernehmen 
mit dem/der Leiter/-in der Branddirektion 
in den Ortsfeuerwehren musiktreibende 
Züge gebildet werden.

(2) Der musiktreibende Zug ist Bestandteil der 
jeweiligen Ortsfeuerwehr.

(3) In den musiktreibenden Zug können Per-
sonen aufgenommen werden, die Interesse 
an der Feuerwehrmusik haben und über 
entsprechende Voraussetzungen verfügen. 
Sie können auch gleichzeitig Angehörige der 
aktiven Abteilung der Ortsfeuerwehr sein.

(4) Die Angehörigen des musiktreibenden 
Zuges wählen aus ihrer Mitte einen/-e 
Leiter/-in für die Dauer von fünf Jahren. 
Er/sie vertritt die Belange der Mitglieder 
des musiktreibenden Zuges gegenüber 
der Ortswehrleitung. Eine Wiederwahl ist 
zulässig.

(5) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten 
für die Angehörigen des musiktreibenden 
Zuges analog.

§ 20
Ehrenmitglieder

Der/die Leiter/-in der Branddirektion kann 
nach Anhörung des Stadtfeuerwehrausschus-
ses verdiente Angehörige der Feuerwehr 
Leipzig und Personen, die sich um das Feuer-
wehrwesen oder den Brandschutz besonders 
verdient gemacht haben, zu Ehrenmitgliedern 
der Feuerwehr Leipzig ernennen.
Die Ehrenmitglieder erhalten eine vom/von 
der Leiter/-in der Branddirektion unterzeich-
nete Urkunde.

V. Orchester 
der Feuerwehr Leipzig

§ 21
Orchester

(1) Das Orchester der Feuerwehr Leipzig wird 
durch einen/-e Orchesterleiter/-in, der/
die gleichzeitig Stadtstabführer/-in ist, 
geleitet. Dieser/-e muss Mitglied einer der 
musiktreibenden Züge sein und über die 
erforderlichen Qualifi kationen verfügen. 
Liegen die funktionsspezifi schen Qualifi -
kationen nicht vor, muss er/sie bereit sein, 
diese nachträglich zu erbringen und inner-
halb von zwei Jahren nachzuweisen. Er/sie 
wird für die Dauer von fünf Jahren durch 
die Angehörigen der musiktreibenden Züge 

gewählt und durch den/die Leiter/-in der 
Branddirektion berufen. Eine Wiederwahl 
ist möglich. Der/die Orchesterleiter/-in 
untersteht dem/der Leiter/-in der Branddi-
rektion.

(2) Die Stellvertreter/-innen des/der Orche-
sterleiters/-in sind die Leiter/-innen der 
einzelnen musiktreibenden Züge.

(3) Das Orchester der Feuerwehr Leipzig 
setzt sich aus den musiktreibenden Zü-
gen der Ortsfeuerwehren zusammen. Die 
Festlegungen dieser Satzung sind für das 
Orchester bindend. Darüber hinaus können 
in Abstimmung mit dem/der Leiter/-in 
der Branddirektion organisatorische An-
gelegenheiten des Orchesters in eigenen 
Festlegungen geregelt werden.

VI. Brandsicherheitswache
§ 22

Brandsicherheitswachdienstbereiche
(1) Zur Sicherstellung der Brandsicherheitswa-

che gem. § 23 SächsBRKG beruft der/die 
Leiter/-in der Branddirektion bis zu drei 
Bereichsleiter/-innen und deren Stellvertre-
ter/-innen. Sie gewährleisten die personelle 
Besetzung der Brandsicherheitswachen mit 
Angehörigen der aktiven Abteilung der 
Ortsfeuerwehren der Freiwilligen Feuer-
wehr Leipzig, die über die erforderlichen 
Fachkenntnisse verfügen.

(2) Als Leiter/-innen Brandsicherheitswach-
dienstbereiche sowie deren Stellvertre-
ter/-innen können aktive Angehörige der 
Ortsfeuerwehren berufen werden, die 
persönlich geeignet sind, über die Qua-
lifi kation zum/zur Gruppenführer/-in 
und praktische Erfahrungen als Wachha-
bender/-e im Brandsicherheitswachdienst 
verfügen.

(3) Die/die Leiter/-in Brandsicherheitswach-
dienstbereiche sowie deren Stellvertre-
ter/-innen werden durch den/die Leiter/-in 
der Branddirektion auf die Dauer von 
5 Jahren berufen. Eine Wiederberufung 
ist möglich. Die Leiter/-innen Brandsi-
cherheitswachdienstbereiche sowie deren 
Stellvertreter/-innen führen ihre Aufgaben 
nach Anweisung der zuständigen Abteilung 
der Branddirektion aus, näheres regelt eine 
Dienstanweisung des/der Leiters/-in der 
Branddirektion.

VII. Stadtfeuerwehrverband
§ 23

Stadtfeuerwehrverband
(1) Die Stadt Leipzig ist Mitglied im Leipziger 

Feuerwehrverband e.V.. Die Mitgliedschaft 
im Leipziger Feuerwehrverband beruht auf 
dessen Gemeinnützigkeit und regelt sich 
nach dessen Satzung.

(2) Der Leipziger Feuerwehrverband e.V. ist zu 
allen die Feuerwehr Leipzig betreffenden 
Grundsatzentscheidungen zu hören.

VII. Schlussbestimmungen
§ 24

Aufwandsentschädigung
(1) Die Leiter/-innen der Ortsfeuerwehren, 

deren Stellvertreter/-innen und andere Feu-
erwehrdienstleistende, die regelmäßig über 
das übliche Maß hinaus ehrenamtlich Feuer-
wehrdienst leisten, erhalten eine monatliche 
Aufwandsentschädigung gemäß § 63 Abs. 1 
SächsBRKG i. V. m. § 13 SächsFwVO nach 
Anlage 1 dieser Satzung. Das übliche Maß 
wird überschritten, wenn regelmäßig be-
sonders zeitintensive und verantwortungs-
volle sowie Arbeit mit hoher Auswirkung 
erbracht wird. Diese Tätigkeitsmerkmale 
fi nden sich bei den Funktionsträger/-innen 
der Freiwilligen Feuerwehr, und zwar den 
Gerätewarten/-innen, den Jugendwar-
ten/-innen, den Leitern/-innen der mu-
siktreibenden Züge, den Führern/-innen 
und Stellvertretern/-innen von Katastro-
phenschutzeinheiten und -modulen, den 
Leitern/-innen und Stellvertretern/-innen 
der Brandsicherheitswachdienstbereiche, 
den Ausbildern/-innen und Helfern/-innen 
der Ausbildung der Freiwilligen Feuerwehr 
und den Wachhabenden und Posten der 
Brandsicherheitswachen.

 Die Auszahlung erfolgt halbjährlich:
 -  1. Halbjahr bis zum 31.05.,
 -  2. Halbjahr bis zum 30.11. des jeweiligen 

Jahres.
(2) Auf Antrag erhalten die Angehörigen 

der Freiwilligen Feuerwehr die durch die 
Ausübung des Dienstes einschließlich der 
Teilnahme an der Aus- und Fortbildung 
entstehenden notwendigen Auslagen und 
Sachschäden entsprechend § 63 SächsBRKG 
ersetzt, soweit die gesetzlichen Vorausset-
zungen vorliegen. Für die Erstattung fi nden 
die Bestimmungen des sächsischen Reise-
kostenrechts entsprechende Anwendung. 
Kommen Angehörige der freiwilligen Feuer-
wehr zu freiwilligen Sonderveranstaltungen 
der Stadt Leipzig, die über den normalen 
Einsatzdienst hinaus gehen, zum Einsatz, 
erhalten sie eine Aufwandsentschädigung 
auf der Grundlage einer Regelung des 
Oberbürgermeisters.

(3) Den Angehörigen der Freiwilligen Feuer-
wehr wird im Rahmen der Dienstdurch-
führung Rechtsschutz gewährt. Die Ein-
zelheiten sind in einer Dienstanweisung zu 
regeln.

§ 25
Jubiläen und Ehrungen

Gewürdigt werden durch die Stadt Leipzig 
Dienstjubiläen der Angehörigen der Freiwil-
ligen Feuerwehr Leipzig, die nicht unter die 
SächsBRKGJubZVO fallen. Für 40-, 50-, 60- 
und 70-jährige Zugehörigkeit zur Feuerwehr 
erhalten die Angehörigen der Freiwilligen 
Feuerwehr eine einmalige Zuwendung ent-
sprechend der Anlage 2 dieser Satzung.

§ 26
Schlussbestimmungen

(1) Bedienstete der Stadt Leipzig, die Mitglied 
einer Freiwilligen Feuerwehr sind, können 
während ihrer Arbeitszeit zur Gewährlei-

stung der Einsatzbereitschaft der Ortsfeu-
erwehren eingesetzt werden, soweit nicht 
erhebliche dienstliche Interessen entgegen-
stehen. Diese Bediensteten sind durch die je-
weilige Ortsfeuerwehr an der vorhandenen 
Feuerwehrtechnik auszubilden.

(2) Der/die Leiter/-in der Branddirektion 
wird ermächtigt, amtsinterne Dienstanwei-
sungen zur Untersetzung dieser Satzung zu 
erlassen.

§ 27
In-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt  zum 01.01.2015 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung der Feuerwehr 

Leipzig vom 16.05.2012 zum 01.01.2015 
außer Kraft.

Leipzig, 26.02.2015 Stadt Leipzig
    Der Oberbürgermeister

ANLAGE 1

(1) Die/die Ortswehrleiter/-in, deren Stellver-
treter/-in und die Funktionsträger/-innen 
der Freiwilligen Feuerwehr erhalten fol-
gende Aufwandsentschädigung:

1. Ortswehrleiter/-in
 Die Höhe der Aufwandsentschädigung 

für Ortswehrleiter/-innen richtet sich 
nach der tatsächlichen Stärke der jewei-
ligen Ortsfeuerwehr, solange diese die 
maximalen Soll-Stärke nicht überschreitet. 
Die Aufwandsentschädigung beträgt bei 
Ortsfeuerwehren mit einer Ist-Stärke

 bis 29 Angehörige   80 Euro/Monat
 von 30 bis 39 Angehörige 100 Euro/Monat
 ab 40 Angehörige 120 Euro/Monat
2. Stellvertreter Ortswehrleiter/-in
 Die Höhe der Aufwandsentschädigung be-

trägt 75 v. H. des/der Ortswehrleiters/-in. 
Nimmt der/die Stellvertreter/-in die Aufga-
ben des/der Ortswehrleiters/-in im vollen 
Umfang wahr, ist § 13 (3) der SächsFwVO 
entsprechend anzuwenden.

3. Gerätewarte/-in
 Die Höhe der Aufwandsentschädigung 

für Gerätewarte/-innen richtet sich nach 
der tatsächlichen Stärke der jeweiligen 
Ortsfeuerwehr, solange diese die maximale 
Sollstärke nicht überschreitet. Die Aufwand-
sentschädigung beträgt bei Ortsfeuerweh-
ren mit einer

 Ist-Stärke
 bis 29 Angehörige   50 Euro/Monat
 von 30 bis 39 Angehörige   60 Euro/Monat
 ab 40 Angehörige   70 Euro/Monat
4. Jugendwarte/-innen
 Die Höhe der Aufwandsentschädigung 

beträgt 75 Euro/Monat.
5. Leiter/-in musiktreibender Zug
 Die Höhe der Aufwandsentschädigung 

beträgt 50 Euro/Monat.
6.    Führer/-in von Katastrophenschutzein-

heiten und -modulen
 Die Höhe der Aufwandsentschädigung 

beträgt 70 Euro/Monat.
7. Stellvertreter/-ende Führer/-in von Katas-

trophenschutzeinheiten und -modulen
 Die Höhe der Aufwandsentschädigung 

beträgt 50 Euro/Monat.
8. Leiter/-in Brandsicherheitswachdienstbe-

reiche
 Die Höhe der Aufwandsentschädigung 

beträgt 50 Euro/Monat.
9. Stellvertreter/-ende Leiter/-in Brandsicher-

heitswachdienstbereiche
 Die Höhe der Aufwandsentschädigung 

beträgt 25 Euro/Monat.
 Der Anspruch auf die Aufwandsentschädi-

gung nach Absatz 1 beginnt mit dem ersten 
vollen Monat nach der Wahl bzw. Berufung 
in das Ehrenamt und entfällt

 a) mit Ablauf des Monats, in dem der/
die Anspruchsberechtigte aus seinen 
Ehrenamt scheidet oder

 b) wenn der/die Anspruchsberechtigte 
ununterbrochen länger als einen Monat 
das    Ehrenamt nicht wahrnimmt, für die 
über einen Monat hinausgehende Zeit.

 Hat der Anspruchsberechtigte den Grund 
für die Nichtausübung des Ehrenamtes 
selbst zu vertreten, entfällt der Anspruch 
auf Aufwandsentschädigung, sobald das 
Ehrenamt nicht mehr wahrgenommen 
wird.

(2) Aufwandsentschädigung für die ehrenamt-
lich tätigen Ausbilder/-innen der Feuer-
wehr Leipzig:

1. Ausbilder/-innen der Feuerwehr
 Die Höhe der Aufwandsentschädigung 

beträgt 15 Euro je geleistete Ausbildungs-
stunde.

2. Helfer/-innen der Ausbilder/-innen
 Die Höhe der Aufwandsentschädigung 

beträgt 7,50 Euro je geleistete Ausbildungs-
stunde, die sie gemeinsam mit dem/der 
Ausbilder/-in halten.

(3) Aufwandsentschädigung für die ehrenamt-
lich tätigen Angehörigen der Feuerwehr 
Leipzig, die Brandsicherheitswachdienst 
leisten:

1. Wachhabender/-e der Brandsicherheitswa-
chen

 Die Höhe der Aufwandsentschädigung 
beträgt 13 Euro je geleistete Stunde.

2. Posten der Brandsicherheitswache
 Die Höhe der Aufwandsentschädigung 

beträgt 10 Euro je geleistete Stunde.

ANLAGE 2

Würdigung der freiwilligen Tätigkeit der 
Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr

Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr 
Leipzig, die nicht unter den Geltungsbereich 
der Sächsischen BRK – Jubiläumsverordnung 
(SächsBRKGJubZVO) fallen, erhalten bei einem 
Dienstjubiläum eine einmalige Zuwendung. 
Sie beträgt:
-  bei 40-jährigem Dienstjubiläum 300 Euro
-  bei 50-jährigem Dienstjubiläum 300 Euro
-  bei 60-jährigem Dienstjubiläum 300 Euro
-  bei 70-jährigem Dienstjubiläum 300 Euro 
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Betriebssatzung für den Eigenbetrieb Städtischer Eigenbetrieb 
Behindertenhilfe der Stadt Leipzig

Aufgrund der §§ 4 und 95a Abs. 3 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Sachsen  (SächsGemO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. 
März 2003 (SächsGVBl. S. 55), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 2. April 2014 
(SächsGVBl. S. 234, 237) hat der Stadtrat der Stadt 
Leipzig mit Beschluss Nr. DS-00308/14 in der 
Sitzung vom 25.02.2015 folgende Neufassung 
der Betriebssatzung beschlossen:

§ 1 Name und Rechtsstellung 
des Eigenbetriebs

(1) Der Eigenbetrieb führt den Namen Städ-
tischer Eigenbetrieb Behindertenhilfe.

(2) Der Eigenbetrieb, bestehend aus stationären 
und teilstationären Einrichtungen sowie am-
bulanten Angeboten der Behindertenhilfe 
der Stadt Leipzig, wird als organisatorisch, 
verwaltungsmäßig und wirtschaftlich selb-
ständiges Unternehmen ohne eigene Rechts-
persönlichkeit im Sinne von § 95 Abs. 1 Nr. 
2 und § 95a Abs. 1 der Gemeindeordnung 
für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) nach 
Maßgabe der für Eigenbetriebe geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere 
der SächsGemO, sowie der Verordnung 
des Sächsischen Staatsministeriums des 
Innern über kommunale Eigenbetriebe 
im Freistaat Sachsen (Sächsische Eigenbe-
triebsverordnung – SächsEigBVO) vom 16. 
Dezember 2013 (SächsGVBl. Nr. 17/2013 
vom 30. Dezember 2013, S. 941), in der 
jeweils geltenden Fassung, sowie dieser 
Betriebssatzung geführt.

 
§ 2 Aufgaben des Eigenbetriebs

(1) Zweck des Eigenbetriebs ist die Betreuung 
und Förderung von Menschen mit Behinde-
rungen, psychischen Erkrankungen und/
oder sozialen Benachteiligungen. Aufgabe 
des Eigenbetriebs ist dabei insbesondere die 
Bereitstellung von:
1. Angeboten an stationären, teilstationären 

und ambulanten Betreuungsangeboten 
für behinderte und psychisch erkrankte 
Menschen und deren Angehörige,

2. Angeboten im Rahmen der Integration/
Inklusion von Behinderten und Nicht-
behinderten,

3. präventiven Angeboten zur Vermei-
dung von Erkrankungen/Behinde-
rungen bzw. Reduzierung deren Folgen,

4. Leistungen zur Eingliederung von be-
hinderten sowie sozial benachteiligten 
Menschen in die Gesellschaft.

 Aufgabe des Eigenbetriebs ist auch die 
Unterstützung der Stadt Leipzig bei der 
Erfüllung anderer sozialer Zwecke.

(2) Zur Leistungserbringung verfügt der Eigen-
betrieb insbesondere über:
1. Einrichtungen bzw. Wohnheime für 

Erwachsene sowie für Kinder und Ju-
gendliche mit

 - geistigen und/oder (Schwer-)Mehr-
fachbehinderungen und/oder chro-
nisch psychischen Erkrankungen

 - geistigen und/oder Sehbehinde-
rungen bzw. Blindheit sowie Mehr-
fach- und Sprachbehinderungen,

2. eine Kontakt- und Beratungsstelle,
3. Kindertagesstätten bzw. heilpädago-

gische Kindertagesstätten sowie Ein-
richtungen zur heilpädagogische Ganz-
tagsbetreuung, eine Interdisziplinäre 
Frühförder- und Frühberatungsstelle 
einschließlich logopädischer Praxis 
sowie

4. einen ambulanten Pfl egedienst gemäß 
SGB V zur behandlungspfl egerischen 
Versorgung von Betreuten gemäß Ab-
satz 1.

(3) Der Eigenbetrieb kann im Rahmen der Ge-
setze und in Umsetzung der Aufgaben nach 
Absatz 1 Leistungen für Dritte erbringen. 
Die Aufgaben nach Satz 1 dienen der Mit-
telbeschaffung für die steuerbegünstigten 
Zwecke.

(4) Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann sich 
der Eigenbetrieb Dritter bedienen und/oder 
mit Dritten zusammenarbeiten.

§ 3 Gemeinnützigkeit
(1) Der Eigenbetrieb mit Sitz in Leipzig verfolgt 

ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgaben-
ordnung. 

(2) Der Eigenbetrieb ist selbstlos tätig; er verfolgt 
nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. Im Falle der Aufgabenerfüllung 
durch Verpfl ichtung Dritter ist die Gemein-
nützigkeit zu gewährleisten.

(3) Mittel des Eigenbetriebs und Mittel, die dem 
Eigenbetrieb von dritter Stelle zufl ießen, 
dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwe-
cke verwendet werden. Die Stadt Leipzig 
erhält keine Zuwendungen aus Mitteln des 
Eigenbetriebs.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die 
dem Zweck des Eigenbetriebs fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergü-
tungen begünstigt werden. 

(5) Bei Auflösung oder Aufhebung des 
Eigenbetriebs oder bei Wegfall steuerbe-
günstigter Zwecke fällt das Vermögen 
des Eigenbetriebs an die Stadt Leipzig, 
die es unmittelbar und ausschließlich für 
gemeinnützige Zwecke zu verwenden 
hat. Die Stadt Leipzig erhält bei Aufl ösung 
oder Aufhebung des Eigenbetriebs oder bei 
Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht 
mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile 
und den gemeinen Wert ihrer geleisteten 
Sacheinlagen zurück.

§ 4 Stammkapital, Zuordnung von 
Wirtschaftsgütern

(1) Das Stammkapital des Eigenbetriebs ist in 
Höhe von 511.290 EUR (in Worten: fünfhun-
dertelftausendzweihundertneunzig Euro) 
festgesetzt.

(2) Dem Eigenbetrieb sind/werden Wirt-
schaftsgüter der Stadt Leipzig, die eine 
wesentliche Grundlage für die Arbeit des 
Eigenbetriebs bilden, insbesondere Grund-
stücke und Gebäude, wirtschaftlich zuge-
ordnet. Diese wirtschaftliche Zuordnung 
von Wirtschaftsgütern im Sinne des § 11 
Abs. 2 Satz 2 SächsEigBVO (Übertragung 
von Anlagevermögen) sowie ggf. damit 
im Zusammenhang stehende ergänzende 
Regelungen und Vorgaben seitens der Stadt 
Leipzig erfolgen gesondert auf Grundlage 
entsprechender Entscheidungen des Stadt-
rats.

§ 5 Zuständige Organe
(1) Zuständige Organe für die Angelegenheiten 

des Eigenbetriebs sind:
1. die Betriebsleitung,
2. der Betriebsausschuss,
3. der Stadtrat und
4. der Oberbürgermeister.

(2) Die Betriebsleitung, der Betriebsausschuss 
und der Oberbürgermeister tragen im 
Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit die 
Verantwortung für die Umsetzung von für 
den Eigenbetrieb beschlossenen Eigentü-
merzielen. 

§ 6 Betriebsleitung
(1) Der Eigenbetrieb hat eine Betriebsleitung (§ 

95a Abs. 2 SächsGemO, § 3 SächsEigBVO).
(2) Die Betriebsleitung besteht aus einem 

Betriebsleiter. Er wird auf Vorschlag des 
Oberbürgermeisters vom Stadtrat gemäß § 
95a Abs. 2 Satz 1 i. V. m. § 28 Abs. 4 Satz 1 und 
2 SächsGemO für die Dauer von höchstens 
fünf Jahren gewählt; wiederholte Wahlen 
sind zulässig.

(3) Einzelheiten der Geschäftsführung sowie 
der Vertretung bestimmt eine zu erlassende 
Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung 
wird durch den Oberbürgermeister auf-
gestellt und bedarf der Zustimmung des 
Betriebsausschusses.

§ 7 Aufgaben der Betriebsleitung
(1) Die Betriebsleitung vollzieht die Beschlüsse 

des Stadtrats und des Betriebsausschusses 
sowie die Anordnungen des Oberbürger-
meisters (§§ 10 bis 12 dieser Satzung). Im 
Übrigen führt sie den Eigenbetrieb gemäß 
§ 95a Abs. 2 Satz 2 und 3 SächsGemO, § 4 
SächsEigBVO selbständig und entscheidet in 
allen Angelegenheiten des Eigenbetriebs, so-
weit diese nicht dem Stadtrat, dem Betriebs-
ausschuss oder dem Oberbürgermeister 
vorbehalten sind. Die Betriebsleitung hat den 
Eigenbetrieb auch in Übereinstimmung mit 
vorgegebenen Eigentümerzielen zu führen 
und sich bei ihren Entscheidungen an den 
Eigentümerzielen zu orientieren. 

(2) Die Betriebsleitung ist für die wirtschaftliche 
Führung des Eigenbetriebs nach kaufmän-
nischen Grundsätzen verantwortlich.

(3) Der Betriebsleitung obliegen insbesondere 
die laufenden Geschäfte des Eigenbetriebs 
(Angelegenheiten der laufenden Verwal-
tung und Betriebsführung). Dazu gehören 
unter anderem alle im täglichen Geschäft 
regelmäßig wiederkehrenden Maßnahmen, 
die zur Aufrechterhaltung des Eigenbetriebs 
und zur Durchführung der Aufgaben 
sowie zum reibungslosen Geschäftsablauf 
notwendig sind bzw. sonstige Geschäfte 
für den Eigenbetrieb, die nicht von grund-
sätzlicher, über den Einzelfall hinausge-
hender Bedeutung sind und deshalb keine 
besondere Beurteilung erfordern, mit einer 
gewissen Regelmäßigkeit wiederkehren, 
nach feststehenden (Verwaltungs-)Regeln 
erledigt werden und für den Eigenbetrieb 
und die Stadt sachlich und fi nanziell nicht 
von erheblicher Bedeutung sind.

(4) Die Betriebsleitung entscheidet außerdem in 
den in § 10 Abs. 7 dieser Satzung genannten 
Angelegenheiten, soweit dort Wertgrenzen 
festgelegt sind und der dort festgelegte 
geringste Wert unterschritten wird.

(5) Die Betriebsleitung entwickelt ausgehend 
von den Aufgaben des Eigenbetriebs auf 
Basis von durch den Stadtrat vorgegebenen 
Eigentümerzielen ein strategisches Unter-
nehmenskonzept für den Eigenbetrieb. Das 
strategische Unternehmenskonzept konkre-
tisiert die Eigentümerziele und ist spätes-
tens nach fünf Jahren oder nach Beschluss 
neuer Eigentümerziele zu überarbeiten. Die 
Umsetzung eines vom Betriebsausschuss 
beschlossenen strategischen Unternehmens-
konzeptes liegt in der Verantwortung der 
Betriebsleitung. 

(6) Die Betriebsleitung informiert den Ober-
bürgermeister, den Betriebsausschuss sowie 
den fachlich zuständigen Beigeordneten 
und Bürgermeister rechtzeitig und schrift-
lich über alle wichtigen Angelegenheiten, 
insbesondere über:
1. Abweichungen vom Erfolgsplan, die 

keine Änderung des Wirtschaftsplans 
nach § 23 Abs. 1 SächsEigBVO erfordern, 
aber zu einer Verschlechterung des 
veranschlagten Jahresergebnisses um 
mindestens 25 TEUR oder aber - im Falle 
eines geplanten positiven oder ausgegli-
chenen Jahresergebnisses - in Summe zu 
einem negativen Jahresergebnis führen,

2. Abweichungen vom Liquiditätsplan, die 
keine Änderung des Wirtschaftsplans 
nach § 23 Abs. 1 SächsEigBVO erfordern, 
aber zu einer Verschlechterung der ver-
anschlagten Liquidität um mindestens 
20 v. H. führen,

3. Abweichungen vom Stellenplan (bzw. 
der Stellenübersicht), die keine Ände-
rung des Wirtschaftsplans nach § 23 
Abs. 1 SächsEigBVO erfordern, aber 
insgesamt zur Vermehrung der in der 
Stellenübersicht vorgesehenen Stellen 
führen,

4. erhebliche Betriebsstörungen,

5. Sachverhalte mit erheblicher negativer 
Öffentlichkeitswirkung,

6. relevante personalwirtschaftliche An-
gelegenheiten, wobei in diesen Fällen, 
eingeschlossen Sachverhalte gemäß Nr. 
3, zusätzlich der Beigeordnete und Bür-
germeister für Allgemeine Verwaltung 
zu informieren ist.

(7) Die Betriebsleitung informiert den Beige-
ordneten und Bürgermeister für Finanzen 
rechtzeitig und schriftlich über alle Maß-
nahmen, welche die Finanzwirtschaft der 
Stadt Leipzig berühren können, wozu 
insbesondere die in Absatz 6 Nr. 1 und 2 
genannten Sachverhalte gehören.

(8) Im Rahmen der laufenden Betriebsführung 
und ihrer sonstigen Aufgaben ist die Be-
triebsleitung an die Gesetze sowie andere 
einschlägige rechtliche Bestimmungen, 
diese Satzung, Beschlüsse des Stadtrats 
und seiner Ausschüsse, Entscheidungen 
des Oberbürgermeisters, des zuständigen 
Beigeordneten und Bürgermeisters, die 
Wirtschaftsplanung und die für die Eigen-
betriebe geltenden Verwaltungsvorschriften 
und Dienstanweisungen der Stadt Leipzig 
gebunden. 

(9) Für die Vergabe von Bauleistungen/-auf-
trägen, Lieferungen und Leistungen sowie 
von freiberufl ichen Leistungen sind die ein-
schlägigen Vorschriften des Vergaberechts 
sowie die Vergabeordnung der Stadt Leipzig 
zu beachten.

(10) Die Betriebsleitung trägt im Rahmen des 
rechtlich Möglichen und unter Beachtung 
etwaiger gesonderter betreffender Vor-
gaben der Stadtverwaltung dafür Sorge, 
dass beim Eigenbetrieb die Regelungen 
des an Beteiligungsunternehmen der Stadt 
Leipzig in der Rechtsform der Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung ausgerichteten 
Leipziger Corporate Governance Kodexes, 
in der jeweils geltenden Fassung, sinnge-
mäß Anwendung fi nden. Der Betriebsleiter 
ist in diesem Sinne den Bestimmungen 
bzw. Intentionen des Leipziger Corporate 
Governance Kodexes, insbesondere auch, 
soweit dort die Geschäftsführung eines 
städtischen Unternehmens angesprochen 
ist, verpfl ichtet. 

§ 8 Personalangelegenheiten
(1) Die Betriebsleitung ist Vorgesetzte der 

Beschäftigten des Eigenbetriebs. In dieser 
Funktion ist sie zur innerbetrieblichen Orga-
nisation befugt und kann den Beschäftigten 
fachliche Weisungen erteilen.

(2) Der Betriebsleitung sind gemäß § 10 Abs. 3 
SächsEigBVO die Einstellung, Anstellung, 
Entlassung sowie Ein- und Umgruppie-
rung des Personals des Eigenbetriebs unter 
Beachtung der Maßgaben des Stellenplans 
übertragen. Die Befugnisse nach Satz 1 
erstrecken sich auf beim Eigenbetrieb be-
schäftigte Bedienstete mit Ausnahme des 
Betriebsleiters und von Beamten und mit 
Ausnahme der dem Stadtrat gemäß Haupt-
satzung der Stadt Leipzig zur Entscheidung 
vorbehaltenen Personalangelegenheiten.

(3) Die Betriebsleitung ist, soweit sie nicht selbst 
zuständig ist, gemäß § 10 Abs. 2 SächsEig-
BVO in den dort benannten Personalange-
legenheiten vorher zu hören. 

§ 9 Vertretung der Stadt Leipzig in 
Angelegenheiten des Eigenbetriebs

(1) Die Betriebsleitung vertritt die Stadt Leipzig 
in den Angelegenheiten des Eigenbetriebs 
nach Maßgabe der gesetzlichen Bestim-
mungen und im Rahmen der ihr durch diese 
Satzung zugewiesenen Zuständigkeiten. 

(2) Die Betriebsleitung gibt im Rahmen und 
unter Beachtung der Formerfordernisse 
des § 5 SächsEigBVO in den Angelegen-
heiten des Eigenbetriebs verpfl ichtende 
Erklärungen für die Stadt Leipzig ab. Der 
Betriebsleiter zeichnet unter dem Namen 
des Eigenbetriebs ohne Angabe eines Ver-
tretungsverhältnisses. 

(3) Der Betriebsleiter bestimmt mit Zustim-
mung des Oberbürgermeisters einen 
Bediensteten des Eigenbetriebs zum Verhin-
derungsstellvertreter, der unter Beachtung 
der Formerfordernisse des § 5 SächsEigBVO 
mit dem Zusatz „i. V.“ zeichnet.

(4) Die Betriebsleitung kann Bedienstete des 
Eigenbetriebs für einzelne Angelegenheiten 
und/oder bestimmte Sachgebiete mit ihrer 
Vertretung beauftragen und ihnen rechtsge-
schäftliche Vollmacht erteilen. Diese zeich-
nen unter Beachtung der Formerfordernisse 
des § 5 SächsEigBVO mit dem Zusatz „im 
Auftrag“ (oder auch „i. A.“).

§ 10 Betriebsausschuss
(1) Für die Angelegenheiten des Eigenbetriebs 

wird ein Betriebsausschuss als beschlie-
ßender Ausschuss des Stadtrats gebildet. 
Dieser trägt den Namen Betriebsausschuss 
Jugend, Soziales, Gesundheit. 

(2) Der Betriebsausschuss besteht aus dem 
Vorsitzenden und mindestens vier weite-
ren Mitgliedern (Stadträten). Die Zahl der 
weiteren Mitglieder legt der Stadtrat durch 
Beschluss fest. Die weiteren Mitglieder und 
deren Stellvertreter werden aus der Mitte des 
Stadtrats gemäß § 42 Abs. 1 und 2 SächsGe-
mO widerrufl ich bestellt. Den Vorsitz des 
Betriebsausschusses führt als stimmbe-
rechtigtes Mitglied der Oberbürgermeister. 
Ständiger Vertreter des Oberbürgermeisters 
im Vorsitz des Betriebsausschusses ist – eine 
entsprechende Beauftragung durch den 
Oberbürgermeister nach § 42 Abs. 3 Satz 
1 SächsGemO vorausgesetzt – der für den 
Eigenbetrieb zuständige Beigeordnete und 
Bürgermeister für Jugend, Soziales, Gesund-
heit und Schule; im Verhinderungsfall wird 
dieser durch einen anderen Beigeordneten 
und Bürgermeister vertreten. Ein den 
Oberbürgermeister im Vorsitz vertretender 

Beigeordneter und Bürgermeister nach 
Satz 5 hat kein Stimmrecht. Sind alle Bei-
geordneten und Bürgermeister verhindert, 
kann der Oberbürgermeister ein Mitglied 
des Betriebsausschusses, das Mitglied des 
Stadtrats ist, mit seiner Vertretung im Vorsitz 
beauftragen; diesem steht das Stimmrecht 
in seiner Eigenschaft als Ausschussmitglied 
zu. Den nach Satz 5 oder 7 beauftragten 
Vertretern stehen gemäß § 42 Abs. 3 Satz 2 
SächsGemO die Rechte aus § 52 Abs. 2 und 
3 SächsGemO zu.

(3) Die Betriebsleitung nimmt an den Sitzungen 
des Betriebsausschusses mit beratender 
Stimme teil. Sie ist berechtigt und auf Ver-
langen verpfl ichtet, zu den Beratungsgegen-
ständen Stellung zu nehmen und Auskünfte 
zu erteilen. 

(4) Der Beigeordnete und Bürgermeister für 
Finanzen kann an den Sitzungen des Be-
triebsausschusses teilnehmen.

(5) Die Sitzungen des Betriebsausschusses 
sind öffentlich, soweit er über Gegenstände 
verhandelt und beschließt, über die er end-
gültig entscheidet; § 37 SächsGemO fi ndet 
entsprechende Anwendung. Die Sitzungen 
des Betriebsausschusses sind in der Regel 
nicht öffentlich, soweit die Verhandlungen 
der Vorbereitung von Entscheidungen des 
Stadtrats (Vorberatung) dienen. 

(6) Für den Betriebsausschuss gelten, soweit 
nicht bereits betreffende Regelungen in 
dieser Betriebssatzung getroffen sind, die 
Bestimmungen der §§ 41, 42 SächsGemO für 
beschließende Ausschüsse, die Vorschriften 
des § 44 SächsGemO für die Mitwirkung 
in Ausschüssen und im Übrigen für den 
Geschäftsgang die §§ 36 bis 40 SächsGemO 
entsprechend. Der Betriebsausschuss regelt 
weitere Einzelheiten seiner inneren Ange-
legenheiten im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften und dieser Betriebssatzung 
durch eine Geschäftsordnung für den 
Betriebsausschuss. Der Betriebsausschuss 
kann darauf verzichten, sich eine eigene 
Geschäftsordnung zu geben oder entspre-
chende eigene Regelungen zu treffen, wenn 
sich Bestimmungen über das Verfahren 
beschließender Ausschüsse des Stadtrats 
bereits aus einer Geschäftsordnung für die 
Ratsversammlung der Stadt Leipzig und 
ihre Ausschüsse ergeben und diese auch für 
den Betriebsausschuss Anwendung fi nden 
sollen. 

(7) Der Betriebsausschuss entscheidet über 
die Angelegenheiten des Eigenbetriebs, die 
ihm nach dieser Betriebssatzung oder im 
Einzelfall vom Stadtrat zur Entscheidung 
übertragen sind. Der Betriebsausschuss 
beschließt insbesondere über:
1. Veräußerungen von Vermögensge-

genständen oder anderweitige Verfü-
gungen über Vermögensgegenstände, 
die dem Eigenbetrieb zugeordnet sind, 
bei einem Wert des Vermögensgegen-
stands bzw. Gegenstandswert ab einer 
Höhe von 50 TEUR bis zu 100 TEUR,

2. die Ausführung von Bauvorhaben nach 
VOB (Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen) bei Gesamtkosten 
über 0,1 Mio. EUR und bis zu 2,5 
Mio. EUR, wobei bei entsprechenden 
Vorhaben > 250 TEUR hierzu die vor-
hergehende Zustimmung des Oberbür-
germeisters erforderlich ist,

3. die Ausführung von Vorhaben/
Leistungen nach VOL (Vergabe- und 
Vertragsordnung für Leistungen) sowie 
von freiberufl ichen Leistungen nach 
VOF (Vergabeordnung für freiberufl iche 
Leistungen) bei Gesamtkosten über 
0,1 Mio. EUR und bis zu 1 Mio. EUR, 
wobei bei entsprechenden Vorhaben 
> 250 TEUR hierzu die vorhergehende 
Zustimmung des Oberbürgermeisters 
erforderlich ist,

4. die Beauftragung von Sachverständigen, 
Beratungsleistungen und von Gutachten 
außerhalb der Vergabe- und Vertrags-
ordnungen (VOB/VOL/VOF und der 
HOAI) ab einem Auftragswert von 25 
TEUR bis zu 50 TEUR),

5. den Abschluss von sonstigen Verträgen 
(außerhalb der VOB, VOL und VOF) 
bei einem Wert von über 150 TEUR 
bei einmaligen Leistungen und über 
50 TEUR jährlich bei wiederkehrenden 
Leistungen sowie Verträge mit einer 
Laufzeit von mehr als 10 Jahren,

6. die Stundung von Zahlungsansprüchen 
ab einer Höhe von 50 TEUR,

7. den Verzicht auf Ansprüche des Ei-
genbetriebs und die Niederschlagung 
solcher Ansprüche, die Führung von 
Rechtsstreitigkeiten und den Abschluss 
von Vergleichen bei einem Wert bzw. 
Streitwert ab einer Höhe von über 50 
TEUR bis zu 1 Mio. EUR; die Wert-
grenze gilt auch für den Abschluss von 
Vergleichen bei Forderungen gegen den 
Eigenbetrieb,

8. nicht unabweisbare erfolgsgefährdende 
Mehraufwendungen des Erfolgsplans, 
wenn ein dringendes Bedürfnis besteht, 
sowie nicht unabweisbare Mehraus-
zahlungen des Liquiditätsplans, die für 
das einzelne Vorhaben erheblich sind 
(gemäß § 23 Abs. 2 SächsEigBVO),

9. die Grundsätze der Betriebsführung, 
Vermögensverwaltung und Rechnungs-
legung des Eigenbetriebs, soweit es sich 
hierbei nicht um eine dem Stadtrat vor-
behaltene Festlegung von Grundsätzen 
für die Verwaltung der Gemeinde im 
Sinne von § 28 Abs. 2 Nr. 1 SächsGemO 
handelt,

10. alle wesentlichen Finanzangelegen-
heiten des Eigenbetriebs, soweit sie nicht 
zur laufenden Betriebsführung gehören 
und sie nicht in der Zuständigkeit eines 
anderen Organs liegen,

11. die Zustimmung zur durch den Ober-
bürgermeister aufzustellenden Ge-
schäftsordnung für die Betriebsleitung.

(8) Der Betriebsausschuss berät alle Angele-
genheiten des Eigenbetriebs vor, die der 
Beschlussfassung des Stadtrats unterliegen. 
Er spricht in diesen Fällen eine Empfehlung 
zur Entscheidung aus.

(9) Der Betriebsausschuss überwacht die Um-
setzung der für den Eigenbetrieb durch den 
Stadtrat vorgegebenen Eigentümerziele 
sowie die Umsetzung des strategischen 
Unternehmenskonzeptes und dessen Über-
einstimmung mit den Eigentümerzielen. Im 
Rahmen der ihm obliegenden Vorberatung 
des Wirtschaftsplans überwacht der Be-
triebsausschuss die Übereinstimmung der 
Zielsetzungen des Wirtschaftsplans mit den 
Eigentümerzielen und dem strategischen 
Unternehmenskonzept. 

(10) Die Betriebsleitung legt dem Betriebsaus-
schuss die Berichte nach § 14 Abs. 1 sowie 
den Risikobericht nach § 14 Abs. 3 dieser 
Satzung vor.

(11) Der Betriebsausschuss überprüft regelmäßig 
die Effi zienz seiner Tätigkeit.

§ 11 Zuständigkeit des Stadtrats 
(1) Der Stadtrat entscheidet über alle Angele-

genheiten des Eigenbetriebs, soweit nicht der 
Oberbürgermeister, der Betriebsausschuss, 
ggf. ein anderer beschließender Ausschuss 
des Stadtrats oder die Betriebsleitung 
zuständig ist oder soweit ihm die Ange-
legenheiten gemäß der SächsGemO, der 
SächsEigBVO oder der Hauptsatzung, in 
der jeweils geltenden Fassung, vorbehalten 
sind. Der Stadtrat beschließt insbesondere 
über folgende Angelegenheiten:
1. den Erlass und die Änderung der Ei-

genbetriebssatzung,
2. wesentliche Veränderungen (Aus- und 

Umgestaltungen) des Unternehmens,
3. Eigentümerziele für den Eigenbetrieb 

und das strategische Unternehmens-
konzept,

4. die Wahl und Entlassung des Betriebs-
leiters,

5. die allgemeine Festsetzung von Abgaben 
und Tarifen,

6. die in § 10 Abs. 7 dieser Satzung ge-
nannten Angelegenheiten und der dort 
festgelegte höchste Wert überschritten 
wird, 

7. die Annahme oder Vermittlung von 
Spenden, Schenkungen oder ähnlichen 
Zuwendungen gemäß § 73 Abs. 5 i. V. 
m. § 28 Abs. 2 Nr. 11 SächsGemO,

8. die Gewährung von Darlehen der Stadt 
Leipzig an den Eigenbetrieb oder des 
Eigenbetriebs an die Stadt Leipzig,

9. die Aufnahme von Darlehen/Kredit-
aufnahmen bei Dritten, sowie über den 
Abschluss sonstiger Rechtsgeschäfte, 
die einer Aufnahme von Darlehen 
wirtschaftlich gleichkommen, 

10. die Bestellung von Sicherheiten, die 
Übernahme von Bürgschaften und 
Verpfl ichtungen aus Gewährverträgen 
sowie den Abschluss ihnen wirtschaft-
lich gleichkommender Rechtsgeschäfte 
ab der in der Hauptsatzung festgelegten 
Wertgrenze,

11. die Entnahme von Eigenkapital nach 
Anhörung der Betriebsleitung (§ 12 Abs. 
2 SächsEigBVO),

12. Liquiditätshilfen an den Eigenbetrieb 
bzw. deren Behandlung als Eigen-
kapitalzuführung (§ 27 Abs. 1 Satz 4 
SächsEigBVO),

13. einen Verlustausgleich aus Haushalts-
mitteln der Stadt Leipzig (§ 12 Abs. 4 
SächsEigBVO),

14. den Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs 
(§ 16 Abs. 1 SächsEigBVO) sowie eine 
Änderung des Wirtschaftsplans (§ 23 
Abs. 1 SächsEigBVO),

15. die Bestimmung des Abschlussprüfers 
für den Jahresabschluss (§ 32 SächsEig-
BVO),

16. die Feststellung des Jahresabschlusses, 
die Verwendung des Jahresgewinns 
oder Behandlung des Jahresverlusts des 
Eigenbetriebs sowie die Entlastung der 
Betriebsleitung (§ 34 Abs. 1 SächsEigB-
VO),

17. eine Besorgung von Kassengeschäften 
durch Dritte (§ 87 Abs. 1 SächsGemO).

(2) Darüber hinaus kann der Stadtrat in An-
gelegenheiten, für die sonst der Betriebs-
ausschuss zuständig ist, im Einzelfall die 
Entscheidung an sich ziehen.

§ 12 Oberbürgermeister
(1) Der Oberbürgermeister ist Dienstvorgesetz-

ter und oberste Dienstbehörde des Betriebs-
leiters und der weiteren beim Eigenbetrieb 
beschäftigten Bediensteten.

(2) Zur Sicherung der Erfüllung der Aufga-
ben des Eigenbetriebs, der Einhaltung der 
rechtlichen Vorgaben und zur Wahrung 
der Einheitlichkeit der Verwaltung kann 
der Oberbürgermeister der Betriebsleitung 
Weisungen erteilen.

(3) Der Oberbürgermeister ist zuständig für die 
Aufstellung der Geschäftsordnung für die 
Betriebsleitung; diese bedarf der Zustim-
mung des Betriebsausschusses (§ 6 Abs. 3).

(4) Der Oberbürgermeister kann von der Be-
triebsleitung jederzeit Auskunft über An-
gelegenheiten des Eigenbetriebs verlangen.

(5) Der Oberbürgermeister schlägt dem Stadtrat 
geeignete Kandidaten zur Wahl der Betriebs-
leitung vor.

§ 13 Wirtschaftsführung und 
Rechnungswesen

(1) Der Eigenbetrieb führt eine über das 
Cash-Management der Stadt Leipzig mit 
der Stadtkasse verbundene Sonderkasse 
unter verpfl ichtender Einhaltung sämt-
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licher entsprechend geltender Vorschriften 
des Gemeindekassenrechts. Eine ganz oder 
teilweise Übertragung der Besorgung der 
Kassengeschäfte des Eigenbetriebs durch 
einen Dritten entsprechend § 87 Sächs
GemO ist zulässig. Der Kassenverwalter der 
Sonderkasse des Eigenbetriebs und dessen 
Stellvertreter werden von der Betriebslei-
tung bestellt und abberufen.

(2) Das Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs 
entspricht dem Haushaltsjahr der Stadt 
Leipzig. 

(3) Die Betriebsleitung stellt für jedes Wirt-
schaftsjahr vor dessen Beginn einen Wirt-
schaftsplan auf, der alle Bestandteile und 
Anlagen gemäß § 16 Abs. 1 SächsEigBVO 
und der §§ 17 bis 21 SächsEigBVO ent-
hält. Der Wirtschaftsplan baut auf dem 
strategischen Unternehmenskonzept auf. 
Der Wirtschaftsplan hat den Vorgaben 
des innerhalb der Stadt Leipzig geltenden 
Beteiligungscontrollings zu entsprechen. 
Der Entwurf des Wirtschaftsplans ist im 
Benehmen mit dem Beigeordneten und 
Bürgermeister für Finanzen rechtzeitig zu 
erstellen. Die Betriebsleitung hat den Wirt-
schaftsplan zu dem von der Stadt hierfür 
vorgegebenen Termin dem Oberbürger-
meister vorzulegen. Der Wirtschaftsplan 
ist nach Vorberatung im Betriebsausschuss 

durch den Stadtrat zu beschließen.
(4) Die Betriebsleitung hat dem Oberbürger-

meister unverzüglich einen geänderten 
Wirtschaftsplan vorzulegen, wenn die Vo-
raussetzungen des § 23 Abs. 1 SächsEigBVO 
eintreten. Die Änderung des Wirtschafts-
plans gemäß § 23 Abs. 1 SächsEigBVO 
unterliegt den für die Aufstellung des Wirt-
schaftsplans des Eigenbetriebs geltenden 
Verfahrensregeln. Für die Erforderlichkeit 
der Änderung des Wirtschaftsplans in den 
Fällen des § 23 Abs. 1 Nr. 1 und 4 SächsEig-
BVO werden folgende Grenzen festgelegt:
1. Eine Verschlechterung des Jahreser-

gebnisses gegenüber dem Erfolgsplan 
gilt als erheblich, wenn die betreffende 
Abweichung mehr als 50 TEUR des 
geplanten Jahresergebnisses beträgt. 

2. Eine erforderliche erhebliche Vermeh-
rung oder Hebung der in der Stellen-
übersicht vorgesehenen Stellen liegt 
vor, wenn sich die Anzahl der Stellen 
gegenüber der geplanten Anzahl der 
Beschäftigten um mehr als 10 v. H. 
erhöht. Abweichungen vom Stellenplan 
(bzw. der Stellenübersicht) und die 
Leistung höherer Personalaufwen-
dungen, die sich unmittelbar aus einer 
Änderung des Besoldungs- und Tarif-
rechts ergeben, machen regelmäßig 

keine Änderung des Wirtschaftsplans 
erforderlich.

(5) Der Eigenbetrieb führt gemäß § 24 Abs. 
2 SächsEigBVO eine seinen Bedürfnissen 
entsprechende Kosten- und Leistungsrech-
nung. Nähere Vorgaben zur Kosten- und 
Leistungsrechnung der Eigenbetriebe der 
Stadt Leipzig sind gesonderten verwal-
tungsinternen Vorschriften bzw. Dienstan-
weisungen der Stadt Leipzig vorbehalten; 
an derartige Vorgaben ist der Eigenbetrieb 
zwingend gebunden. Vorstehender Satz 2, 
2. Halbsatz gilt entsprechend auch für den 
Fall etwaiger getroffener verwaltungsinter-
ner Regelungen hinsichtlich der Erhebung/
Kalkulation von Abgaben und/oder von 
privatrechtlichen Entgelten.

§ 14 Berichtswesen und 
Risikofrüherkennung

(1) Die Betriebsleitung erstellt nach den Maßga-
ben des von der Stadt Leipzig vorgegebenen 
Beteiligungscontrollings quartalsweise 
schriftliche Berichte an den Oberbür-
germeister und den Betriebsausschuss 
über die wirtschaftliche und fi nanzielle 
Situation sowie über die Leistungen des 
Eigenbetriebs. Die Berichte werden durch 
das städtische Beteiligungscontrolling zu 
Managementreports verarbeitet, die den 

Kriterien der Berichterstattung von § 22 
Abs. 1 SächsEigBVO entsprechen. 

(2) Die Betriebsleitung hat für den Beteili-
gungsbericht (§ 99 SächsGemO) und den 
Gesamtabschluss der Stadt Leipzig (§ 88a 
SächsGemO) erforderliche Angaben bzw. 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

(3) Die Betriebsleitung richtet ein angemessenes 
System zur Früherkennung von Risiken ein 
(§ 23 Abs. 3 SächsEigBVO) und dokumentiert 
dieses in einem Risikohandbuch. Das Risi-
komanagementsystem und wesentliche Än-
derungen des Risikomanagementsystems 
sind dem Betriebsausschuss vorzustellen. 
Die Betriebsleitung erstellt jährlich einen Ri-
sikobericht, der ebenfalls dem Betriebsaus-
schuss vorzulegen ist. Bei Veränderungen 
der Bewertung von Einzelrisiken durch die 
Betriebsleitung ist der Betriebsausschuss in 
der Folgesitzung zu informieren.

§ 15 Jahresabschluss und Lagebericht
(1) Die Betriebsleitung stellt für den Eigen-

betrieb einen Jahresabschluss sowie einen 
Lagebericht auf und legt diese innerhalb 
von vier Monaten nach Ablauf des Wirt-
schaftsjahrs, soweit nicht durch den Ober-
bürgermeister eine kürzere Frist zur Vor-
lage verfügt wird, dem Oberbürgermeis-
ter vor (§ 31 Abs. 1 und 2 SächsEigBVO). 

(2) Im Lagebericht ist anhand geeigneter Kenn-
zahlen (Finanz- und Leistungskennzahlen) 
auch darzulegen, wie die Aufgaben des 
Eigenbetriebs (§ 2 dieser Satzung) erfüllt 
wurden. Im Übrigen sind bei der Auf-
stellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts die ergänzenden Vorgaben 
der Sächsischen Eigenbetriebsverordnung 
zu beachten (§§ 26 bis 30 SächsEigBVO). 

(3) Für das Verfahren, die Prüfung sowie die 
Feststellung des Jahresabschlusses gelten 
die §§ 31 bis 34 SächsEigBVO.

§ 16 Schlussbestimmungen, Inkrafttreten
(1) Alle in dieser Satzung verwendeten Per-

sonen- und Funktionsbezeichnungen gelten 
jeweils in weiblicher und männlicher Form.

(2) Die neu gefasste Eigenbetriebssatzung tritt 
am Tag nach ihrer öffentlichen Bekannt-
machung im Leipziger Amtsblatt in Kraft. 
Zum gleichen Zeitpunkt tritt die bisherige 
Fassung der Eigenbetriebssatzung (Be-
schluss Nr. RB 1656/99 vom 14.07.1999, 
veröffentlicht im Leipziger Amts-Blatt Nr. 
21 am 09.10.1999, zuletzt geändert durch 
Beschluss Nr. RBV-1015/11 vom 17.11.2011, 
veröffentlicht im Leipziger Amts-Blatt Nr. 
22 am 03.12.2011) außer Kraft. 

Stadt Leipzig, 26.02.2015
Der Oberbürgermeister

Betriebssatzung für den Eigenbetrieb 
Städtisches Klinikum „St. Georg“ Leipzig der Stadt Leipzig

Aufgrund der §§ 4 und 95a Abs. 3 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. 
März 2003 (SächsGVBl. S. 55), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 2. April 2014 
(SächsGVBl. S. 234, 237) hat der Stadtrat der Stadt 
Leipzig mit Beschluss Nr. DS-00317/14  in der 
Sitzung vom 25.02.2015 folgende Neufassung 
der Betriebssatzung beschlossen:

§ 1 Name und Rechtsstellung 
des Eigenbetriebs

(1) Der Eigenbetrieb führt den Namen Städ-
tisches Klinikum „St. Georg“ Leipzig.

(2) Der Eigenbetrieb, bestehend aus den Unter-
nehmensbereichen Klinik für Forensische 
Psychiatrie, Zentrum für Drogenhilfe 
und medizinisch-soziale Wohnheime 
(Pfl egeheim für Menschen im Wachko-
ma; Sozialtherapeutische Wohnstätte für 
chronisch-psychisch Kranke), wird als 
organisatorisch, verwaltungsmäßig und 
wirtschaftlich selbständiges Unterneh-
men ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
im Sinne von § 95 Abs. 1 Nr. 2 und § 95a 
Abs. 1 der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Sachsen (SächsGemO) nach 
Maßgabe der für Eigenbetriebe geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere 
der SächsGemO, sowie der Verordnung 
des Sächsischen Staatsministeriums des 
Innern über kommunale Eigenbetriebe 
im Freistaat Sachsen (Sächsische Eigenbe-
triebsverordnung – SächsEigBVO) vom 16. 
Dezember 2013 (SächsGVBl. Nr. 17/2013 
vom 30. Dezember 2013, S. 941), in der 
jeweils geltenden Fassung, sowie dieser 
Betriebssatzung geführt.

 
§ 2 Aufgaben des Eigenbetriebs

(1) Zweck des Eigenbetriebs ist die Förderung 
der öffentlichen Gesundheitspfl ege. Dieser 
Zweck wird insbesondere verwirklicht 
durch den Betrieb von Pfl ege- und Betreu-
ungseinrichtungen sowie von ambulanten 
Einrichtungen. Aufgaben des Eigenbetriebs 
sind schwerpunktmäßig: 
1. die Betreibung der Klinik für Foren-

sische Psychiatrie,
2. die bedarfsgerechte stationäre, teilsta-

tionäre und ambulante medizinische 
Versorgung der Bevölkerung im Ter-
ritorium,

3. die vorsorgende, begleitende und nach-
sorgende Hilfe bei Suchterkrankungen,

4. die ärztliche und psychologische Be-
treuung,

5. die wohnheimmäßige Unterbringung 
und Betreuung von Suchtkranken,

6. die wohnheimmäßige Unterbringung 
und Betreuung von chronisch-psy-
chisch Kranken,

7. die Pfl ege und Betreuung von Men-
schen im Wachkoma innerhalb eines 
speziellen Pfl egeheimes.

(2) Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann sich 
der Eigenbetrieb Dritter bedienen und/oder 
mit Dritten zusammenarbeiten.

§ 3 Gemeinnützigkeit
(1) Der Eigenbetrieb mit Sitz in Leipzig verfolgt 

ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgaben-
ordnung. 

(2) Der Eigenbetrieb ist selbstlos tätig; er verfolgt 
nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. Im Falle der Aufgabenerfüllung 
durch Verpfl ichtung Dritter ist die Gemein-
nützigkeit zu gewährleisten.

(3) Mittel des Eigenbetriebs und Mittel, die dem 
Eigenbetrieb von dritter Stelle zufl ießen, 
dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwe-
cke verwendet werden. Die Stadt Leipzig 
erhält keine Zuwendungen aus Mitteln des 
Eigenbetriebs.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die 
dem Zweck des Eigenbetriebs fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergü-
tungen begünstigt werden. 

(5) Bei Auflösung oder Aufhebung des 
Eigenbetriebs oder bei Wegfall steuerbe-
günstigter Zwecke fällt das Vermögen 
des Eigenbetriebs an die Stadt Leipzig, 
die es unmittelbar und ausschließlich für 
gemeinnützige Zwecke zu verwenden 
hat. Die Stadt Leipzig erhält bei Aufl ösung 
oder Aufhebung des Eigenbetriebs oder bei 
Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht 

mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile 
und den gemeinen Wert ihrer geleisteten 
Sacheinlagen zurück.

§ 4 Stammkapital, Zuordnung 
von Wirtschaftsgütern 

(1) Das Stammkapital des Eigenbetriebs ist 
in Höhe von 30.000.000 EUR (in Worten: 
dreißig Millionen Euro) festgesetzt.

(2) Dem Eigenbetrieb sind/werden Wirtschafts-
güter der Stadt Leipzig, die eine wesentliche 
Grundlage für die Arbeit des Eigenbetriebs 
bilden, insbesondere Grundstücke und 
Gebäude sowie die Geschäftsanteile (Betei-
ligung) der Stadt Leipzig an der Klinikum 
St. Georg gGmbH mit Sitz in Leipzig, HRB 
22506 (Amtsgericht Leipzig), wirtschaftlich 
zugeordnet. Diese wirtschaftliche Zuord-
nung von Wirtschaftsgütern im Sinne des § 
11 Abs. 2 Satz 2 SächsEigBVO (Übertragung 
von Anlagevermögen) sowie ggf. damit 
im Zusammenhang stehende ergänzende 
Regelungen und Vorgaben seitens der Stadt 
Leipzig erfolgen gesondert auf Grundlage 
entsprechender Entscheidungen des Stadtrats.

§ 5 Zuständige Organe
(1) Zuständige Organe für die Angelegenheiten 

des Eigenbetriebs sind:
1. die Betriebsleitung,
2. der Betriebsausschuss,
3. der Stadtrat und
4. der Oberbürgermeister.

(2) Die Betriebsleitung, der Betriebsausschuss 
und der Oberbürgermeister tragen im 
Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit die 
Verantwortung für die Umsetzung von für 
den Eigenbetrieb beschlossenen Eigentü-
merzielen. 

§ 6 Betriebsleitung
(1) Der Eigenbetrieb hat eine Betriebsleitung (§ 

95a Abs. 2 SächsGemO, § 3 SächsEigBVO).  
(2) Die Betriebsleitung besteht aus einem 

Betriebsleiter. Er wird auf Vorschlag des 
Oberbürgermeisters vom Stadtrat gemäß § 
95a Abs. 2 Satz 1 i. V. m. § 28 Abs. 4 Satz 1 und 
2 SächsGemO für die Dauer von höchstens 
fünf Jahren gewählt; wiederholte Wahlen 
sind zulässig.

(3) Der  Betriebsleiter führt die Amtsbezeich-
nung Direktor des Städtischen Klinikums 
„St. Georg“.

(4) Einzelheiten der Geschäftsführung sowie 
der Vertretung bestimmt eine zu erlassende 
Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung 
wird durch den Oberbürgermeister auf-
gestellt und bedarf der Zustimmung des 
Betriebsausschusses.

§ 7 Aufgaben der Betriebsleitung
(1) Die Betriebsleitung vollzieht die Beschlüsse 

des Stadtrats und des Betriebsausschusses 
sowie die Anordnungen des Oberbürger-
meisters (§§ 10 bis 12 dieser Satzung). Im 
Übrigen führt sie den Eigenbetrieb gemäß 
§ 95a Abs. 2 Satz 2 und 3 SächsGemO, § 4 
SächsEigBVO selbständig und entscheidet in 
allen Angelegenheiten des Eigenbetriebs, so-
weit diese nicht dem Stadtrat, dem Betriebs-
ausschuss oder dem Oberbürgermeister 
vorbehalten sind. Die Betriebsleitung hat den 
Eigenbetrieb auch in Übereinstimmung mit 
vorgegebenen Eigentümerzielen zu führen 
und sich bei ihren Entscheidungen an den 
Eigentümerzielen zu orientieren. 

(2) Die Betriebsleitung ist für die wirtschaftliche 
Führung des Eigenbetriebs nach kaufmän-
nischen Grundsätzen verantwortlich.

(3) Der Betriebsleitung obliegen insbesondere 
die laufenden Geschäfte des Eigenbetriebs 
(Angelegenheiten der laufenden Verwal-
tung und Betriebsführung). Dazu gehören 
unter anderem alle im täglichen Geschäft 
regelmäßig wiederkehrenden Maßnahmen, 
die zur Aufrechterhaltung des Eigenbetriebs 
und zur Durchführung der Aufgaben 
sowie zum reibungslosen Geschäftsablauf 
notwendig sind bzw. sonstige Geschäfte 
für den Eigenbetrieb, die nicht von grund-
sätzlicher, über den Einzelfall hinausge-
hender Bedeutung sind und deshalb keine 
besondere Beurteilung erfordern, mit einer 
gewissen Regelmäßigkeit wiederkehren, 
nach feststehenden (Verwaltungs-)Regeln 
erledigt werden und für den Eigenbetrieb 
und die Stadt sachlich und fi nanziell nicht 
von erheblicher Bedeutung sind.

(4) Die Betriebsleitung entscheidet außerdem in 
den in § 10 Abs. 7 dieser Satzung genannten 
Angelegenheiten, soweit dort Wertgrenzen 
festgelegt sind und der dort festgelegte 
geringste Wert unterschritten wird.

(5) Die Betriebsleitung entwickelt ausgehend 
von den Aufgaben des Eigenbetriebs auf 
Basis von durch den Stadtrat vorgegebenen 
Eigentümerzielen ein strategisches Unter-
nehmenskonzept für den Eigenbetrieb. Das 
strategische Unternehmenskonzept konkre-
tisiert die Eigentümerziele und ist späte-
stens nach fünf Jahren oder nach Beschluss 
neuer Eigentümerziele zu überarbeiten. Die 
Umsetzung eines vom Betriebsausschuss 
beschlossenen strategischen Unternehmens-
konzeptes liegt in der Verantwortung der 
Betriebsleitung. 

(6) Die Betriebsleitung informiert den Ober-
bürgermeister, den Betriebsausschuss sowie 
den fachlich zuständigen Beigeordneten 
und Bürgermeister rechtzeitig und schrift-
lich über alle wichtigen Angelegenheiten, 
insbesondere über:
1. Abweichungen vom Erfolgsplan, die 

keine Änderung des Wirtschaftsplans 
nach § 23 Abs. 1 SächsEigBVO erfor-
dern, aber zu einer Verschlechterung 
des veranschlagten Jahresergebnisses 
um mindestens 100 TEUR oder aber - 
im Falle eines geplanten positiven oder 
ausgeglichenen Jahresergebnisses - in 
Summe zu einem negativen Jahreser-
gebnis führen,

2. Abweichungen vom Liquiditätsplan, 
die keine Änderung des Wirtschafts-
plans nach § 23 Abs. 1 SächsEigBVO 
erfordern, aber zu einer Verschlechte-
rung der veranschlagten Liquidität um 
mindestens 10 v. H., mindestens jedoch 
um 100 TEUR, führen,

3. Abweichungen vom Stellenplan (bzw. 
der Stellenübersicht), die keine Ände-
rung des Wirtschaftsplans nach § 23 
Abs. 1 SächsEigBVO erfordern, aber 
insgesamt zur Vermehrung der in der 
Stellenübersicht vorgesehenen Stellen 
führen,

4. erhebliche Betriebsstörungen,
5. Sachverhalte mit erheblicher negativer 

Öffentlichkeitswirkung,
6. relevante personalwirtschaftliche An-

gelegenheiten, wobei in diesen Fällen, 
eingeschlossen Sachverhalte gemäß Nr. 
3, zusätzlich der Beigeordnete und Bür-
germeister für Allgemeine Verwaltung 
zu informieren ist.

(7) Die Betriebsleitung informiert den Beige-
ordneten und Bürgermeister für Finanzen 
rechtzeitig und schriftlich über alle Maß-
nahmen, welche die Finanzwirtschaft der 
Stadt Leipzig berühren können, wozu 
insbesondere die in Absatz 6 Nr. 1 und 2 
genannten Sachverhalte gehören.

(8) Im Rahmen der laufenden Betriebsführung 
und ihrer sonstigen Aufgaben ist die Be-
triebsleitung an die Gesetze sowie andere 
einschlägige rechtliche Bestimmungen, diese 
Satzung, Beschlüsse des Stadtrats und seiner 
Ausschüsse, Entscheidungen des Oberbürger-
meisters, des zuständigen Beigeordneten und 
Bürgermeisters, die Wirtschaftsplanung und 
die für die Eigenbetriebe geltenden Verwal-
tungsvorschriften und Dienstanweisungen 
der Stadt Leipzig gebunden. 

(9) Für die Vergabe von Bauleistungen/-auf-
trägen, Lieferungen und Leistungen sowie 
von freiberufl ichen Leistungen sind die ein-
schlägigen Vorschriften des Vergaberechts 
sowie die Vergabeordnung der Stadt Leipzig 
zu beachten.

(10) Die Betriebsleitung trägt im Rahmen des 
rechtlich Möglichen und unter Beachtung 
etwaiger gesonderter betreffender Vor-
gaben der Stadtverwaltung dafür Sorge, 
dass beim Eigenbetrieb die Regelungen 
des an Beteiligungsunternehmen der Stadt 
Leipzig in der Rechtsform der Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung ausgerichteten 
Leipziger Corporate Governance Kodexes, 
in der jeweils geltenden Fassung, sinnge-
mäß Anwendung fi nden. Der Betriebsleiter 
ist in diesem Sinne den Bestimmungen 
bzw. Intentionen des Leipziger Corporate 
Governance Kodexes, insbesondere auch, 
soweit dort die Geschäftsführung eines 
städtischen Unternehmens angesprochen 
ist, verpfl ichtet. 

§ 8 Personalangelegenheiten
(1) Die Betriebsleitung ist disziplinarische Vor-

gesetzte der Beschäftigten des Eigenbetriebs. 
In dieser Funktion ist sie zur innerbetrieb-
lichen Organisation befugt ohne fachliches 
Weisungsrecht.

(2) Der Betriebsleitung sind gemäß § 10 Abs. 3 
SächsEigBVO die Einstellung, Anstellung, 
Entlassung sowie Ein- und Umgruppie-
rung des Personals des Eigenbetriebs unter 
Beachtung der Maßgaben des Stellenplans 
übertragen. Die Befugnisse nach Satz 1 
erstrecken sich auf beim Eigenbetrieb be-
schäftigte Bedienstete mit Ausnahme des 
Betriebsleiters und von Beamten und mit 
Ausnahme der dem Stadtrat gemäß Haupt-
satzung der Stadt Leipzig zur Entscheidung 
vorbehaltenen Personalangelegenheiten.

(3) Die Betriebsleitung ist, soweit sie nicht selbst 
zuständig ist, gemäß § 10 Abs. 2 SächsEig-
BVO in den dort benannten Personalange-
legenheiten vorher zu hören. 

§ 9 Vertretung der Stadt Leipzig in 
Angelegenheiten des Eigenbetriebs

(1) Die Betriebsleitung vertritt die Stadt Leipzig 
in den Angelegenheiten des Eigenbetriebs 
nach Maßgabe der gesetzlichen Bestim-
mungen und im Rahmen der ihr durch diese 
Satzung zugewiesenen Zuständigkeiten. 

(2) Die Betriebsleitung gibt im Rahmen und 
unter Beachtung der Formerfordernisse 
des § 5 SächsEigBVO in den Angelegen-
heiten des Eigenbetriebs verpfl ichtende 
Erklärungen für die Stadt Leipzig ab. Der 
Betriebsleiter zeichnet unter dem Namen 
des Eigenbetriebs ohne Angabe eines Ver-
tretungsverhältnisses. 

(3) Der Betriebsleiter bestimmt mit Zustim-
mung des Oberbürgermeisters einen 
Bediensteten des Eigenbetriebs zum Verhin-
derungsstellvertreter, der unter Beachtung 
der Formerfordernisse des § 5 SächsEigBVO 
mit dem Zusatz „i. V.“ zeichnet.

(4) Die Betriebsleitung kann Bedienstete des 
Eigenbetriebs für einzelne Angelegenheiten 
und/oder bestimmte Sachgebiete mit ihrer 
Vertretung beauftragen und ihnen rechtsge-
schäftliche Vollmacht erteilen. Diese zeich-
nen unter Beachtung der Formerfordernisse 
des § 5 SächsEigBVO mit dem Zusatz „im 
Auftrag“ (oder auch „i. A.“).

§ 10 Betriebsausschuss
(1) Für die Angelegenheiten des Eigenbetriebs 

wird ein Betriebsausschuss als beschlie-
ßender Ausschuss des Stadtrats gebildet. 
Dieser trägt den Namen Betriebsausschuss 
Jugend, Soziales, Gesundheit. 

(2) Der Betriebsausschuss besteht aus dem 
Vorsitzenden und mindestens vier weite-
ren Mitgliedern (Stadträten). Die Zahl der 
weiteren Mitglieder legt der Stadtrat durch 
Beschluss fest. Die weiteren Mitglieder und 
deren Stellvertreter werden aus der Mitte des 
Stadtrats gemäß § 42 Abs. 1 und 2 SächsGe-
mO widerrufl ich bestellt. Den Vorsitz des 
Betriebsausschusses führt als stimmbe-
rechtigtes Mitglied der Oberbürgermeister. 
Ständiger Vertreter des Oberbürgermeisters 
im Vorsitz des Betriebsausschusses ist – eine 
entsprechende Beauftragung durch den 
Oberbürgermeister nach § 42 Abs. 3 Satz 
1 SächsGemO vorausgesetzt – der für den 
Eigenbetrieb zuständige Beigeordnete und 
Bürgermeister für Jugend, Soziales, Gesund-
heit und Schule; im Verhinderungsfall wird 
dieser durch einen anderen Beigeordneten 
und Bürgermeister vertreten. Ein den 
Oberbürgermeister im Vorsitz vertretender 
Beigeordneter und Bürgermeister nach 
Satz 5 hat kein Stimmrecht. Sind alle Bei-
geordneten und Bürgermeister verhindert, 
kann der Oberbürgermeister ein Mitglied 
des Betriebsausschusses, das Mitglied des 
Stadtrats ist, mit seiner Vertretung im Vorsitz 
beauftragen; diesem steht das Stimmrecht 
in seiner Eigenschaft als Ausschussmitglied 
zu. Den nach Satz 5 oder 7 beauftragten 
Vertretern stehen gemäß § 42 Abs. 3 Satz 2 
SächsGemO die Rechte aus § 52 Abs. 2 und 
3 SächsGemO zu.

(3) Die Betriebsleitung nimmt an den Sitzungen 
des Betriebsausschusses mit beratender 
Stimme teil. Sie ist berechtigt und auf Ver-
langen verpfl ichtet, zu den Beratungsgegen-
ständen Stellung zu nehmen und Auskünfte 
zu erteilen. 

(4) Der Beigeordnete und Bürgermeister für 
Finanzen kann an den Sitzungen des Be-
triebsausschusses teilnehmen.

(5) Die Sitzungen des Betriebsausschusses 
sind öffentlich, soweit er über Gegenstände 
verhandelt und beschließt, über die er end-
gültig entscheidet; § 37 SächsGemO fi ndet 
entsprechende Anwendung. Die Sitzungen 
des Betriebsausschusses sind in der Regel 
nicht öffentlich, soweit die Verhandlungen 
der Vorbereitung von Entscheidungen des 
Stadtrats (Vorberatung) dienen. 

(6) Für den Betriebsausschuss gelten, soweit 
nicht bereits betreffende Regelungen in dieser 
Betriebssatzung getroffen sind, die Bestim-
mungen der §§ 41, 42 SächsGemO für beschlie-
ßende Ausschüsse, die Vorschriften des § 44 
SächsGemO für die Mitwirkung in Ausschüs-
sen und im Übrigen für den Geschäftsgang 
die §§ 36 bis 40 SächsGemO entsprechend. 
Der Betriebsausschuss regelt weitere Einzel-
heiten seiner inneren Angelegenheiten im 
Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und 
dieser Betriebssatzung durch eine Geschäfts-
ordnung für den Betriebsausschuss. Der 
Betriebsausschuss kann darauf verzichten, 
sich eine eigene Geschäftsordnung zu geben 
oder entsprechende eigene Regelungen zu 
treffen, wenn sich Bestimmungen über das 
Verfahren beschließender Ausschüsse des 
Stadtrats bereits aus einer Geschäftsordnung 
für die Ratsversammlung der Stadt Leipzig 
und ihre Ausschüsse ergeben und diese auch 
für den Betriebsausschuss Anwendung fi nden 
sollen. 

(7) Der Betriebsausschuss entscheidet über 
die Angelegenheiten des Eigenbetriebs, die 
ihm nach dieser Betriebssatzung oder im 
Einzelfall vom Stadtrat zur Entscheidung 
übertragen sind. Der Betriebsausschuss 
beschließt insbesondere über:
1. Veräußerungen von Vermögensge-

genständen oder anderweitige Verfü-
gungen über Vermögensgegenstände, 
die dem Eigenbetrieb zugeordnet sind, 
bei einem Wert des Vermögensgegen-
stands bzw. Gegenstandswert ab einer 
Höhe von 100 TEUR bis zu 150 TEUR,

2. die Ausführung von Bauvorhaben nach 
VOB (Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen) bei Gesamtkosten 
über 1 Mio. EUR und bis zu 2,5 Mio. 
EUR, wobei bei entsprechenden Vor-
haben > 250 TEUR hierzu die vorher-
gehende Zustimmung des Oberbürger-
meisters erforderlich ist,

3. die Ausführung von Vorhaben/
Leistungen nach VOL (Vergabe- und 
Vertragsordnung für Leistungen) 
sowie von freiberufl ichen Leistungen 
nach VOF (Vergabeordnung für frei-
berufl iche Leistungen) bei Gesamtkos-
ten über 0,25 Mio. EUR und bis zu 1 
Mio. EUR, wobei bei entsprechenden 
Vorhaben > 250 TEUR hierzu die vor-
hergehende Zustimmung des Oberbür-
germeisters erforderlich ist,

4. die Beauftragung von Sachverstän-
digen, Beratungsleistungen und von 
Gutachten außerhalb der Vergabe- und 
Vertragsordnungen (VOB/VOL/VOF 
und der HOAI) ab einem Auftragswert 
von 50 TEUR bis zu 100 TEUR,

5. den Abschluss von sonstigen Verträgen 
(außerhalb der VOB, VOL und VOF) 
bei einem Wert von über 150 TEUR 
bei einmaligen Leistungen und über 
50 TEUR jährlich bei wiederkehrenden 
Leistungen sowie Verträge mit einer 
Laufzeit von mehr als 10 Jahren,

6. die Stundung von Zahlungsansprüchen 
ab einer Höhe von 50 TEUR,

7. den Verzicht auf Ansprüche des Ei-
genbetriebs und die Niederschlagung 
solcher Ansprüche, die Führung von 
Rechtsstreitigkeiten und den Abschluss 
von Vergleichen bei einem Wert bzw. 
Streitwert ab einer Höhe von über 100 
TEUR bis zu 1 Mio. EUR; die Wert-
grenze gilt auch für den Abschluss von 
Vergleichen bei Forderungen gegen den 
Eigenbetrieb,

8. nicht unabweisbare erfolgsgefährdende 
Mehraufwendungen des Erfolgsplans, 
wenn ein dringendes Bedürfnis besteht, 
sowie nicht unabweisbare Mehrauszah-
lungen des Liquiditätsplans, die für 
das einzelne Vorhaben erheblich sind 
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(gemäß § 23 Abs. 2 SächsEigBVO),
9. die Grundsätze der Betriebsführung, 

Vermögensverwaltung und Rech-
nungslegung des Eigenbetriebs, soweit 
es sich hierbei nicht um eine dem 
Stadtrat vorbehaltene Festlegung von 
Grundsätzen für die Verwaltung der 
Gemeinde im Sinne von § 28 Abs. 2 Nr. 
1 SächsGemO handelt,

10. alle wesentlichen Finanzangelegen-
heiten des Eigenbetriebs, soweit sie 
nicht zur laufenden Betriebsführung 
gehören und sie nicht in der Zustän-
digkeit eines anderen Organs liegen,

11. die Zustimmung zur durch den Ober-
bürgermeister aufzustellenden Ge-
schäftsordnung für die Betriebsleitung.

(8) Der Betriebsausschuss berät alle Angele-
genheiten des Eigenbetriebs vor, die der 
Beschlussfassung des Stadtrats unterliegen. 
Er spricht in diesen Fällen eine Empfehlung 
zur Entscheidung aus.

(9) Der Betriebsausschuss überwacht die Um-
setzung der für den Eigenbetrieb durch den 
Stadtrat vorgegebenen Eigentümerziele 
sowie die Umsetzung des strategischen 
Unter-nehmenskonzeptes und dessen Über-
einstimmung mit den Eigentümerzielen. Im 
Rahmen der ihm obliegenden Vorberatung 
des Wirtschaftsplans überwacht der Be-
triebsausschuss die Übereinstimmung der 
Zielsetzungen des Wirtschaftsplans mit den 
Eigentümerzielen und dem strategischen 
Unternehmenskonzept. 

(10) Die Betriebsleitung legt dem Betriebsaus-
schuss die Berichte nach § 14 Abs. 1 sowie 
den Risikobericht nach § 14 Abs. 3 dieser 
Satzung vor.

(11) Der Betriebsausschuss überprüft regelmäßig 
die Effi zienz seiner Tätigkeit.

§ 11 Zuständigkeit des Stadtrats 
(1) Der Stadtrat entscheidet über alle Angele-

genheiten des Eigenbetriebs, soweit nicht der 
Oberbürgermeister, der Betriebsausschuss, 
ggf. ein anderer beschließender Ausschuss 
des Stadtrats oder die Betriebsleitung 
zuständig ist oder soweit ihm die Ange-
legenheiten gemäß der SächsGemO, der 
SächsEigBVO oder der Hauptsatzung, in 
der jeweils geltenden Fassung, vorbehalten 
sind. Der Stadtrat beschließt insbesondere 
über folgende Angelegenheiten:
1. den Erlass und die Änderung der Ei-

genbetriebssatzung,
2. wesentliche Veränderungen (Aus- und 

Umgestaltungen) des Unternehmens,
3. Eigentümerziele für den Eigenbetrieb 

und das strategische Unternehmens-
konzept,

4. die Wahl und Entlassung des Betriebs-
leiters,

5. die allgemeine Festsetzung von Abga-
ben und Tarifen,

6. die in § 10 Abs. 7 dieser Satzung ge-
nannten Angelegenheiten und der dort 
festgelegte höchste Wert überschritten 
wird,

7. die Annahme oder Vermittlung von 
Spenden, Schenkungen oder ähnlichen 
Zuwendungen gemäß § 73 Abs. 5 i. V. 
m. § 28 Abs. 2 Nr. 11 SächsGemO,

8. die Gewährung von Darlehen der Stadt 
Leipzig an den Eigenbetrieb oder des 
Eigenbetriebs an die Stadt Leipzig,

9. die Aufnahme von Darlehen/Kredit-
aufnahmen bei Dritten, sowie über den 
Abschluss sonstiger Rechtsgeschäfte, 
die einer Aufnahme von Darlehen 
wirtschaftlich gleichkommen, 

10. die Bestellung von Sicherheiten, die 
Übernahme von Bürgschaften und 
Verpfl ichtungen aus Gewährverträgen 
sowie den Abschluss ihnen wirtschaft-
lich gleichkommender Rechtsgeschäfte 
ab der in der Hauptsatzung festgelegten 
Wertgrenze,

11. die Entnahme von Eigenkapital nach 
Anhörung der Betriebsleitung (§ 12 
Abs. 2 SächsEigBVO),

12. Liquiditätshilfen an den Eigenbetrieb 
bzw. deren Behandlung als Eigen-
kapitalzuführung (§ 27 Abs. 1 Satz 4 
SächsEigBVO),

13. einen Verlustausgleich aus Haushalts-
mitteln der Stadt Leipzig (§ 12 Abs. 4 
SächsEigBVO),

14. den Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs 
(§ 16 Abs. 1 SächsEigBVO) sowie eine 
Änderung des Wirtschaftsplans (§ 23 
Abs. 1 SächsEigBVO),

15. die Bestimmung des Abschlussprüfers 
für den Jahresabschluss (§ 32 SächsEig-
BVO),

16. die Feststellung des Jahresabschlusses, 
die Verwendung des Jahresgewinns 
oder Behandlung des Jahresverlusts des 
Eigenbetriebs sowie die Entlastung der 
Betriebsleitung (§ 34 Abs. 1 SächsEigB-
VO),

17. eine Besorgung von Kassengeschäften 
durch Dritte (§ 87 Abs. 1 SächsGemO).

(2) Darüber hinaus kann der Stadtrat in An-
gelegenheiten, für die sonst der Betriebs-
ausschuss zuständig ist, im Einzelfall die 
Entscheidung an sich ziehen.

§ 12 Oberbürgermeister
(1) Der Oberbürgermeister ist Dienstvorgesetz-

ter und oberste Dienstbehörde des Betriebs-
leiters und der weiteren beim Eigenbetrieb 
beschäftigten Bediensteten.

(2) Zur Sicherung der Erfüllung der Aufgaben des 
Eigenbetriebs, der Einhaltung der rechtlichen 
Vorgaben und zur Wahrung der Einheitlich-
keit der Verwaltung kann der Oberbürgermei-
ster der Betriebsleitung Weisungen erteilen.

(3) Der Oberbürgermeister ist zuständig für die 
Aufstellung der Geschäftsordnung für die 
Betriebsleitung; diese bedarf der Zustim-
mung des Betriebsausschusses (§ 6 Abs. 4).

(4) Der Oberbürgermeister kann von der Be-
triebsleitung jederzeit Auskunft über An-
gelegenheiten des Eigenbetriebs verlangen.

(5) Der Oberbürgermeister schlägt dem Stadtrat 
geeignete Kandidaten zur Wahl der Betriebs-
leitung vor.

§ 13 Wirtschaftsführung und 
Rechnungswesen

(1) Der Eigenbetrieb führt keine über das 
Cash-Management der Stadt Leipzig mit 
der Stadtkasse verbundene Sonderkasse 
unter verpfl ichtender Einhaltung sämtlicher 
entsprechend geltender Vorschriften des 
Gemeindekassenrechts. Eine ganz oder 
teilweise Übertragung der Besorgung der 
Kassengeschäfte des Eigenbetriebs durch 
einen Dritten entsprechend § 87 SächsGe-
mO ist zulässig. Der Kassenverwalter der 
Sonderkasse des Eigenbetriebs und dessen 
Stellvertreter werden von der Betriebslei-
tung bestellt und abberufen.

(2) Das Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs ent-
spricht dem Haushaltsjahr der Stadt Leipzig. 

(3) Die Betriebsleitung stellt für jedes Wirtschafts-
jahr vor dessen Beginn einen Wirtschaftsplan 
auf, der alle Bestandteile und Anlagen gemäß 
§ 16 Abs. 1 SächsEigBVO und der §§ 17 bis 
21 SächsEigBVO enthält. Der Wirtschaftsplan 
baut auf dem strategischen Unternehmens-
konzept auf. Der Wirtschaftsplan hat den 
Vorgaben des innerhalb der Stadt Leipzig 
geltenden Beteiligungscontrollings zu ent-
sprechen. Der Entwurf des Wirtschaftsplans 
ist im Benehmen mit dem Beigeordneten 
und Bürgermeister für Finanzen rechtzeitig 
zu erstellen. Die Betriebsleitung hat den 
Wirtschaftsplan zu dem von der Stadt hierfür 
vorgegebenen Termin dem Oberbürgermei-
ster vorzulegen. Der Wirtschaftsplan ist nach 
Vorberatung im Betriebsausschuss durch den 
Stadtrat zu beschließen.

(4) Die Betriebsleitung hat dem Oberbürgermei-
ster unverzüglich einen geänderten Wirt-

schaftsplan vorzulegen, wenn die Voraus-
setzungen des § 23 Abs. 1 SächsEigBVO ein-
treten. Die Änderung des Wirtschaftsplans 
gemäß § 23 Abs. 1 SächsEigBVO unterliegt 
den für die Aufstellung des Wirtschaftsplans 
des Eigenbetriebs geltenden Verfahrensre-
geln. Für die Erforderlichkeit der Änderung 
des Wirtschaftsplans in den Fällen des § 23 
Abs. 1 Nr. 1 und 4 SächsEigBVO werden 
folgende Grenzen festgelegt:
1. Eine Verschlechterung des Jahreser-

gebnisses gegenüber dem Erfolgsplan 
gilt als erheblich, wenn die betreffende 
Abweichung mehr als 150 TEUR des 
geplanten Jahresergebnisses beträgt. 

2. Eine erforderliche erhebliche Vermeh-
rung oder Hebung der in der Stellen-
übersicht vorgesehenen Stellen liegt 
vor, wenn sich die Anzahl der Stellen 
gegenüber der geplanten Anzahl der Be-
schäftigten um mehr als 10 v. H. erhöht. 
Abweichungen vom Stellenplan (bzw. 
der Stellenübersicht) und die Leistung 
höherer Personalaufwendungen, die 
sich unmittelbar aus einer Änderung des 
Besoldungs- und Tarifrechts ergeben, 
machen regelmäßig keine Änderung 
des Wirtschaftsplans erforderlich.

(5) Der Eigenbetrieb führt gemäß § 24 Abs. 
2 SächsEigBVO eine seinen Bedürfnissen 
entsprechende Kosten- und Leistungsrech-
nung. Nähere Vorgaben zur Kosten- und 
Leistungsrechnung der Eigenbetriebe der 
Stadt Leipzig sind gesonderten verwal-
tungsinternen Vorschriften bzw. Dienstan-
weisungen der Stadt Leipzig vorbehalten; 
an derartige Vorgaben ist der Eigenbetrieb 
zwingend gebunden. Vorstehender Satz 2, 
2. Halbsatz gilt entsprechend auch für den 
Fall etwaiger getroffener verwaltungsinter-
ner Regelungen hinsichtlich der Erhebung/
Kalkulation von Abgaben und/oder von 
privatrechtlichen Entgelten.

§ 14 Berichtswesen und 
Risikofrüherkennung

(1) Die Betriebsleitung erstellt nach den Maßga-
ben des von der Stadt Leipzig vorgegebenen 
Beteiligungscontrollings quartalsweise 
schriftliche Berichte an den Oberbürger-
meister und den Betriebsausschuss über 
die wirtschaftliche und fi nanzielle Situation 
sowie über die Leistungen des Eigenbetriebs. 
Die Berichte werden durch das städtische 
Beteiligungscontrolling zu Management-
reports verarbeitet, die den Kriterien der 
Berichterstattung von § 22 Abs. 1 SächsEig-
BVO entsprechen. 

(2) Die Betriebsleitung hat für den Beteili-
gungsbericht (§ 99 SächsGemO) und den 
Gesamtabschluss der Stadt Leipzig (§ 88a 
SächsGemO) erforderliche Angaben bzw. 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

(3) Die Betriebsleitung richtet ein angemessenes 
System zur Früherkennung von Risiken ein 
(§ 23 Abs. 3 SächsEigBVO) und dokumentiert 
dieses in einem Risikohandbuch. Das Risi-
komanagementsystem und wesentliche Än-
derungen des Risikomanagementsystems 
sind dem Betriebsausschuss vorzustellen. 
Die Betriebsleitung erstellt jährlich einen Ri-
sikobericht, der ebenfalls dem Betriebsaus-
schuss vorzulegen ist. Bei Veränderungen 
der Bewertung von Einzelrisiken durch die 
Betriebsleitung ist der Betriebsausschuss in 
der Folgesitzung zu informieren. 

§ 15 Jahresabschluss und Lagebericht
(1) Die Betriebsleitung stellt für den Eigen-

betrieb einen Jahresabschluss sowie einen 
Lagebericht auf und legt diese innerhalb 
von vier Monaten nach Ablauf des Wirt-
schaftsjahrs, soweit nicht durch den Ober-
bürgermeister eine kürzere Frist zur Vorlage 
verfügt wird, dem Oberbürgermeister vor 
(§ 31 Abs. 1 und 2 SächsEigBVO). 

(2) Im Lagebericht ist anhand geeigneter Kenn-
zahlen (Finanz- und Leistungskennzahlen) 
auch darzulegen, wie die Aufgaben des 
Eigenbetriebs (§ 2 dieser Satzung) erfüllt 
wurden. Im Übrigen sind bei der Aufstellung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
die ergänzenden Vorgaben der Sächsischen 
Eigenbetriebsverordnung zu beachten (§§ 
26 bis 30 SächsEigBVO). 

(3) Für das Verfahren, die Prüfung sowie die 
Feststellung des Jahresabschlusses gelten 
die §§ 31 bis 34 SächsEigBVO.

§ 16 Schlussbestimmungen, Inkrafttreten
(1) Alle in dieser Satzung verwendeten Per-

sonen- und Funktionsbezeichnungen gelten 
jeweils in weiblicher und männlicher Form.

(2) Die neu gefasste Eigenbetriebssatzung tritt 
am Tag nach ihrer öffentlichen Bekannt-
machung im Leipziger Amtsblatt in Kraft. 
Zum gleichen Zeitpunkt tritt die bisherige 
Fassung der Eigenbetriebssatzung (Be-
schluss Nr. RBIV-396/05 vom 12.10.2005, 
veröffentlicht im Leipziger Amts-Blatt Nr. 
22 am 04.11.2006, zuletzt geändert durch 
Beschluss Nr. RBIV-1763/09 vom 28.10.2009, 
veröffentlicht im Leipziger Amts-Blatt Nr. 
21 am 07.11.2009) außer Kraft. 

Stadt Leipzig, 26.02.2015
Der Oberbürgermeister

Betriebssatzung für den Eigenbetrieb 
Verbund Kommunaler Kinder- und Jugendhilfe der Stadt Leipzig

Aufgrund der §§ 4 und 95a Abs. 3 der Gemein-
deordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGe-
mO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
18. März 2003 (SächsGVBl. S. 55), zuletzt geän-
dert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 2. April 
2014 (SächsGVBl. S. 234, 237) hat der Stadtrat 
der Stadt Leipzig mit Beschluss Nr. DS-00320/14 
in der Sitzung vom 25.02.2015 folgende Neufas-
sung der Betriebssatzung beschlossen:

§ 1 Name und Rechtsstellung 
des Eigenbetriebs

(1) Der Eigenbetrieb führt den Namen Verbund 
Kommunaler Kinder- und Jugendhilfe.

(2) Der Eigenbetrieb, bestehend aus stationären 
und teilstationären Kinder- und Jugend-
einrichtungen, ambulanten Angeboten im 
Bereich Hilfen zur Erziehung sowie die pä-
dagogische Betreuung in Internaten/Wohn-
heimen, das Tagespfl egestellenmanagement 
sowie dem Kinder- und Jugendnotdienst 
der Stadt Leipzig, wird als organisatorisch, 
verwaltungsmäßig und wirtschaftlich selb-
ständiges Unternehmen ohne eigene Rechts-
persönlichkeit im Sinne von § 95 Abs. 1 Nr. 
2 und § 95a Abs. 1 der Gemeindeordnung 
für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) nach 
Maßgabe der für Eigenbetriebe geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere 
der SächsGemO, sowie der Verordnung 
des Sächsischen Staatsministeriums des 
Innern über kommunale Eigenbetriebe 
im Freistaat Sachsen (Sächsische Eigenbe-
triebsverordnung – SächsEigBVO) vom 16. 
Dezember 2013 (SächsGVBl. Nr. 17/2013 
vom 30. Dezember 2013, S. 941), in der 
jeweils geltenden Fassung, sowie dieser 
Betriebssatzung geführt.

 
§ 2 Aufgaben des Eigenbetriebs

(1) Zweck des Eigenbetriebs ist die Förderung 
der Kinder- und Jugendhilfe. Aufgaben des 
Eigenbetriebs sind dabei insbesondere das 
Betreiben und Unterhalten kommunaler 
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, 
in denen Leistungen gemäß SGB VIII (KJHG) 
erbracht werden. Dazu gehören:
1. die umfassende Durchführung aller 

fachlichen und wirtschaftlichen Auf-
gaben im Rahmen der Bereitstellung 
und Vorhaltung von Leistungen;

2. die Sicherung und Weiterentwicklung 
pädagogischer Qualitätsstandards so-
wie die zweckmäßige personelle und 
materielle betriebliche Organisation.

 Darüber hinaus ist Aufgabe des Ei-
genbetriebs die zielgerichtete und 
effektive Organisation der Tagespfl ege 
gemäß des Sächsischen Gesetzes zur 
Förderung von Kindern in Kinderta-
geseinrichtungen (SächsKitaG) vom 
01.03.2012 und des SGB VIII (KJHG).

 Weiterhin sichert der VKKJ in seiner 
Rolle als Eigenbetrieb der Stadt Leipzig 
die pädagogische Betreuung in Inter-
naten und Wohnheimen.

(2) Der Eigenbetrieb kann im Rahmen der Ge-
setze Leistungen für Dritte erbringen. Die 
Aufgaben nach Satz 1 dienen der Mittelbe-
schaffung für die steuerbegünstigten Zwecke. 

(3) Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann sich 
der Eigenbetrieb Dritter bedienen und/oder 
mit Dritten zusammenarbeiten.

§ 3 Gemeinnützigkeit
(1) Der Eigenbetrieb mit Sitz in Leipzig verfolgt 

ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgaben-
ordnung. 

(2) Der Eigenbetrieb ist selbstlos tätig; er verfolgt 
nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. Im Falle der Aufgabenerfüllung 
durch Verpfl ichtung Dritter ist die Gemein-
nützigkeit zu gewährleisten.

(3) Mittel des Eigenbetriebs und Mittel, die dem 
Eigenbetrieb von dritter Stelle zufl ießen, 
dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwe-
cke verwendet werden. Die Stadt Leipzig 
erhält keine Zuwendungen aus Mitteln des 
Eigenbetriebs.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die 
dem Zweck des Eigenbetriebs fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergü-
tungen begünstigt werden. 

(5) Bei Auflösung oder Aufhebung des 
Eigenbetriebs oder bei Wegfall steuerbe-
günstigter Zwecke fällt das Vermögen 
des Eigenbetriebs an die Stadt Leipzig, 
die es unmittelbar und ausschließlich für 
gemeinnützige Zwecke zu verwenden 
hat. Die Stadt Leipzig erhält bei Aufl ösung 
oder Aufhebung des Eigenbetriebs oder bei 
Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht 
mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile 
und den gemeinen Wert ihrer geleisteten 
Sacheinlagen zurück.

§ 4 Stammkapital
(1) Das Stammkapital des Eigenbetriebs ist in 

Höhe von 205.000 EUR (in Worten: Zwei-
hundertfünftausend Euro) festgesetzt.

§ 5 Zuständige Organe
(1) Zuständige Organe für die Angelegenheiten 

des Eigenbetriebs sind:
1. die Betriebsleitung,
2. der Betriebsausschuss,
3. der Stadtrat und
4. der Oberbürgermeister.

(2) Die Betriebsleitung, der Betriebsausschuss 
und der Oberbürgermeister tragen im 
Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit die 
Verantwortung für die Umsetzung von für 
den Eigenbetrieb beschlossenen Eigentü-
merzielen. 

§ 6 Betriebsleitung
(1) Der Eigenbetrieb hat eine Betriebsleitung (§ 

95a Abs. 2 SächsGemO, § 3 SächsEigBVO).
(2) Die Betriebsleitung besteht aus einem 

Betriebsleiter. Er wird auf Vorschlag des 
Oberbürgermeisters vom Stadtrat gemäß § 
95a Abs. 2 Satz 1 i. V. m. § 28 Abs. 4 Satz 1 und 
2 SächsGemO für die Dauer von höchstens 
fünf Jahren gewählt; wiederholte Wahlen 
sind zulässig. 

(3) Einzelheiten der Geschäftsführung sowie 
der Vertretung bestimmt eine zu erlassende 
Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung 
wird durch den Oberbürgermeister auf-

gestellt und bedarf der Zustimmung des 
Betriebsausschusses.

§ 7 Aufgaben der Betriebsleitung
(1) Die Betriebsleitung vollzieht die Beschlüsse 

des Stadtrats und des Betriebsausschusses 
sowie die Anordnungen des Oberbür-
germeisters (§§ 10 bis 12 dieser Satzung). 
Im Übrigen führt sie den Eigenbetrieb 
gemäß § 95a Abs. 2 Satz 2 und 3 SächsGe-
mO, § 4 SächsEigBVO selbständig und 
entscheidet in allen Angelegenheiten des 
Eigenbetriebs, soweit diese nicht dem 
Stadtrat, dem Betriebsausschuss oder dem 
Oberbürgermeister vorbehalten sind. Die 
Betriebsleitung hat den Eigenbetrieb auch 
in Übereinstimmung mit vorgegebenen 
Eigentümerzielen zu führen und sich bei 
ihren Entscheidungen an den Eigentümer-
zielen zu orientieren. 

(2) Die Betriebsleitung ist für die wirtschaftliche 
Führung des Eigenbetriebs nach kaufmän-
nischen Grundsätzen verantwortlich.

(3) Der Betriebsleitung obliegen insbesondere 
die laufenden Geschäfte des Eigenbetriebs 
(Angelegenheiten der laufenden Verwal-
tung und Betriebsführung). Dazu gehören 
unter anderem alle im täglichen Geschäft 
regelmäßig wiederkehrenden Maßnahmen, 
die zur Aufrechterhaltung des Eigenbetriebs 
und zur Durchführung der Aufgaben 
sowie zum reibungslosen Geschäftsablauf 
notwendig sind bzw. sonstige Geschäfte 
für den Eigenbetrieb, die nicht von grund-
sätzlicher, über den Einzelfall hinausge-
hender Bedeutung sind und deshalb keine 
besondere Beurteilung erfordern, mit einer 
gewissen Regelmäßigkeit wiederkehren, 
nach feststehenden (Verwaltungs-)Regeln 
erledigt werden und für den Eigenbetrieb 
und die Stadt sachlich und fi nanziell nicht 
von erheblicher Bedeutung sind.

(4) Die Betriebsleitung entscheidet außerdem in 
den in § 10 Abs. 7 dieser Satzung genannten 
Angelegenheiten, soweit dort Wertgrenzen 
festgelegt sind und der dort festgelegte 
geringste Wert unterschritten wird.

(5) Die Betriebsleitung entwickelt ausgehend 
von den Aufgaben des Eigenbetriebs auf 
Basis von durch den Stadtrat vorgegebenen 
Eigentümerzielen ein strategisches Unter-
nehmenskonzept für den Eigenbetrieb. Das 
strategische Unternehmenskonzept konkre-
tisiert die Eigentümerziele und ist späte-
stens nach fünf Jahren oder nach Beschluss 
neuer Eigentümerziele zu überarbeiten. Die 
Umsetzung eines vom Betriebsausschuss 
beschlossenen strategischen Unternehmens-
konzeptes liegt in der Verantwortung der 
Betriebsleitung. 

(6) Die Betriebsleitung informiert den Ober-
bürgermeister, den Betriebsausschuss sowie 
den fachlich zuständigen Beigeordneten 
und Bürgermeister rechtzeitig und schrift-
lich über alle wichtigen Angelegenheiten, 
insbesondere über:
1. Abweichungen vom Erfolgsplan, die 

keine Änderung des Wirtschaftsplans 
nach § 23 Abs. 1 SächsEigBVO erfor-
dern, aber zu einer Verschlechterung 

des veranschlagten Jahresergebnisses 
um mindestens 25 TEUR oder aber - im 
Falle eines geplanten positiven oder 
ausgeglichenen Jahresergebnisses - in 
Summe zu einem negativen Jahreser-
gebnis führen,

2. Abweichungen vom Liquiditätsplan, 
die keine Änderung des Wirtschafts-
plans nach § 23 Abs. 1 SächsEigBVO 
erfordern, aber zu einer Verschlechte-
rung der veranschlagten Liquidität um 
mindestens 20 v. H. führen,

3. Abweichungen vom Stellenplan (bzw. 
der Stellenübersicht), die keine Ände-
rung des Wirtschaftsplans nach § 23 
Abs. 1 SächsEigBVO erfordern, aber 
insgesamt zur Vermehrung der in der 
Stellenübersicht vorgesehenen Stellen 
führen,

4. erhebliche Betriebsstörungen,
5. Sachverhalte mit erheblicher negativer 

Öffentlichkeitswirkung,
6. relevante personalwirtschaftliche An-

gelegenheiten, wobei in diesen Fällen, 
eingeschlossen Sachverhalte gemäß Nr. 
3, zusätzlich der Beigeordnete und Bür-
germeister für Allgemeine Verwaltung 
zu informieren ist.

(7) Die Betriebsleitung informiert den Beige-
ordneten und Bürgermeister für Finanzen 
rechtzeitig und schriftlich über alle Maß-
nahmen, welche die Finanzwirtschaft der 
Stadt Leipzig berühren können, wozu 
insbesondere die in Absatz 6 Nr. 1 und 2 
genannten Sachverhalte gehören.

(8) Im Rahmen der laufenden Betriebsführung 
und ihrer sonstigen Aufgaben ist die Be-
triebsleitung an die Gesetze sowie andere 
einschlägige rechtliche Bestimmungen, 
diese Satzung, Beschlüsse des Stadtrats 
und seiner Ausschüsse, Entscheidungen 
des Oberbürgermeisters, des zuständigen 
Beigeordneten und Bürgermeisters, die 
Wirtschaftsplanung und die für die Eigen-
betriebe geltenden Verwaltungsvorschriften 
und Dienstanweisungen der Stadt Leipzig 
gebunden. 

(9) Für die Vergabe von Bauleistungen/-auf-
trägen, Lieferungen und Leistungen sowie 
von freiberufl ichen Leistungen sind die ein-
schlägigen Vorschriften des Vergaberechts 
sowie die Vergabeordnung der Stadt Leipzig 
zu beachten.

(10) Die Betriebsleitung trägt im Rahmen des 
rechtlich Möglichen und unter Beachtung 
etwaiger gesonderter betreffender Vor-
gaben der Stadtverwaltung dafür Sorge, 
dass beim Eigenbetrieb die Regelungen 
des an Beteiligungsunternehmen der Stadt 
Leipzig in der Rechtsform der Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung ausgerichteten 
Leipziger Corporate Governance Kodexes, 
in der jeweils geltenden Fassung, sinnge-
mäß Anwendung fi nden. Der Betriebsleiter 
ist in diesem Sinne den Bestimmungen 
bzw. Intentionen des Leipziger Corporate 
Governance Kodexes, insbesondere auch, 
soweit dort die Geschäftsführung eines 
städtischen Unternehmens angesprochen 
ist, verpfl ichtet. 

§ 8 Personalangelegenheiten
(1) Die Betriebsleitung ist Vorgesetzte der 

Beschäftigten des Eigenbetriebs. In dieser 
Funktion ist sie zur innerbetrieblichen Orga-
nisation befugt und kann den Beschäftigten 
fachliche Weisungen erteilen.

(2) Der Betriebsleitung sind gemäß § 10 Abs. 3 
SächsEigBVO die Einstellung, Anstellung, 
Entlassung sowie Ein- und Umgruppie-
rung des Personals des Eigenbetriebs unter 
Beachtung der Maßgaben des Stellenplans 
übertragen. Die Befugnisse nach Satz 1 
erstrecken sich auf beim Eigenbetrieb be-
schäftigte Bedienstete mit Ausnahme des 
Betriebsleiters und von Beamten und mit 
Ausnahme der dem Stadtrat gemäß Haupt-
satzung der Stadt Leipzig zur Entscheidung 
vorbehaltenen Personalangelegenheiten.

(3) Die Betriebsleitung ist, soweit sie nicht selbst 
zuständig ist, gemäß § 10 Abs. 2 SächsEig-
BVO in den dort benannten Personalange-
legenheiten vorher zu hören. 

§ 9 Vertretung der Stadt Leipzig in 
Angelegenheiten des Eigenbetriebs

(1) Die Betriebsleitung vertritt die Stadt Leipzig 
in den Angelegenheiten des Eigenbetriebs 
nach Maßgabe der gesetzlichen Bestim-
mungen und im Rahmen der ihr durch diese 
Satzung zugewiesenen Zuständigkeiten. 

(2) Die Betriebsleitung gibt im Rahmen und 
unter Beachtung der Formerfordernisse 
des § 5 SächsEigBVO in den Angelegen-
heiten des Eigenbetriebs verpfl ichtende 
Erklärungen für die Stadt Leipzig ab. Der 
Betriebsleiter zeichnet unter dem Namen 
des Eigenbetriebs ohne Angabe eines Ver-
tretungsverhältnisses. 

(3) Der Betriebsleiter bestimmt mit Zustim-
mung des Oberbürgermeisters einen 
Bediensteten des Eigenbetriebs zum Verhin-
derungsstellvertreter, der unter Beachtung 
der Formerfordernisse des § 5 SächsEigBVO 
mit dem Zusatz „i. V.“ zeichnet.

(4) Die Betriebsleitung kann Bedienstete des 
Eigenbetriebs für einzelne Angelegenheiten 
und/oder bestimmte Sachgebiete mit ihrer 
Vertretung beauftragen und ihnen rechtsge-
schäftliche Vollmacht erteilen. Diese zeich-
nen unter Beachtung der Formerfordernisse 
des § 5 SächsEigBVO mit dem Zusatz „im 
Auftrag“ (oder auch „i. A.“).

§ 10 Betriebsausschuss
(1) Für die Angelegenheiten des Eigenbetriebs 

wird ein Betriebsausschuss als beschlie-
ßender Ausschuss des Stadtrats gebildet. 
Dieser trägt den Namen Betriebsausschuss 
Jugend, Soziales, Gesundheit. 

(2) Der Betriebsausschuss besteht aus dem 
Vorsitzenden und mindestens vier weite-
ren Mitgliedern (Stadträten). Die Zahl der 
weiteren Mitglieder legt der Stadtrat durch 
Beschluss fest. Die weiteren Mitglieder und 
deren Stellvertreter werden aus der Mitte des 
Stadtrats gemäß § 42 Abs. 1 und 2 SächsGe-
mO widerrufl ich bestellt. Den Vorsitz des 
Betriebsausschusses führt als stimmbe-
rechtigtes Mitglied der Oberbürgermeister. 
Ständiger Vertreter des Oberbürgermeisters 
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im Vorsitz des Betriebsausschusses ist – eine 
entsprechende Beauftragung durch den 
Oberbürgermeister nach § 42 Abs. 3 Satz 
1 SächsGemO vorausgesetzt – der für den 
Eigenbetrieb zuständige Beigeordnete und 
Bürgermeister für Jugend, Soziales, Gesund-
heit und Schule; im Verhinderungsfall wird 
dieser durch einen anderen Beigeordneten 
und Bürgermeister vertreten. Ein den Ober-
bürgermeister im Vorsitz vertretender Beige-
ordneter und Bürgermeister nach Satz 5 hat 
kein Stimmrecht. Sind alle Beigeordneten und 
Bürgermeister verhindert, kann der Oberbür-
germeister ein Mitglied des Betriebsausschus-
ses, das Mitglied des Stadtrats ist, mit seiner 
Vertretung im Vorsitz beauftragen; diesem 
steht das Stimmrecht in seiner Eigenschaft als 
Ausschussmitglied zu. Den nach Satz 5 oder 
7 beauftragten Vertretern stehen gemäß § 42 
Abs. 3 Satz 2 SächsGemO die Rechte aus § 52 
Abs. 2 und 3 SächsGemO zu.

(3) Die Betriebsleitung nimmt an den Sitzungen 
des Betriebsausschusses mit beratender 
Stimme teil. Sie ist berechtigt und auf Ver-
langen verpfl ichtet, zu den Beratungsgegen-
ständen Stellung zu nehmen und Auskünfte 
zu erteilen. 

(4) Der Beigeordnete und Bürgermeister für 
Finanzen kann an den Sitzungen des Be-
triebsausschusses teilnehmen.

(5) Die Sitzungen des Betriebsausschusses 
sind öffentlich, soweit er über Gegenstände 
verhandelt und beschließt, über die er end-
gültig entscheidet; § 37 SächsGemO fi ndet 
entsprechende Anwendung. Die Sitzungen 
des Betriebsausschusses sind in der Regel 
nicht öffentlich, soweit die Verhandlungen 
der Vorbereitung von Entscheidungen des 
Stadtrats (Vorberatung) dienen. 

(6) Für den Betriebsausschuss gelten, soweit 
nicht bereits betreffende Regelungen in 
dieser Betriebssatzung getroffen sind, die 
Bestimmungen der §§ 41, 42 SächsGemO für 
beschließende Ausschüsse, die Vorschriften 
des § 44 SächsGemO für die Mitwirkung 
in Ausschüssen und im Übrigen für den 
Geschäftsgang die §§ 36 bis 40 SächsGemO 
entsprechend. Der Betriebsausschuss regelt 
weitere Einzelheiten seiner inneren Ange-
legenheiten im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften und dieser Betriebssatzung 
durch eine Geschäftsordnung für den 
Betriebsausschuss. Der Betriebsausschuss 
kann darauf verzichten, sich eine eigene 
Geschäftsordnung zu geben oder entspre-
chende eigene Regelungen zu treffen, wenn 
sich Bestimmungen über das Verfahren 
beschließender Ausschüsse des Stadtrats 
bereits aus einer Geschäftsordnung für die 
Ratsversammlung der Stadt Leipzig und ihre 
Ausschüsse ergeben und diese auch für den 
Betriebsausschuss Anwendung fi nden sollen. 

(7) Der Betriebsausschuss entscheidet über 
die Angelegenheiten des Eigenbetriebs, die 
ihm nach dieser Betriebssatzung oder im 
Einzelfall vom Stadtrat zur Entscheidung 
übertragen sind. Der Betriebsausschuss 
beschließt insbesondere über:
1. Veräußerungen von Vermögensge-

genständen oder anderweitige Verfü-
gungen über Vermögensgegenstände, 
die dem Eigenbetrieb zugeordnet sind, 
bei einem Wert des Vermögensgegen-
stands bzw. Gegenstandswert ab einer 
Höhe von 50 TEUR bis zu 100 TEUR,

2. die Ausführung von Bauvorhaben nach 
VOB (Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen) bei Gesamtkosten 
über 0,1 Mio. EUR und bis zu 2,5 
Mio. EUR, wobei bei entsprechenden 
Vorhaben > 250 TEUR hierzu die vor-
hergehende Zustimmung des Oberbür-
germeisters erforderlich ist,

3. die Ausführung von Vorhaben/
Leistungen nach VOL (Vergabe- und 
Vertragsordnung für Leistungen) sowie 
von freiberufl ichen Leistungen nach 
VOF (Vergabeordnung für freiberufl iche 
Leistungen) bei Gesamtkosten über 
0,1 Mio. EUR und bis zu 1 Mio. EUR, 
wobei bei entsprechenden Vorhaben 
> 250 TEUR hierzu die vorhergehende 
Zustimmung des Oberbürgermeisters 
erforderlich ist,

4. die Beauftragung von Sachverständigen, 
Beratungsleistungen und von Gutachten 
außerhalb der Vergabe- und Vertrags-
ordnungen (VOB/VOL/VOF und der 
HOAI) ab einem Auftragswert von 25 
TEUR bis zu 50 TEUR),

5. den Abschluss von sonstigen Verträgen 
(außerhalb der VOB, VOL und VOF) 
bei einem Wert von über 150 TEUR 
bei einmaligen Leistungen und über 
50 TEUR jährlich bei wiederkehrenden 
Leistungen sowie Verträge mit einer 
Laufzeit von mehr als 10 Jahren,

6. die Stundung von Zahlungsansprüche 
ab einer Höhe von 50 TEUR,

7. den Verzicht auf Ansprüche des Ei-
genbetriebs und die Niederschlagung 
solcher Ansprüche, die Führung von 
Rechtsstreitigkeiten und den Abschluss 
von Vergleichen bei einem Wert bzw. 
Streitwert ab einer Höhe von über 50 
TEUR bis zu 1 Mio. EUR; die Wert-
grenze gilt auch für den Abschluss von 
Vergleichen bei Forderungen gegen den 
Eigenbetrieb,

8. nicht unabweisbare erfolgsgefährdende 
Mehraufwendungen des Erfolgsplans, 
wenn ein dringendes Bedürfnis besteht, 
sowie nicht unabweisbare Mehraus-
zahlungen des Liquiditätsplans, die für 
das einzelne Vorhaben erheblich sind 
(gemäß § 23 Abs. 2 SächsEigBVO),

9. die Grundsätze der Betriebsführung, 
Vermögensverwaltung und Rechnungs-
legung des Eigenbetriebs, soweit es sich 
hierbei nicht um eine dem Stadtrat vor-
behaltene Festlegung von Grundsätzen 
für die Verwaltung der Gemeinde im 
Sinne von § 28 Abs. 2 Nr. 1 SächsGemO 
handelt,

10. alle wesentlichen Finanzangelegen-
heiten des Eigenbetriebs, soweit sie nicht 
zur laufenden Betriebsführung gehören 
und sie nicht in der Zuständigkeit eines 
anderen Organs liegen,

11. die Zustimmung zur durch den 
Oberbürgermeister aufzustellenden 
Geschäftsordnung für die Betriebslei-
tung.

(8) Der Betriebsausschuss berät alle Angele-
genheiten des Eigenbetriebs vor, die der 
Beschlussfassung des Stadtrats unterliegen. 
Er spricht in diesen Fällen eine Empfehlung 
zur Entscheidung aus.

(9) Der Betriebsausschuss überwacht die Um-
setzung der für den Eigenbetrieb durch den 
Stadtrat vorgegebenen Eigentümerziele 
sowie die Umsetzung des strategischen 
Unternehmenskonzeptes und dessen Über-
einstimmung mit den Eigentümerzielen. Im 
Rahmen der ihm obliegenden Vorberatung 
des Wirtschaftsplans überwacht der Be-
triebsausschuss die Übereinstimmung der 
Zielsetzungen des Wirtschaftsplans mit den 
Eigentümerzielen und dem strategischen 
Unternehmenskonzept. 

(10) Die Betriebsleitung legt dem Betriebsaus-
schuss die Berichte nach § 14 Abs. 1 sowie 
den Risikobericht nach § 14 Abs. 3 dieser 
Satzung vor.

(11) Der Betriebsausschuss überprüft regelmäßig 
die Effi zienz seiner Tätigkeit.

§ 11 Zuständigkeit des Stadtrats 
(1) Der Stadtrat entscheidet über alle Angele-

genheiten des Eigenbetriebs, soweit nicht der 
Oberbürgermeister, der Betriebsausschuss, 
ggf. ein anderer beschließender Ausschuss 
des Stadtrats oder die Betriebsleitung 
zuständig ist oder soweit ihm die Ange-
legenheiten gemäß der SächsGemO, der 
SächsEigBVO oder der Hauptsatzung, in 
der jeweils geltenden Fassung, vorbehalten 
sind. Der Stadtrat beschließt insbesondere 
über folgende Angelegenheiten:
1. den Erlass und die Änderung der Ei-

genbetriebssatzung,
2. wesentliche Veränderungen (Aus- und 

Umgestaltungen) des Unternehmens,
3. Eigentümerziele für den Eigenbetrieb 

und das strategische Unternehmens-
konzept,

4. die Wahl und Entlassung des Betriebs-
leiters,

5. die allgemeine Festsetzung von Abgaben 
und Tarifen,

6. die in § 10 Abs. 7 dieser Satzung genannten 
Angelegenheiten und der dort festgelegte 
höchste Wert überschritten wird,

7. die Annahme oder Vermittlung von 
Spenden, Schenkungen oder ähnlichen 
Zuwendungen gemäß § 73 Abs. 5 i. V. 
m. § 28 Abs. 2 Nr. 11 SächsGemO,

8. die Gewährung von Darlehen der Stadt 
Leipzig an den Eigenbetrieb oder des 
Eigenbetriebs an die Stadt Leipzig,

9. die Aufnahme von Darlehen/Kredit-
aufnahmen bei Dritten, sowie über den 
Abschluss sonstiger Rechtsgeschäfte, 
die einer Aufnahme von Darlehen 
wirtschaftlich gleichkommen, 

10. die Bestellung von Sicherheiten, die 
Übernahme von Bürgschaften und 
Verpfl ichtungen aus Gewährverträgen 
sowie den Abschluss ihnen wirtschaft-
lich gleichkommender Rechtsgeschäfte 
ab der in der Hauptsatzung festgelegten 
Wertgrenze,

11. die Entnahme von Eigenkapital nach 
Anhörung der Betriebsleitung (§ 12 Abs. 
2 SächsEigBVO),

12. Liquiditätshilfen an den Eigenbetrieb 
bzw. deren Behandlung als Eigen-
kapitalzuführung (§ 27 Abs. 1 Satz 4 
SächsEigBVO),

13. einen Verlustausgleich aus Haushalts-
mitteln der Stadt Leipzig (§ 12 Abs. 4 
SächsEigBVO),

14. den Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs 
(§ 16 Abs. 1 SächsEigBVO) sowie eine 
Änderung des Wirtschaftsplans (§ 23 
Abs. 1 SächsEigBVO),

15. die Bestimmung des Abschlussprüfers 
für den Jahresabschluss (§ 32 SächsEig-
BVO),

16. die Feststellung des Jahresabschlusses, 
die Verwendung des Jahresgewinns 
oder Behandlung des Jahresverlusts des 
Eigenbetriebs sowie die Entlastung der 
Betriebsleitung (§ 34 Abs. 1 SächsEig 
BVO),

17. eine Besorgung von Kassengeschäften 
durch Dritte (§ 87 Abs. 1 SächsGemO).

(2) Darüber hinaus kann der Stadtrat in An-
gelegenheiten, für die sonst der Betriebs-
ausschuss zuständig ist, im Einzelfall die 
Entscheidung an sich ziehen.

§ 12 Oberbürgermeister
(1) Der Oberbürgermeister ist Dienstvorgesetz-

ter und oberste Dienstbehörde des Betriebs-
leiters und der weiteren beim Eigenbetrieb 
beschäftigten Bediensteten.

(2) Zur Sicherung der Erfüllung der Aufga-
ben des Eigenbetriebs, der Einhaltung der 
rechtlichen Vorgaben und zur Wahrung 

der Einheitlichkeit der Verwaltung kann 
der Oberbürgermeister der Betriebsleitung 
Weisungen erteilen.

(3) Der Oberbürgermeister ist zuständig für die 
Aufstellung der Geschäftsordnung für die 
Betriebsleitung; diese bedarf der Zustim-
mung des Betriebsausschusses (§ 6 Abs. 3).

(4) Der Oberbürgermeister kann von der Be-
triebsleitung jederzeit Auskunft über An-
gelegenheiten des Eigenbetriebs verlangen.

(5) Der Oberbürgermeister schlägt dem Stadtrat 
geeignete Kandidaten zur Wahl der Betriebs-
leitung vor.

§ 13 Wirtschaftsführung und 
Rechnungswesen

(1) Der Eigenbetrieb führt eine über das 
Cash-Management der Stadt Leipzig mit 
der Stadtkasse verbundene Sonderkasse 
unter verpfl ichtender Einhaltung sämtlicher 
entsprechend geltender Vorschriften des 
Gemeindekassenrechts. Eine ganz oder 
teilweise Übertragung der Besorgung der 
Kassengeschäfte des Eigenbetriebs durch 
einen Dritten entsprechend § 87 SächsGe-
mO ist zulässig. Der Kassenverwalter der 
Sonderkasse des Eigenbetriebs und dessen 
Stellvertreter werden von der Betriebslei-
tung bestellt und abberufen.

(2) Das Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs ent-
spricht dem Haushaltsjahr der Stadt Leipzig. 

(3) Die Betriebsleitung stellt für jedes Wirtschafts-
jahr vor dessen Beginn einen Wirtschaftsplan 
auf, der alle Bestandteile und Anlagen gemäß 
§ 16 Abs. 1 SächsEigBVO und der §§ 17 bis 
21 SächsEigBVO enthält. Der Wirtschaftsplan 
baut auf dem strategischen Unternehmens-
konzept auf. Der Wirtschaftsplan hat den 
Vorgaben des innerhalb der Stadt Leipzig 
geltenden Beteiligungscontrollings zu ent-
sprechen. Der Entwurf des Wirtschaftsplans 
ist im Benehmen mit dem Beigeordneten 
und Bürgermeister für Finanzen rechtzeitig 
zu erstellen. Die Betriebsleitung hat den 
Wirtschaftsplan zu dem von der Stadt hierfür 
vorgegebenen Termin dem Oberbürgermeis-
ter vorzulegen. Der Wirtschaftsplan ist nach 
Vorberatung im Betriebsausschuss durch den 
Stadtrat zu beschließen.

(4) Die Betriebsleitung hat dem Oberbürgermeis-
ter unverzüglich einen geänderten Wirt-
schaftsplan vorzulegen, wenn die Voraus-
setzungen des § 23 Abs. 1 SächsEigBVO ein-
treten. Die Änderung des Wirtschaftsplans 
gemäß § 23 Abs. 1 SächsEigBVO unterliegt 
den für die Aufstellung des Wirtschaftsplans 
des Eigenbetriebs geltenden Verfahrensre-
geln. Für die Erforderlichkeit der Änderung 
des Wirtschaftsplans in den Fällen des § 23 
Abs. 1 Nr. 1 und 4 SächsEigBVO werden 
folgende Grenzen festgelegt:
1. Eine Verschlechterung des Jahreser-

gebnisses gegenüber dem Erfolgsplan 
gilt als erheblich, wenn die betreffende 
Abweichung mehr als 50 TEUR des 
geplanten Jahresergebnisses beträgt. 

2. Eine erforderliche erhebliche Vermeh-
rung oder Hebung der in der Stellenü-
bersicht vorgesehenen Stellen liegt vor, 
wenn sich die Anzahl der Stellen ge-
genüber der ge-planten Anzahl der Be-
schäftigten um mehr als 10 v. H. erhöht. 
Abweichungen vom Stellenplan (bzw. 
der Stellenübersicht) und die Leistung 
höherer Personalaufwendungen, die 
sich unmittelbar aus einer Änderung des 
Besoldungs- und Tarifrechts ergeben, 
machen regelmäßig keine Änderung 
des Wirtschaftsplans erforderlich.

(5) Der Eigenbetrieb führt gemäß § 24 Abs. 
2 SächsEigBVO eine seinen Bedürfnissen 
entsprechende Kosten- und Leistungsrech-
nung. Nähere Vorgaben zur Kosten- und 

Leistungsrechnung der Eigenbetriebe der 
Stadt Leipzig sind gesonderten verwal-
tungsinternen Vorschriften bzw. Dienstan-
weisungen der Stadt Leipzig vorbehalten; 
an derartige Vorgaben ist der Eigenbetrieb 
zwingend gebunden. Vorstehender Satz 2, 
2. Halbsatz gilt entsprechend auch für den 
Fall etwaiger getroffener verwaltungsinter-
ner Regelungen hinsichtlich der Erhebung/
Kalkulation von Abgaben und/oder von 
privatrechtlichen Entgelten.

§ 14 Berichtswesen und 
Risikofrüherkennung

(1) Die Betriebsleitung erstellt nach den Maßgaben 
des von der Stadt Leipzig vorgegebenen Betei-
ligungscontrollings quartalsweise schriftliche 
Berichte an den Oberbürgermeister und den 
Betriebsausschuss über die wirtschaftliche 
und fi nanzielle Situation sowie über die Leis-
tungen des Eigenbetriebs. Die Berichte werden 
durch das städtische Beteiligungscontrolling 
zu Managementreports verarbeitet, die den 
Kriterien der Berichterstattung von § 22 Abs. 
1 SächsEigBVO entsprechen. 

(2) Die Betriebsleitung hat für den Beteili-
gungsbericht (§ 99 SächsGemO) und den 
Gesamtabschluss der Stadt Leipzig (§ 88a 
SächsGemO) erforderliche Angaben bzw. 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

(3) Die Betriebsleitung richtet ein angemessenes 
System zur Früherkennung von Risiken ein 
(§ 23 Abs. 3 SächsEigBVO) und dokumentiert 
dieses in einem Risikohandbuch. Das Risi-
komanagementsystem und wesentliche Än-
derungen des Risikomanagementsystems 
sind dem Betriebsausschuss vorzustellen. 
Die Betriebsleitung erstellt jährlich einen Ri-
sikobericht, der ebenfalls dem Betriebsaus-
schuss vorzulegen ist. Bei Veränderungen 
der Bewertung von Einzelrisiken durch die 
Betriebsleitung ist der Betriebsausschuss in 
der Folgesitzung zu informieren.

§ 15 Jahresabschluss und Lagebericht
(1) Die Betriebsleitung stellt für den Eigen-

betrieb einen Jahresabschluss sowie einen 
Lagebericht auf und legt diese innerhalb 
von vier Monaten nach Ablauf des Wirt-
schaftsjahrs, soweit nicht durch den Ober-
bürgermeister eine kürzere Frist zur Vorlage 
verfügt wird, dem Oberbürgermeister vor 
(§ 31 Abs. 1 und 2 SächsEigBVO). 

(2) Im Lagebericht ist anhand geeigneter Kenn-
zahlen (Finanz- und Leistungskennzahlen) 
auch darzulegen, wie die Aufgaben des 
Eigenbetriebs (§ 2 dieser Satzung) erfüllt 
wurden. Im Übrigen sind bei der Aufstellung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
die ergänzenden Vorgaben der Sächsischen 
Eigenbetriebsverordnung zu beachten (§§ 
26 bis 30 SächsEigBVO). 

(3) Für das Verfahren, die Prüfung sowie die 
Feststellung des Jahresabschlusses gelten 
die §§ 31 bis 34 SächsEigBVO.

§ 16 Schlussbestimmungen, Inkrafttreten
(1) Alle in dieser Satzung verwendeten Per-

sonen- und Funktionsbezeichnungen gelten 
jeweils in weiblicher und männlicher Form.

(2) Die neu gefasste Eigenbetriebssatzung tritt 
am Tag nach ihrer öffentlichen Bekannt-
machung im Leipziger Amtsblatt in Kraft. 
Zum gleichen Zeitpunkt tritt die bisherige 
Fassung der Eigenbetriebssatzung (Be-
schluss Nr. RBIV-1450/08 vom 17.12.2008, 
veröffentlicht im Leipziger Amts-Blatt Nr. 
1 am 03.01.2009, zuletzt geändert durch 
Beschluss Nr. RBIV-1763/09 vom 28.10.2009, 
veröffentlicht im Leipziger Amts-Blatt Nr. 
21 am 07.11.2009) außer Kraft. 

Stadt Leipzig, 26.02.2015
Der Oberbürgermeister

Betriebssatzung für den Kommunalen Eigenbetrieb 
Leipzig/Engelsdorf der Stadt Leipzig

Aufgrund der §§ 4 und 95a Abs. 3 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. 
März 2003 (SächsGVBl. S. 55), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 2. April 2014 
(SächsGVBl. S. 234, 237) hat der Stadtrat der Stadt 
Leipzig mit Beschluss Nr. DS-00322/14 in der 
Sitzung vom 25.02.2015 folgende Neufassung der 
Betriebssatzung beschlossen:

§ 1 Name und Rechtsstellung 
des Eigenbetriebs

(1) Der Eigenbetrieb führt den Namen Kommu-
naler Eigenbetrieb Leipzig/Engelsdorf.

(2) Der Eigenbetrieb wird als organisatorisch, 
verwaltungsmäßig und wirtschaftlich selb-
ständiges Unternehmen ohne eigene Rechts-
persönlichkeit im Sinne von § 95 Abs. 1 Nr. 2 
und § 95a Abs. 1 der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Sachsen (SächsGemO) nach 
Maßgabe der für Eigenbetriebe geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere 
der SächsGemO, sowie der Verordnung des 
Sächsischen Staatsministeriums des Innern 
über kommunale Eigenbetriebe im Freistaat 
Sachsen (Sächsische Eigenbetriebsverord-
nung – SächsEigBVO) vom 16. Dezember 2013 
(SächsGVBl. Nr. 17/2013 vom 30. Dezember 
2013, S. 941), in der jeweils geltenden Fassung, 
sowie dieser Betriebssatzung geführt.

 
§ 2 Aufgaben des Eigenbetriebs

(1) Aufgaben des Eigenbetriebs sind die Un-
terstützung, Begleitung und Beschäftigung 
förderungsbedürftiger, benachteiligter Per-
sonen mit dem Ziel der Eingliederung in den 
ersten Arbeitsmarkt. Zu diesem Zweck kann 
der Eigenbetrieb fördernde und wirtschaft-
lich berührende Hilfs- oder Nebengeschäfte 
tätigen. Insbesondere obliegen dem Betrieb 
folgende Aufgaben:
1. Beantragung, Durchführung und Ab-

rechnung von Maßnahmen, (Sonder-) 
Programme und Projekte, die der 
geförderten Beschäftigung, sozialen Be-

treuung, Fort- und Weiterbildung dienen 
und auf der Grundlage der Sozialgesetz-
bücher nach SGB II, III, V, VIII und XII, 
sowie sonstigen Richtlinien des Bundes 
und des Freistaates Sachsen durchgeführt 
werden.

2. Der Betrieb führt für die Stadt Leipzig 
beschäftigungspolitische Maßnahmen, 
(Sonder-) Programme und Projekte durch 
und kann hierzu erforderliche Leistun-
gen erbringen. Dem Betrieb kann hierzu 
die Verantwortung für die Umsetzung 
der beschäftigungspolitischen Maß-
nahmen innerhalb der Stadtverwaltung 
und bei den Eigenbetrieben von der 
Stadtverwaltung übertragen.

(2) Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann sich der 
Eigenbetrieb Dritter bedienen und/oder mit 
Dritten zusammenarbeiten.

§ 3 Stammkapital
(1) Das Stammkapital des Eigenbetriebs ist in 

Höhe von 25.564 EUR (in Worten: fünfund-
zwanzigtausendfünfhundertvierundsechzig 
Euro) festgesetzt.

§ 4 Zuständige Organe
(1) Zuständige Organe für die Angelegenheiten 

des Eigenbetriebs sind:
1. die Betriebsleitung,
2. der Betriebsausschuss,
3. der Stadtrat und
4. der Oberbürgermeister.

(2) Die Betriebsleitung, der Betriebsausschuss 
und der Oberbürgermeister tragen im 
Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit die 
Verantwortung für die Umsetzung von für 
den Eigenbetrieb beschlossenen Eigentümer-
zielen. 

§ 5 Betriebsleitung
(1) Der Eigenbetrieb hat eine Betriebsleitung (§ 

95a Abs. 2 SächsGemO, § 3 SächsEigBVO).  
(2) Die Betriebsleitung besteht aus einem 

Betriebsleiter. Er wird auf Vorschlag des 
Oberbürgermeisters vom Stadtrat gemäß § 
95a Abs. 2 Satz 1 i. V. m. § 28 Abs. 4 Satz 1 

und 2 SächsGemO gewählt.
(3) Einzelheiten der Geschäftsführung sowie 

der Vertretung bestimmt eine zu erlassende 
Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung 
wird durch den Oberbürgermeister auf-
gestellt und bedarf der Zustimmung des 
Betriebsausschusses.

 
§ 6 Aufgaben der Betriebsleitung

(1) Die Betriebsleitung vollzieht die Beschlüsse 
des Stadtrats und des Betriebsausschusses 
sowie die Anordnungen des Oberbürger-
meisters (§§ 9 bis 11 dieser Satzung). Im 
Übrigen führt sie den Eigenbetrieb gemäß 
§ 95a Abs. 2 Satz 2 und 3 SächsGemO, § 4 
SächsEigBVO selbständig und entscheidet 
in allen Angelegenheiten des Eigenbetriebs, 
soweit diese nicht dem Stadtrat, dem Betriebs-
ausschuss oder dem Oberbürgermeister 
vorbehalten sind. Die Betriebsleitung hat den 
Eigenbetrieb auch in Übereinstimmung mit 
vorgegebenen Eigentümerzielen zu führen 
und sich bei ihren Entscheidungen an den 
Eigentümerzielen zu orientieren. 

(2) Die Betriebsleitung ist für die wirtschaftliche 
Führung des Eigenbetriebs nach kaufmän-
nischen Grundsätzen verantwortlich.

(3) Der Betriebsleitung obliegen insbesondere 
die laufenden Geschäfte des Eigenbetriebs 
(Angelegenheiten der laufenden Verwaltung 
und Betriebsführung). Dazu gehören unter 
anderem alle im täglichen Geschäft regelmä-
ßig wiederkehrenden Maßnahmen, die zur 
Aufrechterhaltung des Eigenbetriebs und 
zur Durchführung der Aufgaben sowie zum 
reibungslosen Geschäftsablauf notwendig sind 
bzw. sonstige Geschäfte für den Eigenbetrieb, 
die nicht von grundsätzlicher, über den Ein-
zelfall hinausgehender Bedeutung sind und 
deshalb keine besondere Beurteilung erfordern, 
mit einer gewissen Regelmäßigkeit wiederkeh-
ren, nach feststehenden (Verwaltungs-)Regeln 
erledigt werden und für den Eigenbetrieb und 
die Stadt sachlich und fi nanziell nicht von 
erheblicher Bedeutung sind.

(4) Die Betriebsleitung entscheidet außerdem in 
den in § 9 Abs. 7 dieser Satzung genannten 
Angelegenheiten, soweit dort Wertgrenzen 
festgelegt sind und der dort festgelegte ge-
ringste Wert unterschritten wird.

(5) Die Betriebsleitung entwickelt ausgehend 
von den Aufgaben des Eigenbetriebs auf 
Basis von durch den Stadtrat vorgegebenen 
Eigentümerzielen ein strategisches Unterneh-
menskonzept für den Eigenbetrieb. Das stra-
tegische Unternehmenskonzept konkretisiert 
die Eigentümerziele und ist spätestens nach 
fünf Jahren oder nach Beschluss neuer Eigen-
tümerziele zu überarbeiten. Die Umsetzung 
eines vom Betriebsausschuss beschlossenen 
strategischen Unternehmenskonzeptes liegt 
in der Verantwortung der Betriebsleitung. 

(6) Die Betriebsleitung informiert den Ober-
bürgermeister, den Betriebsausschuss sowie 
den fachlich zuständigen Beigeordneten und 
Bürgermeister rechtzeitig und schriftlich über 
alle wichtigen Angelegenheiten, insbesonde-
re über:
1. Abweichungen vom Erfolgsplan, die 

keine Änderung des Wirtschaftsplans 
nach § 23 Abs. 1 SächsEigBVO erfordern, 
aber zu einer Verschlechterung des 
veranschlagten Jahresergebnisses um 
mindestens 50 TEUR oder aber - im Falle 
eines geplanten positiven oder ausgegli-
chenen Jahresergebnisses - in Summe zu 
einem negativen Jahresergebnis führen,

2. Abweichungen vom Liquiditätsplan, die 
keine Änderung des Wirtschaftsplans 
nach § 23 Abs. 1 SächsEigBVO erfordern, 
aber zu einer Verschlechterung der ver-
anschlagten Liquidität um mindestens 
20 v. H. führen,

3. Abweichungen vom Stellenplan (bzw. 
der Stellenübersicht), die keine Änderung 
des Wirtschaftsplans nach § 23 Abs. 1 
SächsEigBVO erfordern, aber insgesamt 
zur Vermehrung der in der Stellenüber-
sicht vorgesehenen Stellen führen,

4. erhebliche Betriebsstörungen,

5. Sachverhalte mit erheblicher negativer 
Öffentlichkeitswirkung,

6. relevante personalwirtschaftliche An-
gelegenheiten, wobei in diesen Fällen, 
eingeschlossen Sachverhalte gemäß Nr. 
3, zusätzlich der Beigeordnete und Bür-
germeister für Allgemeine Verwaltung 
zu informieren ist.

(7) Die Betriebsleitung informiert den Beigeord-
neten und Bürgermeister für Finanzen recht-
zeitig und schriftlich über alle Maßnahmen, 
welche die Finanzwirtschaft der Stadt Leipzig 
berühren können, wozu insbesondere die in 
Absatz 6 Nr. 1 und 2 genannten Sachverhalte 
gehören.

(8) Im Rahmen der laufenden Betriebsführung 
und ihrer sonstigen Aufgaben ist die Be-
triebsleitung an die Gesetze sowie andere 
einschlägige rechtliche Bestimmungen, diese 
Satzung, Beschlüsse des Stadtrats und seiner 
Ausschüsse, Entscheidungen des Oberbür-
germeisters, des zuständigen Beigeordneten 
und Bürgermeisters, die Wirtschaftsplanung 
und die für die Eigenbetriebe geltenden 
Verwaltungsvorschriften und Dienstanwei-
sungen der Stadt Leipzig gebunden. 

(9) Für die Vergabe von Bauleistungen/-aufträ-
gen, Lieferungen und Leistungen sowie von 
freiberufl ichen Leistungen sind die einschlä-
gigen Vorschriften des Vergaberechts sowie 
die Vergabeordnung der Stadt Leipzig zu 
beachten.

(10) Die Betriebsleitung trägt im Rahmen des 
rechtlich Möglichen und unter Beachtung 
etwaiger gesonderter betreffender Vorgaben 
der Stadtverwaltung dafür Sorge, dass beim 
Eigenbetrieb die Regelungen des an Beteili-
gungsunternehmen der Stadt Leipzig in der 
Rechtsform der Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung ausgerichteten Leipziger Corporate 
Governance Kodexes, in der jeweils geltenden 
Fassung, sinngemäß Anwendung fi nden. Der 
Betriebsleiter ist in diesem Sinne den Bestim-
mungen bzw. Intentionen des Leipziger Cor-
porate Governance Kodexes, insbesondere 
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auch, soweit dort die Geschäftsführung eines 
städtischen Unternehmens angesprochen ist, 
verpfl ichtet. 

§ 7 Personalangelegenheiten
(1) Die Betriebsleitung ist Vorgesetzte der 

Beschäftigten des Eigenbetriebs. In dieser 
Funktion ist sie zur innerbetrieblichen Orga-
nisation befugt und kann den Beschäftigten 
fachliche Weisungen erteilen.

(2) Der Betriebsleitung sind gemäß § 10 Abs. 3 
SächsEigBVO die Einstellung, Anstellung, 
Entlassung sowie Ein- und Umgruppie-
rung des Personals des Eigenbetriebs unter 
Beachtung der Maßgaben des Stellenplans 
übertragen. Die Befugnisse nach Satz 1 
erstrecken sich auf beim Eigenbetrieb be-
schäftigte Bedienstete mit Ausnahme des 
Betriebsleiters und von Beamten und mit 
Ausnahme der dem Stadtrat gemäß Haupt-
satzung der Stadt Leipzig zur Entscheidung 
vorbehaltenen Personalangelegenheiten.

(3) Die Betriebsleitung ist, soweit sie nicht selbst 
zuständig ist, gemäß § 10 Abs. 2 SächsEigB-
VO in den dort benannten Personalangele-
genheiten vorher zu hören. 

§ 8 Vertretung der Stadt Leipzig in 
Angelegenheiten des Eigenbetriebs

(1) Die Betriebsleitung vertritt die Stadt Leipzig 
in den Angelegenheiten des Eigenbetriebs 
nach Maßgabe der gesetzlichen Bestim-
mungen und im Rahmen der ihr durch diese 
Satzung zugewiesenen Zuständigkeiten. 

(2) Die Betriebsleitung gibt im Rahmen und 
unter Beachtung der Formerfordernisse des § 
5 SächsEigBVO in den Angelegenheiten des 
Eigenbetriebs verpfl ichtende Erklärungen 
für die Stadt Leipzig ab. Der Betriebsleiter 
zeichnet unter dem Namen des Eigenbetriebs 
ohne Angabe eines Vertretungsverhältnisses. 

(3) Der Betriebsleiter bestimmt mit Zustimmung 
des Oberbürgermeisters einen Bediensteten 
des Eigenbetriebs zum Verhinderungsstell-
vertreter, der unter Beachtung der Former-
fordernisse des § 5 SächsEigBVO mit dem 
Zusatz „i. V.“ zeichnet.

(4) Die Betriebsleitung kann Bedienstete des 
Eigenbetriebs für einzelne Angelegenheiten 
und/oder bestimmte Sachgebiete mit ihrer 
Vertretung beauftragen und ihnen rechtsge-
schäftliche Vollmacht erteilen. Diese zeich-
nen unter Beachtung der Formerfordernisse 
des § 5 SächsEigBVO mit dem Zusatz „im 
Auftrag“ (oder auch „i. A.“).

§ 9 Betriebsausschuss
(1) Für die Angelegenheiten des Eigenbetriebs 

wird ein Betriebsausschuss als beschlie-
ßender Ausschuss des Stadtrats gebildet. 
Dieser trägt den Namen Betriebsausschuss 
Kommunaler Eigenbetrieb Engelsdorf. 

(2) Der Betriebsausschuss besteht aus dem 
Vorsitzenden und mindestens vier weite-
ren Mitgliedern (Stadträten). Die Zahl der 
weiteren Mitglieder legt der Stadtrat durch 
Beschluss fest. Die weiteren Mitglieder und 
deren Stellvertreter werden aus der Mitte des 
Stadtrats gemäß § 42 Abs. 1 und 2 SächsGe-
mO widerrufl ich bestellt. Den Vorsitz des 
Betriebsausschusses führt als stimmbe-
rechtigtes Mitglied der Oberbürgermeister. 
Ständiger Vertreter des Oberbürgermeisters 
im Vorsitz des Betriebsausschusses ist – eine 
entsprechende Beauftragung durch den 
Oberbürgermeister nach § 42 Abs. 3 Satz 
1 SächsGemO vorausgesetzt – der für den 
Eigenbetrieb zuständige Beigeordnete und 
Bürgermeister für Wirtschaft und Arbeit; im 
Verhinderungsfall wird dieser durch einen 
anderen Beigeordneten und Bürgermeister 
vertreten. Ein den Oberbürgermeister im 
Vorsitz vertretender Beigeordneter und Bür-
germeister nach Satz 5 hat kein Stimmrecht. 
Sind alle Beigeordneten und Bürgermeister 
verhindert, kann der Oberbürgermeister 
ein Mitglied des Betriebsausschusses, das 
Mitglied des Stadtrats ist, mit seiner Vertre-
tung im Vorsitz beauftragen; diesem steht 
das Stimmrecht in seiner Eigenschaft als 
Ausschussmitglied zu. Den nach Satz 5 oder 
7 beauftragten Vertretern stehen gemäß § 42 
Abs. 3 Satz 2 SächsGemO die Rechte aus § 
52 Abs. 2 und 3 SächsGemO zu.

(3) Die Betriebsleitung nimmt an den Sitzungen 
des Betriebsausschusses mit beratender Stim-
me teil. Sie ist berechtigt und auf Verlangen 

verpfl ichtet, zu den Beratungsgegenständen 
Stellung zu nehmen und Auskünfte zu er-
teilen. 

(4) Der Beigeordnete und Bürgermeister für 
Finanzen kann an den Sitzungen des Be-
triebsausschusses teilnehmen.

(5) Die Sitzungen des Betriebsausschusses 
sind öffentlich, soweit er über Gegenstände 
verhandelt und beschließt, über die er end-
gültig entscheidet; § 37 SächsGemO fi ndet 
entsprechende Anwendung. Die Sitzungen 
des Betriebsausschusses sind in der Regel 
nicht öffentlich, soweit die Verhandlungen 
der Vorbereitung von Entscheidungen des 
Stadtrats (Vorberatung) dienen. 

(6) Für den Betriebsausschuss gelten, soweit 
nicht bereits betreffende Regelungen in 
dieser Betriebssatzung getroffen sind, die 
Bestimmungen der §§ 41, 42 SächsGemO für 
beschließende Ausschüsse, die Vorschriften 
des § 44 SächsGemO für die Mitwirkung 
in Ausschüssen und im Übrigen für den 
Geschäftsgang die §§ 36 bis 40 SächsGemO 
entsprechend. Der Betriebsausschuss regelt 
weitere Einzelheiten seiner inneren Ange-
legenheiten im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften und dieser Betriebssatzung 
durch eine Geschäftsordnung für den 
Betriebsausschuss. Der Betriebsausschuss 
kann darauf verzichten, sich eine eigene 
Geschäftsordnung zu geben oder entspre-
chende eigene Regelungen zu treffen, wenn 
sich Bestimmungen über das Verfahren 
beschließender Ausschüsse des Stadtrats 
bereits aus einer Geschäftsordnung für die 
Ratsversammlung der Stadt Leipzig und 
ihre Ausschüsse ergeben und diese auch für 
den Betriebsausschuss Anwendung fi nden 
sollen. 

(7) Der Betriebsausschuss entscheidet über 
die Angelegenheiten des Eigenbetriebs, die 
ihm nach dieser Betriebssatzung oder im 
Einzelfall vom Stadtrat zur Entscheidung 
übertragen sind. Der Betriebsausschuss 
beschließt insbesondere über:
1. Veräußerungen von Vermögensgegen-

ständen oder anderweitige Verfügungen 
über Vermögensgegenstände, die dem 
Eigenbetrieb zugeordnet sind, bei einem 
Wert des Vermögensgegenstands bzw. 
Gegenstandswert ab einer Höhe von 50 
TEUR bis zu 100 TEUR,

2. die Ausführung von Bauvorhaben nach 
VOB (Vergabe- und Vertragsordnung für 
Bauleistungen) bei Gesamtkosten über 
0,1 Mio. EUR und bis zu 2,5 Mio. EUR, 
wobei bei entsprechenden Vorhaben > 
250 TEUR hierzu die vorhergehende 
Zustimmung des Oberbürgermeisters 
erforderlich ist,

3. die Ausführung von Vorhaben/Leis-
tungen nach VOL (Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Leistungen) sowie von 
freiberufl ichen Leistungen nach VOF 
(Vergabeordnung für freiberufl iche Leis-
tungen) bei Gesamtkosten über 0,1 Mio. 
EUR und bis zu 1 Mio. EUR, wobei bei 
entsprechenden Vorhaben > 250 TEUR 
hierzu die vorhergehende Zustimmung 
des Oberbürgermeisters erforderlich ist,

4. die Beauftragung von Sachverständigen, 
Beratungsleistungen und von Gutachten 
außerhalb der Vergabe- und Vertrags-
ordnungen (VOB/VOL/VOF und der 
HOAI) ab einem Auftragswert von 25 
TEUR bis zu 50 TEUR),

5. den Abschluss von sonstigen Verträgen 
(außerhalb der VOB, VOL und VOF) bei 
einem Wert von über 150 TEUR bei ein-
maligen Leistungen und über 50 TEUR 
jährlich bei wiederkehrenden Leistungen 
sowie Verträge mit einer Laufzeit von 
mehr als 10 Jahren,

6. die Stundung von Zahlungsansprüchen 
ab einer Höhe von 50 TEUR,

7. den Verzicht auf Ansprüche des Ei-
genbetriebs und die Niederschlagung 
solcher Ansprüche, die Führung von 
Rechtsstreitigkeiten und den Abschluss 
von Vergleichen bei einem Wert bzw. 
Streitwert ab einer Höhe von über 50 
TEUR bis zu 1 Mio. EUR; die Wert-
grenze gilt auch für den Abschluss von 
Vergleichen bei Forderungen gegen den 
Eigenbetrieb,

8. nicht unabweisbare erfolgsgefährdende 
Mehraufwendungen des Erfolgsplans, 

wenn ein dringendes Bedürfnis besteht, 
sowie nicht unabweisbare Mehraus-
zahlungen des Liquiditätsplans, die für 
das einzelne Vorhaben erheblich sind 
(gemäß § 23 Abs. 2 SächsEigBVO),

9. die Grundsätze der Betriebsführung, 
Vermögensverwaltung und Rechnungs-
legung des Eigenbetriebs, soweit es sich 
hierbei nicht um eine dem Stadtrat vor-
behaltene Festlegung von Grundsätzen 
für die Verwaltung der Gemeinde im 
Sinne von § 28 Abs. 2 Nr. 1 SächsGemO 
handelt,

10. alle wesentlichen Finanzangelegen-
heiten des Eigenbetriebs, soweit sie nicht 
zur laufenden Betriebsführung gehören 
und sie nicht in der Zuständigkeit eines 
anderen Organs liegen,

11. die Zustimmung zur durch den Oberbür-
germeister aufzustellenden Geschäfts-
ordnung für die Betriebsleitung.

(8) Der Betriebsausschuss berät alle Angele-
genheiten des Eigenbetriebs vor, die der 
Beschlussfassung des Stadtrats unterliegen. 
Er spricht in diesen Fällen eine Empfehlung 
zur Entscheidung aus.

(9) Der Betriebsausschuss überwacht die Um-
setzung der für den Eigenbetrieb durch den 
Stadtrat vorgegebenen Eigentümerziele 
sowie die Umsetzung des strategischen 
Unternehmenskonzeptes und dessen Über-
einstimmung mit den Eigentümerzielen. Im 
Rahmen der ihm obliegenden Vorberatung 
des Wirtschaftsplans überwacht der Be-
triebsausschuss die Übereinstimmung der 
Zielsetzungen des Wirtschaftsplans mit den 
Eigentümerzielen und dem strategischen 
Unternehmenskonzept. 

(10) Die Betriebsleitung legt dem Betriebsaus-
schuss die Berichte nach § 13 Abs. 1 sowie 
den Risikobericht nach § 13 Abs. 3 dieser 
Satzung vor.

(11) Der Betriebsausschuss überprüft regelmäßig 
die Effi zienz seiner Tätigkeit.

§ 10 Zuständigkeit des Stadtrats 
(1) Der Stadtrat entscheidet über alle Angele-

genheiten des Eigenbetriebs, soweit nicht der 
Oberbürgermeister, der Betriebsausschuss, 
ggf. ein anderer beschließender Ausschuss 
des Stadtrats oder die Betriebsleitung 
zuständig ist oder soweit ihm die Ange-
legenheiten gemäß der SächsGemO, der 
SächsEigBVO oder der Hauptsatzung, in 
der jeweils geltenden Fassung, vorbehalten 
sind. Der Stadtrat beschließt insbesondere 
über folgende Angelegenheiten:
1. den Erlass und die Änderung der Eigen-

betriebssatzung,
2. wesentliche Veränderungen (Aus- und 

Umgestaltungen) des Unternehmens,
3. Eigentümerziele für den Eigenbetrieb 

und das strategische Unternehmens-
konzept,

4. die Wahl und Entlassung des Betriebs-
leiters,

5. die allgemeine Festsetzung von Abgaben 
und Tarifen für privatrechtliche Entgelte,

6. die in § 9 Abs. 7 dieser Satzung genannten 
Angelegenheiten und der dort festge-
legte höchste Wert überschritten wird,

7. die Annahme oder Vermittlung von 
Spenden, Schenkungen oder ähnlichen 
Zuwendungen gemäß § 73 Abs. 5 i. V. 
m. § 28 Abs. 2 Nr. 11 SächsGemO,

8. die Gewährung von Darlehen der Stadt 
Leipzig an den Eigenbetrieb oder des 
Eigenbetriebs an die Stadt Leipzig,

9. die Aufnahme von Darlehen/Kredit-
aufnahmen bei Dritten, sowie über den 
Abschluss sonstiger Rechtsgeschäfte, 
die einer Aufnahme von Darlehen wirt-
schaftlich gleichkommen, 

10. die Bestellung von Sicherheiten, die 
Übernahme von Bürgschaften und 
Verpfl ichtungen aus Gewährverträgen 
sowie den Abschluss ihnen wirtschaft-
lich gleichkommender Rechtsgeschäfte 
ab der in der Hauptsatzung festgelegten 
Wertgrenze,

11. die Entnahme von Eigenkapital nach 
Anhörung der Betriebsleitung (§ 12 Abs. 
2 SächsEigBVO),

12. Liquiditätshilfen an den Eigenbetrieb 
bzw. deren Behandlung als Eigenkapi-
talzuführung (§ 27 Abs. 1 Satz 4 Sächs
EigBVO),

13. einen Verlustausgleich aus Haushalts-
mitteln der Stadt Leipzig (§ 12 Abs. 4 
SächsEigBVO),

14. den Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs 
(§ 16 Abs. 1 SächsEigBVO) sowie eine 
Änderung des Wirtschaftsplans (§ 23 
Abs. 1 SächsEigBVO),

15. die Bestimmung des Abschlussprüfers 
für den Jahresabschluss (§ 32 SächsEig 
BVO),

16. die Feststellung des Jahresabschlusses, 
die Verwendung des Jahresgewinns 
oder Behandlung des Jahresverlusts des 
Eigenbetriebs sowie die Entlastung der 
Betriebsleitung (§ 34 Abs. 1 SächsEigBVO),

17. eine Besorgung von Kassengeschäften 
durch Dritte (§ 87 Abs. 1 SächsGemO).

(2) Darüber hinaus kann der Stadtrat in An-
gelegenheiten, für die sonst der Betriebs-
ausschuss zuständig ist, im Einzelfall die 
Entscheidung an sich ziehen.

§ 11 Oberbürgermeister
(1) Der Oberbürgermeister ist Dienstvorgesetz-

ter und oberste Dienstbehörde des Betriebs-
leiters und der weiteren beim Eigenbetrieb 
beschäftigten Bediensteten.

(2) Zur Sicherung der Erfüllung der Aufga-
ben des Eigenbetriebs, der Einhaltung der 
rechtlichen Vorgaben und zur Wahrung 
der Einheitlichkeit der Verwaltung kann 
der Oberbürgermeister der Betriebsleitung 
Weisungen erteilen.

(3) Der Oberbürgermeister ist zuständig für die 
Aufstellung der Geschäftsordnung für die 
Betriebsleitung; diese bedarf der Zustim-
mung des Betriebsausschusses (§ 5 Abs. 3).

(4) Der Oberbürgermeister kann von der Be-
triebsleitung jederzeit Auskunft über An-
gelegenheiten des Eigenbetriebs verlangen.

(5) Der Oberbürgermeister schlägt dem Stadtrat 
geeignete Kandidaten zur Wahl der Betriebs-
leitung vor.

§ 12 Wirtschaftsführung und 
Rechnungswesen

(1) Der Eigenbetrieb führt eine über das 
Cash-Management der Stadt Leipzig mit 
der Stadtkasse verbundene Sonderkasse 
unter verpfl ichtender Einhaltung sämtlicher 
entsprechend geltender Vorschriften des 
Gemeindekassenrechts. Eine ganz oder 
teilweise Übertragung der Besorgung der 
Kassengeschäfte des Eigenbetriebs durch 
einen Dritten entsprechend § 87 SächsGe-
mO ist zulässig. Der Kassenverwalter der 
Sonderkasse des Eigenbetriebs und dessen 
Stellvertreter werden von der Betriebsleitung 
bestellt und abberufen.

(2) Das Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs ent-
spricht dem Haushaltsjahr der Stadt Leipzig. 

(3) Die Betriebsleitung stellt für jedes Wirtschafts-
jahr vor dessen Beginn einen Wirtschaftsplan 
auf, der alle Bestandteile und Anlagen gemäß 
§ 16 Abs. 1 SächsEigBVO und der §§ 17 bis 
21 SächsEigBVO enthält. Der Wirtschaftsplan 
baut auf dem strategischen Unternehmens-
konzept auf. Der Wirtschaftsplan hat den 
Vorgaben des innerhalb der Stadt Leipzig 
geltenden Beteiligungscontrollings zu ent-
sprechen. Der Entwurf des Wirtschaftsplans 
ist im Benehmen mit dem Beigeordneten 
und Bürgermeister für Finanzen rechtzeitig 
zu erstellen. Die Betriebsleitung hat den 
Wirtschaftsplan zu dem von der Stadt hierfür 
vorgegebenen Termin dem Oberbürgermei-
ster vorzulegen. Der Wirtschaftsplan ist nach 
Vorberatung im Betriebsausschuss durch den 
Stadtrat zu beschließen.

(4) Die Betriebsleitung hat dem Oberbürgermeis-
ter unverzüglich einen geänderten Wirt-
schaftsplan vorzulegen, wenn die Voraus-
setzungen des § 23 Abs. 1 SächsEigBVO ein-
treten. Die Änderung des Wirtschaftsplans 
gemäß § 23 Abs. 1 SächsEigBVO unterliegt 
den für die Aufstellung des Wirtschaftsplans 
des Eigenbetriebs geltenden Verfahrensre-
geln. Für die Erforderlichkeit der Änderung 
des Wirtschaftsplans in den Fällen des § 23 
Abs. 1 Nr. 1 und 4 SächsEigBVO werden 
folgende Grenzen festgelegt:
1. Eine Verschlechterung des Jahreser-

gebnisses gegenüber dem Erfolgsplan 
gilt als erheblich, wenn die betreffende 
Abweichung mehr als 100 TEUR des 
geplanten Jahresergebnisses beträgt. 

2. Eine erforderliche erhebliche Vermeh-

rung oder Hebung der in der Stellen-
übersicht vorgesehenen Stellen liegt 
vor, wenn sich die Anzahl der Stellen 
gegenüber der geplanten Anzahl der 
Beschäftigten um mehr als 5 v. H. erhöht. 
Abweichungen vom Stellenplan (bzw. 
der Stellenübersicht) und die Leistung 
höherer Personalaufwendungen, die 
sich unmittelbar aus einer Änderung des 
Besoldungs- und Tarifrechts ergeben, 
machen regelmäßig keine Änderung 
des Wirtschaftsplans erforderlich.

(5) Der Eigenbetrieb führt gemäß § 24 Abs. 
2 SächsEigBVO eine seinen Bedürfnissen 
entsprechende Kosten- und Leistungsrech-
nung. Nähere Vorgaben zur Kosten- und 
Leistungsrechnung der Eigenbetriebe der 
Stadt Leipzig sind gesonderten verwal-
tungsinternen Vorschriften bzw. Dienstan-
weisungen der Stadt Leipzig vorbehalten; 
an derartige Vorgaben ist der Eigenbetrieb 
zwingend gebunden. Vorstehender Satz 2, 
2. Halbsatz gilt entsprechend auch für den 
Fall etwaiger getroffener verwaltungsinter-
ner Regelungen hinsichtlich der Erhebung/
Kalkulation von Abgaben und/oder von 
privatrechtlichen Entgelten.

§ 13 Berichtswesen und 
Risikofrüherkennung

(1) Die Betriebsleitung erstellt nach den Maßga-
ben des von der Stadt Leipzig vorgegebenen 
Beteiligungscontrollings quartalsweise 
schriftliche Berichte an den Oberbürger-
meister und den Betriebsausschuss über 
die wirtschaftliche und fi nanzielle Situation 
sowie über die Leistungen des Eigenbetriebs. 
Die Berichte werden durch das städtische 
Beteiligungscontrolling zu Managementre-
ports verarbeitet, die den Kriterien der Be-
richterstattung von § 22 Abs. 1 SächsEigBVO 
entsprechen. 

(2) Die Betriebsleitung hat für den Beteili-
gungsbericht (§ 99 SächsGemO) und den 
Gesamtabschluss der Stadt Leipzig (§ 88a 
SächsGemO) erforderliche Angaben bzw. 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

(3) Die Betriebsleitung richtet ein angemessenes 
System zur Früherkennung von Risiken ein 
(§ 23 Abs. 3 SächsEigBVO) und dokumen-
tiert dieses in einem Risikohandbuch. Das 
Risikomanagementsystem und wesentliche 
Änderungen des Risikomanagementsystems 
sind dem Betriebsausschuss vorzustellen. 
Die Betriebsleitung erstellt jährlich einen 
Risikobericht, der ebenfalls dem Betriebsaus-
schuss vorzulegen ist. Bei Veränderungen 
der Bewertung von Einzelrisiken durch die 
Betriebsleitung ist der Betriebsausschuss in 
der Folgesitzung zu informieren. 

§ 14 Jahresabschluss und Lagebericht
(1) Die Betriebsleitung stellt für den Eigenbetrieb 

einen Jahresabschluss sowie einen Lagebe-
richt auf und legt diese innerhalb von vier 
Monaten nach Ablauf des Wirtschaftsjahrs, 
soweit nicht durch den Oberbürgermeister 
eine kürzere Frist zur Vorlage verfügt wird, 
dem Oberbürgermeister vor (§ 31 Abs. 1 und 
2 SächsEigBVO). 

(2) Im Lagebericht ist anhand geeigneter Kenn-
zahlen (Finanz- und Leistungskennzahlen) 
auch darzulegen, wie die Aufgaben des 
Eigenbetriebs (§ 2 dieser Satzung) erfüllt 
wurden. Im Übrigen sind bei der Aufstellung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
die ergänzenden Vorgaben der Sächsischen 
Eigenbetriebsverordnung zu beachten (§§ 26 
bis 30 SächsEigBVO). 

(3) Für das Verfahren, die Prüfung sowie die 
Feststellung des Jahresabschlusses gelten 
die §§ 31 bis 34 SächsEigBVO.

§ 15 Schlussbestimmungen, Inkrafttreten
(1) Alle in dieser Satzung verwendeten Per-

sonen- und Funktionsbezeichnungen gelten 
jeweils in weiblicher und männlicher Form.

(2) Die neu gefasste Eigenbetriebssatzung tritt 
am Tag nach ihrer öffentlichen Bekannt-
machung im Leipziger Amtsblatt in Kraft. 
Zum gleichen Zeitpunkt tritt die bisherige 
Fassung der Eigenbetriebssatzung (Be-
schluss Nr. RBIV-289/05 vom 18.05.2005, 
veröffentlicht im Leipziger Amts-Blatt Nr. 
11 am 28.05.2005) außer Kraft. 

Stadt Leipzig, 26.02.2015
Der Oberbürgermeister

Betriebssatzung für den Eigenbetrieb Gewandhaus zu Leipzig der Stadt Leipzig
Aufgrund der §§ 4 und 95a Abs. 3 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Sachsen  (SächsGemO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. 
März 2003 (SächsGVBl. S. 55), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 2. April 2014 
(SächsGVBl. S. 234, 237) hat der Stadtrat der Stadt 
Leipzig mit Beschluss Nr. DS-00334/14 in der 
Sitzung vom 25.02.2015 folgende Neufassung 
der Betriebssatzung beschlossen:

§ 1 Name und Rechtsstellung 
des Eigenbetriebs

(1) Der Eigenbetrieb führt den Namen Ge-
wandhaus zu Leipzig unter Verwendung 
des als Anlage beigefügten Logos. Das 
Gewandhausorchester und die Konzerte 
des Gewandhausorchesters führen das 
„Tschörtnerische Signet“ entsprechend 
der Anlage. Die Verwendung des Namens 
„Gewandhaus“ für privatwirtschaftliche Tä-
tigkeiten bedarf der vertraglichen Regelung 
mit der Betriebsleitung.

ständiges Unternehmen ohne eigene Rechts-
persönlichkeit im Sinne von § 95 Abs. 1 Nr. 
2 und § 95a Abs. 1 der Gemeindeordnung 
für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) nach 
Maßgabe der für Eigenbetriebe geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere 
der SächsGemO, sowie der Verordnung 
des Sächsischen Staatsministeriums des 
Innern über kommunale Eigenbetriebe 
im Freistaat Sachsen (Sächsische Eigenbe-
triebsverordnung – SächsEigBVO) vom 16. 
Dezember 2013 (SächsGVBl. Nr. 17/2013 
vom 30. Dezember 2013, S. 941), in der 
jeweils geltenden Fassung, sowie dieser 
Betriebssatzung geführt.

 
§ 2 Aufgaben des Eigenbetriebs

(1) Zweck des Eigenbetriebs ist die Förderung 
von Kunst und Kultur, namentlich die Pfl ege 
und Förderung des städtischen Musik-, Ge-
mein- und Kunstlebens, wie es sich aus den 
Traditionen der Wirkungs- und Standorte 
ergibt. Weitere Zwecke des Eigenbetriebs 
sind die Förderung von steuerbegünstigten 
Hilfsorganisationen zur Unterstützung von 
Katastrophenopfern im Sinne von § 53 AO 
sowie zur Unterstützung der Kinder- und 
Jugendhilfe. 

 Die Satzungszwecke werden verwirklicht 
insbesondere durch:
1. Beschäftigung und Unterhaltung des Ge-

wandhausorchesters, des Gewandhaus-
organisten und der Gewandhauschöre 
(nachfolgend Klangkörper) für eigene 

Veranstaltungen und Gastspiele,
2. Bespielung der Oper Leipzig durch das 

Gewandhausorchester,
3. Aufführungen von Kantaten in der 

Thomaskirche gemeinsam mit dem 
Thomanerchor,

4. Durchführung von Konzerten unter-
schiedlicher Genres mit Gästen und Gast-
ensembles in gewandhauseigener Regie,

5. Durchführung von kammermusika-
lischen Konzerten mit den Ensembles 
des Gewandhausorchesters,

6. Musikvermittelnde Aktivitäten jegli-
cher Art,

7. Betreibung des Neuen Gewandhauses 
als Konzert- und Veranstaltungsstätte

8. Veranstaltung von Benefi zkonzerten.
 Die Konzert- und Veranstaltungspla-

nung umschließt alle musikalischen 
und künstlerischen Genres, deren 
Inhalt und Charakter dem Stil der Tra-
dition des Gewandhauses zu Leipzig 
entsprechen und deren Ausführung 
im Rahmen der natürlichen räumlichen 
und akustischen Gegebenheiten er-
folgen muss. Das Neue Gewandhaus ist 
die Heimstätte des Gewandhausorche-
sters. Neues Gewandhaus und die beim 
Gewandhaus zu Leipzig angestellten 
künstlerischen und nichtkünstlerischen 
Beschäftigten sein eine wirtschaftliche 
und organisatorische Einheit.

(2) Aufgabe ist auch die optimale Nutzung der 
eigenen Spielstätte unter wirtschaftlichen 

Gesichtspunkten. Benefizkonzerte und 
Spendenausgaben dürfen nur im Rahmen 
der Imagepfl ege und der Wirtschaftspla-
nung erfolgen.

(3) Der Eigenbetrieb kann im Rahmen der 
Gesetze Leistungen für Dritte erbringen. 
Die Aufgaben gemäß Satz 1 dienen der Mit-
telbeschaffung für die steuerbegünstigten 
Zwecke.

(4) Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann sich der 
Eigenbetrieb Dritter bedienen und/oder mit 
Dritten zusammenarbeiten, z. B. im Rahmen 
von Kooperationen, Koproduktionen und 
Gastspielen der Gewandhausklangkörper.

(5) Der Eigenbetrieb kann, insbesondere mit der 
Veranstaltung von Benefi zkonzerten, auch 
als Mittelbeschaffungskörperschaft im Sinne 
von § 58 Nr. 1 AO tätig werden und Mittel 
für die in Absatz 1 angeführten Zwecke, 
insbesondere die nach Satz 2, beschaffen und 
im Rahmen des § 58 Nr. 1 AO weiterleiten.

§ 3 Gemeinnützigkeit
(1) Der Eigenbetrieb mit Sitz in Leipzig verfolgt 

ausschließlich und unmittelbar gemeinnüt-
zige und mildtätige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der 
Abgabenordnung. 

(2) Der Eigenbetrieb ist selbstlos tätig; er verfolgt 
nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. Im Falle der Aufgabenerfüllung 
durch Verpfl ichtung Dritter ist die Gemein-
nützigkeit zu gewährleisten.

(3) Mittel des Eigenbetriebs und Mittel, die dem 

Eigenbetrieb von dritter Stelle zufl ießen, 
dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwe-
cke verwendet werden. Die Stadt Leipzig 
erhält keine Zuwendungen aus Mitteln des 
Eigenbetriebs.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die 
dem Zweck des Eigenbetriebs fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergü-
tungen begünstigt werden. 

(5) Bei Auflösung oder Aufhebung des 
Eigenbetriebs oder bei Wegfall steuerbe-
günstigter Zwecke fällt das Vermögen 
des Eigenbetriebs an die Stadt Leipzig, 
die es unmittelbar und ausschließlich für 
gemeinnützige Zwecke zu verwenden 
hat. Die Stadt Leipzig erhält bei Aufl ösung 
oder Aufhebung des Eigenbetriebs oder bei 
Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht 
mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile 
und den gemeinen Wert ihrer geleisteten 
Sacheinlagen zurück.

§ 4 Stammkapital, Zuordnung 
von Wirtschaftsgütern 

(1) Der Eigenbetrieb ist nicht mit Stammkapital 
ausgestattet. 

(2) Dem Eigenbetrieb sind/werden Wirt-
schaftsgüter der Stadt Leipzig, die eine 
wesentliche Grundlage für die Arbeit des 
Eigenbetriebs bilden, insbesondere Grund-
stücke und Gebäude, wirtschaftlich zuge-
ordnet. Diese wirtschaftliche Zuordnung 
von Wirtschaftsgütern im Sinne des § 11 
Abs. 2 Satz 2 SächsEigBVO (Übertragung 

(2) Der Eigenbetrieb wird als organisatorisch, 
verwaltungsmäßig und wirtschaftlich selb-
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von Anlagevermögen) sowie ggf. damit 
im Zusammenhang stehende ergänzende 
Regelungen und Vorgaben seitens der Stadt 
Leipzig erfolgen gesondert auf Grundlage 
entsprechender Entscheidungen des Stadt-
rats.

 
§ 5 Zuständige Organe

(1) Zuständige Organe für die Angelegenheiten 
des Eigenbetriebs sind:
1. die Betriebsleitung,
2. der Betriebsausschuss,
3. der Stadtrat und
4. der Oberbürgermeister.

(2) Die Betriebsleitung, der Betriebsausschuss 
und der Oberbürgermeister tragen im 
Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit die 
Verantwortung für die Umsetzung von für 
den Eigenbetrieb beschlossenen Eigentü-
merzielen. 

§ 6 Betriebsleitung
(1) Der Eigenbetrieb hat eine Betriebsleitung (§ 

95a Abs. 2 SächsGemO, § 3 SächsEigBVO).
(2) Die Betriebsleitung besteht aus zwei Be-

triebsleitern. Sie werden auf Vorschlag des 
Oberbürgermeisters vom Stadtrat gemäß 
§ 95a Abs. 2 Satz 1 i. V. m. § 28 Abs. 4 Satz 
1 und 2 SächsGemO gewählt. Der Stadtrat 
bestimmt unter Anwendung von § 28 Abs. 
4 Satz 1 und 2 SächsGemO auf Vorschlag 
des Oberbürgermeisters einen Betriebsleiter, 
der die Funktion des Ersten Betriebsleiters 
im Sinne von § 3 Abs. 2 Satz 1 SächsEigBVO 
wahrnimmt. 

(3) Der Erste Betriebsleiter führt die Amts-
bezeichnung Gewandhausdirektor; ihm 
obliegt insbesondere die künstlerische 
Leitung. Der zweite Betriebsleiter führt die 
Amtsbezeichnung Verwaltungsdirektor.

(4) Einzelheiten der Geschäftsführung inner-
halb der Betriebsleitung, insbesondere 
die genaue Geschäftsverteilung, die indi-
viduellen Zuständigkeiten der einzelnen 
Betriebsleiter und die der Betriebsleitung 
als Kollegialorgan vorbehaltenen Angele-
genheiten sowie Einzelheiten der Vertretung 
bestimmt die gemäß § 3 Abs. 2 Satz 3 Säch-
sEigBVO zu erlassende Geschäftsordnung. 
Die Geschäftsordnung wird durch den 
Oberbürgermeister aufgestellt und bedarf 
der Zustimmung des Betriebsausschusses.

§ 7 Aufgaben der Betriebsleitung
(1) Die Betriebsleitung vollzieht die Beschlüsse 

des Stadtrats und des Betriebsausschusses 
sowie die Anordnungen des Oberbürger-
meisters (§§ 10 bis 12 dieser Satzung). Im 
Übrigen führt sie den Eigenbetrieb gemäß 
§ 95a Abs. 2 Satz 2 und 3 SächsGemO, § 4 
SächsEigBVO selbständig und entscheidet in 
allen Angelegenheiten des Eigenbetriebs, so-
weit diese nicht dem Stadtrat, dem Betriebs-
ausschuss oder dem Oberbürgermeister 
vorbehalten sind. Die Betriebsleitung hat den 
Eigenbetrieb auch in Übereinstimmung mit 
vorgegebenen Eigentümerzielen zu führen 
und sich bei ihren Entscheidungen an den 
Eigentümerzielen zu orientieren. 

(2) Die Betriebsleitung ist für die wirtschaftliche 
und die künstlerische Führung des Eigen-
betriebs nach kaufmännischen Grundsätzen 
verantwortlich.

(3) Der Betriebsleitung obliegen insbesondere 
die laufenden Geschäfte des Eigenbetriebs 
(Angelegenheiten der laufenden Verwal-
tung und Betriebsführung). Dazu gehören 
unter anderem alle im täglichen Geschäft 
regelmäßig wiederkehrenden Maßnahmen, 
die zur Aufrechterhaltung des Eigenbetriebs 
und zur Durchführung der Aufgaben 
sowie zum reibungslosen Geschäftsablauf 
notwendig sind bzw. sonstige Geschäfte 
für den Eigenbetrieb, die nicht von grund-
sätzlicher, über den Einzelfall hinausge-
hender Bedeutung sind und deshalb keine 
besondere Beurteilung erfordern, mit einer 
gewissen Regelmäßigkeit wiederkehren, 
nach feststehenden (Verwaltungs-)Regeln 
erledigt werden und für den Eigenbetrieb 
und die Stadt sachlich und fi nanziell nicht 
von erheblicher Bedeutung sind.

(4) Die Betriebsleitung entscheidet außerdem in 
den in § 10 Abs. 7 dieser Satzung genannten 
Angelegenheiten, soweit dort Wertgrenzen 
festgelegt sind und der dort festgelegte 
geringste Wert unterschritten wird.  

(5) Die Betriebsleitung entwickelt ausgehend 
von den Aufgaben des Eigenbetriebs auf 
Basis von durch den Stadtrat vorgegebenen 
Eigentümerzielen ein strategisches Unter-
nehmenskonzept für den Eigenbetrieb. Das 
strategische Unternehmenskonzept konkre-
tisiert die Eigentümerziele und ist späte-
stens nach fünf Jahren oder nach Beschluss 
neuer Eigentümerziele zu überarbeiten. Die 
Umsetzung eines vom Betriebsausschuss 
beschlossenen strategischen Unternehmens-
konzeptes liegt in der Verantwortung der 
Betriebsleitung. 

(6) Die Betriebsleitung informiert den Ober-
bürgermeister, den Betriebsausschuss sowie 
den fachlich zuständigen Beigeordneten 
und Bürgermeister rechtzeitig und schrift-
lich über alle wichtigen Angelegenheiten, 
insbesondere über:
1. Abweichungen vom Erfolgsplan, die 

keine Änderung des Wirtschaftsplans 
nach § 23 Abs. 1 SächsEigBVO erfor-
dern, aber zu einer Verschlechterung 
des veranschlagten Jahresergebnisses 
um mindestens 70 TEUR oder aber - im 
Falle eines geplanten positiven oder 
ausgeglichenen Jahresergebnisses - in 
Summe zu einem negativen Jahreser-
gebnis führen,

2. Abweichungen vom Liquiditätsplan, 
die keine Änderung des Wirtschafts-
plans nach § 23 Abs. 1 SächsEigBVO 
erfordern, aber zu einer Verschlechte-
rung der veranschlagten Liquidität um 
mindestens 10 v. H. führen,

3. Abweichungen vom Stellenplan (bzw. 
der Stellenübersicht), die keine Ände-
rung des Wirtschaftsplans nach § 23 
Abs. 1 SächsEigBVO erfordern, aber 
insgesamt zur Vermehrung der in der 

Stellenübersicht vorgesehenen Stellen 
führen,

4. erhebliche Betriebsstörungen,
5. Sachverhalte mit erheblicher negativer 

Öffentlichkeitswirkung,
6. relevante personalwirtschaftliche An-

gelegenheiten, wobei in diesen Fällen, 
eingeschlossen Sachverhalte gemäß Nr. 
3, zusätzlich der Beigeordnete und Bür-
germeister für Allgemeine Verwaltung 
zu informieren ist.

(7) Die Betriebsleitung informiert den Beige-
ordneten und Bürgermeister für Finanzen 
rechtzeitig und schriftlich über alle Maß-
nahmen, welche die Finanzwirtschaft der 
Stadt Leipzig berühren können, wozu 
insbesondere die in Absatz 6 Nr. 1 und 2 
genannten Sachverhalte gehören.

(8) Die Betriebsleitung ist befugt, gerichtliche 
Rechtsstreitigkeiten in bühnenrechtlichen 
und sonstigen Angelegenheiten bis zu 
einem Wert bzw. Streitwert von 100 TEUR 
zu führen und Rechtsanwälte bis zu diesem 
Streitwert zu beauftragen, darüber hinaus 
ist das Rechtsamt einzubeziehen. 

(9) Im Rahmen der laufenden Betriebsführung 
und ihrer sonstigen Aufgaben ist die Be-
triebsleitung an die Gesetze sowie andere 
einschlägige rechtliche Bestimmungen, 
diese Satzung, Beschlüsse des Stadtrats 
und seiner Ausschüsse, Entscheidungen 
des Oberbürgermeisters, des zuständigen 
Beigeordneten und Bürgermeisters, die 
Wirtschaftsplanung und die für die Eigen-
betriebe geltenden Verwaltungsvorschriften 
und Dienstanweisungen der Stadt Leipzig 
gebunden. 

(10) Für die Vergabe von Bauleistungen/-auf-
trägen, Lieferungen und Leistungen sowie 
von freiberufl ichen Leistungen sind die ein-
schlägigen Vorschriften des Vergaberechts 
sowie die Vergabeordnung der Stadt Leipzig 
zu beachten.

(11) Die Betriebsleitung trägt im Rahmen des 
rechtlich Möglichen und unter Beachtung 
etwaiger gesonderter betreffender Vor-
gaben der Stadtverwaltung dafür Sorge, 
dass beim Eigenbetrieb die Regelungen 
des an Beteiligungsunternehmen der Stadt 
Leipzig in der Rechtsform der Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung ausgerichteten 
Leipziger Corporate Governance Kodexes, 
in der jeweils geltenden Fassung, sinnge-
mäß Anwendung fi nden. Die Betriebsleiter 
sind in diesem Sinne den Bestimmungen 
bzw. Intentionen des Leipziger Corporate 
Governance Kodexes, insbesondere auch, 
soweit dort die Geschäftsführung eines 
städtischen Unternehmens angesprochen 
ist, verpfl ichtet. 

§ 8 Personalangelegenheiten
(1) Die Betriebsleitung ist Vorgesetzte der 

Beschäftigten des Eigenbetriebs. In dieser 
Funktion ist sie zur innerbetrieblichen Orga-
nisation befugt und kann den Beschäftigten 
fachliche Weisungen erteilen.

(2) Der Betriebsleitung sind gemäß § 10 Abs. 3 
SächsEigBVO die Einstellung, Anstellung, 
Entlassung sowie Ein- und Umgruppierung 
des Personals des Eigenbetriebs unter Beach-
tung der Maßgaben des Stellenplans übertra-
gen. Die Befugnisse nach Satz 1 erstrecken 
sich auf beim Eigenbetrieb beschäftigte 
Bedienstete mit Ausnahme der Betriebsleiter 
und von Beamten und mit Ausnahme der 
dem Stadtrat gemäß Hauptsatzung der Stadt 
Leipzig zur Entscheidung vorbehaltenen 
Personalangelegenheiten sowie unter Be-
achtung von § 13 Abs. 2 dieser Satzung.

(3) Die Betriebsleitung ist, soweit sie nicht selbst 
zuständig ist, gemäß § 10 Abs. 2 SächsEig-
BVO in den dort benannten Personalange-
legenheiten vorher zu hören. 

§ 9 Vertretung der Stadt Leipzig in 
Angelegenheiten des Eigenbetriebs

(1) Die Betriebsleitung vertritt die Stadt 
Leipzig in den Angelegenheiten des Eigen-
betriebs nach Maßgabe der gesetzlichen 
Bestimmungen und im Rahmen der ihr 
durch diese Satzung zugewiesenen Zu-
ständigkeiten.

(2) Die Betriebsleitung gibt im Rahmen und 
unter Beachtung der Formerfordernisse 
des § 5 SächsEigBVO in den Angelegen-
heiten des Eigenbetriebs verpfl ichtende 
Erklärungen für die Stadt Leipzig ab. Die 
Betriebsleiter zeichnen unter dem Namen 
des Eigenbetriebs ohne Angabe eines Ver-
tretungsverhältnisses. 

(3) Die Betriebsleitung kann Bedienstete des 
Eigenbetriebs für einzelne Angelegenheiten 
und/oder bestimmte Sachgebiete mit ihrer 
Vertretung beauftragen und ihnen rechtsge-
schäftliche Vollmacht erteilen. Diese zeich-
nen unter Beachtung der Formerfordernisse 
des § 5 SächsEigBVO mit dem Zusatz „im 
Auftrag“ (oder auch „i. A.“).

§ 10 Betriebsausschuss
(1) Für die Angelegenheiten des Eigenbetriebs 

wird ein Betriebsausschuss als beschlie-
ßender Ausschuss des Stadtrats gebildet. 
Dieser trägt den Namen Betriebsausschuss 
Kulturstätten. 

(2) Der Betriebsausschuss besteht aus dem 
Vorsitzenden und mindestens vier weite-
ren Mitgliedern (Stadträten). Die Zahl der 
weiteren Mitglieder legt der Stadtrat durch 
Beschluss fest. Die weiteren Mitglieder und 
deren Stellvertreter werden aus der Mitte des 
Stadtrats gemäß § 42 Abs. 1 und 2 SächsGe-
mO widerrufl ich bestellt. Den Vorsitz des 
Betriebsausschusses führt als stimmbe-
rechtigtes Mitglied der Oberbürgermeister. 
Ständiger Vertreter des Oberbürgermeisters 
im Vorsitz des Betriebsausschusses ist – eine 
entsprechende Beauftragung durch den 
Oberbürgermeister nach § 42 Abs. 3 Satz 
1 SächsGemO vorausgesetzt – der für den 
Eigenbetrieb zuständige Beigeordnete und 
Bürgermeister für Kultur; im Verhinde-
rungsfall wird dieser durch einen anderen 
Beigeordneten und Bürgermeister vertreten. 
Ein den Oberbürgermeister im Vorsitz 
vertretender Beigeordneter und Bürger-

meister nach Satz 5 hat kein Stimmrecht. 
Sind alle Beigeordneten und Bürgermeister 
verhindert, kann der Oberbürgermeister 
ein Mitglied des Betriebsausschusses, das 
Mitglied des Stadtrats ist, mit seiner Vertre-
tung im Vorsitz beauftragen; diesem steht 
das Stimmrecht in seiner Eigenschaft als 
Ausschussmitglied zu. Den nach Satz 5 oder 
7 beauftragten Vertretern stehen gemäß § 42 
Abs. 3 Satz 2 SächsGemO die Rechte aus § 
52 Abs. 2 und 3 SächsGemO zu.

(3) Die Betriebsleitung nimmt an den Sitzungen 
des Betriebsausschusses mit beratender 
Stimme teil. Sie ist berechtigt und auf Ver-
langen verpfl ichtet, zu den Beratungsgegen-
ständen Stellung zu nehmen und Auskünfte 
zu erteilen. 

(4) Der Beigeordnete und Bürgermeister für 
Finanzen kann an den Sitzungen des Be-
triebsausschusses teilnehmen.

(5) Die Sitzungen des Betriebsausschusses 
sind öffentlich, soweit er über Gegenstände 
verhandelt und beschließt, über die er end-
gültig entscheidet; § 37 SächsGemO fi ndet 
entsprechende Anwendung. Die Sitzungen 
des Betriebsausschusses sind in der Regel 
nicht öffentlich, soweit die Verhandlungen 
der Vorbereitung von Entscheidungen des 
Stadtrats (Vorberatung) dienen. 

(6) Für den Betriebsausschuss gelten, soweit 
nicht bereits betreffende Regelungen in 
dieser Betriebssatzung getroffen sind, die 
Bestimmungen der §§ 41, 42 SächsGemO für 
beschließende Ausschüsse, die Vorschriften 
des § 44 SächsGemO für die Mitwirkung 
in Ausschüssen und im Übrigen für den 
Geschäftsgang die §§ 36 bis 40 SächsGemO 
entsprechend. Der Betriebsausschuss regelt 
weitere Einzelheiten seiner inneren Ange-
legenheiten im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften und dieser Betriebssatzung 
durch eine Geschäftsordnung für den 
Betriebsausschuss. Der Betriebsausschuss 
kann darauf verzichten, sich eine eigene 
Geschäftsordnung zu geben oder entspre-
chende eigene Regelungen zu treffen, wenn 
sich Bestimmungen über das Verfahren 
beschließender Ausschüsse des Stadtrats 
bereits aus einer Geschäftsordnung für die 
Ratsversammlung der Stadt Leipzig und 
ihre Ausschüsse ergeben und diese auch für 
den Betriebsausschuss Anwendung fi nden 
sollen. 

(7) Der Betriebsausschuss entscheidet über 
die Angelegenheiten des Eigenbetriebs, die 
ihm nach dieser Betriebssatzung oder im 
Einzelfall vom Stadtrat zur Entscheidung 
übertragen sind. Der Betriebsausschuss 
beschließt insbesondere über:
1. Veräußerungen von Vermögensge-

genständen oder anderweitige Verfü-
gungen über Vermögensgegenstände, 
die dem Eigenbetrieb zugeordnet sind, 
bei einem Wert des Vermögensgegen-
stands bzw. Gegenstandswert ab einer 
Höhe von 50 TEUR bis zu 100 TEUR,

2. die Ausführung von Bauvorhaben nach 
VOB (Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen) bei Gesamtkosten 
über 1 Mio. EUR und bis zu 2,5 Mio. 
EUR, wobei bei entsprechenden Vor-
haben > 250 TEUR hierzu die vorher-
gehende Zustimmung des Oberbürger-
meisters erforderlich ist,

3. die Ausführung von Vorhaben/
Leistungen nach VOL (Vergabe- und 
Vertragsordnung für Leistungen) 
sowie von freiberufl ichen Leistungen 
nach VOF (Vergabeordnung für frei-
berufl iche Leistungen) bei Gesamtkos-
ten über 0,25 Mio. EUR und bis zu 1 
Mio. EUR, wobei bei entsprechenden 
Vorhaben > 250 TEUR hierzu die vor-
hergehende Zustimmung des Oberbür-
germeisters erforderlich ist,

4. die Beauftragung von Sachverstän-
digen, Beratungsleistungen und von 
Gutachten außerhalb der Vergabe- und 
Vertragsordnungen (VOB/VOL/VOF 
und der HOAI) ab einem Auftragswert 
von 25 TEUR bis zu 50 TEUR, § 7 Abs. 
8 bleibt unberührt,

5. den Abschluss von sonstigen Verträgen 
(außerhalb der VOB, VOL und VOF) 
bei einem Wert von über 150 TEUR 
bei einmaligen Leistungen und über 
50 TEUR jährlich bei wiederkehrenden 
Leistungen sowie Verträge mit einer 
Laufzeit von mehr als 10 Jahren,

6. die Stundung von Zahlungsansprüchen 
ab einer Höhe von 50 TEUR,

7. den Verzicht auf Ansprüche des Ei-
genbetriebs und die Niederschlagung 
solcher Ansprüche, die Führung von 
Rechtsstreitigkeiten und den Abschluss 
von Vergleichen bei einem Wert bzw. 
Streitwert ab einer Höhe von über 100 
TEUR bis zu 1 Mio. EUR; die Wert-
grenze gilt auch für den Abschluss von 
Vergleichen bei Forderungen gegen den 
Eigenbetrieb,

8. nicht unabweisbare erfolgsgefährdende 
Mehraufwendungen des Erfolgsplans, 
wenn ein dringendes Bedürfnis besteht, 
sowie nicht unabweisbare Mehrauszah-
lungen des Liquiditätsplans, die für 
das einzelne Vorhaben erheblich sind 
(gemäß § 23 Abs. 2 SächsEigBVO),

9. die Grundsätze der Betriebsführung, 
Vermögensverwaltung und Rech-
nungslegung des Eigenbetriebs, soweit 
es sich hierbei nicht um eine dem 
Stadtrat vorbehaltene Festlegung von 
Grundsätzen für die Verwaltung der 
Gemeinde im Sinne von § 28 Abs. 2 Nr. 
1 SächsGemO handelt,

10. alle wesentlichen Finanzangelegen-
heiten des Eigenbetriebs, soweit sie 
nicht zur laufenden Betriebsführung 
gehören und sie nicht in der Zustän-
digkeit eines anderen Organs liegen,

11. die Zustimmung zur durch den Ober-
bürgermeister aufzustellenden Ge-
schäftsordnung für die Betriebsleitung,

12. die Festsetzung von Grundsätzen über 
die Fremdnutzung der Spielstätten im 
nichtkommerziellen Bereich, sofern sie 

im kulturpolitischen Interesse der Stadt 
liegen,

13. den Abschluss und die Erneuerung von 
Dienstverträgen für den künstlerischen 
und künstlerischtechnischen Bereich, 
sofern die Laufzeit länger als die Lauf-
zeit des Vertrages des Gewandhausdi-
rektors ist.

 Der Spielplan in Verbindung mit 
einem Wirtschaftsplanentwurf ist dem 
Betriebsausschuss rechtzeitig, d. h. vor 
Veröffentlichung, zur Kenntnisnahme 
vorzulegen und zu erläutern.

(8) Der Betriebsausschuss berät alle Angele-
genheiten des Eigenbetriebs vor, die der 
Beschlussfassung des Stadtrats unterliegen. 
Er spricht in diesen Fällen eine Empfehlung 
zur Entscheidung aus.

(9) Der Betriebsausschuss überwacht die Um-
setzung der für den Eigenbetrieb durch den 
Stadtrat vorgegebenen Eigentümerziele 
sowie die Umsetzung des strategischen 
Unternehmenskonzeptes und dessen Über-
einstimmung mit den Eigentümerzielen. Im 
Rahmen der ihm obliegenden Vorberatung 
des Wirtschaftsplans überwacht der Be-
triebsausschuss die Übereinstimmung der 
Zielsetzungen des Wirtschaftsplans mit den 
Eigentümerzielen und dem strategischen 
Unternehmenskonzept. 

(10) Die Betriebsleitung legt dem Betriebsaus-
schuss die Berichte nach § 15 Abs. 1 sowie 
den Risikobericht nach § 15 Abs. 3 dieser 
Satzung vor.

(11) Der Betriebsausschuss überprüft regelmäßig 
die Effi zienz seiner Tätigkeit.

 
§ 11 Zuständigkeit des Stadtrats 

(1) Der Stadtrat entscheidet über alle Angele-
genheiten des Eigenbetriebs, soweit nicht der 
Oberbürgermeister, der Betriebsausschuss, 
ggf. ein anderer beschließender Ausschuss 
des Stadtrats oder die Betriebsleitung 
zuständig ist oder soweit ihm die Ange-
legenheiten gemäß der SächsGemO, der 
SächsEigBVO oder der Hauptsatzung, in 
der jeweils geltenden Fassung, vorbehalten 
sind. Der Stadtrat beschließt insbesondere 
über folgende Angelegenheiten:
1. den Erlass und die Änderung der Ei-

genbetriebssatzung,
2. wesentliche Veränderungen (Aus- und 

Umgestaltungen) des Unternehmens,
3. Eigentümerziele für den Eigenbetrieb 

und das strategische Unternehmens-
konzept,

4. die Wahl und Entlassung der Betriebs-
leiter sowie die Bestellung und Abbe-
rufung eines Ersten Betriebsleiters,

5. die allgemeine Festsetzung von Abga-
ben und Tarifen für privatrechtliche 
Entgelte, insbesondere von Eintritts-
preisen und Ermäßigungen,

6. die in § 10 Abs. 7 dieser Satzung ge-
nannten Angelegenheiten und der dort 
festgelegte höchste Wert überschritten 
wird,

7. die Annahme oder Vermittlung von 
Spenden, Schenkungen oder ähnlichen 
Zuwendungen gemäß § 73 Abs. 5 i. V. 
m. § 28 Abs. 2 Nr. 11 SächsGemO,

8. die Gewährung von Darlehen der Stadt 
Leipzig an den Eigenbetrieb oder des 
Eigenbetriebs an die Stadt Leipzig,

9. die Aufnahme von Darlehen/Kredit-
aufnahmen bei Dritten, sowie über den 
Abschluss sonstiger Rechtsgeschäfte, 
die einer Aufnahme von Darlehen 
wirtschaftlich gleichkommen, 

10. die Bestellung von Sicherheiten, die 
Übernahme von Bürgschaften und 
Verpfl ichtungen aus Gewährverträgen 
sowie den Abschluss ihnen wirtschaft-
lich gleichkommender Rechtsgeschäfte 
ab der in der Hauptsatzung festgelegten 
Wertgrenze,

11. die Entnahme von Eigenkapital nach 
Anhörung der Betriebsleitung (§ 12 
Abs. 2 SächsEigBVO),

12. Liquiditätshilfen an den Eigenbetrieb 
bzw. deren Behandlung als Eigen-
kapitalzuführung (§ 27 Abs. 1 Satz 4 
SächsEigBVO),

13. einen Verlustausgleich aus Haushalts-
mitteln der Stadt Leipzig (§ 12 Abs. 4 
SächsEigBVO),

14. den Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs 
(§ 16 Abs. 1 SächsEigBVO) sowie eine 
Änderung des Wirtschaftsplans (§ 23 
Abs. 1 SächsEigBVO),

15. die Bestimmung des Abschlussprüfers 
für den Jahresabschluss (§ 32 SächsEig-
BVO),

16. die Feststellung des Jahresabschlusses, 
die Verwendung des Jahresgewinns 
oder Behandlung des Jahresverlusts des 
Eigenbetriebs sowie die Entlastung der 
Betriebsleitung (§ 34 Abs. 1 SächsEigB-
VO),

17. eine Besorgung von Kassengeschäften 
durch Dritte (§ 87 Abs. 1 SächsGemO).

(2) Darüber hinaus kann der Stadtrat in An-
gelegenheiten, für die sonst der Betriebs-
ausschuss zuständig ist, im Einzelfall die 
Entscheidung an sich ziehen.

§ 12 Oberbürgermeister
(1) Der Oberbürgermeister ist Dienstvorgesetz-

ter und oberste Dienstbehörde der Betriebs-
leiter und der weiteren beim Eigenbetrieb 
beschäftigten Bediensteten.

(2) Zur Sicherung der Erfüllung der Aufga-
ben des Eigenbetriebs, der Einhaltung der 
rechtlichen Vorgaben und zur Wahrung 
der Einheitlichkeit der Verwaltung kann 
der Oberbürgermeister der Betriebsleitung 
Weisungen erteilen.

(3) Der Oberbürgermeister ist zuständig für die 
Aufstellung der Geschäftsordnung für die 
Betriebsleitung; diese bedarf der Zustim-
mung des Betriebsausschusses (§ 6 Abs. 4).

(4) Der Oberbürgermeister kann von der Be-
triebsleitung jederzeit Auskunft über An-
gelegenheiten des Eigenbetriebs verlangen.

(5) Der Oberbürgermeister schlägt dem Stadt-
rat geeignete Kandidaten zur Wahl der 
Betriebsleitung vor. Zur Empfehlung von 

Kandidaten für die Stelle des Gewandhaus-
direktors kann der Oberbürgermeister ein 
ihn beratendes unabhängiges Fachgremium 
berufen. Der Oberbürgermeister schlägt 
die Kandidaten für die Stelle des Verwal-
tungsdirektors in Abstimmung mit dem 
Gewandhausdirektors vor.

§ 13 Gewandhauskapellmeister
(1) Der Gewandhauskapellmeister ist Chefdi-

rigent des Gewandhausorchesters.
(2) Die Ernennung und Abberufung des 

Gewandhauskapellmeisters liegt in der 
Zuständigkeit des Stadtrats. Der Ober-
bürgermeister schlägt in Einvernehmen 
mit dem Orchestervorstand dem Stadtrat 
einen Kandidaten zur Ernennung des Ge-
wandhauskapellmeisters vor.

(3) Die Stadt Leipzig und der Gewandhaus-
kapellmeister teilen die gemeinsame Über-
zeugung, dass es für die künstlerischen 
Ziele und für die künstlerische Qualität 
des Gewandhausorchesters wichtig ist, 
dass der Gewandhauskapellmeister das 
Gewandhausorchester nach außen reprä-
sentiert und er den Klangkörper des Ge-
wandhauses zu Leipzig in künstlerischer 
Hinsicht prägt.

(4) Der Gewandhausdirektor wird die Kon-
zeption des Spielplanes der Gewandhaus-
konzerte, die Gastspielreisen des Ge-
wandhausorchesters sowie die Auswahl 
der Gastdirigenten und Solisten mit dem 
Gewandhauskapellmeister abstimmen. In 
gleicher Weise wird sich der Gewandhaus-
direktor bei der Auswahl der Musiker bei 
der Neubesetzung von Orchesterstellen 
sowie bei der Besetzung der Stellen des Ge-
wandhausorganisten, eines Chorleiters, des 
leitenden Dramaturgen und des leitenden 
Orchestermanagers mit dem Gewandhaus-
kapellmeister abstimmen. Diese Pfl ichten 
zur Abstimmung berühren die Entschei-
dungsbefugnisse der Betriebsleitung nicht.

§ 14 Wirtschaftsführung und 
Rechnungswesen

(1) Der Eigenbetrieb führt eine über das 
Cash-Management der Stadt Leipzig mit 
der Stadtkasse verbundene Sonderkasse 
unter verpfl ichtender Einhaltung sämtlicher 
entsprechend geltender Vorschriften des 
Gemeindekassenrechts. Eine ganz oder 
teilweise Übertragung der Besorgung der 
Kassengeschäfte des Eigenbetriebs durch 
einen Dritten entsprechend § 87 SächsGe-
mO ist zulässig. Der Kassenverwalter der 
Sonderkasse des Eigenbetriebs und dessen 
Stellvertreter werden von der Betriebslei-
tung bestellt und abberufen.

(2) Das Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs ent-
spricht dem Haushaltsjahr der Stadt Leipzig. 

(3) Die Betriebsleitung stellt für jedes Wirtschafts-
jahr vor dessen Beginn einvernehmlich einen 
Wirtschaftsplan auf, der alle Bestandteile und 
Anlagen gemäß § 16 Abs. 1 SächsEigBVO und 
der §§ 17 bis 21 SächsEigBVO enthält. Der 
Wirtschaftsplan baut auf dem strategischen 
Unternehmenskonzept auf. Der Wirtschafts-
plan hat den Vorgaben des innerhalb der Stadt 
Leipzig geltenden Beteiligungscontrollings zu 
entsprechen. Der Entwurf des Wirtschafts-
plans ist im Benehmen mit dem Beigeordneten 
und Bürgermeister für Finanzen rechtzeitig 
zu erstellen. Die Betriebsleitung hat den 
Wirtschaftsplan zu dem von der Stadt hierfür 
vorgegebenen Termin dem Oberbürgermei-
ster vorzulegen. Der Wirtschaftsplan ist nach 
Vorberatung im Betriebsausschuss durch den 
Stadtrat zu beschließen.

(4) Die Betriebsleitung hat dem Oberbürgermei-
ster unverzüglich einen geänderten Wirt-
schaftsplan vorzulegen, wenn die Voraus-
setzungen des § 23 Abs. 1 SächsEigBVO ein-
treten. Die Änderung des Wirtschaftsplans 
gemäß § 23 Abs. 1 SächsEigBVO unterliegt 
den für die Aufstellung des Wirtschaftsplans 
des Eigenbetriebs geltenden Verfahrensre-
geln. Für die Erforderlichkeit der Änderung 
des Wirtschaftsplans in den Fällen des § 23 
Abs. 1 Nr. 1 und 4 SächsEigBVO werden 
folgende Grenzen festgelegt:
1. Eine Verschlechterung des Jahreser-

gebnisses gegenüber dem Erfolgsplan 
gilt als erheblich, wenn die betreffende 
Abweichung mehr als 175 TEUR des 
geplanten Jahresergebnisses beträgt. 

2. Eine erforderliche erhebliche Vermeh-
rung oder Hebung der in der Stellen-
übersicht vorgesehenen Stellen liegt 
vor, wenn sich die Anzahl der Stellen 
gegenüber der geplanten Anzahl der Be-
schäftigten um mehr als 10 v. H. erhöht. 
Abweichungen vom Stellenplan (bzw. 
der Stellenübersicht) und die Leistung 
höherer Personalaufwendungen, die 
sich unmittelbar aus einer Änderung 
des Besoldungs- und Tarifrechts erge-
ben, machen regelmäßig keine Ände-
rung des Wirtschaftsplans erforderlich.

(5) Der Eigenbetrieb führt gemäß § 24 Abs. 
2 SächsEigBVO eine seinen Bedürfnissen 
entsprechende Kosten- und Leistungsrech-
nung. Nähere Vorgaben zur Kosten- und 
Leistungsrechnung der Eigenbetriebe der 
Stadt Leipzig sind gesonderten verwal-
tungsinternen Vorschriften bzw. Dienstan-
weisungen der Stadt Leipzig vorbehalten; 
an derartige Vorgaben ist der Eigenbetrieb 
zwingend gebunden. Vorstehender Satz 2, 
2. Halbsatz gilt entsprechend auch für den 
Fall etwaiger getroffener verwaltungsinter-
ner Regelungen hinsichtlich der Erhebung/
Kalkulation von Abgaben und/oder von 
privatrechtlichen Entgelten.

§ 15 Berichtswesen und 
Risikofrüherkennung

(1) Die Betriebsleitung erstellt nach den Maßga-
ben des von der Stadt Leipzig vorgegebenen 
Beteiligungscontrollings quartalsweise 
schriftliche Berichte an den Oberbürger-
meister und den Betriebsausschuss über 
die wirtschaftliche und fi nanzielle Situation 
sowie über die Leistungen des Eigenbetriebs. 
Die Berichte werden durch das städtische 
Beteiligungscontrolling zu Management-
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reports verarbeitet, die den Kriterien der 
Berichterstattung von § 22 Abs. 1 SächsEig-
BVO entsprechen. 

(2) Die Betriebsleitung hat für den Beteili-
gungsbericht (§ 99 SächsGemO) und den 
Gesamtabschluss der Stadt Leipzig (§ 88a 
SächsGemO) erforderliche Angaben bzw. 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

(3) Die Betriebsleitung richtet ein angemessenes 
System zur Früherkennung von Risiken ein 
(§ 23 Abs. 3 SächsEigBVO) und dokumentiert 
dieses in einem Risikohandbuch. Das Risi-

komanagementsystem und wesentliche Än-
derungen des Risikomanagementsystems 
sind dem Betriebsausschuss vorzustellen. 
Die Betriebsleitung erstellt jährlich einen Ri-
sikobericht, der ebenfalls dem Betriebsaus-
schuss vorzulegen ist. Bei Veränderungen 
der Bewertung von Einzelrisiken durch die 
Betriebsleitung ist der Betriebsausschuss in 
der Folgesitzung zu informieren.

§ 16 Jahresabschluss und Lagebericht
(1) Die Betriebsleitung stellt für den Eigen-

betrieb einen Jahresabschluss sowie einen 
Lagebericht auf und legt diese innerhalb 
von vier Monaten nach Ablauf des Wirt-
schaftsjahrs, soweit nicht durch den Ober-
bürgermeister eine kürzere Frist zur Vorlage 
verfügt wird, dem Oberbürgermeister vor 
(§ 31 Abs. 1 und 2 SächsEigBVO). 

(2) Im Lagebericht ist anhand geeigneter Kenn-
zahlen (Finanz- und Leistungskennzahlen) auch 
darzulegen, wie die Aufgaben des Eigenbetriebs 
(§ 2 dieser Satzung) erfüllt wurden. Im Übrigen 
sind bei der Aufstellung des Jahresabschlusses 

und des Lageberichts die ergänzenden Vorga-
ben der Sächsischen Eigenbetriebsverordnung 
zu beachten (§§ 26 bis 30 SächsEigBVO). 

(3) Für das Verfahren, die Prüfung sowie die 
Feststellung des Jahresabschlusses gelten 
die §§ 31 bis 34 SächsEigBVO.

§ 17 Schlussbestimmungen, Inkrafttreten
(1) Alle in dieser Satzung verwendeten Per-

sonen- und Funktionsbezeichnungen gelten 
jeweils in weiblicher und männlicher Form.

(2) Die neu gefasste Eigenbetriebssatzung tritt 

am Tag nach ihrer öffentlichen Bekannt-
machung im Leipziger Amtsblatt in Kraft. 
Zum gleichen Zeitpunkt tritt die bisherige 
Fassung der Eigenbetriebssatzung (Be-
schluss Nr. III-1064/02 vom 19.06.2002, 
veröffentlicht im Leipziger Amts-Blatt Nr. 
14 am 13.07.2002, zuletzt geändert durch Be-
schluss Nr.  RBIV-1764/09 vom 28.10.2009, 
veröffentlicht im Leipziger Amts-Blatt Nr. 
21 am 07.11.2009) außer Kraft. 

Stadt Leipzig, 26.02.2015
Der Oberbürgermeister

Betriebssatzung für den Eigenbetrieb Schauspiel Leipzig der Stadt Leipzig
Aufgrund der §§ 4 und 95a Abs. 3 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. 
März 2003 (SächsGVBl. S. 55), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 2. April 2014 
(SächsGVBl. S. 234, 237) hat der Stadtrat der Stadt 
Leipzig mit Beschluss Nr. DS-00336/14 in der 
Sitzung vom 25.02.2015 folgende Neufassung 
der Betriebssatzung beschlossen:

§ 1 Name und Rechtsstellung 
des Eigenbetriebs

(1) Der Eigenbetrieb führt den Namen Schau-
spiel Leipzig.

(2) Der Eigenbetrieb wird als organisatorisch, 
verwaltungsmäßig und wirtschaftlich selb-
ständiges Unternehmen ohne eigene Rechts-
persönlichkeit im Sinne von § 95 Abs. 1 Nr. 
2 und § 95a Abs. 1 der Gemeindeordnung 
für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) nach 
Maßgabe der für Eigenbetriebe geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere 
der SächsGemO, sowie der Verordnung 
des Sächsischen Staatsministeriums des 
Innern über kommunale Eigenbetriebe 
im Freistaat Sachsen (Sächsische Eigenbe-
triebsverordnung – SächsEigBVO) vom 16. 
Dezember 2013 (SächsGVBl. Nr. 17/2013 
vom 30. Dezember 2013, S. 941), in der 
jeweils geltenden Fassung, sowie dieser 
Betriebssatzung geführt.

 
§ 2 Aufgaben des Eigenbetriebs

(1) Zweck des Eigenbetriebs ist die Pfl ege und 
Förderung von Kunst und Kultur. Der Sat-
zungszweck wird verwirklicht insbesondere 
durch den Betrieb und die Bewirtschaftung 
eines Theaters (Schauspielhaus und Neben-
spielstätten).

(2) Aufgabe ist auch die optimale Nutzung der 
eigenen Spielstätten unter wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten. 

(3) Der Eigenbetrieb kann im Rahmen der 
Gesetze Leistungen für Dritte erbringen. 
Die Aufgaben gemäß Satz 1 dienen der Mit-
telbeschaffung für die steuerbegünstigten 
Zwecke.

(4) Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann sich der 
Eigenbetrieb Dritter bedienen und/oder mit 
Dritten zusammenarbeiten, z. B. im Rahmen 
von Kooperationen, Koproduktionen und 
Gastspielen.

§ 3 Gemeinnützigkeit
(1) Der Eigenbetrieb mit Sitz in Leipzig verfolgt 

ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgaben-
ordnung. 

(2) Der Eigenbetrieb ist selbstlos tätig; er verfolgt 
nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. Im Falle der Aufgabenerfüllung 
durch Verpfl ichtung Dritter ist die Gemein-
nützigkeit zu gewährleisten.

(3) Mittel des Eigenbetriebs und Mittel, die dem 
Eigenbetrieb von dritter Stelle zufl ießen, 
dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwe-
cke verwendet werden. Die Stadt Leipzig 
erhält keine Zuwendungen aus Mitteln des 
Eigenbetriebs.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die 
dem Zweck des Eigenbetriebs fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergü-
tungen begünstigt werden. 

(5) Bei Auflösung oder Aufhebung des 
Eigenbetriebs oder bei Wegfall steuerbe-
günstigter Zwecke fällt das Vermögen 
des Eigenbetriebs an die Stadt Leipzig, 
die es unmittelbar und ausschließlich für 
gemeinnützige Zwecke zu verwenden 
hat. Die Stadt Leipzig erhält bei Aufl ösung 
oder Aufhebung des Eigenbetriebs oder bei 
Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht 
mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile 
und den gemeinen Wert ihrer geleisteten 
Sacheinlagen zurück.

§ 4 Stammkapital, Zuordnung 
von Wirtschaftsgütern 

(1) Der Eigenbetrieb ist nicht mit Stammkapital 
ausgestattet. 

(2) Dem Eigenbetrieb sind/werden Wirt-
schaftsgüter der Stadt Leipzig, die eine 
wesentliche Grundlage für die Arbeit des 
Eigenbetriebs bilden, insbesondere Grund-
stücke und Gebäude, wirtschaftlich zuge-
ordnet. Diese wirtschaftliche Zuordnung 
von Wirtschaftsgütern im Sinne des § 11 
Abs. 2 Satz 2 SächsEigBVO (Übertragung 
von Anlagevermögen) sowie ggf. damit 
im Zusammenhang stehende ergänzende 
Regelungen und Vorgaben seitens der Stadt 
Leipzig erfolgen gesondert auf Grundlage 
entsprechender Entscheidungen des Stadt-
rats.

 
§ 5 Zuständige Organe

(1) Zuständige Organe für die Angelegenheiten 
des Eigenbetriebs sind:
1. die Betriebsleitung,
2. der Betriebsausschuss,
3. der Stadtrat und
4. der Oberbürgermeister.

(2) Die Betriebsleitung, der Betriebsausschuss 
und der Oberbürgermeister tragen im 
Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit die 
Verantwortung für die Umsetzung von für 
den Eigenbetrieb beschlossenen Eigentü-
merzielen. 

§ 6 Betriebsleitung
(1) Der Eigenbetrieb hat eine Betriebsleitung (§ 

95a Abs. 2 SächsGemO, § 3 SächsEigBVO).  
(2) Die Betriebsleitung besteht aus zwei Be-

triebsleitern. Sie werden auf Vorschlag des 
Oberbürgermeisters vom Stadtrat gemäß 
§ 95a Abs. 2 Satz 1 i. V. m. § 28 Abs. 4 Satz 
1 und 2 SächsGemO gewählt. Der Stadtrat 
bestimmt unter Anwendung von § 28 Abs. 
4 Satz 1 und 2 SächsGemO auf Vorschlag 
des Oberbürgermeisters einen Betriebsleiter, 
der die Funktion des Ersten Betriebsleiters 
im Sinne von § 3 Abs. 2 Satz 1 SächsEigBVO 
wahrnimmt. 

(3) Der Erste Betriebsleiter führt die Amtsbe-
zeichnung Intendant; ihm obliegt insbeson-
dere die künstlerische Leitung. Der zweite 
Betriebsleiter führt die Amtsbezeichnung 
Verwaltungsdirektor.

(4) Einzelheiten der Geschäftsführung inner-
halb der Betriebsleitung, insbesondere 
die genaue Geschäftsverteilung, die indi-
viduellen Zuständigkeiten der einzelnen 
Betriebsleiter und die der Betriebsleitung 
als Kollegialorgan vorbehaltenen Angele-
genheiten sowie Einzelheiten der Vertretung 
bestimmt die gemäß § 3 Abs. 2 Satz 3 Säch-
sEigBVO zu erlassende Geschäftsordnung. 
Die Geschäftsordnung wird durch den 
Oberbürgermeister aufgestellt und bedarf 
der Zustimmung des Betriebsausschusses.

§ 7 Aufgaben der Betriebsleitung
(1) Die Betriebsleitung vollzieht die Beschlüsse 

des Stadtrats und des Betriebsausschusses 
sowie die Anordnungen des Oberbürger-
meisters (§§ 10 bis 12 dieser Satzung). Im 
Übrigen führt sie den Eigenbetrieb gemäß 
§ 95a Abs. 2 Satz 2 und 3 SächsGemO, § 4 
SächsEigBVO selbständig und entscheidet in 
allen Angelegenheiten des Eigenbetriebs, so-
weit diese nicht dem Stadtrat, dem Betriebs-
ausschuss oder dem Oberbürgermeister 
vorbehalten sind. Die Betriebsleitung hat den 
Eigenbetrieb auch in Übereinstimmung mit 
vorgegebenen Eigentümerzielen zu führen 
und sich bei ihren Entscheidungen an den 
Eigentümerzielen zu orientieren. 

(2) Die Betriebsleitung ist für die wirtschaftliche 
und die künstlerische Führung des Eigen-
betriebs nach kaufmännischen Grundsätzen 
verantwortlich.

(3) Der Betriebsleitung obliegen insbesondere 
die laufenden Geschäfte des Eigenbetriebs 
(Angelegenheiten der laufenden Verwal-
tung und Betriebsführung). Dazu gehören 
unter anderem alle im täglichen Geschäft 
regelmäßig wiederkehrenden Maßnahmen, 
die zur Aufrechterhaltung des Eigenbetriebs 
und zur Durchführung der Aufgaben 
sowie zum reibungslosen Geschäftsablauf 
notwendig sind bzw. sonstige Geschäfte 
für den Eigenbetrieb, die nicht von grund-
sätzlicher, über den Einzelfall hinausge-
hender Bedeutung sind und deshalb keine 
besondere Beurteilung erfordern, mit einer 
gewissen Regelmäßigkeit wiederkehren, 
nach feststehenden (Verwaltungs-)Regeln 
erledigt werden und für den Eigenbetrieb 
und die Stadt sachlich und fi nanziell nicht 
von erheblicher Bedeutung sind.

(4) Die Betriebsleitung entscheidet außerdem in 
den in § 10 Abs. 7 dieser Satzung genannten 
Angelegenheiten, soweit dort Wertgrenzen 
festgelegt sind und der dort festgelegte 
geringste Wert unterschritten wird.

(5) Die Betriebsleitung entwickelt ausgehend 
von den Aufgaben des Eigenbetriebs auf 
Basis von durch den Stadtrat vorgegebenen 
Eigentümerzielen ein strategisches Unter-
nehmenskonzept für den Eigenbetrieb. Das 
strategische Unternehmenskonzept konkre-
tisiert die Eigentümerziele und ist späte-
stens nach fünf Jahren oder nach Beschluss 
neuer Eigentümerziele zu überarbeiten. Die 
Umsetzung eines vom Betriebsausschuss 
beschlossenen strategischen Unternehmens-
konzeptes liegt in der Verantwortung der 
Betriebsleitung. 

(6) Die Betriebsleitung informiert den Ober-
bürgermeister, den Betriebsausschuss sowie 
den fachlich zuständigen Beigeordneten 
und Bürgermeister rechtzeitig und schrift-
lich über alle wichtigen Angelegenheiten, 
insbesondere über:
1. Abweichungen vom Erfolgsplan, die 

keine Änderung des Wirtschaftsplans 
nach § 23 Abs. 1 SächsEigBVO erfordern, 
aber zu einer Verschlechterung des 
veranschlagten Jahresergebnisses um 
mindestens 50 TEUR oder aber - im Falle 
eines geplanten positiven oder ausgegli-
chenen Jahresergebnisses - in Summe zu 
einem negativen Jahresergebnis führen,

2. Abweichungen vom Liquiditätsplan, die 
keine Änderung des Wirtschaftsplans 
nach § 23 Abs. 1 SächsEigBVO erfordern, 
aber zu einer Verschlechterung der ver-
anschlagten Liquidität um mindestens 
10 v. H. führen,

3. Abweichungen vom Stellenplan (bzw. 
der Stellenübersicht), die keine Ände-
rung des Wirtschaftsplans nach § 23 
Abs. 1 SächsEigBVO erfordern, aber 
insgesamt zur Vermehrung der in der 
Stellenübersicht vorgesehenen Stellen 
führen,

4. erhebliche Betriebsstörungen,
5. Sachverhalte mit erheblicher negativer 

Öffentlichkeitswirkung,
6. relevante personalwirtschaftliche An-

gelegenheiten, wobei in diesen Fällen, 
eingeschlossen Sachverhalte gemäß Nr. 
3, zusätzlich der Beigeordnete und Bür-
germeister für Allgemeine Verwaltung 
zu informieren ist.

(7) Die Betriebsleitung informiert den Beige-
ordneten und Bürgermeister für Finanzen 
rechtzeitig und schriftlich über alle Maß-
nahmen, welche die Finanzwirtschaft der 
Stadt Leipzig berühren können, wozu 
insbesondere die in Absatz 6 Nr. 1 und 2 
genannten Sachverhalte gehören.

(8) Die Betriebsleitung ist befugt, gerichtliche 
Rechtsstreitigkeiten in bühnenrechtlichen 
und sonstigen Angelegenheiten bis zu 
einem Wert bzw. Streitwert von 100 TEUR 
zu führen und Rechtsanwälte bis zu diesem 
Streitwert zu beauftragen, darüber hinaus 
ist das Rechtsamt einzubeziehen.

(9) Im Rahmen der laufenden Betriebsführung 
und ihrer sonstigen Aufgaben ist die Be-
triebsleitung an die Gesetze sowie andere 
einschlägige rechtliche Bestimmungen, 
diese Satzung, Beschlüsse des Stadtrats 
und seiner Ausschüsse, Entscheidungen 
des Oberbürgermeisters, des zuständigen 
Beigeordneten und Bürgermeisters, die 
Wirtschaftsplanung und die für die Eigen-
betriebe geltenden Verwaltungsvorschriften 
und Dienstanweisungen der Stadt Leipzig 
gebunden. 

(10) Für die Vergabe von Bauleistungen/-auf-
trägen, Lieferungen und Leistungen sowie 
von freiberufl ichen Leistungen sind die ein-
schlägigen Vorschriften des Vergaberechts 
sowie die Vergabeordnung der Stadt Leipzig 
zu beachten.

(11) Die Betriebsleitung trägt im Rahmen des 
rechtlich Möglichen und unter Beachtung 
etwaiger gesonderter betreffender Vor-
gaben der Stadtverwaltung dafür Sorge, 
dass beim Eigenbetrieb die Regelungen 
des an Beteiligungsunternehmen der Stadt 
Leipzig in der Rechtsform der Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung ausgerichteten 
Leipziger Corporate Governance Kodexes, 
in der jeweils geltenden Fassung, sinnge-
mäß Anwendung fi nden. Die Betriebsleiter 
sind in diesem Sinne den Bestimmungen 
bzw. Intentionen des Leipziger Corporate 
Governance Kodexes, insbesondere auch, 
soweit dort die Geschäftsführung eines 
städtischen Unternehmens angesprochen 
ist, verpfl ichtet.

§ 8 Personalangelegenheiten
(1) Die Betriebsleitung ist Vorgesetzte der 

Beschäftigten des Eigenbetriebs. In dieser 
Funktion ist sie zur innerbetrieblichen Orga-
nisation befugt und kann den Beschäftigten 
fachliche Weisungen erteilen.

(2) Der Betriebsleitung sind gemäß § 10 Abs. 3 
SächsEigBVO die Einstellung, Anstellung, 
Entlassung sowie Ein- und Umgruppierung 
des Personals des Eigenbetriebs unter Beach-
tung der Maßgaben des Stellenplans übertra-
gen. Die Befugnisse nach Satz 1 erstrecken 
sich auf beim Eigenbetrieb beschäftigte 
Bedienstete mit Ausnahme der Betriebsleiter 
und von Beamten und mit Ausnahme der 
dem Stadtrat gemäß Hauptsatzung der Stadt 
Leipzig zur Entscheidung vorbehaltenen 
Personalangelegenheiten.

(3) Die Betriebsleitung ist, soweit sie nicht selbst 
zuständig ist, gemäß § 10 Abs. 2 SächsEig-
BVO in den dort benannten Personalange-
legenheiten vorher zu hören. 

§ 9 Vertretung der Stadt Leipzig in 
Angelegenheiten des Eigenbetriebs

(1) Die Betriebsleitung vertritt die Stadt Leipzig 
in den Angelegenheiten des Eigenbetriebs 
nach Maßgabe der gesetzlichen Bestim-
mungen und im Rahmen der ihr durch diese 
Satzung zugewiesenen Zuständigkeiten. 

(2) Die Betriebsleitung gibt im Rahmen und un-
ter Beachtung der Formerfordernisse des § 
5 SächsEigBVO in den Angelegenheiten des 
Eigenbetriebs verpfl ichtende Erklärungen 
für die Stadt Leipzig ab. Die Betriebsleiter 
unter dem Namen des Eigenbetriebs ohne 
Angabe eines Vertretungsverhältnisses. 

(3) Die Betriebsleitung kann Bedienstete des 
Eigenbetriebs für einzelne Angelegenheiten 
und/oder bestimmte Sachgebiete mit ihrer 
Vertretung beauftragen und ihnen rechtsge-
schäftliche Vollmacht erteilen. Diese zeich-
nen unter Beachtung der Formerfordernisse 
des § 5 SächsEigBVO mit dem Zusatz „im 
Auftrag“ (oder auch „i. A.“).

§ 10 Betriebsausschuss
(1) Für die Angelegenheiten des Eigenbetriebs 

wird ein Betriebsausschuss als beschlie-
ßender Ausschuss des Stadtrats gebildet. 
Dieser trägt den Namen Betriebsausschuss 
Kulturstätten. 

(2) Der Betriebsausschuss besteht aus dem 
Vorsitzenden und mindestens vier weite-
ren Mitgliedern (Stadträten). Die Zahl der 
weiteren Mitglieder legt der Stadtrat durch 
Beschluss fest. Die weiteren Mitglieder und 
deren Stellvertreter werden aus der Mitte des 
Stadtrats gemäß § 42 Abs. 1 und 2 SächsGe-
mO widerrufl ich bestellt. Den Vorsitz des 
Betriebsausschusses führt als stimmbe-
rechtigtes Mitglied der Oberbürgermeister. 

Ständiger Vertreter des Oberbürgermeisters 
im Vorsitz des Betriebsausschusses ist – eine 
entsprechende Beauftragung durch den 
Oberbürgermeister nach § 42 Abs. 3 Satz 
1 SächsGemO vorausgesetzt – der für den 
Eigenbetrieb zuständige Beigeordnete und 
Bürgermeister für Kultur; im Verhinde-
rungsfall wird dieser durch einen anderen 
Beigeordneten und Bürgermeister vertreten. 
Ein den Oberbürgermeister im Vorsitz 
vertretender Beigeordneter und Bürger-
meister nach Satz 5 hat kein Stimmrecht. 
Sind alle Beigeordneten und Bürgermeister 
verhindert, kann der Oberbürgermeister 
ein Mitglied des Betriebsausschusses, das 
Mitglied des Stadtrats ist, mit seiner Vertre-
tung im Vorsitz beauftragen; diesem steht 
das Stimmrecht in seiner Eigenschaft als 
Ausschussmitglied zu. Den nach Satz 5 oder 
7 beauftragten Vertretern stehen gemäß § 42 
Abs. 3 Satz 2 SächsGemO die Rechte aus § 
52 Abs. 2 und 3 SächsGemO zu.

(3) Die Betriebsleitung nimmt an den Sitzungen 
des Betriebsausschusses mit beratender 
Stimme teil. Sie ist berechtigt und auf Ver-
langen verpfl ichtet, zu den Beratungsgegen-
ständen Stellung zu nehmen und Auskünfte 
zu erteilen. 

(4) Der Beigeordnete und Bürgermeister für 
Finanzen kann an den Sitzungen des Be-
triebsausschusses teilnehmen.

(5) Die Sitzungen des Betriebsausschusses 
sind öffentlich, soweit er über Gegenstände 
verhandelt und beschließt, über die er end-
gültig entscheidet; § 37 SächsGemO fi ndet 
entsprechende Anwendung. Die Sitzungen 
des Betriebsausschusses sind in der Regel 
nicht öffentlich, soweit die Verhandlungen 
der Vorbereitung von Entscheidungen des 
Stadtrats (Vorberatung) dienen. 

(6) Für den Betriebsausschuss gelten, soweit 
nicht bereits betreffende Regelungen in 
dieser Betriebssatzung getroffen sind, die 
Bestimmungen der §§ 41, 42 SächsGemO für 
beschließende Ausschüsse, die Vorschriften 
des § 44 SächsGemO für die Mitwirkung 
in Ausschüssen und im Übrigen für den 
Geschäftsgang die §§ 36 bis 40 SächsGemO 
entsprechend. Der Betriebsausschuss regelt 
weitere Einzelheiten seiner inneren Ange-
legenheiten im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften und dieser Betriebssatzung 
durch eine Geschäftsordnung für den 
Betriebsausschuss. Der Betriebsausschuss 
kann darauf verzichten, sich eine eigene 
Geschäftsordnung zu geben oder entspre-
chende eigene Regelungen zu treffen, wenn 
sich Bestimmungen über das Verfahren 
beschließender Ausschüsse des Stadtrats 
bereits aus einer Geschäftsordnung für die 
Ratsversammlung der Stadt Leipzig und 
ihre Ausschüsse ergeben und diese auch für 
den Betriebsausschuss Anwendung fi nden 
sollen. 

(7) Der Betriebsausschuss entscheidet über 
die Angelegenheiten des Eigenbetriebs, die 
ihm nach dieser Betriebssatzung oder im 
Einzelfall vom Stadtrat zur Entscheidung 
übertragen sind. Der Betriebsausschuss 
beschließt insbesondere über:
1. Veräußerungen von Vermögensge-

genständen oder anderweitige Verfü-
gungen über Vermögensgegenstände, 
die dem Eigenbetrieb zugeordnet sind, 
bei einem Wert des Vermögensgegen-
stands bzw. Gegenstandswert ab einer 
Höhe von 50 TEUR bis zu 100 TEUR,

2. die Ausführung von Bauvorhaben nach 
VOB (Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen) bei Gesamtkosten 
über 1 Mio. EUR und bis zu 2,5 Mio. EUR, 
wobei bei entsprechenden Vorhaben > 
250 TEUR hierzu die vorhergehende 
Zustimmung des Oberbürgermeisters 
erforderlich ist,

3. die Ausführung von Vorhaben/
Leistungen nach VOL (Vergabe- und 
Vertragsordnung für Leistungen) sowie 
von freiberufl ichen Leistungen nach 
VOF (Vergabeordnung für freiberufl iche 
Leistungen) bei Gesamtkosten über 
0,25 Mio. EUR und bis zu 1 Mio. EUR, 
wobei bei entsprechenden Vorhaben > 
250 TEUR hierzu die vorhergehende 
Zustimmung des Oberbürgermeisters 
erforderlich ist,

4. die Beauftragung von Sachverständigen, 
Beratungsleistungen und von Gutachten 
außerhalb der Vergabe- und Vertrags-
ordnungen (VOB/VOL/VOF und der 
HOAI) ab einem Auftragswert von 25 
TEUR bis zu 50 TEUR, § 7 Abs. 8 bleibt 
unberührt,

5. den Abschluss von sonstigen Verträgen 
(außerhalb der VOB, VOL und VOF) 
bei einem Wert von über 150 TEUR 
bei einmaligen Leistungen und über 
50 TEUR jährlich bei wiederkehrenden 
Leistungen sowie Verträge mit einer 
Laufzeit von mehr als 10 Jahren,

6. die Stundung von Zahlungsansprüchen 
ab einer Höhe von 50 TEUR,

7. den Verzicht auf Ansprüche des Ei-
genbetriebs und die Niederschlagung 
solcher Ansprüche, die Führung von 
Rechtsstreitigkeiten und den Abschluss 
von Vergleichen bei einem Wert bzw. 
Streitwert ab einer Höhe von über 100 
TEUR bis zu 1 Mio. EUR; die Wert-

grenze gilt auch für den Abschluss von 
Vergleichen bei Forderungen gegen den 
Eigenbetrieb,

8. nicht unabweisbare erfolgsgefährdende 
Mehraufwendungen des Erfolgsplans, 
wenn ein dringendes Bedürfnis besteht, 
sowie nicht unabweisbare Mehraus-
zahlungen des Liquiditätsplans, die für 
das einzelne Vorhaben erheblich sind 
(gemäß § 23 Abs. 2 SächsEigBVO),

9. die Grundsätze der Betriebsführung, 
Vermögensverwaltung und Rechnungs-
legung des Eigenbetriebs, soweit es sich 
hierbei nicht um eine dem Stadtrat vor-
behaltene Festlegung von Grundsätzen 
für die Verwaltung der Gemeinde im 
Sinne von § 28 Abs. 2 Nr. 1 SächsGemO 
handelt,

10. alle wesentlichen Finanzangelegen-
heiten des Eigenbetriebs, soweit sie nicht 
zur laufenden Betriebsführung gehören 
und sie nicht in der Zuständigkeit eines 
anderen Organs liegen,

11. die Zustimmung zur durch den Ober-
bürgermeister aufzustellenden Ge-
schäftsordnung für die Betriebsleitung,

12. die Festsetzung von Grundsätzen über 
die Fremdnutzung der Spielstätten im 
nichtkommerziellen Bereich, sofern sie 
im kulturpolitischen Interesse der Stadt 
liegen,

13. den Abschluss und die Erneuerung von 
Dienstverträgen für den künstlerischen 
und künstlerischtechnischen Bereich, 
sofern die Laufzeit länger als die Laufzeit 
des Vertrages des Intendanten ist.

 Der Spielplan in Verbindung mit 
einem Wirtschaftsplanentwurf ist dem 
Betriebsausschuss rechtzeitig, d. h. vor 
Veröffentlichung, zur Kenntnisnahme 
vorzulegen und zu erläutern.

(8) Der Betriebsausschuss berät alle Angele-
genheiten des Eigenbetriebs vor, die der 
Beschlussfassung des Stadtrats unterliegen. 
Er spricht in diesen Fällen eine Empfehlung 
zur Entscheidung aus.

(9) Der Betriebsausschuss überwacht die Um-
setzung der für den Eigenbetrieb durch den 
Stadtrat vorgegebenen Eigentümerziele 
sowie die Umsetzung des strategischen 
Unternehmenskonzeptes und dessen Über-
einstimmung mit den Eigentümerzielen. Im 
Rahmen der ihm obliegenden Vorberatung 
des Wirtschaftsplans überwacht der Be-
triebsausschuss die Übereinstimmung der 
Zielsetzungen des Wirtschaftsplans mit den 
Eigentümerzielen und dem strategischen 
Unternehmenskonzept. 

(10) Die Betriebsleitung legt dem Betriebsaus-
schuss die Berichte nach § 14 Abs. 1 sowie 
den Risikobericht nach § 14 Abs. 3 dieser 
Satzung vor.

(11) Der Betriebsausschuss überprüft regelmäßig 
die Effi zienz seiner Tätigkeit.

§ 11 Zuständigkeit des Stadtrats 
(1) Der Stadtrat entscheidet über alle Angele-

genheiten des Eigenbetriebs, soweit nicht der 
Oberbürgermeister, der Betriebsausschuss, 
ggf. ein anderer beschließender Ausschuss 
des Stadtrats oder die Betriebsleitung 
zuständig ist oder soweit ihm die Ange-
legenheiten gemäß der SächsGemO, der 
SächsEigBVO oder der Hauptsatzung, in 
der jeweils geltenden Fassung, vorbehalten 
sind. Der Stadtrat beschließt insbesondere 
über folgende Angelegenheiten:
1. den Erlass und die Änderung der Ei-

genbetriebssatzung,
2. wesentliche Veränderungen (Aus- und 

Umgestaltungen) des Unternehmens,
3. Eigentümerziele für den Eigenbetrieb 

und das strategische Unternehmens-
konzept,

4. die Wahl und Entlassung der Betriebs-
leiter sowie die Bestellung und Abberu-
fung eines Ersten Betriebsleiters,

5. die allgemeine Festsetzung von Abgaben 
und Tarifen für privatrechtliche Entgel-
te, insbesondere von Eintrittspreisen 
und Ermäßigungen,

6. die in § 10 Abs. 7 dieser Satzung ge-
nannten Angelegenheiten und der dort 
festgelegte höchste Wert überschritten 
wird,

7. die Annahme oder Vermittlung von 
Spenden, Schenkungen oder ähnlichen 
Zuwendungen gemäß § 73 Abs. 5 i. V. 
m. § 28 Abs. 2 Nr. 11 SächsGemO,

8. die Gewährung von Darlehen der Stadt 
Leipzig an den Eigenbetrieb oder des 
Eigenbetriebs an die Stadt Leipzig,

9. die Aufnahme von Darlehen/Kredit-
aufnahmen bei Dritten, sowie über den 
Abschluss sonstiger Rechtsgeschäfte, 
die einer Aufnahme von Darlehen 
wirtschaftlich gleichkommen, 

10. die Bestellung von Sicherheiten, die 
Übernahme von Bürgschaften und 
Verpfl ichtungen aus Gewährverträgen 
sowie den Abschluss ihnen wirtschaft-
lich gleichkommender Rechtsgeschäfte 
ab der in der Hauptsatzung festgelegten 
Wertgrenze,

11. die Entnahme von Eigenkapital nach 
Anhörung der Betriebsleitung (§ 12 Abs. 
2 SächsEigBVO),

12. Liquiditätshilfen an den Eigenbetrieb 
bzw. deren Behandlung als Eigen-
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kapitalzuführung (§ 27 Abs. 1 Satz 4 
SächsEigBVO),

13. einen Verlustausgleich aus Haushalts-
mitteln der Stadt Leipzig (§ 12 Abs. 4 
SächsEigBVO),

14. den Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs 
(§ 16 Abs. 1 SächsEigBVO) sowie eine 
Änderung des Wirtschaftsplans (§ 23 
Abs. 1 SächsEigBVO),

15. die Bestimmung des Abschlussprüfers 
für den Jahresabschluss (§ 32 SächsEig-
BVO),

16. die Feststellung des Jahresabschlusses, 
die Verwendung des Jahresgewinns 
oder Behandlung des Jahresverlusts des 
Eigenbetriebs sowie die Entlastung der 
Betriebsleitung (§ 34 Abs. 1 SächsEigB-
VO),

17. eine Besorgung von Kassengeschäften 
durch Dritte (§ 87 Abs. 1 SächsGemO).

(2) Darüber hinaus kann der Stadtrat in An-
gelegenheiten, für die sonst der Betriebs-
ausschuss zuständig ist, im Einzelfall die 
Entscheidung an sich ziehen.

§ 12 Oberbürgermeister
(1) Der Oberbürgermeister ist Dienstvorgesetz-

ter und oberste Dienstbehörde der Betriebs-
leiter und der weiteren beim Eigenbetrieb 
beschäftigten Bediensteten.

(2) Zur Sicherung der Erfüllung der Aufga-
ben des Eigenbetriebs, der Einhaltung der 
rechtlichen Vorgaben und zur Wahrung 
der Einheitlichkeit der Verwaltung kann 
der Oberbürgermeister der Betriebsleitung 
Weisungen erteilen.

(3) Der Oberbürgermeister ist zuständig für die 
Aufstellung der Geschäftsordnung für die 
Betriebsleitung; diese bedarf der Zustim-
mung des Betriebsausschusses (§ 6 Abs. 4).

(4) Der Oberbürgermeister kann von der Be-

triebsleitung jederzeit Auskunft über An-
gelegenheiten des Eigenbetriebs verlangen.

(5) Der Oberbürgermeister schlägt dem Stadtrat 
geeignete Kandidaten zur Wahl der Betriebs-
leitung vor. Zur Empfehlung von Kandi-
daten für die Stelle des Intendanten kann 
der Oberbürgermeister ein ihn beratendes 
unabhängiges Fachgremium berufen. Der 
Oberbürgermeister schlägt die Kandidaten 
für die Stelle des Verwaltungsdirektors in 
Abstimmung mit dem Intendanten vor.

§ 13 Wirtschaftsführung und 
Rechnungswesen

(1) Der Eigenbetrieb führt eine über das 
Cash-Management der Stadt Leipzig mit 
der Stadtkasse verbundene Sonderkasse 
unter verpfl ichtender Einhaltung sämtlicher 
entsprechend geltender Vorschriften des 
Gemeindekassenrechts. Eine ganz oder 
teilweise Übertragung der Besorgung der 
Kassengeschäfte des Eigenbetriebs durch 
einen Dritten entsprechend § 87 SächsGe-
mO ist zulässig. Der Kassenverwalter der 
Sonderkasse des Eigenbetriebs und dessen 
Stellvertreter werden von der Betriebslei-
tung bestellt und abberufen.

(2) Das Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs ent-
spricht dem Haushaltsjahr der Stadt Leipzig. 

(3) Die Betriebsleitung stellt für jedes Wirt-
schaftsjahr vor dessen Beginn einvernehm-
lich einen Wirtschaftsplan auf, der alle 
Bestandteile und Anlagen gemäß § 16 Abs. 1 
SächsEigBVO und der §§ 17 bis 21 SächsEig-
BVO enthält. Der Wirtschaftsplan baut auf 
dem strategischen Unternehmenskonzept 
auf. Der Wirtschaftsplan hat den Vorgaben 
des innerhalb der Stadt Leipzig geltenden 
Beteiligungscontrollings zu entsprechen. 
Der Entwurf des Wirtschaftsplans ist im Be-
nehmen mit dem Beigeordneten und Bürger-

meister für Finanzen rechtzeitig zu erstellen. 
Die Betriebsleitung hat den Wirtschaftsplan 
zu dem von der Stadt hierfür vorgegebenen 
Termin dem Oberbürgermeister vorzulegen. 
Der Wirtschaftsplan ist nach Vorberatung 
im Betriebsausschuss durch den Stadtrat 
zu beschließen.

(4) Die Betriebsleitung hat dem Oberbürgermei-
ster unverzüglich einen geänderten Wirt-
schaftsplan vorzulegen, wenn die Voraus-
setzungen des § 23 Abs. 1 SächsEigBVO ein-
treten. Die Änderung des Wirtschaftsplans 
gemäß § 23 Abs. 1 SächsEigBVO unterliegt 
den für die Aufstellung des Wirtschaftsplans 
des Eigenbetriebs geltenden Verfahrensre-
geln. Für die Erforderlichkeit der Änderung 
des Wirtschaftsplans in den Fällen des § 23 
Abs. 1 Nr. 1 und 4 SächsEigBVO werden 
folgende Grenzen festgelegt:
1. Eine Verschlechterung des Jahreser-

gebnisses gegenüber dem Erfolgsplan 
gilt als erheblich, wenn die betreffende 
Abweichung mehr als 100 TEUR des 
geplanten Jahresergebnisses beträgt. 

2. Eine erforderliche erhebliche Vermeh-
rung oder Hebung der in der Stellen-
übersicht vorgesehenen Stellen liegt 
vor, wenn sich die Anzahl der Stellen 
gegenüber der geplanten Anzahl der 
Beschäftigten um mehr 10 v. H. erhöht. 
Abweichungen vom Stellenplan (bzw. 
der Stellenübersicht) und die Leistung 
höherer Personalaufwendungen, die 
sich unmittelbar aus einer Änderung des 
Besoldungs- und Tarifrechts ergeben, 
machen regelmäßig keine Änderung 
des Wirtschaftsplans erforderlich.

(5) Der Eigenbetrieb führt gemäß § 24 Abs. 
2 SächsEigBVO eine seinen Bedürfnissen 
entsprechende Kosten- und Leistungsrech-
nung. Nähere Vorgaben zur Kosten- und 

Leistungsrechnung der Eigenbetriebe der 
Stadt Leipzig sind gesonderten verwal-
tungsinternen Vorschriften bzw. Dienstan-
weisungen der Stadt Leipzig vorbehalten; 
an derartige Vorgaben ist der Eigenbetrieb 
zwingend gebunden. Vorstehender Satz 2, 
2. Halbsatz gilt entsprechend auch für den 
Fall etwaiger getroffener verwaltungsinter-
ner Regelungen hinsichtlich der Erhebung/
Kalkulation von Abgaben und/oder von 
privatrechtlichen Entgelten.

§ 14 Berichtswesen und 
Risikofrüherkennung

(1) Die Betriebsleitung erstellt nach den Maßga-
ben des von der Stadt Leipzig vorgegebenen 
Beteiligungscontrollings quartalsweise 
schriftliche Berichte an den Oberbürger-
meister und den Betriebsausschuss über 
die wirtschaftliche und fi nanzielle Situation 
sowie über die Leistungen des Eigenbetriebs. 
Die Berichte werden durch das städtische 
Beteiligungscontrolling zu Management-
reports verarbeitet, die den Kriterien der 
Berichterstattung von § 22 Abs. 1 SächsEig-
BVO entsprechen. 

(2) Die Betriebsleitung hat für den Beteili-
gungsbericht (§ 99 SächsGemO) und den 
Gesamtabschluss der Stadt Leipzig (§ 88a 
SächsGemO) erforderliche Angaben bzw. 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

(3) Die Betriebsleitung richtet ein angemessenes 
System zur Früherkennung von Risiken ein 
(§ 23 Abs. 3 SächsEigBVO) und dokumentiert 
dieses in einem Risikohandbuch. Das Risi-
komanagementsystem und wesentliche Än-
derungen des Risikomanagementsystems 
sind dem Betriebsausschuss vorzustellen. 
Die Betriebsleitung erstellt jährlich einen Ri-
sikobericht, der ebenfalls dem Betriebsaus-
schuss vorzulegen ist. Bei Veränderungen 

der Bewertung von Einzelrisiken durch die 
Betriebsleitung ist der Betriebsausschuss in 
der Folgesitzung zu informieren.

§ 15 Jahresabschluss und Lagebericht
(1) Die Betriebsleitung stellt für den Eigen-

betrieb einen Jahresabschluss sowie einen 
Lagebericht auf und legt diese innerhalb 
von vier Monaten nach Ablauf des Wirt-
schaftsjahrs, soweit nicht durch den Ober-
bürgermeister eine kürzere Frist zur Vorlage 
verfügt wird, dem Oberbürgermeister vor 
(§ 31 Abs. 1 und 2 SächsEigBVO). 

(2) Im Lagebericht ist anhand geeigneter Kenn-
zahlen (Finanz- und Leistungskennzahlen) auch 
darzulegen, wie die Aufgaben des Eigenbetriebs 
(§ 2 dieser Satzung) erfüllt wurden. Im Übrigen 
sind bei der Aufstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts die ergänzenden Vorga-
ben der Sächsischen Eigenbetriebsverordnung 
zu beachten (§§ 26 bis 30 SächsEigBVO). 

(3) Für das Verfahren, die Prüfung sowie die 
Feststellung des Jahresabschlusses gelten 
die §§ 31 bis 34 SächsEigBVO.

§ 16 Schlussbestimmungen, Inkrafttreten
(1) Alle in dieser Satzung verwendeten Per-

sonen- und Funktionsbezeichnungen gelten 
jeweils in weiblicher und männlicher Form.

(2) Die neu gefasste Eigenbetriebssatzung tritt am 
Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung 
im Leipziger Amtsblatt in Kraft. Zum glei-
chen Zeitpunkt tritt die bisherige Fassung der 
Eigenbetriebssatzung (Beschluss Nr. 132/94 
vom 14.12.1994, veröffentlicht im Leipziger 
Amts-Blatt Nr. 15 am 20.07.1996, zuletzt geän-
dert durch Beschluss Nr. RBIV-1764/09 vom 
28.10.2009, veröffentlicht im Leipziger Amts-
Blatt Nr. 21 am 07.11.2009) außer Kraft. 

Stadt Leipzig, 26.02.2015
Der Oberbürgermeister

Betriebssatzung für den Eigenbetrieb Theater der Jungen Welt der Stadt Leipzig
Aufgrund der §§ 4 und 95a Abs. 3 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. 
März 2003 (SächsGVBl. S. 55), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 2. April 2014 
(SächsGVBl. S. 234, 237) hat der Stadtrat der Stadt 
Leipzig mit Beschluss Nr. DS-00338/14 in der 
Sitzung vom 25.02.2015 folgende Neufassung 
der Betriebssatzung beschlossen:

§ 1 Name und Rechtsstellung 
des Eigenbetriebs

(1) Der Eigenbetrieb führt den Namen Theater 
der Jungen Welt.

(2) Der Eigenbetrieb wird als organisatorisch, 
verwaltungsmäßig und wirtschaftlich selb-
ständiges Unternehmen ohne eigene Rechts-
persönlichkeit im Sinne von § 95 Abs. 1 Nr. 
2 und § 95a Abs. 1 der Gemeindeordnung 
für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) nach 
Maßgabe der für Eigenbetriebe geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere 
der SächsGemO, sowie der Verordnung 
des Sächsischen Staatsministeriums des 
Innern über kommunale Eigenbetriebe 
im Freistaat Sachsen (Sächsische Eigenbe-
triebsverordnung – SächsEigBVO) vom 16. 
Dezember 2013 (SächsGVBl. Nr. 17/2013 
vom 30. Dezember 2013, S. 941), in der 
jeweils geltenden Fassung, sowie dieser 
Betriebssatzung geführt.

 
§ 2 Aufgaben des Eigenbetriebs

(1) Zweck des Eigenbetriebs ist die Förderung 
von Kunst und Kultur und das Erbringen 
soziokultureller Leistungen insbesondere 
für Kinder und Jugendliche. Der Satzungs-
zweck wird verwirklicht insbesondere 
durch den Betrieb und die Bewirtschaftung 
eines Theaters. Das Theater der Jungen Welt 
versteht sich auch als Anreger theaterspe-
zifi scher Aktivitäten für Schüler, Erzieher 
und Erziehende und widmet sich dem ge-
nerationsübergreifenden Dialog, sowohl als 
Produzent als auch als Veranstalter, in enger 
Vernetzung mit Kindergärten, Schulen und 
entsprechenden Institutionen und Vereinen 
lokal als auch regional. 

(2) Aufgabe ist auch die optimale Nutzung der 
eigenen Spielstätten unter wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten.

(3) Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann sich der 
Eigenbetrieb Dritter bedienen und/oder mit 
Dritten zusammenarbeiten, z. B. im Rahmen 
von Kooperationen, Koproduktionen und 
Gastspielen.

§ 3 Gemeinnützigkeit
(1) Der Eigenbetrieb mit Sitz in Leipzig verfolgt 

ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgaben-
ordnung. 

(2) Der Eigenbetrieb ist selbstlos tätig; er verfolgt 
nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. Im Falle der Aufgabenerfüllung 
durch Verpfl ichtung Dritter ist die Gemein-
nützigkeit zu gewährleisten.

(3) Mittel des Eigenbetriebs und Mittel, die dem 
Eigenbetrieb von dritter Stelle zufl ießen, 
dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwe-
cke verwendet werden. Die Stadt Leipzig 
erhält keine Zuwendungen aus Mitteln des 
Eigenbetriebs.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die 
dem Zweck des Eigenbetriebs fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergü-
tungen begünstigt werden. 

(5) Bei Auflösung oder Aufhebung des 
Eigenbetriebs oder bei Wegfall steuerbe-
günstigter Zwecke fällt das Vermögen 
des Eigenbetriebs an die Stadt Leipzig, 
die es unmittelbar und ausschließlich für 
gemeinnützige Zwecke zu verwenden 
hat. Die Stadt Leipzig erhält bei Aufl ösung 
oder Aufhebung des Eigenbetriebs oder bei 
Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht 
mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile 
und den gemeinen Wert ihrer geleisteten 
Sacheinlagen zurück.

§ 4 Stammkapital, Zuordnung 
von Wirtschaftsgütern 

(1) Der Eigenbetrieb ist nicht mit Stammkapital 
ausgestattet. 

(2) Dem Eigenbetrieb sind/werden Wirt-
schaftsgüter der Stadt Leipzig, die eine 
wesentliche Grundlage für die Arbeit des 
Eigenbetriebs bilden, insbesondere Grund-
stücke und Gebäude, wirtschaftlich zuge-
ordnet. Diese wirtschaftliche Zuordnung 
von Wirtschaftsgütern im Sinne des § 11 
Abs. 2 Satz 2 SächsEigBVO (Übertragung 
von Anlagevermögen) sowie ggf. damit 
im Zusammenhang stehende ergänzende 
Regelungen und Vorgaben seitens der Stadt 
Leipzig erfolgen gesondert auf Grundlage 
entsprechender Entscheidungen des Stadt-
rats. 

§ 5 Zuständige Organe
(1) Zuständige Organe für die Angelegenheiten 

des Eigenbetriebs sind:
1. die Betriebsleitung,
2. der Betriebsausschuss,
3. der Stadtrat und
4. der Oberbürgermeister.

(2) Die Betriebsleitung, der Betriebsausschuss 
und der Oberbürgermeister tragen im 
Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit die 
Verantwortung für die Umsetzung von für 
den Eigenbetrieb beschlossenen Eigentü-
merzielen. 

§ 6 Betriebsleitung
(1) Der Eigenbetrieb hat eine Betriebsleitung (§ 

95a Abs. 2 SächsGemO, § 3 SächsEigBVO).  
(2) Die Betriebsleitung besteht aus zwei Be-

triebsleitern. Sie werden auf Vorschlag des 
Oberbürgermeisters vom Stadtrat gemäß 
§ 95a Abs. 2 Satz 1 i. V. m. § 28 Abs. 4 Satz 
1 und 2 SächsGemO gewählt. Der Stadtrat 
bestimmt unter Anwendung von § 28 Abs. 
4 Satz 1 und 2 SächsGemO auf Vorschlag 
des Oberbürgermeisters einen Betriebsleiter, 
der die Funktion des Ersten Betriebsleiters 
im Sinne von § 3 Abs. 2 Satz 1 SächsEigBVO 
wahrnimmt. 

(3) Der Erste Betriebsleiter führt die Amtsbe-
zeichnung Intendant; ihm obliegt insbeson-
dere die künstlerische Leitung. Der zweite 
Betriebsleiter führt die Amtsbezeichnung 
Verwaltungsdirektor.

(4) Einzelheiten der Geschäftsführung inner-
halb der Betriebsleitung, insbesondere 
die genaue Geschäftsverteilung, die indi-
viduellen Zuständigkeiten der einzelnen 
Betriebsleiter und die der Betriebsleitung 
als Kollegialorgan vorbehaltenen Angele-
genheiten sowie Einzelheiten der Vertretung 
bestimmt die gemäß § 3 Abs. 2 Satz 3 Sächs
EigBVO zu erlassende Geschäftsordnung. 
Die Geschäftsordnung wird durch den 
Oberbürgermeister aufgestellt und bedarf 
der Zustimmung des Betriebsausschusses.

§ 7 Aufgaben der Betriebsleitung
(1) Die Betriebsleitung vollzieht die Beschlüsse 

des Stadtrats und des Betriebsausschusses 
sowie die Anordnungen des Oberbürger-
meisters (§§ 10 bis 12 dieser Satzung). Im 
Übrigen führt sie den Eigenbetrieb gemäß 
§ 95a Abs. 2 Satz 2 und 3 SächsGemO, § 4 
SächsEigBVO selbständig und entscheidet in 
allen Angelegenheiten des Eigenbetriebs, so-
weit diese nicht dem Stadtrat, dem Betriebs-
ausschuss oder dem Oberbürgermeister 
vorbehalten sind. Die Betriebsleitung hat den 
Eigenbetrieb auch in Übereinstimmung mit 
vorgegebenen Eigentümerzielen zu führen 
und sich bei ihren Entscheidungen an den 
Eigentümerzielen zu orientieren. 

(2) Die Betriebsleitung ist für die wirtschaftliche 
und die künstlerische Führung des Eigen-
betriebs nach kaufmännischen Grundsätzen 
verantwortlich.

(3) Der Betriebsleitung obliegen insbesondere 
die laufenden Geschäfte des Eigenbetriebs 
(Angelegenheiten der laufenden Verwal-
tung und Betriebsführung). Dazu gehören 
unter anderem alle im täglichen Geschäft 

regelmäßig wiederkehrenden Maßnahmen, 
die zur Aufrechterhaltung des Eigenbetriebs 
und zur Durchführung der Aufgaben 
sowie zum reibungslosen Geschäftsablauf 
notwendig sind bzw. sonstige Geschäfte 
für den Eigenbetrieb, die nicht von grund-
sätzlicher, über den Einzelfall hinausge-
hender Bedeutung sind und deshalb keine 
besondere Beurteilung erfordern, mit einer 
gewissen Regelmäßigkeit wiederkehren, 
nach feststehenden (Verwaltungs-)Regeln 
erledigt werden und für den Eigenbetrieb 
und die Stadt sachlich und fi nanziell nicht 
von erheblicher Bedeutung sind.

(4) Die Betriebsleitung entscheidet außerdem in 
den in § 10 Abs. 7 dieser Satzung genannten 
Angelegenheiten, soweit dort Wertgrenzen 
festgelegt sind und der dort festgelegte 
geringste Wert unterschritten wird.

(5) Die Betriebsleitung entwickelt ausgehend 
von den Aufgaben des Eigenbetriebs auf 
Basis von durch den Stadtrat vorgegebenen 
Eigentümerzielen ein strategisches Unter-
nehmenskonzept für den Eigenbetrieb. Das 
strategische Unternehmenskonzept konkre-
tisiert die Eigentümerziele und ist späte-
stens nach fünf Jahren oder nach Beschluss 
neuer Eigentümerziele zu überarbeiten. Die 
Umsetzung eines vom Betriebsausschuss 
beschlossenen strategischen Unternehmens-
konzeptes liegt in der Verantwortung der 
Betriebsleitung. 

(6) Die Betriebsleitung informiert den Ober-
bürgermeister, den Betriebsausschuss sowie 
den fachlich zuständigen Beigeordneten 
und Bürgermeister rechtzeitig und schrift-
lich über alle wichtigen Angelegenheiten, 
insbesondere über:
1. Abweichungen vom Erfolgsplan, die 

keine Änderung des Wirtschaftsplans 
nach § 23 Abs. 1 SächsEigBVO erfordern, 
aber zu einer Verschlechterung des 
veranschlagten Jahresergebnisses um 
mindestens 20 TEUR oder aber - im Falle 
eines geplanten positiven oder ausgegli-
chenen Jahresergebnisses - in Summe zu 
einem negativen Jahresergebnis führen,

2. Abweichungen vom Liquiditätsplan, die 
keine Änderung des Wirtschaftsplans 
nach § 23 Abs. 1 SächsEigBVO erfordern, 
aber zu einer Verschlechterung der ver-
anschlagten Liquidität um mindestens 
10 v. H. führen,

3. Abweichungen vom Stellenplan (bzw. 
der Stellenübersicht), die keine Ände-
rung des Wirtschaftsplans nach § 23 
Abs. 1 SächsEigBVO erfordern, aber 
insgesamt zur Vermehrung der in der 
Stellenübersicht vorgesehenen Stellen 
führen,

4. erhebliche Betriebsstörungen,
5. Sachverhalte mit erheblicher negativer 

Öffentlichkeitswirkung,
6. relevante personalwirtschaftliche An-

gelegenheiten, wobei in diesen Fällen, 
eingeschlossen Sachverhalte gemäß Nr. 
3, zusätzlich der Beigeordnete und Bür-
germeister für Allgemeine Verwaltung 
zu informieren ist.

(7) Die Betriebsleitung informiert den Beige-
ordneten und Bürgermeister für Finanzen 
rechtzeitig und schriftlich über alle Maß-
nahmen, welche die Finanzwirtschaft der 
Stadt Leipzig berühren können, wozu 
insbesondere die in Absatz 6 Nr. 1 und 2 
genannten Sachverhalte gehören.

(8) Die Betriebsleitung ist befugt, gerichtliche 
Rechtsstreitigkeiten in bühnenrechtlichen 
und sonstigen Angelegenheiten bis zu 
einem Wert bzw. Streitwert von 50 TEUR 
zu führen und Rechtsanwälte bis zu diesem 
Streitwert zu beauftragen, darüber hinaus 
ist das Rechtsamt einzubeziehen.

(9) Im Rahmen der laufenden Betriebsführung 
und ihrer sonstigen Aufgaben ist die Be-
triebsleitung an die Gesetze sowie andere 
einschlägige rechtliche Bestimmungen, 
diese Satzung, Beschlüsse des Stadtrats 
und seiner Ausschüsse, Entscheidungen 
des Oberbürgermeisters, des zuständigen 

Beigeordneten und Bürgermeisters, die 
Wirtschaftsplanung und die für die Eigen-
betriebe geltenden Verwaltungsvorschriften 
und Dienstanweisungen der Stadt Leipzig 
gebunden. 

(10) Für die Vergabe von Bauleistungen/-auf-
trägen, Lieferungen und Leistungen sowie 
von freiberufl ichen Leistungen sind die ein-
schlägigen Vorschriften des Vergaberechts 
sowie die Vergabeordnung der Stadt Leipzig 
zu beachten.

(11) Die Betriebsleitung trägt im Rahmen des 
rechtlich Möglichen und unter Beachtung 
etwaiger gesonderter betreffender Vor-
gaben der Stadtverwaltung dafür Sorge, 
dass beim Eigenbetrieb die Regelungen 
des an Beteiligungsunternehmen der Stadt 
Leipzig in der Rechtsform der Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung ausgerichteten 
Leipziger Corporate Governance Kodexes, 
in der jeweils geltenden Fassung, sinnge-
mäß Anwendung fi nden. Die Betriebsleiter 
sind in diesem Sinne den Bestimmungen 
bzw. Intentionen des Leipziger Corporate 
Governance Kodexes, insbesondere auch, 
soweit dort die Geschäftsführung eines 
städtischen Unternehmens angesprochen 
ist, verpfl ichtet. 

§ 8 Personalangelegenheiten
(1) Die Betriebsleitung ist Vorgesetzte der 

Beschäftigten des Eigenbetriebs. In dieser 
Funktion ist sie zur innerbetrieblichen Orga-
nisation befugt und kann den Beschäftigten 
fachliche Weisungen erteilen.

(2) Der Betriebsleitung sind gemäß § 10 Abs. 3 
SächsEigBVO die Einstellung, Anstellung, 
Entlassung sowie Ein- und Umgruppierung 
des Personals des Eigenbetriebs unter Beach-
tung der Maßgaben des Stellenplans übertra-
gen. Die Befugnisse nach Satz 1 erstrecken 
sich auf beim Eigenbetrieb beschäftigte 
Bedienstete mit Ausnahme der Betriebsleiter 
und von Beamten und mit Ausnahme der 
dem Stadtrat gemäß Hauptsatzung der Stadt 
Leipzig zur Entscheidung vorbehaltenen 
Personalangelegenheiten.

(3) Die Betriebsleitung ist, soweit sie nicht selbst 
zuständig ist, gemäß § 10 Abs. 2 SächsEig-
BVO in den dort benannten Personalange-
legenheiten vorher zu hören. 

§ 9 Vertretung der Stadt Leipzig 
in Angelegenheiten des Eigenbetriebs

(1) Die Betriebsleitung vertritt die Stadt Leipzig 
in den Angelegenheiten des Eigenbetriebs 
nach Maßgabe der gesetzlichen Bestim-
mungen und im Rahmen der ihr durch diese 
Satzung zugewiesenen Zuständigkeiten. 

(2) Die Betriebsleitung gibt im Rahmen und 
unter Beachtung der Formerfordernisse 
des § 5 SächsEigBVO in den Angelegen-
heiten des Eigenbetriebs verpfl ichtende 
Erklärungen für die Stadt Leipzig ab. Die 
Betriebsleiter zeichnen unter dem Namen 
des Eigenbetriebs ohne Angabe eines Ver-
tretungsverhältnisses. 

(3) Die Betriebsleitung kann Bedienstete des 
Eigenbetriebs für einzelne Angelegenheiten 
und/oder bestimmte Sachgebiete mit ihrer 
Vertretung beauftragen und ihnen rechtsge-
schäftliche Vollmacht erteilen. Diese zeich-
nen unter Beachtung der Formerfordernisse 
des § 5 SächsEigBVO mit dem Zusatz „im 
Auftrag“ (oder auch „i. A.“).

 
§ 10 Betriebsausschuss

(1) Für die Angelegenheiten des Eigenbetriebs 
wird ein Betriebsausschuss als beschlie-
ßender Ausschuss des Stadtrats gebildet. 
Dieser trägt den Namen Betriebsausschuss 
Kulturstätten. 

(2) Der Betriebsausschuss besteht aus dem 
Vorsitzenden und mindestens vier weite-
ren Mitgliedern (Stadträten). Die Zahl der 
weiteren Mitglieder legt der Stadtrat durch 
Beschluss fest. Die weiteren Mitglieder und 
deren Stellvertreter werden aus der Mitte 
des Stadtrats gemäß § 42 Abs. 1 und 2 Sächs 
GemO widerrufl ich bestellt. Den Vorsitz 

des Betriebsausschusses führt als stimmbe-
rechtigtes Mitglied der Oberbürgermeister. 
Ständiger Vertreter des Oberbürgermeisters 
im Vorsitz des Betriebsausschusses ist – eine 
entsprechende Beauftragung durch den 
Oberbürgermeister nach § 42 Abs. 3 Satz 
1 SächsGemO vorausgesetzt – der für den 
Eigenbetrieb zuständige Beigeordnete und 
Bürgermeister für Kultur; im Verhinde-
rungsfall wird dieser durch einen anderen 
Beigeordneten und Bürgermeister vertreten. 
Ein den Oberbürgermeister im Vorsitz 
vertretender Beigeordneter und Bürger-
meister nach Satz 5 hat kein Stimmrecht. 
Sind alle Beigeordneten und Bürgermeister 
verhindert, kann der Oberbürgermeister 
ein Mitglied des Betriebsausschusses, das 
Mitglied des Stadtrats ist, mit seiner Vertre-
tung im Vorsitz beauftragen; diesem steht 
das Stimmrecht in seiner Eigenschaft als 
Ausschussmitglied zu. Den nach Satz 5 oder 
7 beauftragten Vertretern stehen gemäß § 42 
Abs. 3 Satz 2 SächsGemO die Rechte aus § 
52 Abs. 2 und 3 SächsGemO zu.

(3) Die Betriebsleitung nimmt an den Sitzungen 
des Betriebsausschusses mit beratender 
Stimme teil. Sie ist berechtigt und auf Ver-
langen verpfl ichtet, zu den Beratungsgegen-
ständen Stellung zu nehmen und Auskünfte 
zu erteilen. 

(4) Der Beigeordnete und Bürgermeister für 
Finanzen kann an den Sitzungen des Be-
triebsausschusses teilnehmen.

(5) Die Sitzungen des Betriebsausschusses 
sind öffentlich, soweit er über Gegenstände 
verhandelt und beschließt, über die er end-
gültig entscheidet; § 37 SächsGemO fi ndet 
entsprechende Anwendung. Die Sitzungen 
des Betriebsausschusses sind in der Regel 
nicht öffentlich, soweit die Verhandlungen 
der Vorbereitung von Entscheidungen des 
Stadtrats (Vorberatung) dienen. 

(6) Für den Betriebsausschuss gelten, soweit 
nicht bereits betreffende Regelungen in 
dieser Betriebssatzung getroffen sind, die 
Bestimmungen der §§ 41, 42 SächsGemO für 
beschließende Ausschüsse, die Vorschriften 
des § 44 SächsGemO für die Mitwirkung 
in Ausschüssen und im Übrigen für den 
Geschäftsgang die §§ 36 bis 40 SächsGemO 
entsprechend. Der Betriebsausschuss regelt 
weitere Einzelheiten seiner inneren Ange-
legenheiten im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften und dieser Betriebssatzung 
durch eine Geschäftsordnung für den 
Betriebsausschuss. Der Betriebsausschuss 
kann darauf verzichten, sich eine eigene 
Geschäftsordnung zu geben oder entspre-
chende eigene Regelungen zu treffen, wenn 
sich Bestimmungen über das Verfahren 
beschließender Ausschüsse des Stadtrats 
bereits aus einer Geschäftsordnung für die 
Ratsversammlung der Stadt Leipzig und 
ihre Ausschüsse ergeben und diese auch für 
den Betriebsausschuss Anwendung fi nden 
sollen. 

(7) Der Betriebsausschuss entscheidet über 
die Angelegenheiten des Eigenbetriebs, die 
ihm nach dieser Betriebssatzung oder im 
Einzelfall vom Stadtrat zur Entscheidung 
übertragen sind. Der Betriebsausschuss 
beschließt insbesondere über:
1. Veräußerungen von Vermögensge-

genständen oder anderweitige Verfü-
gungen über Vermögensgegenstände, 
die dem Eigenbetrieb zugeordnet sind, 
bei einem Wert des Vermögensgegen-
stands bzw. Gegenstandswert ab einer 
Höhe von 50 TEUR bis zu 100 TEUR,

2. die Ausführung von Bauvorhaben nach 
VOB (Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen) bei Gesamtkosten 
über 1 Mio. EUR und bis zu 2,5 Mio. EUR, 
wobei bei entsprechenden Vorhaben > 
250 TEUR hierzu die vorhergehende 
Zustimmung des Oberbürgermeisters 
erforderlich ist,

3. die Ausführung von Vorhaben/
Leistungen nach VOL (Vergabe- und 
Vertragsordnung für Leistungen) sowie 
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von freiberufl ichen Leistungen nach 
VOF (Vergabeordnung für freiberufl iche 
Leistungen) bei Gesamtkosten über 
0,25 Mio. EUR und bis zu 1 Mio. EUR, 
wobei bei entsprechenden Vorhaben > 
250 TEUR hierzu die vorhergehende 
Zustimmung des Oberbürgermeisters 
erforderlich ist,

4. die Beauftragung von Sachverständigen, 
Beratungsleistungen und von Gutachten 
außerhalb der Vergabe- und Vertrags-
ordnungen (VOB/VOL/VOF und der 
HOAI) ab einem Auftragswert von 25 
TEUR bis zu 50 TEUR, § 7 Abs. 8 bleibt 
unberührt,

5. den Abschluss von sonstigen Verträgen 
(außerhalb der VOB, VOL und VOF) 
bei einem Wert von über 150 TEUR 
bei einmaligen Leistungen und über 
50 TEUR jährlich bei wiederkehrenden 
Leistungen sowie Verträge mit einer 
Laufzeit von mehr als 10 Jahren,

6. die Stundung von Zahlungsansprüchen 
ab einer Höhe von 50 TEUR,

7. den Verzicht auf Ansprüche des Ei-
genbetriebs und die Niederschlagung 
solcher Ansprüche, die Führung von 
Rechtsstreitigkeiten und den Abschluss 
von Vergleichen bei einem Wert bzw. 
Streitwert ab einer Höhe von über 50 
TEUR bis zu 1 Mio. EUR; die Wert-
grenze gilt auch für den Abschluss von 
Vergleichen bei Forderungen gegen den 
Eigenbetrieb,

8. nicht unabweisbare erfolgsgefährdende 
Mehraufwendungen des Erfolgsplans, 
wenn ein dringendes Bedürfnis besteht, 
sowie nicht unabweisbare Mehraus-
zahlungen des Liquiditätsplans, die für 
das einzelne Vorhaben erheblich sind 
(gemäß § 23 Abs. 2 SächsEigBVO),

9. die Grundsätze der Betriebsführung, 
Vermögensverwaltung und Rechnungs-
legung des Eigenbetriebs, soweit es sich 
hierbei nicht um eine dem Stadtrat vor-
behaltene Festlegung von Grundsätzen 
für die Verwaltung der Gemeinde im 
Sinne von § 28 Abs. 2 Nr. 1 SächsGemO 
handelt,

10. alle wesentlichen Finanzangelegen-
heiten des Eigenbetriebs, soweit sie nicht 
zur laufenden Betriebsführung gehören 
und sie nicht in der Zuständigkeit eines 
anderen Organs liegen,

11. die Zustimmung zur durch den Ober-
bürgermeister aufzustellenden Ge-
schäftsordnung für die Betriebsleitung,

12. die Festsetzung von Grundsätzen über 
die Fremdnutzung von Spielstätten im 
nichtkommerziellen Bereich, sofern sie 
im kulturpolitischen Interesse der Stadt 
liegen,

13. den Abschluss und die Erneuerung von 
Dienstverträgen für den künstlerischen 
und künstlerischtechnischen Bereich, 
sofern die Laufzeit der Verträge länger 
als die Laufzeit des Vertrages des Inten-
danten ist.

 Der Spielplan in Verbindung mit 
einem Wirtschaftsplanentwurf ist dem 
Betriebsausschuss rechtzeitig, d. h. vor 

Veröffentlichung, zur Kenntnisnahme 
vorzulegen und zu erläutern.

(8) Der Betriebsausschuss berät alle Angele-
genheiten des Eigenbetriebs vor, die der 
Beschlussfassung des Stadtrats unterliegen. 
Er spricht in diesen Fällen eine Empfehlung 
zur Entscheidung aus.

(9) Der Betriebsausschuss überwacht die Um-
setzung der für den Eigenbetrieb durch den 
Stadtrat vorgegebenen Eigentümerziele 
sowie die Umsetzung des strategischen 
Unternehmenskonzeptes und dessen Über-
einstimmung mit den Eigentümerzielen. Im 
Rahmen der ihm obliegenden Vorberatung 
des Wirtschaftsplans überwacht der Be-
triebsausschuss die Übereinstimmung der 
Zielsetzungen des Wirtschaftsplans mit den 
Eigentümerzielen und dem strategischen 
Unternehmenskonzept. 

(10) Die Betriebsleitung legt dem Betriebsaus-
schuss die Berichte nach § 14 Abs. 1 sowie 
den Risikobericht nach § 14 Abs. 3 dieser 
Satzung vor.

(11) Der Betriebsausschuss überprüft regelmäßig 
die Effi zienz seiner Tätigkeit.

§ 11 Zuständigkeit des Stadtrats 
(1) Der Stadtrat entscheidet über alle Angele-

genheiten des Eigenbetriebs, soweit nicht der 
Oberbürgermeister, der Betriebsausschuss, 
ggf. ein anderer beschließender Ausschuss 
des Stadtrats oder die Betriebsleitung 
zuständig ist oder soweit ihm die Ange-
legenheiten gemäß der SächsGemO, der 
SächsEigBVO oder der Hauptsatzung, in 
der jeweils geltenden Fassung, vorbehalten 
sind. Der Stadtrat beschließt insbesondere 
über folgende Angelegenheiten:
1. den Erlass und die Änderung der Ei-

genbetriebssatzung,
2. wesentliche Veränderungen (Aus- und 

Umgestaltungen) des Unternehmens,
3. Eigentümerziele für den Eigenbetrieb 

und das strategische Unternehmens-
konzept,

4. die Wahl und Entlassung der Betriebs-
leiter sowie die Bestellung und Abberu-
fung eines Ersten Betriebsleiters,

5. die allgemeine Festsetzung von Abgaben 
und Tarifen für privatrechtliche Entgel-
te, insbesondere von Eintrittspreisen 
und Ermäßigungen,

6. die in § 10 Abs. 7 dieser Satzung ge-
nannten Angelegenheiten und der dort 
festgelegte höchste Wert überschritten 
wird,

7. die Annahme oder Vermittlung von 
Spenden, Schenkungen oder ähnlichen 
Zuwendungen gemäß § 73 Abs. 5 i. V. 
m. § 28 Abs. 2 Nr. 11 SächsGemO,

8. die Gewährung von Darlehen der Stadt 
Leipzig an den Eigenbetrieb oder des 
Eigenbetriebs an die Stadt Leipzig,

9. die Aufnahme von Darlehen/Kredit-
aufnahmen bei Dritten, sowie über den 
Abschluss sonstiger Rechtsgeschäfte, 
die einer Aufnahme von Darlehen 
wirtschaftlich gleichkommen, 

10. die Bestellung von Sicherheiten, die 
Übernahme von Bürgschaften und 
Verpfl ichtungen aus Gewährverträgen 

sowie den Abschluss ihnen wirtschaft-
lich gleichkommender Rechtsgeschäfte 
ab der in der Hauptsatzung festgelegten 
Wertgrenze,

11. die Entnahme von Eigenkapital nach 
Anhörung der Betriebsleitung (§ 12 Abs. 
2 SächsEigBVO),

12. Liquiditätshilfen an den Eigenbetrieb 
bzw. deren Behandlung als Eigen-
kapitalzuführung (§ 27 Abs. 1 Satz 4 
SächsEigBVO),

13. einen Verlustausgleich aus Haushalts-
mitteln der Stadt Leipzig (§ 12 Abs. 4 
SächsEigBVO),

14. den Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs 
(§ 16 Abs. 1 SächsEigBVO) sowie eine 
Änderung des Wirtschaftsplans (§ 23 
Abs. 1 SächsEigBVO),

15. die Bestimmung des Abschlussprüfers 
für den Jahresabschluss (§ 32 SächsEig 
BVO),

16. die Feststellung des Jahresabschlusses, 
die Verwendung des Jahresgewinns 
oder Behandlung des Jahresverlusts 
des Eigenbetriebs sowie die Entlastung 
der Betriebsleitung (§ 34 Abs. 1 Sächs 
EigBVO),

17. eine Besorgung von Kassengeschäften 
durch Dritte (§ 87 Abs. 1 SächsGemO).

(2) Darüber hinaus kann der Stadtrat in An-
gelegenheiten, für die sonst der Betriebs-
ausschuss zuständig ist, im Einzelfall die 
Entscheidung an sich ziehen.

§ 12 Oberbürgermeister
(1) Der Oberbürgermeister ist Dienstvorgesetz-

ter und oberste Dienstbehörde der Betriebs-
leiter und der weiteren beim Eigenbetrieb 
beschäftigten Bediensteten.

(2) Zur Sicherung der Erfüllung der Aufga-
ben des Eigenbetriebs, der Einhaltung der 
rechtlichen Vorgaben und zur Wahrung 
der Einheitlichkeit der Verwaltung kann 
der Oberbürgermeister der Betriebsleitung 
Weisungen erteilen.

(3) Der Oberbürgermeister ist zuständig für die 
Aufstellung der Geschäftsordnung für die 
Betriebsleitung; diese bedarf der Zustim-
mung des Betriebsausschusses (§ 6 Abs. 4).

(4) Der Oberbürgermeister kann von der Be-
triebsleitung jederzeit Auskunft über An-
gelegenheiten des Eigenbetriebs verlangen.

(5) Der Oberbürgermeister schlägt dem Stadtrat 
geeignete Kandidaten zur Wahl der Betriebs-
leitung vor. Zur Empfehlung von Kandi-
daten für die Stelle des Intendanten kann 
der Oberbürgermeister ein ihn beratendes 
unabhängiges Fachgremium berufen. Der 
Oberbürgermeister schlägt die Kandidaten 
für die Stelle des Verwaltungsdirektors in 
Abstimmung mit dem Intendanten vor.

 
§ 13 Wirtschaftsführung und 

Rechnungswesen
(1) Der Eigenbetrieb führt eine über das 

Cash-Management der Stadt Leipzig mit 
der Stadtkasse verbundene Sonderkasse 
unter verpfl ichtender Einhaltung sämtlicher 
entsprechend geltender Vorschriften des 
Gemeindekassenrechts. Eine ganz oder 
teilweise Übertragung der Besorgung der 

Kassengeschäfte des Eigenbetriebs durch 
einen Dritten entsprechend § 87 SächsGe-
mO ist zulässig. Der Kassenverwalter der 
Sonderkasse des Eigenbetriebs und dessen 
Stellvertreter werden von der Betriebslei-
tung bestellt und abberufen.

(2) Das Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs ent-
spricht dem Haushaltsjahr der Stadt Leipzig. 

(3) Die Betriebsleitung stellt für jedes Wirtschafts-
jahr vor dessen Beginn einvernehmlich einen 
Wirtschaftsplan auf, der alle Bestandteile und 
Anlagen gemäß § 16 Abs. 1 SächsEigBVO und 
der §§ 17 bis 21 SächsEigBVO enthält. Der 
Wirtschaftsplan baut auf dem strategischen 
Unternehmenskonzept auf. Der Wirtschafts-
plan hat den Vorgaben des innerhalb der Stadt 
Leipzig geltenden Beteiligungscontrollings zu 
entsprechen. Der Entwurf des Wirtschafts-
plans ist im Benehmen mit dem Beigeordneten 
und Bürgermeister für Finanzen rechtzeitig 
zu erstellen. Die Betriebsleitung hat den 
Wirtschaftsplan zu dem von der Stadt hierfür 
vorgegebenen Termin dem Oberbürgermeis-
ter vorzulegen. Der Wirtschaftsplan ist nach 
Vorberatung im Betriebsausschuss durch den 
Stadtrat zu beschließen.

(4) Die Betriebsleitung hat dem Oberbürgermeis-
ter unverzüglich einen geänderten Wirt-
schaftsplan vorzulegen, wenn die Voraus-
setzungen des § 23 Abs. 1 SächsEigBVO ein-
treten. Die Änderung des Wirtschaftsplans 
gemäß § 23 Abs. 1 SächsEigBVO unterliegt 
den für die Aufstellung des Wirtschaftsplans 
des Eigenbetriebs geltenden Verfahrensre-
geln. Für die Erforderlichkeit der Änderung 
des Wirtschaftsplans in den Fällen des § 23 
Abs. 1 Nr. 1 und 4 SächsEigBVO werden 
folgende Grenzen festgelegt:
1. Eine Verschlechterung des Jahreser-

gebnisses gegenüber dem Erfolgsplan 
gilt als erheblich, wenn die betreffende 
Abweichung mehr als 50 TEUR des 
geplanten Jahresergebnisses beträgt. 

2. Eine erforderliche erhebliche Vermeh-
rung oder Hebung der in der Stellen-
übersicht vorgesehenen Stellen liegt 
vor, wenn sich die Anzahl der Stellen 
gegenüber der geplanten Anzahl der Be-
schäftigten um mehr als 10 v. H. erhöht. 
Abweichungen vom Stellenplan (bzw. 
der Stellenübersicht) und die Leistung 
höherer Personalaufwendungen, die 
sich unmittelbar aus einer Änderung des 
Besoldungs- und Tarifrechts ergeben, 
machen regelmäßig keine Änderung 
des Wirtschaftsplans erforderlich.

(5) Der Eigenbetrieb führt gemäß § 24 Abs. 
2 SächsEigBVO eine seinen Bedürfnissen 
entsprechende Kosten- und Leistungsrech-
nung. Nähere Vorgaben zur Kosten- und 
Leistungsrechnung der Eigenbetriebe der 
Stadt Leipzig sind gesonderten verwal-
tungsinternen Vorschriften bzw. Dienstan-
weisungen der Stadt Leipzig vorbehalten; 
an derartige Vorgaben ist der Eigenbetrieb 
zwingend gebunden. Vorstehender Satz 2, 
2. Halbsatz gilt entsprechend auch für den 
Fall etwaiger getroffener verwaltungsinter-
ner Regelungen hinsichtlich der Erhebung/
Kalkulation von Abgaben und/oder von 
privatrechtlichen Entgelten.

§ 14 Berichtswesen und 
Risikofrüherkennung

(1) Die Betriebsleitung erstellt nach den Maßga-
ben des von der Stadt Leipzig vorgegebenen 
Beteiligungscontrollings halbjährliche 
schriftliche Berichte an den Oberbürger-
meister und den Betriebsausschuss über 
die wirtschaftliche und fi nanzielle Situation 
sowie über die Leistungen des Eigenbetriebs. 
Die Berichte werden durch das städtische 
Beteiligungscontrolling zu Management-
reports verarbeitet, die den Kriterien der 
Berichterstattung von § 22 Abs. 1 SächsEig-
BVO entsprechen. 

(2) Die Betriebsleitung hat für den Beteili-
gungsbericht (§ 99 SächsGemO) und den 
Gesamtabschluss der Stadt Leipzig (§ 88a 
SächsGemO) erforderliche Angaben bzw. 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

(3) Die Betriebsleitung richtet ein angemessenes 
System zur Früherkennung von Risiken ein 
(§ 23 Abs. 3 SächsEigBVO) und dokumentiert 
dieses in einem Risikohandbuch. Das Risi-
komanagementsystem und wesentliche Än-
derungen des Risikomanagementsystems 
sind dem Betriebsausschuss vorzustellen. 
Die Betriebsleitung erstellt jährlich einen Ri-
sikobericht, der ebenfalls dem Betriebsaus-
schuss vorzulegen ist. Bei Veränderungen 
der Bewertung von Einzelrisiken durch die 
Betriebsleitung ist der Betriebsausschuss in 
der Folgesitzung zu informieren.

§ 15 Jahresabschluss und Lagebericht
(1) Die Betriebsleitung stellt für den Eigen-

betrieb einen Jahresabschluss sowie einen 
Lagebericht auf und legt diese innerhalb 
von vier Monaten nach Ablauf des Wirt-
schaftsjahrs, soweit nicht durch den Ober-
bürgermeister eine kürzere Frist zur Vorlage 
verfügt wird, dem Oberbürgermeister vor 
(§ 31 Abs. 1 und 2 SächsEigBVO). 

(2) Im Lagebericht ist anhand geeigneter Kenn-
zahlen (Finanz- und Leistungskennzahlen) 
auch darzulegen, wie die Aufgaben des 
Eigenbetriebs (§ 2 dieser Satzung) erfüllt 
wurden. Im Übrigen sind bei der Aufstellung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
die ergänzenden Vorgaben der Sächsischen 
Eigenbetriebsverordnung zu beachten (§§ 
26 bis 30 SächsEigBVO). 

(3) Für das Verfahren, die Prüfung sowie die 
Feststellung des Jahresabschlusses gelten 
die §§ 31 bis 34 SächsEigBVO.

§ 16 Schlussbestimmungen, Inkrafttreten
(1) Alle in dieser Satzung verwendeten Per-

sonen- und Funktionsbezeichnungen gelten 
jeweils in weiblicher und männlicher Form.

(2) Die neu gefasste Eigenbetriebssatzung tritt am 
Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung 
im Leipziger Amtsblatt in Kraft. Zum glei-
chen Zeitpunkt tritt die bisherige Fassung der 
Eigenbetriebssatzung (Beschluss Nr. 133/94 
vom 14.12.1994, veröffentlicht im Leipziger 
Amts-Blatt Nr. 15 am 20.07.1996, zuletzt geän-
dert durch Beschluss Nr. RBIV-1764/09 vom 
28.10.2009, veröffentlicht im Leipziger Amts-
Blatt Nr. 21 am 07.11.2009) außer Kraft. 

Stadt Leipzig, 26.02.2015
Der Oberbürgermeister

Betriebssatzung für den Eigenbetrieb 
Musikschule Leipzig „Johann Sebastian Bach“ der Stadt Leipzig

Aufgrund der §§ 4 und 95a Abs. 3 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. 
März 2003 (SächsGVBl. S. 55), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 2. April 2014 
(SächsGVBl. S. 234, 237) hat der Stadtrat der Stadt 
Leipzig mit Beschluss Nr. DS-00339/14 in der 
Sitzung vom 25.02.2015 folgende Neufassung 
der Betriebssatzung beschlossen:

§ 1 Name und Rechtsstellung 
des Eigenbetriebs

(1) Der Eigenbetrieb führt den Namen Musik-
schule Leipzig „Johann Sebastian Bach“.

(2) Der Eigenbetrieb wird als organisatorisch, 
verwaltungsmäßig und wirtschaftlich selb-
ständiges Unternehmen ohne eigene Rechts-
persönlichkeit im Sinne von § 95 Abs. 1 Nr. 2 
und § 95a Abs. 1 der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Sachsen (SächsGemO) nach 
Maßgabe der für Eigenbetriebe geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere 
der SächsGemO, sowie der Verordnung des 
Sächsischen Staatsministeriums des Innern 
über kommunale Eigenbetriebe im Freistaat 
Sachsen (Sächsische Eigenbetriebsverord-
nung – SächsEigBVO) vom 16. Dezember 2013 
(SächsGVBl. Nr. 17/2013 vom 30. Dezember 
2013, S. 941), in der jeweils geltenden Fassung, 
sowie dieser Betriebssatzung geführt.

 
§ 2 Aufgaben des Eigenbetriebs

(1) Zweck des Eigenbetriebs ist die Förderung 
von Kunst und Kultur sowie der musika-
lischen Volksbildung. Der Satzungszweck 
wird verwirklicht insbesondere durch die 
Pfl ege und Förderung künstlerisch-kre-
ativer - besonders musikalischer - Fähig-
keiten bei Kindern und Jugendlichen, die 
Heranbildung des Nachwuchses für das 
Laienmusizieren, die Begabtenfindung 
und –förderung sowie die vorberufl iche 
Fachausbildung bis zur Hochschulreife. 
Darüber hinaus übernimmt der Eigenbe-
trieb Aufgaben in der Erwachsenenbildung 
und –fortbildung.

(2) Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann sich 
der Eigenbetrieb Dritter bedienen und/
oder mit Dritten zusammenarbeiten, z. B. 
im Rahmen von Kooperationen.

§ 3 Gemeinnützigkeit
(1) Der Eigenbetrieb mit Sitz in Leipzig 

verfolgt ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützige Zwecke im Sinne des Ab-
schnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der 
Abgabenordnung. 

(2) Der Eigenbetrieb ist selbstlos tätig; er 
verfolgt nicht in erster Linie eigenwirt-
schaftliche Zwecke. Im Falle der Aufga-
benerfüllung durch Verpfl ichtung Dritter 
ist die Gemeinnützigkeit zu gewährleisten.

(3) Mittel des Eigenbetriebs und Mittel, die dem 
Eigenbetrieb von dritter Stelle zufl ießen, 
dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwe-
cke verwendet werden. Die Stadt Leipzig 
erhält keine Zuwendungen aus Mitteln des 
Eigenbetriebs.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, 
die dem Zweck des Eigenbetriebs fremd 
sind, oder durch unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigt werden. 

(5) Bei Auflösung oder Aufhebung des 
Eigenbetriebs oder bei Wegfall steuerbe-
günstigter Zwecke fällt das Vermögen 
des Eigenbetriebs an die Stadt Leipzig, 
die es unmittelbar und ausschließlich für 
gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 
Die Stadt Leipzig erhält bei Aufl ösung oder 
Aufhebung des Eigenbetriebs oder bei 
Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht 
mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile 
und den gemeinen Wert ihrer geleisteten 
Sacheinlagen zurück.

§ 4 Stammkapital, Zuordnung 
von Wirtschaftsgütern

(1) Der Eigenbetrieb ist nicht mit Stammkapital 
ausgestattet. 

(2) Dem Eigenbetrieb sind/werden Wirt-
schaftsgüter der Stadt Leipzig, die eine 
wesentliche Grundlage für die Arbeit des 
Eigenbetriebs bilden, insbesondere Grund-
stücke und Gebäude, wirtschaftlich zuge-
ordnet. Diese wirtschaftliche Zuordnung 
von Wirtschaftsgütern im Sinne des § 11 
Abs. 2 Satz 2 SächsEigBVO (Übertragung 
von Anlagevermögen) sowie ggf. damit 
im Zusammenhang stehende ergänzende 
Regelungen und Vorgaben seitens der Stadt 
Leipzig erfolgen gesondert auf Grundlage 
entsprechender Entscheidungen des Stadt-
rats. 

 
§ 5 Zuständige Organe

(1) Zuständige Organe für die Angelegen-
heiten des Eigenbetriebs sind:
1. die Betriebsleitung,
2. der Betriebsausschuss,
3. der Stadtrat und
4. der Oberbürgermeister.

(2) Die Betriebsleitung, der Betriebsausschuss 
und der Oberbürgermeister tragen im 
Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit 

die Verantwortung für die Umsetzung 
von für den Eigenbetrieb beschlossenen 
Eigentümerzielen.

§ 6 Betriebsleitung
(1) Der Eigenbetrieb hat eine Betriebsleitung (§ 

95a Abs. 2 SächsGemO, § 3 SächsEigBVO).  
(2) Die Betriebsleitung besteht aus einem 

Betriebsleiter. Er wird auf Vorschlag des 
Oberbürgermeisters vom Stadtrat gemäß 
§ 95a Abs. 2 Satz 1 i. V. m. § 28 Abs. 4 Satz 
1 und 2 SächsGemO gewählt.

(3) Der Betriebsleiter führt die Amtsbezeich-
nung Musikschulleiter. 

(4) Einzelheiten der Geschäftsführung sowie 
der Vertretung bestimmt eine zu erlassende 
Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung 
wird durch den Oberbürgermeister auf-
gestellt und bedarf der Zustimmung des 
Betriebsausschusses. 

§ 7 Aufgaben der Betriebsleitung
(1) Die Betriebsleitung vollzieht die Beschlüsse 

des Stadtrats und des Betriebsausschusses 
sowie die Anordnungen des Oberbür-
germeisters (§§ 10 bis 12 dieser Satzung). 
Im Übrigen führt sie den Eigenbetrieb 
gemäß § 95a Abs. 2 Satz 2 und 3 SächsGe-
mO, § 4 SächsEigBVO selbständig und 
entscheidet in allen Angelegenheiten des 
Eigenbetriebs, soweit diese nicht dem 
Stadtrat, dem Betriebsausschuss oder dem 
Oberbürgermeister vorbehalten sind. Die 
Betriebsleitung hat den Eigenbetrieb auch 
in Übereinstimmung mit vorgegebenen 
Eigentümerzielen zu führen und sich bei 
ihren Entscheidungen an den Eigentümer-
zielen zu orientieren. 

(2) Die Betriebsleitung ist für die wirtschaft-
liche Führung des Eigenbetriebs nach kauf-
männischen Grundsätzen verantwortlich.

(3) Der Betriebsleitung obliegen insbesondere 
die laufenden Geschäfte des Eigenbetriebs 
(Angelegenheiten der laufenden Verwal-
tung und Betriebsführung). Dazu gehören 
unter anderem alle im täglichen Geschäft 
regelmäßig wiederkehrenden Maßnahmen, 
die zur Aufrechterhaltung des Eigenbe-
triebs und zur Durchführung der Aufgaben 
sowie zum reibungslosen Geschäftsablauf 
notwendig sind bzw. sonstige Geschäfte für 
den Eigenbetrieb, die nicht von grundsätz-
licher, über den Einzelfall hinausgehender 
Bedeutung sind und deshalb keine be-
sondere Beurteilung erfordern, mit einer 
gewissen Regelmäßigkeit wiederkehren, 
nach feststehenden (Verwaltungs-)Regeln 

erledigt werden und für den Eigenbetrieb 
und die Stadt sachlich und fi nanziell nicht 
von erheblicher Bedeutung sind.

(4) Die Betriebsleitung entscheidet außer-
dem in den in § 10 Abs. 7 dieser Satzung 
genannten Angelegenheiten, soweit dort 
Wertgrenzen festgelegt sind und der dort 
festgelegte geringste Wert unterschritten 
wird.

(5) Die Betriebsleitung entwickelt ausgehend 
von den Aufgaben des Eigenbetriebs auf 
Basis von durch den Stadtrat vorgegebenen 
Eigentümerzielen ein strategisches Unter-
nehmenskonzept für den Eigenbetrieb. 
Das strategische Unternehmenskonzept 
konkretisiert die Eigentümerziele und 
ist spätestens nach fünf Jahren oder nach 
Beschluss neuer Eigentümerziele zu 
überarbeiten. Die Umsetzung eines vom 
Betriebsausschuss beschlossenen strate-
gischen Unternehmenskonzeptes liegt in 
der Verantwortung der Betriebsleitung. 

(6) Die Betriebsleitung informiert den Oberbür-
germeister, den Betriebsausschuss sowie 
den fachlich zuständigen Beigeordneten 
und Bürgermeister rechtzeitig und schrift-
lich über alle wichtigen Angelegenheiten, 
insbesondere über:
1. Abweichungen vom Erfolgsplan, die 

keine Änderung des Wirtschaftsplans 
nach § 23 Abs. 1 SächsEigBVO erfor-
dern, aber zu einer Verschlechterung 
des veranschlagten Jahresergebnisses 
um mindestens 20 TEUR oder aber - im 
Falle eines geplanten positiven oder 
ausgeglichenen Jahresergebnisses - in 
Summe zu einem negativen Jahreser-
gebnis führen,

2. Abweichungen vom Liquiditätsplan, 
die keine Änderung des Wirtschafts-
plans nach § 23 Abs. 1 SächsEigBVO 
erfordern, aber zu einer Verschlechte-
rung der veranschlagten Liquidität um 
mindestens 10 v. H. führen,

3. Abweichungen vom Stellenplan (bzw. 
der Stellenübersicht), die keine Ände-
rung des Wirtschaftsplans nach § 23 
Abs. 1 SächsEigBVO erfordern, aber 
insgesamt zur Vermehrung der in der 
Stellenübersicht vorgesehenen Stellen 
führen,

4. erhebliche Betriebsstörungen,
5. Sachverhalte mit erheblicher negativer 

Öffentlichkeitswirkung,
6. relevante personalwirtschaftliche An-

gelegenheiten, wobei in diesen Fällen, 
eingeschlossen Sachverhalte gemäß Nr. 

3, zusätzlich der Beigeordnete und Bür-
germeister für Allgemeine Verwaltung 
zu informieren ist.

(7) Die Betriebsleitung informiert den Beige-
ordneten und Bürgermeister für Finanzen 
rechtzeitig und schriftlich über alle Maß-
nahmen, welche die Finanzwirtschaft der 
Stadt Leipzig berühren können, wozu 
insbesondere die in Absatz 6 Nr. 1 und 2 
genannten Sachverhalte gehören.

(8) Im Rahmen der laufenden Betriebsführung 
und ihrer sonstigen Aufgaben ist die Be-
triebsleitung an die Gesetze sowie andere 
einschlägige rechtliche Bestimmungen, 
diese Satzung, Beschlüsse des Stadtrats 
und seiner Ausschüsse, Entscheidungen 
des Oberbürgermeisters, des zuständi-
gen Beigeordneten und Bürgermeisters, 
die Wirtschaftsplanung und die für die 
Eigenbetriebe geltenden Verwaltungsvor-
schriften und Dienstanweisungen der Stadt 
Leipzig gebunden. 

(9) Für die Vergabe von Bauleistungen/-auf-
trägen, Lieferungen und Leistungen sowie 
von freiberufl ichen Leistungen sind die 
einschlägigen Vorschriften des Verga-
berechts sowie die Vergabeordnung der 
Stadt Leipzig zu beachten.

(10) Die Betriebsleitung trägt im Rahmen des 
rechtlich Möglichen und unter Beachtung 
etwaiger gesonderter betreffender Vor-
gaben der Stadtverwaltung dafür Sorge, 
dass beim Eigenbetrieb die Regelungen 
des an Beteiligungsunternehmen der Stadt 
Leipzig in der Rechtsform der Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung ausgerichteten 
Leipziger Corporate Governance Kodexes, 
in der jeweils geltenden Fassung, sinnge-
mäß Anwendung fi nden. Der Betriebsleiter 
ist in diesem Sinne den Bestimmungen 
bzw. Intentionen des Leipziger Corporate 
Governance Kodexes, insbesondere auch, 
soweit dort die Geschäftsführung eines 
städtischen Unternehmens angesprochen 
ist, verpfl ichtet. 

§ 8 Personalangelegenheiten
(1) Die Betriebsleitung ist Vorgesetzte der 

Beschäftigten des Eigenbetriebs. In dieser 
Funktion ist sie zur innerbetrieblichen 
Organisation befugt und kann den Beschäf-
tigten fachliche Weisungen erteilen.

(2) Der Betriebsleitung sind gemäß § 10 Abs. 3 
SächsEigBVO die Einstellung, Anstellung, 
Entlassung sowie Ein- und Umgruppierung 
des Personals des Eigenbetriebs unter Be-
achtung der Maßgaben des Stellenplans 



Betriebssatzung für den Eigenbetrieb Oper Leipzig der Stadt Leipzig
Aufgrund der §§ 4 und 95a Abs. 3 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Sachsen  (SächsGemO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. 
März 2003 (SächsGVBl. S. 55), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 2. April 2014 
(SächsGVBl. S. 234, 237) hat der Stadtrat der Stadt 
Leipzig mit Beschluss Nr. DS-00341/14 in der 
Sitzung vom 25.02.2015 folgende Neufassung 
der Betriebssatzung beschlossen:

§ 1 Name und Rechtsstellung 
des Eigenbetriebs

(1) Der Eigenbetrieb führt den Namen Oper 
Leipzig.

(2) Der Eigenbetrieb, bestehend aus den Teil-
bereichen Oper, Musikalische Komödie, 
Theater- und Kostümwerkstätten, wird als 
organisatorisch, verwaltungsmäßig und 
wirtschaftlich selbständiges Unternehmen 
ohne eigene Rechtspersönlichkeit im Sinne 
von § 95 Abs. 1 Nr. 2 und § 95a Abs. 1 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen 
(SächsGemO) nach Maßgabe der für Eigenbe-
triebe geltenden gesetzlichen Bestimmungen, 
insbesondere der SächsGemO, sowie der 
Verordnung des Sächsischen Staatsministe-
riums des Innern über kommunale Eigen-
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übertragen. Die Befugnisse nach Satz 1 
erstrecken sich auf beim Eigenbetrieb be-
schäftigte Bedienstete mit Ausnahme des 
Betriebsleiters und von Beamten und mit 
Ausnahme der dem Stadtrat gemäß Haupt-
satzung der Stadt Leipzig zur Entscheidung 
vorbehaltenen Personalangelegenheiten.

(3) Die Betriebsleitung ist, soweit sie nicht 
selbst zuständig ist, gemäß § 10 Abs. 2 
SächsEigBVO in den dort benannten Per-
sonalangelegenheiten vorher zu hören.

§ 9 Vertretung der Stadt Leipzig 
in Angelegenheiten des Eigenbetriebs

(1) Die Betriebsleitung vertritt die Stadt Leipzig 
in den Angelegenheiten des Eigenbetriebs 
nach Maßgabe der gesetzlichen Bestim-
mungen und im Rahmen der ihr durch diese 
Satzung zugewiesenen Zuständigkeiten. 

(2) Die Betriebsleitung gibt im Rahmen und 
unter Beachtung der Formerfordernisse 
des § 5 SächsEigBVO in den Angelegen-
heiten des Eigenbetriebs verpfl ichtende 
Erklärungen für die Stadt Leipzig ab. Der 
Betriebsleiter zeichnet unter dem Namen 
des Eigenbetriebs ohne Angabe eines Ver-
tretungsverhältnisses. 

(3) Der Betriebsleiter bestimmt mit Zustim-
mung des Oberbürgermeisters einen Be-
diensteten des Eigenbetriebs zum Verhin-
derungsstellvertreter, der unter Beachtung 
der Formerfordernisse des § 5 SächsEigBVO 
mit dem Zusatz „i. V.“ zeichnet.

(4) Die Betriebsleitung kann Bedienstete des 
Eigenbetriebs für einzelne Angelegen-
heiten und/oder bestimmte Sachgebiete 
mit ihrer Vertretung beauftragen und 
ihnen rechtsgeschäftliche Vollmacht ertei-
len. Diese zeichnen unter Beachtung der 
Formerfordernisse des § 5 SächsEigBVO 
mit dem Zusatz „im Auftrag“ (oder auch 
„i. A.“).

§ 10 Betriebsausschuss
(1) Für die Angelegenheiten des Eigenbetriebs 

wird ein Betriebsausschuss als beschlie-
ßender Ausschuss des Stadtrats gebildet. 
Dieser trägt den Namen Betriebsausschuss 
Kulturstätten.  

(2) Der Betriebsausschuss besteht aus dem 
Vorsitzenden und mindestens vier wei-
teren Mitgliedern (Stadträten). Die Zahl 
der weiteren Mitglieder legt der Stadtrat 
durch Beschluss fest. Die weiteren Mit-
glieder und deren Stellvertreter werden 
aus der Mitte des Stadtrats gemäß § 42 
Abs. 1 und 2 Sächs GemO widerrufl ich 
bestellt. Den Vorsitz des Betriebsaus-
schusses führt als stimmberechtigtes Mit-
glied der Oberbürgermeister. Ständiger 
Vertreter des Oberbürgermeisters im 
Vorsitz des Betriebsausschusses ist – eine 
entsprechende Beauftragung durch den 
Oberbürgermeister nach § 42 Abs. 3 Satz 
1 SächsGemO vorausgesetzt – der für den 
Eigenbetrieb zuständige Beigeordnete 
und Bürgermeister für Kultur; im Ver-
hinderungsfall wird dieser durch einen 
anderen Beigeordneten und Bürgermeis-
ter vertreten. Ein den Oberbürgermeister 
im Vorsitz vertretender Beigeordneter 
und Bürgermeister nach Satz 5 hat kein 
Stimmrecht. Sind alle Beigeordneten 
und Bürgermeister verhindert, kann 
der Oberbürgermeister ein Mitglied des 
Betriebsausschusses, das Mitglied des 
Stadtrats ist, mit seiner Vertretung im 
Vorsitz beauftragen; diesem steht das 
Stimmrecht in seiner Eigenschaft als Aus-
schussmitglied zu. Den nach Satz 5 oder 
7 beauftragten Vertretern stehen gemäß 
§ 42 Abs. 3 Satz 2 SächsGemO die Rechte 
aus § 52 Abs. 2 und 3 SächsGemO zu. 

(3) Die Betriebsleitung nimmt an den Sitzungen 
des Betriebsausschusses mit beratender 
Stimme teil. Sie ist berechtigt und auf 
Verlangen verpfl ichtet, zu den Beratungs-
gegenständen Stellung zu nehmen und 
Auskünfte zu erteilen. 

(4) Der Beigeordnete und Bürgermeister für 
Finanzen kann an den Sitzungen des Be-
triebsausschusses teilnehmen.

(5) Die Sitzungen des Betriebsausschusses 
sind öffentlich, soweit er über Gegenstände 
verhandelt und beschließt, über die er end-
gültig entscheidet; § 37 SächsGemO fi ndet 
entsprechende Anwendung. Die Sitzungen 
des Betriebsausschusses sind in der Regel 
nicht öffentlich, soweit die Verhandlungen 
der Vorbereitung von Entscheidungen des 
Stadtrats (Vorberatung) dienen. 

(6) Für den Betriebsausschuss gelten, soweit 
nicht bereits betreffende Regelungen in 
dieser Betriebssatzung getroffen sind, die 

Bestimmungen der §§ 41, 42 SächsGemO für 
beschließende Ausschüsse, die Vorschriften 
des § 44 SächsGemO für die Mitwirkung 
in Ausschüssen und im Übrigen für den 
Geschäftsgang die §§ 36 bis 40 SächsGemO 
entsprechend. Der Betriebsausschuss regelt 
weitere Einzelheiten seiner inneren Ange-
legenheiten im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften und dieser Betriebssatzung 
durch eine Geschäftsordnung für den 
Betriebsausschuss. Der Betriebsausschuss 
kann darauf verzichten, sich eine eigene 
Geschäftsordnung zu geben oder entspre-
chende eigene Regelungen zu treffen, wenn 
sich Bestimmungen über das Verfahren 
beschließender Ausschüsse des Stadtrats 
bereits aus einer Geschäftsordnung für die 
Ratsversammlung der Stadt Leipzig und 
ihre Ausschüsse ergeben und diese auch 
für den Betriebsausschuss Anwendung 
fi nden sollen. 

(7) Der Betriebsausschuss entscheidet über 
die Angelegenheiten des Eigenbetriebs, die 
ihm nach dieser Betriebssatzung oder im 
Einzelfall vom Stadtrat zur Entscheidung 
übertragen sind. Der Betriebsausschuss 
beschließt insbesondere über:
1. Veräußerungen von Vermögensge-

genständen oder anderweitige Verfü-
gungen über Vermögensgegenstände, 
die dem Eigenbetrieb zugeordnet sind, 
bei einem Wert des Vermögensgegen-
stands bzw. Gegenstandswert ab einer 
Höhe von 50 TEUR bis zu 100 TEUR,

2. die Ausführung von Bauvorhaben nach 
VOB (Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen) bei Gesamtkosten 
über 1 Mio. EUR und bis zu 2,5 Mio. 
EUR, wobei bei entsprechenden Vor-
haben > 250 TEUR hierzu die vorher-
gehende Zustimmung des Oberbürger-
meisters erforderlich ist,

3. die Ausführung von Vorhaben/
Leistungen nach VOL (Vergabe- und 
Vertragsordnung für Leistungen) 
sowie von freiberufl ichen Leistungen 
nach VOF (Vergabeordnung für frei-
berufl iche Leistungen) bei Gesamtkos-
ten über 0,25 Mio. EUR und bis zu 1 
Mio. EUR, wobei bei entsprechenden 
Vorhaben > 250 TEUR hierzu die vor-
hergehende Zustimmung des Oberbür-
germeisters erforderlich ist,

4. die Beauftragung von Sachverstän-
digen, Beratungsleistungen und von 
Gutachten außerhalb der Vergabe- und 
Vertragsordnungen (VOB/VOL/VOF 
und der HOAI) ab einem Auftragswert 
von 25 TEUR bis zu 50 TEUR,

5. den Abschluss von sonstigen Verträgen 
(außerhalb der VOB, VOL und VOF) 
bei einem Wert von über 150 TEUR 
bei einmaligen Leistungen und über 
50 TEUR jährlich bei wiederkehrenden 
Leistungen sowie Verträge mit einer 
Laufzeit von mehr als 10 Jahren,

6. die Stundung von Zahlungsansprüchen 
ab einer Höhe von 50 TEUR,

7. den Verzicht auf Ansprüche des Ei-
genbetriebs und die Niederschlagung 
solcher Ansprüche, die Führung von 
Rechtsstreitigkeiten und den Abschluss 
von Vergleichen bei einem Wert bzw. 
Streitwert ab einer Höhe von über 50 
TEUR bis zu 1 Mio. EUR; die Wert-
grenze gilt auch für den Abschluss von 
Vergleichen bei Forderungen gegen den 
Eigenbetrieb,

8. nicht unabweisbare erfolgsgefährdende 
Mehraufwendungen des Erfolgsplans, 
wenn ein dringendes Bedürfnis besteht, 
sowie nicht unabweisbare Mehrauszah-
lungen des Liquiditätsplans, die für 
das einzelne Vorhaben erheblich sind 
(gemäß § 23 Abs. 2 SächsEigBVO),

9. die Grundsätze der Betriebsführung, 
Vermögensverwaltung und Rech-
nungslegung des Eigenbetriebs, soweit 
es sich hierbei nicht um eine dem 
Stadtrat vorbehaltene Festlegung von 
Grundsätzen für die Verwaltung der 
Gemeinde im Sinne von § 28 Abs. 2 Nr. 
1 SächsGemO handelt,

10. alle wesentlichen Finanzangelegen-
heiten des Eigenbetriebs, soweit sie 
nicht zur laufenden Betriebsführung 
gehören und sie nicht in der Zustän-
digkeit eines anderen Organs liegen,

11. die Zustimmung zur durch den Ober-
bürgermeister aufzustellenden Ge-
schäftsordnung für die Betriebsleitung,

12. die Festsetzung von Grundsätzen über 
die Fremdnutzung der Räumlichkeiten 
der Musikschule im nichtkommerzi-

ellen Bereich, sofern sie im kulturpo-
litischen Interesse der Stadt liegen.

(8) Der Betriebsausschuss berät alle Angele-
genheiten des Eigenbetriebs vor, die der 
Beschlussfassung des Stadtrats unterliegen. 
Er spricht in diesen Fällen eine Empfehlung 
zur Entscheidung aus.

(9) Der Betriebsausschuss überwacht die Um-
setzung der für den Eigenbetrieb durch den 
Stadtrat vorgegebenen Eigentümerziele 
sowie die Umsetzung des strategischen 
Unternehmenskonzeptes und dessen Über-
einstimmung mit den Eigentümerzielen. Im 
Rahmen der ihm obliegenden Vorberatung 
des Wirtschaftsplans überwacht der Be-
triebsausschuss die Übereinstimmung der 
Zielsetzungen des Wirtschaftsplans mit den 
Eigentümerzielen und dem strategischen 
Unternehmenskonzept. 

(10) Die Betriebsleitung legt dem Betriebsaus-
schuss die Berichte nach § 15 Abs. 1 sowie 
den Risikobericht nach § 15 Abs. 3 dieser 
Satzung vor.

(11) Der Betriebsausschuss überprüft regelmä-
ßig die Effi zienz seiner Tätigkeit.

§ 11 Zuständigkeit des Stadtrats 
(1) Der Stadtrat entscheidet über alle Angele-

genheiten des Eigenbetriebs, soweit nicht 
der Oberbürgermeister, der Betriebsaus-
schuss, ggf. ein anderer beschließender 
Ausschuss des Stadtrats oder die Betriebs-
leitung zuständig ist oder soweit ihm die 
Angelegenheiten gemäß der SächsGemO, 
der SächsEigBVO oder der Hauptsatzung, 
in der jeweils geltenden Fassung, vorbehal-
ten sind. Der Stadtrat beschließt insbeson-
dere über folgende Angelegenheiten:
1. den Erlass und die Änderung der Ei-

genbetriebssatzung,
2. wesentliche Veränderungen (Aus- und 

Umgestaltungen) des Unternehmens,
3. Eigentümerziele für den Eigenbetrieb 

und das strategische Unternehmens-
konzept,

4. die Wahl und Entlassung des Betriebs-
leiters,

5. die allgemeine Festsetzung von Abga-
ben und Tarifen für privatrechtliche 
Entgelte,  insbesondere für die Erteilung 
von Unterricht etc. und von Ermäßi-
gungen,

6. die in § 10 Abs. 7 dieser Satzung ge-
nannten Angelegenheiten und der dort 
festgelegte höchste Wert überschritten 
wird,

7. die Annahme oder Vermittlung von 
Spenden, Schenkungen oder ähnlichen 
Zuwendungen gemäß § 73 Abs. 5 i. V. 
m. § 28 Abs. 2 Nr. 11 SächsGemO,

8. die Gewährung von Darlehen der Stadt 
Leipzig an den Eigenbetrieb oder des 
Eigenbetriebs an die Stadt Leipzig,

9. die Aufnahme von Darlehen/Kredit-
aufnahmen bei Dritten, sowie über den 
Abschluss sonstiger Rechtsgeschäfte, 
die einer Aufnahme von Darlehen 
wirtschaftlich gleichkommen, 

10. die Bestellung von Sicherheiten, die 
Übernahme von Bürgschaften und 
Verpfl ichtungen aus Gewährverträgen 
sowie den Abschluss ihnen wirtschaft-
lich gleichkommender Rechtsgeschäfte 
ab der in der Hauptsatzung festgelegten 
Wertgrenze,

11. die Entnahme von Eigenkapital nach 
Anhörung der Betriebsleitung (§ 12 
Abs. 2 SächsEigBVO),

12. Liquiditätshilfen an den Eigenbetrieb 
bzw. deren Behandlung als Eigen-
kapitalzuführung (§ 27 Abs. 1 Satz 4 
SächsEigBVO),

13. einen Verlustausgleich aus Haushalts-
mitteln der Stadt Leipzig (§ 12 Abs. 4 
SächsEigBVO),

14. den Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs 
(§ 16 Abs. 1 SächsEigBVO) sowie eine 
Änderung des Wirtschaftsplans (§ 23 
Abs. 1 SächsEigBVO),

15. die Bestimmung des Abschlussprüfers 
für den Jahresabschluss (§ 32 SächsEig-
BVO),

16. die Feststellung des Jahresabschlusses, 
die Verwendung des Jahresgewinns 
oder Behandlung des Jahresverlusts des 
Eigenbetriebs sowie die Entlastung der 
Betriebsleitung (§ 34 Abs. 1 SächsEig 
BVO),

17. eine Besorgung von Kassengeschäften 
durch Dritte (§ 87 Abs. 1 SächsGemO).

(2) Darüber hinaus kann der Stadtrat in An-
gelegenheiten, für die sonst der Betriebs-
ausschuss zuständig ist, im Einzelfall die 
Entscheidung an sich ziehen.

§ 12 Oberbürgermeister
(1) Der Oberbürgermeister ist Dienstvorge-

setzter und oberste Dienstbehörde des 
Betriebsleiters und der weiteren beim 
Eigenbetrieb beschäftigten Bediensteten.

(2) Zur Sicherung der Erfüllung der Aufgaben 
des Eigenbetriebs, der Einhaltung der 
rechtlichen Vorgaben und zur Wahrung 
der Einheitlichkeit der Verwaltung kann 
der Oberbürgermeister der Betriebsleitung 
Weisungen erteilen.

(3) Der Oberbürgermeister ist zuständig für 
die Aufstellung der Geschäftsordnung 
für die Betriebsleitung; diese bedarf der 
Zustimmung des Betriebsausschusses (§ 6 
Abs. 4).

(4) Der Oberbürgermeister kann von der 
Betriebsleitung jederzeit Auskunft über 
Angelegenheiten des Eigenbetriebs ver-
langen.

(5) Der Oberbürgermeister schlägt dem Stadt-
rat geeignete Kandidaten zur Wahl der 
Betriebsleitung vor. Zur Empfehlung von 
Kandidaten für die Stelle des Musikschul-
leiters kann der Oberbürgermeister ein ihn 
beratendes unabhängiges Fachgremium 
berufen. 

§ 13 Elternversammlung und 
Elternvertretung

(1) Eine Elternversammlung fi ndet in der Regel 
einmal im Jahr statt.

(2) Von der Elternversammlung wird eine 
Elternvertretung gewählt.

(3) Die Elternvertretung besteht aus drei bis 
fünf Mitgliedern.

(4) Die Wahlzeit der Elternvertretung beträgt 
zwei Jahre.

(5) Die Elternvertretung beruft einmal alle zwei 
Jahre eine Elternvollversammlung ein. Bei 
Bedarf kann dies auch jährlich geschehen.  

(6) Auf Wunsch der Elternvertretung nimmt 
der Betriebsleiter oder eine von ihm be-
nannte         Vertretung an den Sitzungen 
der Elternvertretung teil.

(7) Aufgabe der Elternvertretung ist es, zu 
wesentlichen Fragen der Ausbildung, des 
Unterrichts, der Entgelte und den Allge-
meinen Geschäftsbedingungen Stellung 
zu beziehen. Die Elternvertretung kann 
in grundsätzlichen Fragen, sofern es die 
Elternschaft insgesamt betrifft, vom Be-
triebsausschuss angehört werden.

§ 14 Wirtschaftsführung und 
Rechnungswesen

(1) Der Eigenbetrieb führt eine über das 
Cash-Management der Stadt Leipzig mit 
der Stadtkasse verbundene Sonderkasse 
unter verpfl ichtender Einhaltung sämt-
licher entsprechend geltender Vorschriften 
des Gemeindekassenrechts. Eine ganz oder 
teilweise Übertragung der Besorgung der 
Kassengeschäfte des Eigenbetriebs durch 
einen Dritten entsprechend § 87 SächsGe-
mO ist zulässig. Der Kassenverwalter der 
Sonderkasse des Eigenbetriebs und dessen 
Stellvertreter werden von der Betriebslei-
tung bestellt und abberufen.

(2) Das Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs 
entspricht dem Haushaltsjahr der Stadt 
Leipzig. 

(3) Die Betriebsleitung stellt für jedes Wirt-
schaftsjahr vor dessen Beginn einen Wirt-
schaftsplan auf, der alle Bestandteile und 
Anlagen gemäß § 16 Abs. 1 SächsEigBVO 
und der §§ 17 bis 21 SächsEigBVO ent-
hält. Der Wirtschaftsplan baut auf dem 
strategischen Unternehmenskonzept auf. 
Der Wirtschaftsplan hat den Vorgaben 
des innerhalb der Stadt Leipzig geltenden 
Beteiligungscontrollings zu entsprechen. 
Der Entwurf des Wirtschaftsplans ist im 
Benehmen mit dem Beigeordneten und 
Bürgermeister für Finanzen rechtzeitig zu 
erstellen. Die Betriebsleitung hat den Wirt-
schaftsplan zu dem von der Stadt hierfür 
vorgegebenen Termin dem Oberbürger-
meister vorzulegen. Der Wirtschaftsplan 
ist nach Vorberatung im Betriebsausschuss 
durch den Stadtrat zu beschließen.

(4) Die Betriebsleitung hat dem Oberbürger-
meister unverzüglich einen geänderten 
Wirtschaftsplan vorzulegen, wenn die Vo-
raussetzungen des § 23 Abs. 1 SächsEigBVO 
eintreten. Die Änderung des Wirtschafts-
plans gemäß § 23 Abs. 1 SächsEigBVO 
unterliegt den für die Aufstellung des Wirt-
schaftsplans des Eigenbetriebs geltenden 
Verfahrensregeln. Für die Erforderlichkeit 
der Änderung des Wirtschaftsplans in den 
Fällen des § 23 Abs. 1 Nr. 1 und 4 SächsEig-
BVO werden folgende Grenzen festgelegt:
1. Eine Verschlechterung des Jahreser-

gebnisses gegenüber dem Erfolgsplan 
gilt als erheblich, wenn die betreffende 
Abweichung mehr als 50 TEUR des 
geplanten Jahresergebnisses beträgt. 

2. Eine erforderliche erhebliche Vermeh-
rung oder Hebung der in der Stellen-
übersicht vorgesehenen Stellen liegt vor, 
wenn sich die Anzahl der Stellen ge-
genüber der ge-planten Anzahl der Be-
schäftigten um mehr als 10 v. H. erhöht. 
Abweichungen vom Stellenplan (bzw. 
der Stellenübersicht) und die Leistung 
höherer Personalaufwendungen, die 
sich unmittelbar aus einer Änderung des 
Besoldungs- und Tarifrechts ergeben, 
machen regelmäßig keine Änderung des 
Wirtschaftsplans erforderlich.

(5) Der Eigenbetrieb führt gemäß § 24 Abs. 2 
SächsEigBVO eine seinen Bedürfnissen ent-
sprechende Kosten- und Leistungsrechnung. 
Nähere Vorgaben zur Kosten- und Leistungs-
rechnung der Eigenbetriebe der Stadt Leipzig 
sind gesonderten verwaltungsinternen Vor-
schriften bzw. Dienstanweisungen der Stadt 
Leipzig vorbehalten; an derartige Vorgaben 
ist der Eigenbetrieb zwingend gebunden. 
Vorstehender Satz 2, 2. Halbsatz gilt entspre-
chend auch für den Fall etwaiger getroffener 
verwaltungsinterner Regelungen hinsichtlich 
der Erhebung/Kalkulation von Abgaben 
und/oder von privatrechtlichen Entgelten.

 
§ 15 Berichtswesen und 
Risikofrüherkennung

(1) Die Betriebsleitung erstellt nach den Maßga-
ben des von der Stadt Leipzig vorgegebenen 
Beteiligungscontrollings halbjährliche  
schriftliche Berichte an den Oberbür-
germeister und den Betriebsausschuss 
über die wirtschaftliche und fi nanzielle 
Situation sowie über die Leistungen des 
Eigenbetriebs. Die Berichte werden durch 
das städtische Beteiligungscontrolling zu 
Managementreports verarbeitet, die den 
Kriterien der Berichterstattung von § 22 
Abs. 1 SächsEigBVO entsprechen. 

(2) Die Betriebsleitung hat für den Beteili-
gungsbericht (§ 99 SächsGemO) und den 
Gesamtabschluss der Stadt Leipzig (§ 88a 
SächsGemO) erforderliche Angaben bzw. 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

(3) Die Betriebsleitung richtet ein angemessenes 
System zur Früherkennung von Risiken ein 
(§ 23 Abs. 3 SächsEigBVO) und dokumentiert 
dieses in einem Risikohandbuch. Das Risi-
komanagementsystem und wesentliche Än-
derungen des Risikomanagementsystems 
sind dem Betriebsausschuss vorzustellen. 
Die Betriebsleitung erstellt jährlich einen Ri-
sikobericht, der ebenfalls dem Betriebsaus-
schuss vorzulegen ist. Bei Veränderungen 
der Bewertung von Einzelrisiken durch die 
Betriebsleitung ist der Betriebsausschuss in 
der Folgesitzung zu informieren. 

§ 16 Jahresabschluss und Lagebericht
(1) Die Betriebsleitung stellt für den Eigen-

betrieb einen Jahresabschluss sowie einen 
Lagebericht auf und legt diese inner-
halb von vier Monaten nach Ablauf des 
Wirtschaftsjahrs, soweit nicht durch den 
Oberbürgermeister eine kürzere Frist zur 
Vorlage verfügt wird, dem Oberbürgermei-
ster vor (§ 31 Abs. 1 und 2 SächsEigBVO). 

(2) Im Lagebericht ist anhand geeigneter Kenn-
zahlen (Finanz- und Leistungskennzahlen) 
auch darzulegen, wie die Aufgaben des 
Eigenbetriebs (§ 2 dieser Satzung) erfüllt 
wurden. Im Übrigen sind bei der Auf-
stellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts die ergänzenden Vorgaben 
der Sächsischen Eigenbetriebsverordnung 
zu beachten (§§ 26 bis 30 SächsEigBVO). 

(3) Für das Verfahren, die Prüfung sowie die 
Feststellung des Jahresabschlusses gelten 
die §§ 31 bis 34 SächsEigBVO.

§ 17 Schlussbestimmungen, Inkrafttreten
(1) Alle in dieser Satzung verwendeten Per-

sonen- und Funktionsbezeichnungen gelten 
jeweils in weiblicher und männlicher Form.

(2) Die neu gefasste Eigenbetriebssatzung 
tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung im Leipziger Amtsblatt in 
Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt tritt die bis-
herige Fassung der Eigenbetriebssatzung 
(Beschluss Nr. 369/95 vom 25.10.1995, 
veröffentlicht im Leipziger Amts-Blatt Nr. 
3 am 01.02.1997, zuletzt geändert durch Be-
schluss Nr. RBIV-1764/09 vom 28.10.2009, 
veröffentlicht im Leipziger Amts-Blatt Nr. 
21 am 07.11.2009) außer Kraft. 

Stadt Leipzig, 26.02.2015
Der Oberbürgermeister

betriebe im Freistaat Sachsen (Sächsische 
Eigenbetriebsverordnung – SächsEigBVO) 
vom 16. Dezember 2013 (SächsGVBl. Nr. 
17/2013 vom 30. Dezember 2013, S. 941), in 
der jeweils geltenden Fassung, sowie dieser 
Betriebssatzung geführt.

§ 2 Aufgaben des Eigenbetriebs
(1) Zweck des Eigenbetriebs ist die Pfl ege und 

Förderung von Kunst und Kultur. Der Sat-
zungszweck wird verwirklicht insbesondere 
durch den Betrieb und die Bewirtschaftung 
eines Musiktheaters mit den wesentlichen 
künstlerischen Genres Oper, Operette, 
Musical und Ballett im Opernhaus und in 
der Musikalischen Komödie. 

(2) Aufgabe ist auch die optimale Nutzung der 
eigenen Spielstätten unter wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten.

(3) Die Theater- und Kostümwerkstätten er-
bringen Leistungen für die Oper Leipzig, 
für das Schauspiel Leipzig und für das 
Theater der Jungen Welt. Der Eigenbetrieb 
kann im Rahmen der Gesetze Leistungen 
für Dritte erbringen. Die Aufgaben gemäß 
Satz 1 und 2 dienen der Mittelbeschaffung 
für die steuerbegünstigten Zwecke.

(4) Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann sich 
der Eigenbetrieb Dritter bedienen und/
oder mit Dritten zusammenarbeiten, z. B. 
im Rahmen von Kooperationen, Kopro-
duktionen und Gastspielen.

§ 3 Gemeinnützigkeit
(1) Der Eigenbetrieb mit Sitz in Leipzig 

verfolgt ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützige Zwecke im Sinne des Ab-
schnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der 
Abgabenordnung. 

(2) Der Eigenbetrieb ist selbstlos tätig; er 
verfolgt nicht in erster Linie eigenwirt-
schaftliche Zwecke. Im Falle der Aufga-
benerfüllung durch Verpfl ichtung Dritter 
ist die Gemeinnützigkeit zu gewährleisten.

(3) Mittel des Eigenbetriebs und Mittel, die dem 
Eigenbetrieb von dritter Stelle zufl ießen, 
dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwe-
cke verwendet werden. Die Stadt Leipzig 
erhält keine Zuwendungen aus Mitteln des 
Eigenbetriebs.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, 
die dem Zweck des Eigenbetriebs fremd 
sind, oder durch unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigt werden. 

(5) Bei Auflösung oder Aufhebung des 
Eigenbetriebs oder bei Wegfall steuerbe-
günstigter Zwecke fällt das Vermögen 
des Eigenbetriebs an die Stadt Leipzig, 
die es unmittelbar und ausschließlich für 
gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 
Die Stadt Leipzig erhält bei Aufl ösung oder 
Aufhebung des Eigenbetriebs oder bei 
Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht 
mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile 
und den gemeinen Wert ihrer geleisteten 
Sacheinlagen zurück.

§ 4 Stammkapital, Zuordnung 
von Wirtschaftsgütern 

(1) Der Eigenbetrieb ist nicht mit Stammkapital 
ausgestattet. 

(2) Dem Eigenbetrieb sind/werden Wirtschafts-
güter der Stadt Leipzig, die eine wesentliche 
Grundlage für die Arbeit des Eigenbetriebs 
bilden, insbesondere Grundstücke und 
Gebäude, wirtschaftlich zugeordnet. Diese 
wirtschaftliche Zuordnung von Wirt-
schaftsgütern im Sinne des § 11 Abs. 2 Satz 
2 SächsEigBVO (Übertragung von Anlage-
vermögen) sowie ggf. damit im Zusammen-
hang stehende ergänzende Regelungen und 

Vorgaben seitens der Stadt Leipzig erfolgen 
gesondert auf Grundlage entsprechender 
Entscheidungen des Stadtrats.

§ 5 Zuständige Organe
(1) Zuständige Organe für die Angelegen-

heiten des Eigenbetriebs sind:
 1. die Betriebsleitung,
 2. der Betriebsausschuss,
 3. der Stadtrat und
 4. der Oberbürgermeister.
(2) Die Betriebsleitung, der Betriebsausschuss 

und der Oberbürgermeister tragen im 
Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit 
die Verantwortung für die Umsetzung 
von für den Eigenbetrieb beschlossenen 
Eigentümerzielen. 

§ 6 Betriebsleitung
(1) Der Eigenbetrieb hat eine Betriebsleitung (§ 

95a Abs. 2 SächsGemO, § 3 SächsEigBVO).  
(2) Die Betriebsleitung besteht aus zwei Be-

triebsleitern. Sie werden auf Vorschlag des 
Oberbürgermeisters vom Stadtrat gemäß § 
95a Abs. 2 Satz 1 i. V. m. § 28 Abs. 4 Satz 1 
und 2 SächsGemO gewählt. Der Stadtrat 
bestimmt unter Anwendung von § 28 Abs. 4 



Satz 1 und 2 SächsGemO auf Vorschlag des 
Oberbürgermeisters einen Betriebsleiter, 
der die Funktion des Ersten Betriebsleiters 
im Sinne von § 3 Abs. 2 Satz 1 SächsEigBVO 
wahrnimmt. 

(3) Der Erste Betriebsleiter führt die Amtsbe-
zeichnung Intendant; ihm obliegt insbeson-
dere die künstlerische Leitung. Der zweite 
Betriebsleiter führt die Amtsbezeichnung 
Verwaltungsdirektor.

(4) Einzelheiten der Geschäftsführung inner-
halb der Betriebsleitung, insbesondere die 
genaue Geschäftsverteilung, die individu-
ellen Zuständigkeiten der einzelnen Be-
triebsleiter und die der Betriebsleitung als 
Kollegialorgan vorbehaltenen Angelegen-
heiten sowie Einzelheiten der Vertretung 
bestimmt die gemäß § 3 Abs. 2 Satz 3 Sächs
EigBVO zu erlassende Geschäftsordnung. 
Die Geschäftsordnung wird durch den 
Oberbürgermeister aufgestellt und bedarf 
der Zustimmung des Betriebsausschusses.

§ 7 Aufgaben der Betriebsleitung
(1) Die Betriebsleitung vollzieht die Beschlüsse 

des Stadtrats und des Betriebsausschusses 
sowie die Anordnungen des Oberbür-
germeisters (§§ 10 bis 12 dieser Satzung). 
Im Übrigen führt sie den Eigenbetrieb 
gemäß § 95a Abs. 2 Satz 2 und 3 SächsGe-
mO, § 4 SächsEigBVO selbständig und 
entscheidet in allen Angelegenheiten des 
Eigenbetriebs, soweit diese nicht dem 
Stadtrat, dem Betriebsausschuss oder dem 
Oberbürgermeister vorbehalten sind. Die 
Betriebsleitung hat den Eigenbetrieb auch 
in Übereinstimmung mit vorgegebenen 
Eigentümerzielen zu führen und sich bei 
ihren Entscheidungen an den Eigentümer-
zielen zu orientieren. 

(2) Die Betriebsleitung ist für die wirtschaft-
liche und die künstlerische Führung 
des Eigenbetriebs nach kaufmännischen 
Grundsätzen verantwortlich.

(3) Der Betriebsleitung obliegen insbesondere 
die laufenden Geschäfte des Eigenbetriebs 
(Angelegenheiten der laufenden Verwal-
tung und Betriebsführung). Dazu gehören 
unter anderem alle im täglichen Geschäft 
regelmäßig wiederkehrenden Maßnahmen, 
die zur Aufrechterhaltung des Eigenbe-
triebs und zur Durchführung der Aufgaben 
sowie zum reibungslosen Geschäftsablauf 
notwendig sind bzw. sonstige Geschäfte für 
den Eigenbetrieb, die nicht von grundsätz-
licher, über den Einzelfall hinausgehender 
Bedeutung sind und deshalb keine be-
sondere Beurteilung erfordern, mit einer 
gewissen Regelmäßigkeit wiederkehren, 
nach feststehenden (Verwaltungs-)Regeln 
erledigt werden und für den Eigenbetrieb 
und die Stadt sachlich und fi nanziell nicht 
von erheblicher Bedeutung sind.

(4) Die Betriebsleitung entscheidet außer-
dem in den in § 10 Abs. 7 dieser Satzung 
genannten Angelegenheiten, soweit dort 
Wertgrenzen festgelegt sind und der dort 
festgelegte geringste Wert unterschritten 
wird.

(5) Die Betriebsleitung entwickelt ausgehend 
von den Aufgaben des Eigenbetriebs auf 
Basis von durch den Stadtrat vorgegebenen 
Eigentümerzielen ein strategisches Unter-
nehmenskonzept für den Eigenbetrieb. 
Das strategische Unternehmenskonzept 
konkretisiert die Eigentümerziele und 
ist spätestens nach fünf Jahren oder nach 
Beschluss neuer Eigentümerziele zu 
überarbeiten. Die Umsetzung eines vom 
Betriebsausschuss beschlossenen strate-
gischen Unternehmenskonzeptes liegt in 
der Verantwortung der Betriebsleitung. 

(6) Die Betriebsleitung informiert den Oberbür-
germeister, den Betriebsausschuss sowie 
den fachlich zuständigen Beigeordneten 
und Bürgermeister rechtzeitig und schrift-
lich über alle wichtigen Angelegenheiten, 
insbesondere über:
1. Abweichungen vom Erfolgsplan, die 

keine Änderung des Wirtschaftsplans 
nach § 23 Abs. 1 SächsEigBVO erfor-
dern, aber zu einer Verschlechterung 
des veranschlagten Jahresergebnisses 
um mindestens 100 TEUR oder aber - 
im Falle eines geplanten positiven oder 
ausgeglichenen Jahresergebnisses - in 
Summe zu einem negativen Jahreser-
gebnis führen,

2. Abweichungen vom Liquiditätsplan, 
die keine Änderung des Wirtschafts-
plans nach § 23 Abs. 1 SächsEigBVO 
erfordern, aber zu einer Verschlechte-
rung der veranschlagten Liquidität um 
mindestens 10 v. H. führen,

3. Abweichungen vom Stellenplan (bzw. 
der Stellenübersicht), die keine Ände-
rung des Wirtschaftsplans nach § 23 
Abs. 1 SächsEigBVO erfordern, aber 
insgesamt zur Vermehrung der in der 
Stellenübersicht vorgesehenen Stellen 
führen,

4. erhebliche Betriebsstörungen,
5. Sachverhalte mit erheblicher negativer 

Öffentlichkeitswirkung,
6. relevante personalwirtschaftliche An-

gelegenheiten, wobei in diesen Fällen, 
eingeschlossen Sachverhalte gemäß Nr. 
3, zusätzlich der Beigeordnete und Bür-
germeister für Allgemeine Verwaltung 
zu informieren ist.

(7) Die Betriebsleitung informiert den Beige-
ordneten und Bürgermeister für Finanzen 
rechtzeitig und schriftlich über alle Maß-
nahmen, welche die Finanzwirtschaft der 
Stadt Leipzig berühren können, wozu 
insbesondere die in Absatz 6 Nr. 1 und 2 
genannten Sachverhalte gehören.

(8) Die Betriebsleitung ist befugt, gerichtliche 
Rechtsstreitigkeiten in bühnenrechtlichen 
und sonstigen Angelegenheiten bis zu 
einem Wert bzw. Streitwert von 100 TEUR 
zu führen und Rechtsanwälte bis zu diesem 
Streitwert zu beauftragen, darüber hinaus 
ist das Rechtsamt einzubeziehen.

(9) Im Rahmen der laufenden Betriebsführung 
und ihrer sonstigen Aufgaben ist die Be-
triebsleitung an die Gesetze sowie andere 
einschlägige rechtliche Bestimmungen, diese 

Satzung, Beschlüsse des Stadtrats und seiner 
Ausschüsse, Entscheidungen des Oberbür-
germeisters, des zuständigen Beigeordneten 
und Bürgermeisters, die Wirtschaftsplanung 
und die für die Eigenbetriebe geltenden 
Verwaltungsvorschriften und Dienstanwei-
sungen der Stadt Leipzig gebunden. 

(10) Für die Vergabe von Bauleistungen/-auf-
trägen, Lieferungen und Leistungen sowie 
von freiberufl ichen Leistungen sind die 
einschlägigen Vorschriften des Verga-
berechts sowie die Vergabeordnung der 
Stadt Leipzig zu beachten.

(11) Die Betriebsleitung trägt im Rahmen des 
rechtlich Möglichen und unter Beachtung 
etwaiger gesonderter betreffender Vor-
gaben der Stadtverwaltung dafür Sorge, 
dass beim Eigenbetrieb die Regelungen 
des an Beteiligungsunternehmen der Stadt 
Leipzig in der Rechtsform der Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung ausgerichteten 
Leipziger Corporate Governance Kodexes, 
in der jeweils geltenden Fassung, sinnge-
mäß Anwendung fi nden. Die Betriebsleiter 
sind in diesem Sinne den Bestimmungen 
bzw. Intentionen des Leipziger Corporate 
Governance Kodexes, insbesondere auch, 
soweit dort die Geschäftsführung eines 
städtischen Unternehmens angesprochen 
ist, verpfl ichtet. 

§ 8 Personalangelegenheiten
(1) Die Betriebsleitung ist Vorgesetzte der 

Beschäftigten des Eigenbetriebs. In dieser 
Funktion ist sie zur innerbetrieblichen 
Organisation befugt und kann den Beschäf-
tigten fachliche Weisungen erteilen.

(2) Der Betriebsleitung sind gemäß § 10 Abs. 3 
SächsEigBVO die Einstellung, Anstellung, 
Entlassung sowie Ein- und Umgruppierung 
des Personals des Eigenbetriebs unter Be-
achtung der Maßgaben des Stellenplans 
übertragen. Die Befugnisse nach Satz 1 
erstrecken sich auf beim Eigenbetrieb be-
schäftigte Bedienstete mit Ausnahme der 
Betriebsleiter und von Beamten und mit 
Ausnahme der dem Stadtrat gemäß Haupt-
satzung der Stadt Leipzig zur Entscheidung 
vorbehaltenen Personalangelegenheiten 
sowie unter Beachtung von § 12 Abs. 6 
dieser Satzung.

(3) Die Betriebsleitung ist, soweit sie nicht 
selbst zuständig ist, gemäß § 10 Abs. 2 
SächsEigBVO in den dort benannten Per-
sonalangelegenheiten vorher zu hören. 

§ 9 Vertretung der Stadt Leipzig 
in Angelegenheiten des Eigenbetriebs

(1) Die Betriebsleitung vertritt die Stadt Leipzig 
in den Angelegenheiten des Eigenbetriebs 
nach Maßgabe der gesetzlichen Bestim-
mungen und im Rahmen der ihr durch diese 
Satzung zugewiesenen Zuständigkeiten.

(2) Die Betriebsleitung gibt im Rahmen und 
unter Beachtung der Formerfordernisse 
des § 5 SächsEigBVO in den Angelegen-
heiten des Eigenbetriebs verpfl ichtende 
Erklärungen für die Stadt Leipzig ab. Die 
Betriebsleiter zeichnen unter dem Namen 
des Eigenbetriebs ohne Angabe eines Ver-
tretungsverhältnisses. 

(3) Die Betriebsleitung kann Bedienstete des 
Eigenbetriebs für einzelne Angelegenheiten 
und/oder bestimmte Sachgebiete mit ihrer 
Vertretung beauftragen und ihnen rechtsge-
schäftliche Vollmacht erteilen. Diese zeich-
nen unter Beachtung der Formerfordernisse 
des § 5 SächsEigBVO mit dem Zusatz „im 
Auftrag“ (oder auch „i. A.“).

§ 10 Betriebsausschuss
(1) Für die Angelegenheiten des Eigenbetriebs 

wird ein Betriebsausschuss als beschlie-
ßender Ausschuss des Stadtrats gebildet. 
Dieser trägt den Namen Betriebsausschuss 
Kulturstätten. 

(2) Der Betriebsausschuss besteht aus dem 
Vorsitzenden und mindestens vier weite-
ren Mitgliedern (Stadträten). Die Zahl der 
weiteren Mitglieder legt der Stadtrat durch 
Beschluss fest. Die weiteren Mitglieder 
und deren Stellvertreter werden aus der 
Mitte des Stadtrats gemäß § 42 Abs. 1 
und 2 SächsGemO widerrufl ich bestellt. 
Den Vorsitz des Betriebsausschusses 
führt als stimmberechtigtes Mitglied der 
Oberbürgermeister. Ständiger Vertreter 
des Oberbürgermeisters im Vorsitz des Be-
triebsausschusses ist – eine entsprechende 
Beauftragung durch den Oberbürgermeis-
ter nach § 42 Abs. 3 Satz 1 SächsGemO 
vorausgesetzt – der für den Eigenbetrieb 
zuständige Beigeordnete und Bürgermei-
ster für Kultur; im Verhinderungsfall wird 
dieser durch einen anderen Beigeordneten 
und Bürgermeister vertreten. Ein den 
Oberbürgermeister im Vorsitz vertretender 
Beigeordneter und Bürgermeister nach 
Satz 5 hat kein Stimmrecht. Sind alle Bei-
geordneten und Bürgermeister verhindert, 
kann der Oberbürgermeister ein Mitglied 
des Betriebsausschusses, das Mitglied 
des Stadtrats ist, mit seiner Vertretung 
im Vorsitz beauftragen; diesem steht das 
Stimmrecht in seiner Eigenschaft als Aus-
schussmitglied zu. Den nach Satz 5 oder 7 
beauftragten Vertretern stehen gemäß § 42 
Abs. 3 Satz 2 SächsGemO die Rechte aus § 
52 Abs. 2 und 3 SächsGemO zu.

(3) Die Betriebsleitung nimmt an den Sitzungen 
des Betriebsausschusses mit beratender 
Stimme teil. Sie ist berechtigt und auf 
Verlangen verpfl ichtet, zu den Beratungs-
gegenständen Stellung zu nehmen und 
Auskünfte zu erteilen. 

(4) Der Beigeordnete und Bürgermeister für 
Finanzen kann an den Sitzungen des Be-
triebsausschusses teilnehmen.

(5) Die Sitzungen des Betriebsausschusses 
sind öffentlich, soweit er über Gegenstände 
verhandelt und beschließt, über die er end-
gültig entscheidet; § 37 SächsGemO fi ndet 
entsprechende Anwendung. Die Sitzungen 
des Betriebsausschusses sind in der Regel 
nicht öffentlich, soweit die Verhandlungen 
der Vorbereitung von Entscheidungen des 
Stadtrats (Vorberatung) dienen. 

(6) Für den Betriebsausschuss gelten, soweit 
nicht bereits betreffende Regelungen in 
dieser Betriebssatzung getroffen sind, die 
Bestimmungen der §§ 41, 42 SächsGemO für 
beschließende Ausschüsse, die Vorschriften 
des § 44 SächsGemO für die Mitwirkung 
in Ausschüssen und im Übrigen für den 
Geschäftsgang die §§ 36 bis 40 SächsGemO 
entsprechend. Der Betriebsausschuss regelt 
weitere Einzelheiten seiner inneren Ange-
legenheiten im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften und dieser Betriebssatzung 
durch eine Geschäftsordnung für den 
Betriebsausschuss. Der Betriebsausschuss 
kann darauf verzichten, sich eine eigene 
Geschäftsordnung zu geben oder entspre-
chende eigene Regelungen zu treffen, wenn 
sich Bestimmungen über das Verfahren 
beschließender Ausschüsse des Stadtrats 
bereits aus einer Geschäftsordnung für die 
Ratsversammlung der Stadt Leipzig und 
ihre Ausschüsse ergeben und diese auch 
für den Betriebsausschuss Anwendung 
fi nden sollen. 

(7) Der Betriebsausschuss entscheidet über 
die Angelegenheiten des Eigenbetriebs, die 
ihm nach dieser Betriebssatzung oder im 
Einzelfall vom Stadtrat zur Entscheidung 
übertragen sind. Der Betriebsausschuss 
beschließt insbesondere über:
1. Veräußerungen von Vermögensge-

genständen oder anderweitige Verfü-
gungen über Vermögensgegenstände, 
die dem Eigenbetrieb zugeordnet sind, 
bei einem Wert des Vermögensgegen-
stands bzw. Gegenstandswert ab einer 
Höhe von 50 TEUR bis zu 100 TEUR,

2. die Ausführung von Bauvorhaben nach 
VOB (Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen) bei Gesamtkosten 
über 1 Mio. EUR und bis zu 2,5 Mio. 
EUR, wobei bei entsprechenden Vor-
haben > 250 TEUR hierzu die vorher-
gehende Zustimmung des Oberbürger-
meisters erforderlich ist,

3. die Ausführung von Vorhaben/
Leistungen nach VOL (Vergabe- und 
Vertragsordnung für Leistungen) 
sowie von freiberufl ichen Leistungen 
nach VOF (Vergabeordnung für frei-
berufl iche Leistungen) bei Gesamtkos-
ten über 0,25 Mio. EUR und bis zu 1 
Mio. EUR, wobei bei entsprechenden 
Vorhaben > 250 TEUR hierzu die vor-
hergehende Zustimmung des Oberbür-
germeisters erforderlich ist,

4. die Beauftragung von Sachverstän-
digen, Beratungsleistungen und von 
Gutachten außerhalb der Vergabe- und 
Vertragsordnungen (VOB/VOL/VOF 
und der HOAI) ab einem Auftragswert 
von 25 TEUR bis zu 50 TEUR, § 7 Abs. 
8 bleibt unberührt,

5. den Abschluss von sonstigen Verträgen 
(außerhalb der VOB, VOL und VOF) 
bei einem Wert von über 150 TEUR 
bei einmaligen Leistungen und über 
50 TEUR jährlich bei wiederkehrenden 
Leistungen sowie Verträge mit einer 
Laufzeit von mehr als 10 Jahren,

6. die Stundung von Zahlungsansprüchen 
ab einer Höhe von 50 TEUR,

7. den Verzicht auf Ansprüche des Ei-
genbetriebs und die Niederschlagung 
solcher Ansprüche, die Führung von 
Rechtsstreitigkeiten und den Abschluss 
von Vergleichen bei einem Wert bzw. 
Streitwert ab einer Höhe von über 100 
TEUR bis zu 1 Mio. EUR; die Wert-
grenze gilt auch für den Abschluss von 
Vergleichen bei Forderungen gegen den 
Eigenbetrieb,

8. nicht unabweisbare erfolgsgefährdende 
Mehraufwendungen des Erfolgsplans, 
wenn ein dringendes Bedürfnis besteht, 
sowie nicht unabweisbare Mehrauszah-
lungen des Liquiditätsplans, die für 
das einzelne Vorhaben erheblich sind 
(gemäß § 23 Abs. 2 SächsEigBVO),

9. die Grundsätze der Betriebsführung, 
Vermögensverwaltung und Rech-
nungslegung des Eigenbetriebs, soweit 
es sich hierbei nicht um eine dem 
Stadtrat vorbehaltene Festlegung von 
Grundsätzen für die Verwaltung der 
Gemeinde im Sinne von § 28 Abs. 2 Nr. 
1 SächsGemO handelt,

10. alle wesentlichen Finanzangelegen-
heiten des Eigenbetriebs, soweit sie 
nicht zur laufenden Betriebsführung 
gehören und sie nicht in der Zustän-
digkeit eines anderen Organs liegen,

11. die Zustimmung zur durch den Ober-
bürgermeister aufzustellenden Ge-
schäftsordnung für die Betriebsleitung,

12. die Festsetzung von Grundsätzen über 
die Fremdnutzung der Spielstätten im 
nichtkommerziellen Bereich, sofern sie 
im kulturpolitischen Interesse der Stadt 
liegen,

13. den Abschluss und die Erneuerung von 
Dienstverträgen für den künstlerischen 
und künstlerischtechnischen Bereich, so-
fern die Laufzeit länger ist als die Laufzeit 
des Vertrages des Intendanten ist.

 Der Spielplan in Verbindung mit 
einem Wirtschaftsplanentwurf ist dem 
Betriebsausschuss rechtzeitig, d. h. vor 
Veröffentlichung, zur Kenntnisnahme 
vorzulegen und zu erläutern.

(8) Der Betriebsausschuss berät alle Angele-
genheiten des Eigenbetriebs vor, die der 
Beschlussfassung des Stadtrats unterliegen. 
Er spricht in diesen Fällen eine Empfehlung 
zur Entscheidung aus.

(9) Der Betriebsausschuss überwacht die Um-
setzung der für den Eigenbetrieb durch den 
Stadtrat vorgegebenen Eigentümerziele 
sowie die Umsetzung des strategischen 
Unternehmenskonzeptes und dessen Über-
einstimmung mit den Eigentümerzielen. Im 
Rahmen der ihm obliegenden Vorberatung 
des Wirtschaftsplans überwacht der Be-
triebsausschuss die Übereinstimmung der 
Zielsetzungen des Wirtschaftsplans mit den 
Eigentümerzielen und dem strategischen 
Unternehmenskonzept. 

(10) Die Betriebsleitung legt dem Betriebsaus-
schuss die Berichte nach § 14 Abs. 1 sowie 
den Risikobericht nach § 14 Abs. 3 dieser 
Satzung vor.

(11) Der Betriebsausschuss überprüft regelmä-
ßig die Effi zienz seiner Tätigkeit.

§ 11 Zuständigkeit des Stadtrats 
(1) Der Stadtrat entscheidet über alle Angele-

genheiten des Eigenbetriebs, soweit nicht 
der Oberbürgermeister, der Betriebsaus-
schuss, ggf. ein anderer beschließender 
Ausschuss des Stadtrats oder die Betriebs-
leitung zuständig ist oder soweit ihm die 
Angelegenheiten gemäß der SächsGemO, 
der SächsEigBVO oder der Hauptsatzung, 
in der jeweils geltenden Fassung, vorbehal-
ten sind. Der Stadtrat beschließt insbeson-
dere über folgende Angelegenheiten:
1. den Erlass und die Änderung der Ei-

genbetriebssatzung,
2. wesentliche Veränderungen (Aus- und 

Umgestaltungen) des Unternehmens,
3. Eigentümerziele für den Eigenbetrieb 

und das strategische Unternehmens-
konzept,

4. die Wahl und Entlassung der Betriebs-
leiter sowie die Bestellung und Abbe-
rufung eines Ersten Betriebsleiters,

5. die allgemeine Festsetzung von Abga-
ben und Tarifen für privatrechtliche 
Entgelte, insbesondere von Eintritts-
preisen und Ermäßigungen,

6. die in § 10 Abs. 7 dieser Satzung ge-
nannten Angelegenheiten und der dort 
festgelegte höchste Wert überschritten 
wird,

7. die Annahme oder Vermittlung von 
Spenden, Schenkungen oder ähnlichen 
Zuwendungen gemäß § 73 Abs. 5 i. V. 
m. § 28 Abs. 2 Nr. 11 SächsGemO,

8. die Gewährung von Darlehen der Stadt 
Leipzig an den Eigenbetrieb oder des 
Eigenbetriebs an die Stadt Leipzig,

9. die Aufnahme von Darlehen/Kredit-
aufnahmen bei Dritten, sowie über den 
Abschluss sonstiger Rechtsgeschäfte, 
die einer Aufnahme von Darlehen 
wirtschaftlich gleichkommen, 

10. die Bestellung von Sicherheiten, die 
Übernahme von Bürgschaften und 
Verpfl ichtungen aus Gewährverträgen 
sowie den Abschluss ihnen wirtschaft-
lich gleichkommender Rechtsgeschäfte 
ab der in der Hauptsatzung festgelegten 
Wertgrenze,

11. die Entnahme von Eigenkapital nach 
Anhörung der Betriebsleitung (§ 12 
Abs. 2 SächsEigBVO),

12. Liquiditätshilfen an den Eigenbetrieb 
bzw. deren Behandlung als Eigen-
kapitalzuführung (§ 27 Abs. 1 Satz 4 
SächsEigBVO),

13. einen Verlustausgleich aus Haushalts-
mitteln der Stadt Leipzig (§ 12 Abs. 4 
SächsEigBVO),

14. den Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs 
(§ 16 Abs. 1 SächsEigBVO) sowie eine 
Änderung des Wirtschaftsplans (§ 23 
Abs. 1 SächsEigBVO),

15. die Bestimmung des Abschlussprüfers 
für den Jahresabschluss (§ 32 SächsEig 
BVO),

16. die Feststellung des Jahresabschlusses, 
die Verwendung des Jahresgewinns 
oder Behandlung des Jahresverlusts des 
Eigenbetriebs sowie die Entlastung der 
Betriebsleitung (§ 34 Abs. 1 SächsEig 
BVO),

17. eine Besorgung von Kassengeschäften 
durch Dritte (§ 87 Abs. 1 SächsGemO).

(2) Darüber hinaus kann der Stadtrat in An-
gelegenheiten, für die sonst der Betriebs-
ausschuss zuständig ist, im Einzelfall die 
Entscheidung an sich ziehen.

§ 12 Oberbürgermeister
(1) Der Oberbürgermeister ist Dienstvorgesetz-

ter und oberste Dienstbehörde der Betriebs-
leiter und der weiteren beim Eigenbetrieb 
beschäftigten Bediensteten.

(2) Zur Sicherung der Erfüllung der Aufgaben 
des Eigenbetriebs, der Einhaltung der 
rechtlichen Vorgaben und zur Wahrung 
der Einheitlichkeit der Verwaltung kann 
der Oberbürgermeister der Betriebsleitung 
Weisungen erteilen.

(3) Der Oberbürgermeister ist zuständig für 
die Aufstellung der Geschäftsordnung 
für die Betriebsleitung; diese bedarf der 
Zustimmung des Betriebsausschusses (§ 6 
Abs. 4).

(4) Der Oberbürgermeister kann von der 
Betriebsleitung jederzeit Auskunft über 
Angelegenheiten des Eigenbetriebs ver-
langen.

(5) Der Oberbürgermeister schlägt dem Stadt-
rat geeignete Kandidaten zur Wahl der 
Betriebsleitung vor. Zur Empfehlung von 
Kandidaten für die Stelle des Intendanten 
kann der Oberbürgermeister ein ihn 
beratendes unabhängiges Fachgremium 
berufen. Der Oberbürgermeister schlägt 
die Kandidaten für die Stelle des Verwal-
tungsdirektors in Abstimmung mit dem 
Intendanten vor.

(6) Die Einstellung und die Entlassung des 
Generalmusikdirektors und des Ballett-
direktors bedürfen der Zustimmung des 
Oberbürgermeisters.

§ 13 Wirtschaftsführung 
und Rechnungswesen

(1) Der Eigenbetrieb führt eine über das 
Cash-Management der Stadt Leipzig mit 
der Stadtkasse verbundene Sonderkasse 
unter verpfl ichtender Einhaltung sämt-
licher entsprechend geltender Vorschriften 
des Gemeindekassenrechts. Eine ganz oder 
teilweise Übertragung der Besorgung der 
Kassengeschäfte des Eigenbetriebs durch 
einen Dritten entsprechend § 87 SächsGe-
mO ist zulässig. Der Kassenverwalter der 
Sonderkasse des Eigenbetriebs und dessen 
Stellvertreter werden von der Betriebslei-
tung bestellt und abberufen.

(2) Das Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs 

entspricht dem Haushaltsjahr der Stadt 
Leipzig. 

(3) Die Betriebsleitung stellt für jedes Wirt-
schaftsjahr vor dessen Beginn einvernehm-
lich einen Wirtschaftsplan auf, der alle 
Bestandteile und Anlagen gemäß § 16 Abs. 1 
SächsEigBVO und der §§ 17 bis 21 SächsEig-
BVO enthält. Der Wirtschaftsplan baut auf 
dem strategischen Unternehmenskonzept 
auf. Der Wirtschaftsplan hat den Vorgaben 
des innerhalb der Stadt Leipzig geltenden 
Beteiligungscontrollings zu entsprechen. 
Der Entwurf des Wirtschaftsplans ist im 
Benehmen mit dem Beigeordneten und 
Bürgermeister für Finanzen rechtzeitig zu 
erstellen. Die Betriebsleitung hat den Wirt-
schaftsplan zu dem von der Stadt hierfür 
vorgegebenen Termin dem Oberbürger-
meister vorzulegen. Der Wirtschaftsplan 
ist nach Vorberatung im Betriebsausschuss 
durch den Stadtrat zu beschließen.

(4) Die Betriebsleitung hat dem Oberbürger-
meister unverzüglich einen geänderten 
Wirtschaftsplan vorzulegen, wenn die Vo-
raussetzungen des § 23 Abs. 1 SächsEigBVO 
eintreten. Die Änderung des Wirtschafts-
plans gemäß § 23 Abs. 1 SächsEigBVO 
unterliegt den für die Aufstellung des Wirt-
schaftsplans des Eigenbetriebs geltenden 
Verfahrensregeln. Für die Erforderlichkeit 
der Änderung des Wirtschaftsplans in den 
Fällen des § 23 Abs. 1 Nr. 1 und 4 SächsEig-
BVO werden folgende Grenzen festgelegt:
1. Eine Verschlechterung des Jahreser-

gebnisses gegenüber dem Erfolgsplan 
gilt als erheblich, wenn die betreffende 
Abweichung mehr als 250 TEUR des 
geplanten Jahresergebnisses beträgt. 

2. Eine erforderliche erhebliche Vermeh-
rung oder Hebung der in der Stellen-
übersicht vorgesehenen Stellen liegt 
vor, wenn sich die Anzahl der Stellen 
gegenüber der geplanten Anzahl der 
Beschäftigten um mehr als 10 v. H. 
erhöht. Abweichungen vom Stellenplan 
(bzw. der Stellenübersicht) und die 
Leistung höherer Personalaufwen-
dungen, die sich unmittelbar aus einer 
Änderung des Besoldungs- und Tarif-
rechts ergeben, machen regelmäßig 
keine Änderung des Wirtschaftsplans 
erforderlich.

(5) Der Eigenbetrieb führt gemäß § 24 Abs. 
2 SächsEigBVO eine seinen Bedürfnissen 
entsprechende Kosten- und Leistungsrech-
nung. Nähere Vorgaben zur Kosten- und 
Leistungsrechnung der Eigenbetriebe der 
Stadt Leipzig sind gesonderten verwal-
tungsinternen Vorschriften bzw. Dienstan-
weisungen der Stadt Leipzig vorbehalten; 
an derartige Vorgaben ist der Eigenbetrieb 
zwingend gebunden. Vorstehender Satz 2, 
2. Halbsatz gilt entsprechend auch für den 
Fall etwaiger getroffener verwaltungsinter-
ner Regelungen hinsichtlich der Erhebung/
Kalkulation von Abgaben und/oder von 
privatrechtlichen Entgelten.

§ 14 Berichtswesen und 
Risikofrüherkennung

(1) Die Betriebsleitung erstellt nach den Maßga-
ben des von der Stadt Leipzig vorgegebenen 
Beteiligungscontrollings quartalsweise 
schriftliche Berichte an den Oberbür-
germeister und den Betriebsausschuss 
über die wirtschaftliche und fi nanzielle 
Situation sowie über die Leistungen des 
Eigenbetriebs. Die Berichte werden durch 
das städtische Beteiligungscontrolling zu 
Managementreports verarbeitet, die den 
Kriterien der Berichterstattung von § 22 
Abs. 1 SächsEigBVO entsprechen. 

(2) Die Betriebsleitung hat für den Beteili-
gungsbericht (§ 99 SächsGemO) und den 
Gesamtabschluss der Stadt Leipzig (§ 88a 
SächsGemO) erforderliche Angaben bzw. 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

(3) Die Betriebsleitung richtet ein angemessenes 
System zur Früherkennung von Risiken ein 
(§ 23 Abs. 3 SächsEigBVO) und dokumentiert 
dieses in einem Risikohandbuch. Das Risi-
komanagementsystem und wesentliche Än-
derungen des Risikomanagementsystems 
sind dem Betriebsausschuss vorzustellen. 
Die Betriebsleitung erstellt jährlich einen Ri-
sikobericht, der ebenfalls dem Betriebsaus-
schuss vorzulegen ist. Bei Veränderungen 
der Bewertung von Einzelrisiken durch die 
Betriebsleitung ist der Betriebsausschuss in 
der Folgesitzung zu informieren.

§ 15 Jahresabschluss und Lagebericht
(1) Die Betriebsleitung stellt für den Eigen-

betrieb einen Jahresabschluss sowie einen 
Lagebericht auf und legt diese inner-
halb von vier Monaten nach Ablauf des 
Wirtschaftsjahrs, soweit nicht durch den 
Oberbürgermeister eine kürzere Frist zur 
Vorlage verfügt wird, dem Oberbürgermei-
ster vor (§ 31 Abs. 1 und 2 SächsEigBVO). 

(2) Im Lagebericht ist anhand geeigneter Kenn-
zahlen (Finanz- und Leistungskennzahlen) 
auch darzulegen, wie die Aufgaben des 
Eigenbetriebs (§ 2 dieser Satzung) erfüllt 
wurden. Im Übrigen sind bei der Auf-
stellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts die ergänzenden Vorgaben 
der Sächsischen Eigenbetriebsverordnung 
zu beachten (§§ 26 bis 30 SächsEigBVO). 

(3) Für das Verfahren, die Prüfung sowie die 
Feststellung des Jahresabschlusses gelten 
die §§ 31 bis 34 SächsEigBVO.

§ 16 Schlussbestimmungen, Inkrafttreten
(1) Alle in dieser Satzung verwendeten Per-

sonen- und Funktionsbezeichnungen gelten 
jeweils in weiblicher und männlicher Form.

(2) Die neu gefasste Eigenbetriebssatzung tritt 
am Tag nach ihrer öffentlichen Bekannt-
machung im Leipziger Amtsblatt in Kraft. 
Zum gleichen Zeitpunkt tritt die bisherige 
Fassung der Eigenbetriebssatzung (Be-
schluss Nr. RBV-1248/12 vom 20.06.2012, 
veröffentlicht im Leipziger Amts-Blatt Nr. 
16 am 01.09.2012) außer Kraft. 

Stadt Leipzig, 26.02.2015
Der Oberbürgermeister
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Allgemeine Angaben zu Veröffentlichungen nach VOB/A

Ausschreibungen der Stadt Leipzig nach VOB/A und VOL/A

Ausschreibungen nach VOB/A werden auf den Webseiten der Stadt Leipzig unter 
- www.leipzig.de -> Wirtschaft und Wissenschaft -> Unternehmensservice -> Vergaben VOB/VOL 
oder direkt unter 
- www.leipzig.de/pervergabe/ausschreibungen_VOB.aspx veröffentlicht.

Den vollständigen Wortlaut der Bekanntmachungen gem. §§ 12 und 12 EG Abs. 2 VOB/A 
fi nden Sie auf der o. g. Webseite.

Die Vergabeunterlagen können Sie kostenlos in digitaler Form ebenfalls unter der o. g. Web-Adres-
se erhalten. 
Dazu müssen Sie sich einmalig unter www.leipzig.de/pervergabe/registrieren.aspx registrieren.
Das Datum, ab dem die Vergabeunterlagen zum Download bereit stehen, entnehmen Sie bitte bei Öf-
fentlicher Ausschreibung oder Offenem Verfahren der Bekanntmachung. 
Bei Ausschreibungen mit Teilnahmewettbewerb erhalten Sie eine gesonderte Aufforderung zur Teil-
nahme am Wettbewerb, sofern Sie sich um die Teilnahme vorher schriftlich beworben haben und Ihre 
Bewerbung berücksichtigt wurde.
Bei Beschränkter Ausschreibung, Freihändiger Vergabe sowie Verhandlungsverfahren erhalten Sie 
eine gesonderte Aufforderung zur Teilnahme am Wettbewerb, sofern Sie dafür ausgewählt wurden.
Bei technischen Fragen zur Anmeldung oder zum Download wenden Sie sich bitte per 
E- Mail an support_vergabe@leipzig.de oder Tel. (0341) 123-7659 bzw. -7730.
Bei Fragen zum Ablauf eines Verfahrens wenden Sie sich bitte an folgende Mitarbeiterinnen der Zen-
tralen Vergabestelle der Stadt Leipzig:

Frau Classen, Tel. (0341) 123-7776
Frau Schwarze, Tel. (0341) 123-7778
Frau Hanisch, Tel. (0341) 123-7788

Bei fachlichen Fragen zum Verfahren wenden Sie sich bitte an den/die in der Bekanntmachung oder 
den Vergabeunterlagen genannte/n Bearbeiter/in.

Straßenbauarbeiten
a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Stadt Leipzig - Verkehrs- und Tiefbauamt, 04092 

Leipzig
b) Vergabeverfahren: Öffentliche Ausschreibung
 Vergabenummer: B15-6630-01-0053
e) Ort der Ausführung:
 Neubau Kreisverkehr Knoten Chemnitzer Stra-

ße / Leinestraße in 04279 Leipzig, OT Dölitz/
Dösen, TO: Straßenbau, Straßenbauarbeiten �

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Stadt Leipzig - Verkehrs- und Tiefbauamt, 04092 

Leipzig
b) Vergabeverfahren: Öffentliche Ausschreibung
 Vergabenummer: B15-6630-01-0180
e) Ort der Ausführung:
 Ausbau Laubestraße in 04159 Leipzig, OT Mö-

ckern, Straßenbauarbeiten �

Elektroanlagen
a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Stadt Leipzig - Amt für Gebäudemanagement, 

04092 Leipzig
b) Vergabeverfahren: Öffentliche Ausschreibung
 Vergabenummer: B15-6535-01-0200
e) Ort der Ausführung:
 Gewandhaus 5. BA-Energetische Sanierung, 

Augustusplatz 8, 04109 Leipzig, Los 10 Elek-
troanlagen �

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Stadt Leipzig - Amt für Gebäudemanagement, 

04092 Leipzig

1. Ausschreibungen nach VOL werden auf der städtischen Homepage unter www.ausschreibungen.
leipzig.de veröffentlicht. Der Download der Vergabeunterlagen ist kostenfrei. Sollte der Download 
nicht erfolgreich sein, senden Sie bitte eine Mitteilung an support_vergabe@leipzig.de. 

2. Angebotsabgabe: Das Angebot ist ausschließlich schriftlich bis zum geforderten Termin in einem 
geschlossenen Umschlag einzureichen.  Das Ende der Angebotsfrist ist in jedem Fall der späteste 
Eingangstermin.

  Postanschrift: Stadt Leipzig, Zentrale Ausschreibungsstelle VOL, 04092 Leipzig
 persönliche Abgabe: Stadt Leipzig, Zentrale Ausschreibungsstelle VOL,
     Martin-Luther-Ring 4-6, Zimmer U 40, 04109 Leipzig
3. Zahlungsbedingungen: nach VOL/B § 17; weiterhin gelten die Allgemeinen Auftrags- und Zah-

lungsbedingungen der Stadt Leipzig für die Vergabe von Lieferungen und Leistungen (sind den 
Vergabeunterlagen zu entnehmen)

4.  Sprechzeit der Zentralen Ausschreibungsstelle VOL
 nur nach tel. Voranmeldung unter (0341) 1 23 23 86 oder 1 23 23 76
 Neues Rathaus, Zimmer U 40, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig

Allgemeine Angaben zu Veröffentlichungen nach VOL/A

Folgende Ausschreibung ist neu eingestellt unter: www.leipzig.de/pervergabe

Lieferung von Multifunktionspapier
Vergabe-Nr.: L15-1062-06-0019
Art und Umfang der Leistung: Lieferung von Multifunktionspapier für die Stadtverwaltung Leip-

zig mit einem jährlichen Wertumfang von ca. 250.000 EUR �

b) Vergabeverfahren: Öffentliche Ausschreibung
 Vergabenummer: B15-6535-01-0202
e) Ort der Ausführung:
 Gewandhaus 5.BA-Brandschutzmaßnahmen 

2015,Augustusplatz 8, 04109 Leipzig, Los 18 
Elektroanlagen �

Lüftungstechnik
a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Stadt Leipzig - Amt für Gebäudemanagement, 

04092 Leipzig
b) Vergabeverfahren: Öffentliche Ausschreibung
 Vergabenummer: B15-6535-01-0187
e) Ort der Ausführung:
 Gewandhaus, 5. BA Brandschutzmaßnahmen 

2015, Augustusplatz 8, 04109 Leipzig, Los 15 
Lüftungstechnik �

Estrich und Gussasphalt
a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Stadt Leipzig - Amt für Gebäudemanagement, 

04092 Leipzig
b) Vergabeverfahren: Öffentliche Ausschreibung
 Vergabenummer: B15-6532-01-0242
e) Ort der Ausführung:
 Schule am Weißeplatz, Modernisierung und Er-

weiterungsneubau Haus 1, Ferdinand- Jost-Stra-
ße 33, 04299 Leipzig, Estrich und Gussasphalt �

Tischlerarbeiten
a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Stadt Leipzig - Amt für Gebäudemanagement, 

04092 Leipzig

b) Vergabeverfahren: Offenes Verfahren
 Vergabenummer: B15-6532-06-0244
e) Ort der Ausführung:
 Gesamtsanierung der Gebäude Gorkistraße 15 

und 25 und Erweiterungsneubau zur Errich-
tung eines Gymnasiums, 04347 Leipzig, Los 
20.2 Tischlerarbeiten Holzfenster G25 �

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Stadt Leipzig - Amt für Gebäudemanagement, 

04092 Leipzig
b) Vergabeverfahren: Offenes Verfahren
 Vergabenummer: B15-6532-06-0245
e) Ort der Ausführung:
 Gesamtsanierung der Gebäude Gorkistraße 15 

und 25 und Erweiterungsneubau zur Errich-
tung eines Gymnasiums, 04347 Leipzig, Los 
20.1 Tischlerarbeiten Holzfenster G15 �

Fasade-Putz Naturstein
a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Stadt Leipzig - Amt für Gebäudemanagement, 

04092 Leipzig
b) Vergabeverfahren: Offenes Verfahren
 Vergabenummer: B15-6532-06-0247
e) Ort der Ausführung:
 Gesamtsanierung der Gebäude Gorkistraße 15 

und 25 und Erweiterungsneubau zur Errichtung 
eines Gymnasiums, 04347 Leipzig, Los 22.3 Fas-
sadensanierung - Putz Naturstein G25, Gorki-
straße �

Innenputz Schule
a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Stadt Leipzig - Amt für Gebäudemanagement, 

04092 Leipzig
b) Vergabeverfahren: Offenes Verfahren
 Vergabenummer: B15-6537-06-0254
e) Ort der Ausführung:
 Förderschule Käthe Kollwitz, Karl-Vogel- Stra-

ße 17/19, 04318 Leipzig, Innenputz Schule �

Schließanlage
a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Stadt Leipzig - Amt für Gebäudemanagement, 

04092 Leipzig
b) Vergabeverfahren: Öffentliche Ausschreibung
 Vergabenummer: B15-6531-01-0259
e) Ort der Ausführung:
 BSZ 12 - neuer Standort Rosenowstraße 60, 

04357 Leipzig, 1.BA Brandschutzmaßnahme, 
Los 13 Schließanlage �

Fassade
a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Stadt Leipzig - Amt für Gebäudemanagement, 

04092 Leipzig
b) Vergabeverfahren: Öffentliche Ausschreibung

 Vergabenummer: B15-6538-01-0262
e) Ort der Ausführung:
 BSZ 12 - energetische Sanierung 2. BA, Rose-

nowstraße 60, 04357 Leipzig, Los 37- Fassade �

Ergänzungsausstattung 
Fachräume

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Stadt Leipzig - Amt für Gebäudemanagement, 

04092 Leipzig
b) Vergabeverfahren: Öffentliche Ausschreibung
 Vergabenummer: B15-6538-01-0264
e) Ort der Ausführung:
 BSZ 12 - energetische Sanierung 2. BA, Rose-

nowstraße 60, 04357 Leipzig, Los 27 - Ergän-
zungsausstattung Fachräume �

Dachabdichtungs- und 
Klempnerarbeiten

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Stadt Leipzig - Amt für Gebäudemanagement, 

04092 Leipzig
b) Vergabeverfahren: Öffentliche Ausschreibung
 Vergabenummer: B15-6538-01-0265
e) Ort der Ausführung:
 BSZ 12 - energetische Sanierung 2. BA, Rose-

nowstraße 60, 04357 Leipzig, Los 45 - Dachab-
dichtungs-und Klempnerarbeiten �

Sonnenschutz
a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):

 Stadt Leipzig - Amt für Gebäudemanagement, 
04092 Leipzig

b) Vergabeverfahren: Öffentliche Ausschreibung
 Vergabenummer: B15-6538-01-0263
e) Ort der Ausführung:
 BSZ 12 - energetische Sanierung 2. BA, Rose-

nowstraße 60, 04357 Leipzig, Los 38 - Sonnen-
schutz �

Wasserbau- und 
Landschaftsbauarbeiten

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Stadt Leipzig - Amt für Stadtgrün und Gewäs-

ser, 04092 Leipzig
b) Vergabeverfahren: Öffentliche Ausschreibung
 Vergabenummer: B15-6723-01-0246
e) Ort der Ausführung:
 Ersatzneubau eines Durchlasses am Oberen Ge-

wändegraben / Lösegraben, Wasserbau- und 
Landschaftsbauarbeiten , 04329 Leipzig-Pauns-
dorf �

Borstenfi schpass
a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Stadt Leipzig - Amt für Stadtgrün und Gewäs-

ser, 04092 Leipzig
b) Vergabeverfahren: Öffentliche Ausschreibung
 Vergabenummer: B15-6723-01-0256
e) Ort der Ausführung:
 Elstermühlgraben BA2; Schreberwehr, Fisch-

Kanu-Pass , 04109 Leipzig �

Anzeigen

Die Leipziger Wohnungs- und Baugesellschaft mbH beabsichtigt, je 
nach Vollständigkeit der Teilnahmeanträge, bis zu 8 Unternehmen zur 
Abgabe von Angeboten aufzufordern.

Baumaßnahme: Universitätsstr. 18 + 20 in Leipzig 

Leistung: malermäßige Instandsetzung Fenster unter bewohnten 
Bedingungen

Leistungsumfang: Außenanstrich von ca. 320 Fenster und Türen 
in unterschiedlichen Größen und Teilungen, Anstrich von ca. 75 m² 
Fensterbrüstungsgittern sowie einfache tischlermäßige Instandhal-
tungsarbeiten.

Aufteilung in Lose: nein

Voraussichtl. Ausführungsfrist: ca. 15.06.2015 – 30.10.2015

Bewerbungen bis: 02.04.2015

zu richten an: Leipziger Wohnungs- und Baugesellschaft mbH, 
 Vergabestelle, Prager Str. 21 in 04103 Leipzig, Tel. 0341 - 992 4330

Ausgabe/Versand: ab 15.04.2015

Angebotseinreichung: 30.04.2015 bis 10.00 Uhr
Ein Anspruch oder Erklärungen seitens des Bauherrn auf Berücksich-
tigung bestehen nicht.

Nachweise: Die nachfolgend genannten Nachweise sind mit der 
Bewerbung vorzulegen!
- Nachweis der Fachkunde mit Eintragung Handwerksrolle für Maler
- gültige Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft 
- vergleichbare Ausführungen unter bewohnten Bedingungen  
- Umsatz der letzten 3 Geschäftsjahre 
- gewerbliche Arbeitnehmer nach Berufsgruppen
- Auszug aus dem Handelsregister aus 2014
- bei GbR Vertretungsvollmacht
Bietergemeinschaften haben die Mitglieder, den bevollmächtigten 
Vertreter und die Absicht, im Auftragsfall eine ARGE zu bilden, zu 
nennen. Die Nachweise gelten für die Mitglieder ebenso.

www.lwb.de

WIR VERSTEHEN ENERGIE.

HEIZÖL ERDGAS STROM PELLETS

www.praeg.de       Telefon 03 42 05 / 7 53 - 0       Wir freuen uns auf Ihren Anruf ! 

Die Leipziger Wohnungs- und Baugesellschaft mbH beabsichtigt, je 
nach Vollständigkeit der Teilnahmeanträge, mindestens 8 Unterneh-
men zur Abgabe von Angeboten aufzufordern.

Maßnahmen: Erwerb einschl. Lieferung von 4 Gas-Wärmeerzeugern 
mit zentraler Warmwasserbereitung bis 160 kW 

Leistungsorte: Lichtenbergweg 5 in 04299 Leipzig

Aufteilung in Leistungsabschnitte: nein, Bewerbungen sind nur für 
die Gesamtleistung möglich 

Voraussichtl. Liefertermin: ab 24. Kalenderwoche 2015, mit schrift-
lichem Abruf

Bewerbungen bis: 10.04.2015

zu richten an: Leipziger Wohnungs- und Baugesellschaft mbH, 
 Vergabestelle, Prager Str. 21 in 04103 Leipzig, Fax-Nr. 0341 - 992 1109 

Versand ab: 21.04.2015

Angebotseinreichung: 06.05.2015, bis 10:00 Uhr

Bindefrist an das Angebot bis: 08.06.2015
Die Berücksichtigung von Bewerbungen richtet sich nach der Vollstän-
digkeit der beigefügten Nachweise. Ein Anspruch oder Erklärungen 
seitens des Bauherrn auf Berücksichtigung bestehen nicht.

Nachweise: Die nachfolgend genannten Nachweise sind mit der 
Bewerbung vorzulegen!
- Gewerbean-/-ummeldung/Eintragung IHK; bei Eintragungspflicht 

Auszug aus dem Handelsregister, nicht älter als 1 Jahr; bei GbR 
Vertretungsvollmacht

- Mitgliedsbescheinigung der Berufsgenossenschaft 
- Umsatz der letzten 3 Geschäftsjahre 
- Nachweis zur Berufshaftpflichtversicherung

www.lwb.de

BAUEN UND WOHNEN TIPPS FÜR EIN SCHÖNES ZUHAUSE

(djd/pt). Fällt das Stichwort 
„energetische Sanierung“, den-
ken die meisten Hauseigen-
tümer sicherlich zunächst an 
Heizkosten, die sich durch eine 
Wärmedämmung dauerhaft 
senken lassen. Als nächster 
Vorteil kommt vielen das verbes-
serte Raumklima in den Sinn. Ein 
weiterer wichtiger Aspekt wird 
allerdings häufi g außer Acht 
gelassen - dabei wirkt er umso 
langfristiger: Wer die eigenen 
vier Wände auf einen modernen 

Eine Sanierung senkt die Heizkosten und erhöht 
die Attraktivität des Eigenheims

energetischen Standard bringt, 
sichert und erhöht damit den 
Wert des Gebäudes, etwa bei 
einem möglichen Wiederver-
kauf oder einer Vermietung in 
der Zukunft. „Diese positive Fol-
ge der energetischen Sanierung 
ist insbesondere für Hausbesit-
zer wichtig, die langfristig den-
ken und auch die nachfolgenden 
Generationen im Blick haben“, 
sagt Marianne Tritz, Geschäfts-
führerin des Gesamtverbands 
Dämmstoffi ndustrie (GDI).

Langfristiger Werterhalt 
der Immobilie

Beim Verkauf einer Immo-
bilie ist der Energieausweis 
schon heute Pfl icht: Er macht 
auf einen Blick deutlich, wie 
sparsam das jeweilige Eigen-
heim mit der Energie umgeht. 
Eine schlechte oder gar nicht 
gedämmte Fassade kann sich 
somit bereits heute nachteilig 
auf den erzielbaren Verkaufs-
preis auswirken. Marianne 
Tritz sagt weiter: „Dieser Effekt 
wird sich in Zukunft noch 
verstärken. Im Gegenzug dürf-
ten für energetisch effi ziente 
Gebäude, abhängig jeweils 

auch von der Lage, höhere 
Preise oder eine bessere Ver-
mietbarkeit zu erwarten sein.“ 
Fachleute unterscheiden dabei 
zwischen einer Instandhaltung 
und einer echten Sanierung: 
Während bei der Instandhal-
tung nur kleine Schäden wie 
ein Riss im Mauerwerk beho-
ben werden, geht es bei einer 
Sanierung um die nachhaltige 
Wirkung.

Höhere Zuschüsse für 
die Energieberatung

Voraussetzungen für eine 
wertsteigernde Wirkung sind 
eine gute Planung und pro-
fessionelle Ausführung der 
Sanierung: „Der erste Weg 
sollte daher zu einem erfahre-
nen Energieberater führen. Er 
nimmt eine Bestandsaufnahme 
vor und entwickelt daraus 

einen konkreten Maßnahmen-
plan für den Hauseigentümer“, 
empfiehlt Marianne Tritz. 
Hausbesitzer, die eine ener-
getische Sanierung planen, 
können sich freuen: Seit dem 
1. März 2015 gibt es deutlich 
höhere Zuschüsse für eine 
vor-Ort-Beratung. Die maxi-
male Fördersumme, die vom 
Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle (BAFA) aus-
gezahlt wird, beträgt für Ein- 
und Zweifamilienhäuser 800 
Euro (statt bislang 400 Euro) 
und für Gebäude mit mindes-
tens drei Wohneinheiten maxi-
mal 1.100 Euro (statt bisher 500 
Euro). Unter www.bafa.de gibt 
es mehr Informationen dazu, 
Adressen von Energieberatern 
vor Ort können Hausbesitzer 
unter www.energie-effi zienz-
experten.de suchen.

Nach einer energetischen Sa-
nierung wird der Bedarf an 
Heizmaterialien für die eigenen 
vier Wände deutlich geringer.
Foto: djd/GDI/dena/Robert 
Pupeter
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SENSATIONSPREIS: 5-STERNE LUXUS HOTEL
NEUBAU AN DER POLNISCHE OSTSEEKÜSTE

SONDERAKTON: HALBER BUSPREIS FÜR SLOWAKEI-KUREN

Grand Lubicz ***** Ustka – Große Wasserlandschaft
Anreise: jeden Sonnabend!

Drei Inseln ***+ Neubau in Swinemünde ab Mai 2015!
Anreise: jeden Sonnabend!

Halbpension, Nutzung des Hallenbades

27.11.-21.12.15  182 €
31.10.-27.11.15  245 €
01.10.-31.10.15  280 €

01.09.-01.10.15 322 €
01.07.-01.09.15 406 €
01.05.-30.06.15 322 €

Programm A Erholung 
Halbpension, Nutzung der Wellnesslandschaft 
Preis pro Woche im DZ p.P.:    
28.11.-19.12.15               224 €
24.10.-28.11.15               245 €
26.09.-24.10.15                308 €
22.08.-26.09.15 / 23.05.-20.06.15              378 €
20.06.-22.08.15              567 €
01.04.-23.05.15              252 €

Programm B: Wellness
5 Nächte mit Halbpension, Nutzung der Wellnesslandschaft, je  

1x Gesichtsbehandlung, Hot-Stone-Massage, Maniküre oder Pediküre, 

Preise p.P. :

01.04.-23.05.15   EZ: 235 € DZ: 205 €
23.05.-20.06.15/22.08.-26.09.15    EZ: 345 € DZ: 299 € 
26.09.-24.10.15             EZ: 309 € DZ: 249 €
28.11.-19.12.15    EZ: 209 € DZ: 189 €15 Kur-Anwendungen pro Woche: 36 €, VP-Zuschlag: 28 €/Wo.

Bustransfer polnische Ostsee inkl. Haustürservice ab /an Leipzig p.P. ab 99 €

Preise p.P. 
in €

Weihnachten 
19.12.-26.12.15

Silvester  
26.12.-02.01.16

Weihnachten & Silvester
19.12.-02.01.16

DZ Standard 339 549 879

EZ Standard 379 619 979

DZ Lux 519 729 1.239

APP 605 815 1.409

Weihnachten & Silvester:
Grand Lubicz

Drei Inseln

Leistung: Halbpension (Vollpension gegen Zuschlag 36 Euro p.P./Woche), freie Nutzung von 
Wellnesscenter.Weihnachtsmenü, Musikabend, Silvestermenü, Silvesterball 

Kurpaket gegen Zuschlag: ärztliche Konsultation, 3 Anwendungen / Werktags. 36 € / Woche

Leistung: Vollpension, Weihnachtsmenü, Tanzabend, Silvestermenü, Silvesterball . 

Kurpaket gegen Zuschlag: ärztliche Konsultation, 2 Anwendungen / Werktags. 55 € / Woche

1 Woche ab   339,-  € 

1 Woche ab   419,-  € Preise p.P. 
in €

Weihnachten 
19.12.-02.01.16

Silvester
26.12.-02.01.16

Weihnachten & Silvester 
19.12.-02.01.16

DZ 419 539 955

EZ 519 639 1.155

10 Kuranwendungen pro Woche: 34 €

 (030) 911 487 22
 info@Kuren.de

Mehr Informationen & Angebote  
erhalten Sie im Reisebüro oder
MediKur Reisen GmbH · H.-Grüber-Str. 3 · 12621 Berlin

statt 184 € nur 92 € 
ab/an Leipzig HBF.

Erfragen Sie unsere  2- & 3-wöchigen Termine. 

Unser Tipp:
Bus nach Heviz/Ungarn statt 259 € nur 130€

Günstige Paketpreise  
für 2- & 3-wöchige  

Reisen: 
Busan-/ abreise ab Leipzig HBF,  
Unterkunft im Balnea-Komplex,  

Vollpension,  
12 Anwendungen pro Woche

Preise p.P. in € 12.04.-26.04.15 26.04.-10.05.15 08.11.-29.11.15 29.11.-20.12.15

Grand
DZ 969 1.009 1.409

EZ 1.159 1.109 1.699

Splendid
DZ 1.079 1.139

EZ 1.269 1.329

Palace
DZ 1.269 1.339 1.859 1.709

EZ

Ausgebucht

Ausgebucht

Kein Zuschlag Kein Zuschlag Kein Zuschlag Kein Zuschlag
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REISEMARKT TIPPS FÜR IHREN URLAUB

Spreewald

Insel Usedom / Ostsee

Miniwelt Lichtenstein öffnet am 27. März seine Tore
Ohne Grenzen geht es an einem 
Tag auf „kleine Weltreise“. Hier 
fährt man nicht mit dem Taxi 
nach Paris sondern geht zu Fuß. 
Von weitem sichtbar begrüßt 
der 12 Meter hohe Eiffelturm die 
Besucher. Er ist eines der über 100 
bedeutenden Bauwerke der Erde, 
welche im Maßstab 1:25 erbaut 
wurden. Eingebettet in fünf 
Hektar Parklandschaft haben 
die Monumente unterschiedliche 
Größen, genau wie ihre Originale 
in der Welt.
Ein Alleinstellungsmerkmal der 
Miniwelt ist die Antike. Der 2014 
vor den Augen der Besucher 
gebaute Tempel der Artemis 

ist fertiggestellt. Als sechstes 
Weltwunder bereichert er mit 
dem Saisonbeginn die Antike in 
Lichtenstein. 
Beim Spaziergang um die Welt 
gibt es so viel zu erleben. Per 
Tastendruck werden verschie-
dene Aktionen an den Modellen 

in Gang gesetzt, am Leuchtturm 
geht das Licht an, in Speyer ertönt 
Glockenklang, die Wuppertaler 
Schwebebahn fährt aus ihrem 
Bahnhof heraus, in Dresden hört 
man Orgelmusik. Funkfernge-
steuerte Boote fahren auf der 
Nord- und Ostsee oder der Airbus 
A310 hebt ab und dreht über den 
Köpfen der Besucher seine Runde. 
Westlich vom Eiffelturm lässt die 
erweiterte Kinderspielfl äche mit 
Balancierbalken, XXL „Mensch 
ärgere dich nicht“ – Spiel und 
Wasserspielanlage die Kinderher-
zen höher schlagen. In der Schau-

werkstatt besteht die Möglichkeit 
selber kreativ tätig zu werden.
Zu Ostern (3. – 6. April) gibt es für 
die großen und kleinen Besucher 
Überraschungen. In der Miniwelt 
nimmt „Meister Lampe“ die 
Steppkes und natürlich auch 
Erwachsene von 10.30 bis 15.30 
Uhr mit auf den „Spaziergang 
durch die Welt“ und er hat Über-
raschungen in seinem Körbchen.
In der Schauwerkstatt gibt es 
von 10.30 bis 15.30 Uhr kreative 
Osterbasteleien und das Glücks-
rad wartet auf drehfreudige 
Kinderhände.

Insel Rügen / OstseeFranken

Bei Bamberg, 5 T. HP ab 159,- €, eig. Metz-
gerei, Menüwahl,  09535-241, Prosp. anf.
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Urlaub im Bayerischen Wald
Ihr Sonnenhotel liegt, umgeben von grünen Hochwäldern, in ruhiger Lage 
am Ortsrand von Bodenmais, nur wenige Gehminuten von Ortszentrum 
entfernt. 

Diese Region zählt zu den schönsten Wandergebieten und ist mir ihrer ein-
drucksvollen, teils unberührten Natur und den vielseitigen Sport- und Frei-
zeitangeboten das richtige Reiseziel für einen abwechslungsreichen Urlaub 
alleine, zu zweit oder mit der ganzen Familie. 

Sehr bekannt ist dieser Ort für sein Glaskunsthandwerk, besuchen Sie die 
einzigartige Glasstraße und fertigen Sie in einer der Glasbläsereien Ihr eigenes 
Kunstwerk an. 

Unsere Zimmer sind familienfreundlich, großzügig geschnitten und komforta-
bel mit Bad, WC, Fön, Telefon, Sat-TV, Schreibtisch und Radiowecker ausge-
stattet. Viele der Räumlichkeiten verfügen zudem über einen Balkon oder eine 
Terrasse. Auch Ihr Vierbeiner ist bei uns ein gern gesehener Gast. 

In unserem hoteleigenen Restaurant verwöhnen wir Sie morgens mit einem 
reichhaltigen Frühstücksbüffet. Abends überraschen wir Sie mit liebevoll kre-
ierten Menüfolgen und wechselnden Themenbüffets.

Eigene Hin-/Rückreise. Preise exkl. 
Kurtaxe. Veranstalter: Sonnenhotels 
Deutschland GmbH & Co. KG
Irrtümer, Druckfehler und 
Programmänderungen vorbehalten. 

„2 verreisen, 1 zahlt“
Anreise täglich

Im Preis enthaltene Leistungen: 
 3 Übernachtungen
 3 x reichhaltiges Frühstücksbuffet
 3 x Abendessen im Rahmen unserer beliebten 

 Halbpension
eine Bodenmais – Shopping Card sowie ein 5%   

 Vorteilsgutschein für die JOSKA Kristall Welt
Bademantel und Saunatücher für Erwachsene ohne  

 Leihgebühr
 freie Nutzung des Wellnessbereichs mit Hallenbad 

 und Sauna
 Eintritt in das Bodenmaiser WellVital-Zentrum, in   

 welchem Fitnesskurse angeboten werden

Parkplatz auf dem Hotelgelände 
 4 Tage inklusive Halbpension  
 nur € 239,- für 2 Personen im DZ 

 EZ-/FZ-Aufschlag: € 10,- pro Person und Nacht 

Reisezeitraum: ab sofort bis 30.04.2015

Buchbar ab sofort nach Verfügbarkeit 
(Feiertage ausgeschlossen)

Kinder bis einschl. 6 Jahre im Zimmer der Eltern frei, von 7 bis 
11 Jahre 50 %,  von 12 bis 17 Jahre 25%  Ermäßigung.
(Ab 2 Kindern Familienzimmer erforderlich)

Information und Buchung:

Kostenlose Hotline: 0800/77 44 555 
oder unter 05321 / 68 55 40

Buchungs-Code bitte angeben: LR-1503-SFB

E-Mail: zentralreservierung@sonnenhotels.de

... im Ferienort Nr. 1 Bodenmais

OstseeFerienLand:  Erste deutsche Freizeitrepublik
(djd/pt). Seit drei Jahren gibt es 
sie, die erste deutsche Urlaubs-
nation: das OstseeFerienLand. 
Und als unabhängige Freizeit-
republik verfügt sie über gleich 
fünf sehenswerte Hauptstädte: 
Grömitz, Kellenhusen und Dah-
me direkt am Ostseestrand, sowie 
Grube und Lensahn im grünen 
Hinterland.

Für Wasserratten und 
Strandläufer

Endlose Strände warten auf 
Wasserratten, Sandbuddler 
und Strandläufer. In der erfri-
schenden Ostsee lässt es sich 
wunderbar baden, plantschen, 
schwimmen oder Wassersport 
treiben. Vor allem Deutschlands 
härteste Urlaubstester, die Kin-
der, bezeichnen die Region gerne 
auch als Familienparadies, denn 
am Strand und an Land wird den 
„Lütten“ jede Menge Spaß gebo-
ten. In den Kinderclubs sind die 
Urlaubskids endlich mal unter 
sich, während Mama und Papa 
in aller Ruhe entspannen können. 
Gemeinsam geht man dann auf 
die vielen Spielplätze, man bum-
melt über Strandpromenaden 

und Seebrücken oder genießt 
eine der vielen Veranstaltungen, 
die sich die „Tourismusminis-
ter“ für die großen und kleinen 
Urlaubsgäste ausgedacht haben. 
Mehr Informationen gibt es unter 
www.ostseeferienland.de.

Wiesen, Wald und 
wenig Stress

„Doch hinter den Stränden geht 
der Urlaub noch viel weiter“, 
weiß Reiseexpertin Beate Fuchs 
vom Verbraucherportal Ratge-
berzentrale.de. So locke das grüne 
Hinterland Entdecker mit vielen 
Sehenswürdigkeiten, grünen 
Wiesen, viel Wald und wenig 
Stress. Am besten entdecke man 
die Gegend mit dem Wappentier 
des Hinterlandes: dem Draht-
esel. Denn über 300 Kilometer 
Fahrradwege führen durch eine 
meist ebene Landschaft, die man 
auch zu Fuß erwandern kann. 
Ziele gibt es wie Sand am Meer: 
den Zoo in Grömitz, den Wald 
und das Freibad in Kellenhusen, 
das uralte Kloster Cismar oder 
den Museumshof in Lensahn - 
Orte, die auch Familien gerne 
besuchen, wenn ein seltenes 
Naturphänomen auftaucht, das 
die Einheimischen „Schietwetter“ 
nennen. Gemütliche Cafés und 
urige Restaurants liegen direkt 
auf dem Weg und es ist nie weit 
zum Sandstrand, wo man sich mit 
einem Bad im blauen Ostseewas-
ser wunderbar abkühlen kann.

Das grüne Hinterland lockt 
Entdecker mit vielen Sehens-
würdigkeiten.
Foto: djd/Ostsee-Holstein-
Tourismus

Schäden am Dachfenster?
Mein Tipp: Sanieren statt auswechseln!

Foto oben:
schadhaftes Dach-
fenster vor 
der Sanierung

Foto rechts:
saniertes Dach-
fenster mit Blend-
rahmenprofi lleiste

Plauen. Als “Einfach Genial” - 
eine Sendung des MDR-Fernse-
hens, auf seine Idee aufmerksam 
machte, gab es sehr viele Anfra-
gen an Peter Kaczmarek, der in 
Alt-Chrieschwitz eine Firma na-
mens Wohn-Design betreibt. 
Seither hat er sich spezialisiert 
und ist deutschlandweit mit sei-
nem günstigen Alternativ-Vor-
schlag zum Austausch maroder 
Dachfenster unterwegs. 
Zum Schutz vor Schwitz- und 
Kondenswasser entwickelte er 
für Dachschrägfenster eine so-
genannte Blendrahmenprofi  llei-
ste, die es gestattet, ein bereits 
beschädigtes Holzfenster dauer-
haft zu sanieren anstatt es aus-
zuwechseln. Diese Blendrah-
menprofi lleiste ist ein Alu-Pro-
fi l mit einer speziellen Formge-
bung und wird zum Schutz vor 
dem Eindringen von Feuchtig-
keit und zur Überdeckung be-
reits vorhandener schadhafter 
Stellen an Dachschrägfenstern 
exakt angepasst.
Das sich bildende Wasser wird 
abgeleitet und durch ein aus-
tauschbares, saugfähiges Ma-
terial, was sich in der Schiene 
befi ndet, aufgesaugt. Somit ist 
auch der Schutz des Fensterglas-

rahmens gegeben und eine Zerstö-
rung der Fenster durch Schwamm 
und Schimmelbildung wird verhin-
dert. Das neue Produkt zeichnet 
sich auch durch schnelle Monta-
ge aus und steht bereits unter Ge-
brauchsmusterschutz.
Weitere Informationen und Bera-
tung erhalten Sie über:

Wohn-Design
Möschwitzer Straße 25
08529 Plauen
Tel. 03 741 / 741 565
peterkaczmarek@arcor.de
www.schimmelbefall-
dachfenster.de

- Anzeige -

BAUEN UND WOHNEN TIPPS FÜR EIN SCHÖNES ZUHAUSE

(djd/pt). Geht es um die Optik 
eines Hauses, spielt das Dach 
eine entscheidende Rolle. Die 
Neigung, die Form und nicht 
zuletzt das Eindeckungsma-
terial prägen schon auf den 
ersten Blick die Gesamtwir-
kung des Gebäudes. „Aber 
nicht alles, was gefällt, ist auch 
erlaubt. Vorgaben macht unter 
anderem der Bebauungsplan“, 
weiß Alexander Flebbe vom 
Dachsystemanbieter Braas. 
Bauherren und Modernisierer 
sollten sich daher zunächst über 
örtliche Vorgaben informieren, 
bevor sie ihrer Kreativität freien 
Lauf lassen.

Understatement in Grau
Zum klassischen Rot oder 
Schwarz der Dachpfannen 
gesellen sich heute immer 
mehr Möglichkeiten. Im Trend: 
eine graue Dacheindeckung. 
Denn Grautöne wirken edel 
und vermitteln ein gekonntes 
Understatement. Bei Her-
stellern wie Braas gibt es 

Dachgestaltung nach Wunsch
Graue Farbnuancen liegen im Trend

etliche Nuancen, und jede 
Schattierung hat ihre eigene 
Ausdruckskraft. Ein weiterer 
Vorteil: Grau lässt sich aus-
gesprochen gut mit anderen 
Farben kombinieren. Ein Dach 
in Anthrazit oder Schiefergrau 
passt ideal zu jeder Fassade - 
von Weiß über Gelb bis hin 
zu Klinker. Zudem sind die 

Dachziegel und Dachsteine 
in unterschiedlichen Oberfl ä-
chenqualitäten von matt bis 
seidenmatt erhältlich. So gibt 
es für jedes Bauvorhaben den 
passenden Grauton. Ergänzt 
wird das Angebot durch Zube-
hör und Dachsystemteile, die 
farblich perfekt auf die Dach-
pfannen abgestimmt sind.

Das Dach ist wie die Visitenkarte eines Hauses und prägt 
dessen Gesamtoptik entscheidend mit. Foto: djd/Braas

Dachsteine mit Zusatznutzen
Neben der Optik zählt aber 
auch die Funktion - und die 
hängt vom verwendeten 
Material ab. So verleihen 
Dachziegel, die auf traditio-
nelle Weise aus Ton gebrannt 
werden, dem Dach einen 
natürlichen Charme. Dach-
steine wiederum sind streng 
genommen keine Steine, 
sondern ein Hightech-Werk-
stoff - aber in jedem Fall so 
hart und unverwüstlich wie 
ihre Namensvetter. Denn 
sie liegen sicher auf dem 
Dach, sind extrem bruchfest 
und frostbeständig. Moderne 
Varianten können noch mehr: 
Aktiv-Dachsteine in Protegon-
Qualität etwa kombinieren die 
bewährten Eigenschaften von 
Dachsteinen mit Zusatzfunkti-
onen. So reduzieren integrier-
te Pigmente das Aufheizen des 
Dachs und verbessern somit 
den sommerlichen Wärme-
schutz. Weitere Informationen 
gibt es unter www.braas.de.



Preise wie im TV aber mit persönlicher Beratung!
Alle deutschen Reiseveranstalter 
inkl. kostenlosem Preisvergleich.

Wo? sonnenklar Leipzig Torgauer Straße im Kaufl and
oder unter www.einfachurlaubbuchen.de

oder 0341 - 27 10 85 20
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Turnerstraße 40
04651 Bad Lausick info@reuter-schreck.de
Tel.: 034345 / 23018 www.reuter-schreck.de

REUTER & SCHRECK
G E B Ä U D E R E I N I G U N G

Reinigungskraft in Lindenau gesucht!
Teilzeit oder geringfügige Beschäftigung möglich.
Bewerbung bitte telefonisch oder per E-Mail an: 
info@reuter-schreck.de

KOSTENLOSE SERVICENUMMER 
VERTRIEB 0800 21 81 040

Feuerwehr- und Rettungsleitstelle ✆ 1 12
Krankentransport der Stadt Leipzig ✆ 1 92 22
Allgemeinärztlicher Bereitschaftsdienst ✆ 116 117

■ Telefonanschlüsse der Polizei:
Führungs- und Lagezentrum ✆ 96 64 22 24
Kriminalpolizei ✆ 96 64 22 34
Diese Rufnummern sind rund um die Uhr besetzt. 
Verkehrspolizei ✆ 4 48 38 35 
Diese Rufnummer ist 6 bis 22 Uhr besetzt.
■ Kassenärztlicher Bereitschaftsdienst, 
Allgemeinärztlicher Bereitschaftsdienst:
Montag–Freitag 19–7 Uhr; Mittwoch +  Freitag  ab 14 Uhr 
Samstag, Sonntag und  Feiertag 7–7 Uhr über Einsatzzentrale ✆ 116 117
■ Allgemeinärztlicher Innendienst:  
Samstag, Sonntag und Feiertag 9–12 Uhr u. 15–17 Uhr 
Information zur diensthabenden Praxis über 
Einsatzzentrale  ✆ 116 117
■ Kinderärztlicher Bereitschaftsdienst: 
über Einsatzzentrale 1 92 92, Hausbesuchsdienst: 
Mo.–Fr. 19–24 Uhr, Sa., So. und Feiertag 7–24 Uhr
Kinderärztliches Notfallzentrum, Riebeckstr. 65, 
✆ 213 22 02, täglich 19–7 Uhr
Notfallaufnahme für Kinder- und Jugendliche im Zentrum für Frauen- 
und Kindermedizin, Liebigstr. 20a, ✆ 97 26 242
■ Kinderärztlicher Innendienst:
Samstag, Sonntag und Feiertag 9–12 u. 15–17 Uhr, 
Mi. + Fr. 14–19 Uhr über Einsatzzentrale 1 92 92 
21.03.2015 9.00–12.00 Uhr und 15.00–17.00 Uhr
- Dr. Pientka, Landsberger Str. 81 (Gohlis-Nord)
- Dr. Teichmann, Riebeckstr. 65 (Reudnitz-Thonberg)
22.03.2015 9.00–12.00 Uhr und 15.00–17.00 Uhr
- Dr. Kurzke, Brackestraße 36 (Lausen-Grünau)
- Dr. Katscher, Zwickauer Str. 134 (Lößnig)
28.03.2015 9.00–12.00 Uhr und 15.00–17.00 Uhr
- Dr. Richter, U., Marktstraße 2-6 (Altlindenau)
- Dr. Teichmann, Riebeckstr. 65 (Reudnitz-Thonberg)
29.03.2015 9.00–12.00 Uhr und 15.00–17.00 Uhr
- Dr. Bühligen, Philipp-Rosenthal-Str. 22 (Zentrum-Südost)
- Dr. Sultzer, Landsberger Str. 4 (Gohlis-Mitte)
■ Chirurgischer Bereitschaftsdienst:
- Thonbergklinik-Notfallzentrum, Riebeckstraße 65, 
 Telefon 96 36 70, Montag-Freitag 19.00–07.00 Uhr, 
 Mittwoch und Freitag ab 14.00 Uhr, Samstag, Sonn- und 
 Feiertag 7.00–7.00 Uhr.
- Interdisziplinäre Notfallversorgung und am Städtischen 
 Klinikum St. Georg, Delitzscher Str. 141, Telefon 0341/9093404
- Park-Krankenhaus  Leipzig-Südost, Strümpellstraße 41
- St. Elisabeth-Krankenhaus, Biedermannstr. 84
- Ev. Diakonissenhaus Leipzig gGmbH, G.-Schwarz-Str. 49
- Universitätsklinikum Leipzig, Notfallaufnahme im Operativen  
 Zentrum, Liebigstraße 20 (Zufahrt über Paul-List-Straße 
 bzw. Philipp-Rosenthal-Straße), Telefon 0341/97 17 800
■ Hilfsmittelnotdienst:
 Sanitätshaus Schürmaier, Notruf-Telefon 01 72 / 7 94 45 15   
■ Augenärztlicher und Hautärztlicher Bereitschaftsdienst:
Montag-Freitag 19.00–07.00 Uhr, Mittwoch und Freitag ab 14.00 Uhr, 
Samstag, Sonn- und Feiertag 07.00–07.00 Uhr, Informationen zur 
diensthabenden Praxis über Einsatzzentrale 1 92 92
■ HNO-Bereitschaftsdienst:
Montag–Freitag 19.00–24.00 Uhr; Mittwoch u. Freitag ab 14.00 Uhr, 
Samstag, Sonn- und Feiertag 7.00–22.00 Uhr, Informationen zur 
diensthabenden Praxis über Einsatzzentrale 1 92 92
■ Vertragsärztliche Dialyse-Bereitschaft:
GP Dres. Anders/Bast, Plantagenweg 2, 04178 Leipzig-Burghausen, 
✆ 03 41 / 4 51 22 36 oder ✆ 01 71 / 4 25 55 61

■ Erreichbarkeit dienstbereiter Praxen:
Auskunft zur Erreichbarkeit dienstbereiter Praxen und niedergelas-
sener Ärzte in der Stadt Leipzig und im angrenzenden  Landbereich 
erhalten Sie an Werktagen in der Zeit von 7–19 Uhr über die Ruf-
nummer 1 92 92. 
Weitere Informationen über Praxen und deren Öffnungszeiten erhal-
ten Sie über das Internet unter www.KVS-Sachsen.de (Arztsuche).
■ Zahnärztlicher Bereitschaftsdienst:
Abruf der diensthabenden Praxen unter 
www.zahnaerzte-in-sachsen.de oder ✆ 19292
■ Notdienst an den Uni-Kliniken:
Tag und Nacht: 
Zentrale Notfallaufnahme im Operativen Zentrum, Liebigstraße 20 
(Anfahrt über Paul-List-Straße bzw. P.-Rosenthal-Straße), ✆ 0341 / 
97 17 800
- Notfallaufnahme  für Kinder und Jugendliche im Zentrum für 

Frauen- und Kindermedizin, Liebigstraße 20 a, ✆ 0341 / 97 26 242
- Frauenklinik, Liebigstraße 20 a, ✆ 0341/97 26 344
■ Notdienst Klinikum St. Georg:
- 24-Stunden-Bereitschaftsdienste: werktags, an Wochenenden und 

Feiertagen 
- Kinderchirurgische Notfallambulanz (24 Stunden) ✆ 0341/909-3404 
- Standort Eutritzsch: Zentrale interdisziplinäre Notfallaufnahme 

einschließlich Brustschmerzambulanz (Chest Pain Unit) und 
Akutdialysen, 04129 Leipzig, Delitzscher Straße 141, Haus 20, 
✆ 0341/909-3404 

- Standort Grünau: Notfallaufnahme, 04207 Leipzig, Nikolai-
Rumjanzew-Straße 100, Haus 8, ✆ 0341/4 2316 14 

■ Notdienst am Herzzentrum Leipzig:
Brustschmerz-Ambulanz / Chest Pain Unit
24h an 7 Tagen / Woche  Keine Anmeldung erforderlich!
Strümpellstraße 39, ✆ 0341 / 865 - 14 80
■ Apotheken Notdienste:
Leipzig Stadt u. Land: werktags 18–8 Uhr des Folgetages, 
samstags, sonntags und feiertags 8–8 Uhr des Folgetages. 
Inf. über dienstbereite Apotheken über Telefon 1 92 92; 
Dienstbereite Apotheken:
21.03.2015
• Elster-Apotheke, Grassistraße 9, 04107 Leipzig
• Arkaden-Apotheke, Holzhäuser Straße 112, 04299 Leipzig
• Richard-Wagner-Apotheke, Ratzelstraße 14, 04207 Leipzig
• Mohren-Apotheke, Delitzscher Landstr. 55, 04158 Leipzig
22.03.2015
• Mozart-Apotheke, Karl-Liebknecht-Straße 10, 04107 Leipzig
• Scheffel-Apotheke, Bästleinstraße 6, 04347 Leipzig
• Apotheke Möckern, Knopstraße 21, 04159 Leipzig
• Hirsch-Apotheke, Zschampertaue 2, 04207 Leipzig
28.03.2015
• Europa Apotheke, Dresdner Straße 78 - 80, 04317 Leipzig
• Sonnen-Apotheke, Karl-Liebknecht-Straße 59, 04275 Leipzig
• Friesen-Apotheke, Lindenauer Markt 18, 04177 Leipzig
• Faust-Apotheke, Landsberger Straße 4, 04157 Leipzig
29.03.2015 
• Europa Apotheke, Dresdner Straße 78 - 80, 04317 Leipzig
• Rosen-Apotheke am Auwald, Rödelstraße 24, 04229 Leipzig
• Carola-Apotheke, Marktstr. 2 - 6, 04177 Leipzig
• Hansa-Apotheke, Franzosenallee 12 c, 04289 Leipzig
■  Kinder- und Jugendnotdienst Leipzig
-  Tag und Nacht Aufnahme und Betreuung für Kinder 
 von 0 bis 12 Jahren, Ringstraße 4, 04209 Leipzig, ✆ 4 12 09 20
- Verständnis-Beratung-Notbleibe (ab 12 J.); 
 Ringstraße 4, 04209 Leipzig, ✆ 4 11 21 30
■ AIDS-Hilfe Leipzig e. V.:  Ossietzkystr. 18, 04347 Leipzig, 
✆ 23 23 126, info@leipzig.aidshilfe.de, www.leipzig.aidshilfe.de
■ Kinderschutz-Zentrum Leipzig: 
Psycholog. Beratungsst., Erziehungs-, Krisen- und Familien-

beratung, ✆ 9 60 28 37, Montag, Dienstag, 
Donnerstag 8–19, Mittwoch 8–17, Freitag 8–13 Uhr
■ Mädchenwohngruppe: 
für Mädchen zw. 12 und 18 Jahren, auch Inobhutnahme von Mädchen 
in akuter Notlage möglich ✆  5 50 32 21
■ Kinder- u. Jugendtelefon (kostenlos / anonym): 
✆ 08 00 11 10  333 Montag-Samstag 14–20 Uhr, europaweite Ruf-
nummer ✆ 116 111
■ Elterntelefon (kostenlos / anonym): 
✆  08 00 11 10  550, Montag–Freitag 9–11 Uhr, 
Dienstag und Donnerstag 17–19 Uhr
■ Frauen- und Kinderschutzhaus: 
rund um die Uhr erreichbar, ✆ 2 32 42 77
■ Notruf  für Frauen:  
Karl-Liebknecht-Straße 59, 04275 Leipzig, ✆ 3 91 11 99
■ 1. Autonomes Frauenhaus Leipzig: 
rund um die Uhr erreichbar, ✆ 4 79 81 79
■ Selbsthilfegruppe Narcotics Anonymous:
Jeden Samstag 18.15–19.45 Uhr, Suchtberatungsstelle „Impuls“, 
Möckernsche Straße 3, 04155 Leipzig sowie jeden Mittwoch von 
19.00 bis 20.30 Uhr in der Ökomenischen Bahnhofsmission Leipzig 
(Hauptbahnhof Westseite), Willy-Brand-Platz 2A, 04109 Leipzig
■ Suchtberatungsstelle / Notschlafstelle / 
Übergangswohnen für Alkoholabhängige: 
Haus Alt-Schönefeld, Theklaer Straße 11, ✆ 23 41 90
■ Alternative  Drogenhilfe: 
Chopinstr. 13,  04103 Leipzig, ✆ 91 35 60, Beratung für Drogen- und 
Medikamentenabhängige, Montag–Donnerstag 8–20, Freitag 13–20 
Uhr; Notschlafstelle täglich 20.15–9.30 Uhr
■ Anonyme Alkoholiker Leipzig: 
✆ 0157/73 97 30 12 o. ✆ 0345/1 92 95
Mo., 17–19 Uhr, Pr.-Eugen-Str. 21; Mo., 18–19 Uhr, Bahnhofsmission 
HBF-Westseite; Di.18.30–20.30 Uhr, Konradstr. 60a; Mi., 18-19.30 Uhr, 
Breisgaustr. 53; Do. 18–20 Uhr, K.-Eisner-Str. 22; Fr.18–20 Uhr, Teekeller 
Nordkirche; Sa.,18–20 Uhr, Oase Karlsruherstr. 29; So. 10–11.30 Uhr, 
Möckernsche Str. 3. Englischsprachige AA: ✆ 030/7 87 51 88: Di.,19–20 
Uhr, Hedwigstraße 20; Sa., 11–12 Uhr, Möckernsche Str. 3.
■ Telefonseelsorge (kostenlos): ✆ 08 00 / 1 11 - 01 11 u. - 02 22
■ Übernachtungshaus für wohnungslose Männer: 
Rückmarsdorfer Str. 7, 04179 Leipzig, ✆ 0341 / 1 23 - 45 04, 
Fax: 0341 / 1 23 - 45 05
■ Leipziger Strafverteidiger e.V.:  ✆ 01 72 / 3 64 10 41, 
Montag–Freitag 18–8 Uhr und Freitag 12–Montag 8 Uhr 
■ Krisentelefon: 
Montag bis Freitag: Von abends 19:00 Uhr bis morgens 07:00 Uhr 
des  Folgetages, samstags/sonntags und feiertags rund um die Uhr. 
Telefon-Nr. 0341 99990000 (Tel.-Kosten zum Ortstarif)
■ Krisenkontaktstelle: 
samstags, sonntags und feiertags jeweils von 09:00 bis 19:00 Uhr, 
Telefon-Nr. 0341 9999 0001 (Tel.-Kosten zum Ortstarif)
■ Weißer Ring 
(Beratung und Hilfe für Kriminalitätsopfer),✆ 6 88 85 93
■ Obdachlosen-Notquartier:  Heilsarmee „Die Brücke“, 
✆ 2 51 88 80 oder 2 51 23 33, Anmeldung durchgehend möglich.
■ www.tiernothilfe-leipzig.de ✆ 0172/1 36 20 20
■ Amtstierärztlicher Bereitschaftsdienst: 
Der Amtstierärztliche Bereitschaftsdienst mit dazugehörigen 
öffentlich-rechtlichen Tierfahrdienst ist über Rettungsleitstelle der 
Feuerwehr: 496170 zu erreichen.

HIER BEKOMME ICH HILFE!

WEITERBILDUNG & STELLENMARKT 

www.fachschule-technik-leipzig.de
Gutenbergstr. 10, 04178 Leipzig

bsw-Fachschule für Technik Leipzig

22. April 2015 – Infotag

Mit Fachvortrag und Präsentation des Prototypen COLIBRI – 
das Einpersonen-Elektrofahrzeug.

Ihr Weg zum beruflichen Erfolg mit Weiterbildungen: 
 Technische/-r Betriebswirt/-in – 

 Vollzeit: 13.7.2015, Teilzeit: 2.10.2015
 Technische/-r Fachwirt/-in – Vollzeit: 3.8.2015, Teilzeit: 3.7.2015
 Logistikmeister/-in – Vollzeit: 6.7.2015, Teilzeit: 7.8.2015
 Industriemeister/-in versch. Fachrichtungen –

 Vollzeit: 6.7.2015, Teilzeit: 7.8.2015
 Techniker/-in Fahrzeugtechnik – Vollzeit: 24.8.2015 Die Leipziger Wohnungs- und Baugesellschaft mbH beabsichtigt, je 

nach Vollständigkeit der Teilnahmeanträge, bis zu 8 Unternehmen zur 
Abgabe von Angeboten aufzufordern.

Baumaßnahme: Neubau Einfamilienhaus im Hentschelweg in  
04279 Leipzig

Leistungsumfang:
Rohbauarbeiten für Einfamilienhaus, 222 m² Wfl, 980 m³ umbauter 
Raum, Zweigeschossig mit Flachdach, nicht unterkellert, Platten-
gründung, Poroton-Ziegelmauerwerk, Filigrandecke, Versickerungs-
anlage, Grundleitungen

Aufteilung in Bauabschnitte: nein, Bewerbungen sind nur für die 
Gesamtleistung möglich

Voraussichtl. Ausführungsfrist: 25.05.2015 – 31.07.2015 

Bewerbungen bis: 02.04.2015

zu richten an: Leipziger Wohnungs- und Baugesellschaft mbH, 
 Vergabestelle, Prager Str. 21 in 04103 Leipzig, Tel. 0341 - 992 4310

Ausgabe/Versand: 15.04.2015

Angebotseinreichung: 04.05.2015 bis 10: 00 Uhr
Ein Anspruch oder Erklärungen seitens des Bauherrn auf Berücksichti-
gung bestehen nicht.

Nachweise: Die nachfolgend genannten Nachweise sind mit der 
Bewerbung vorzulegen!
- Nachweis der Fachkunde mit Eintragung Handwerksrolle/IHK als 

Maurer/Betonbauer 
- gültige Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft 
- vergleichbare Ausführungen in den letzten 3 GJ 
- Umsatz der letzten 3 Geschäftsjahre, Anzahl gewerblicher Arbeit-

nehmer nach Berufsgruppen
- Handelsregisterauszug aus 2014, bei GbR Vertretungsvollmacht
Bietergemeinschaften haben die Mitglieder, den bevollmächtigten 
Vertreter und die Absicht im Auftragsfall eine ARGE zu bilden, zu 
nennen. Die Nachweise gelten für die Mitglieder ebenso.

Sicherheiten: Vertragserfüllungsbürgschaft 5 v. H. 
        Mängelansprüchebürgschaft 3 v. H. 

www.lwb.de

(djd/pt). Das Zwischenzeugnis 
hat in vielen deutschen Familien 
für Alarmstufe rot gesorgt: Die 
Noten lassen keinen anderen 
Schluss zu, als dass die Versetzung 
in die nächste Klasse stark gefähr-
det ist. Nun heißt es pauken, um 
nicht sitzenzubleiben.
Wenn nur noch wenige Monate 
bleiben, um das Schuljahr zu 
„retten“, kann Einzelnachhilfe 
das Mittel der Wahl sein. Dabei 
konzentriert sich der Lehrer 
ganz auf den einzelnen Schüler. 
Gerade in Fächern, in denen die-
ser größere Verständnisschwie-
rigkeiten und Lernlücken hat, 
kann das die ideale Lösung für 
eine erfolgsversprechende Lern-
förderung sein. Während beim 
Gruppenunterricht Lerntempo 
und individuelles Lernverhalten 
häufi g zu kurz kommen, passt der 

Lehrer bei der Einzelnachhilfe den 
Unterricht gezielt darauf an. Und 
ganz nebenbei ermöglicht der 
Unterricht zu Hause auch einen 
engen Kontakt und Austausch 
zwischen Eltern und Lehrer.
Einzelnachhilfe zu Hause gibt 
es beispielsweise beim Anbieter 
tutoria. Dabei lernt der Schüler 
ganz ungestört in vertrauter 
Umgebung und zu fl exiblen Ter-
minen; auch alle Unterrichtsma-
terialien sind stets griffbereit. Das 
Netzwerk des Anbieters besteht 
aus bundesweit über 20.000 Leh-
rern - unter www.tutoria.de fi ndet 
man online über eine Postleitzah-
lensuche Lehrer in der Nähe. Die 
Lehrer selbst werden im Übrigen 
ebenfalls kontinuierlich geschult 
und geprüft, dadurch ist eine 
hohe fachliche und pädagogische 
Kompetenz gewährleistet.

Ist die Versetzung gefährdet, kann 
Einzelnachhilfe die ideale Lösung sein

Die Fachschule 
des Möbelhandels 

kennenlernen 
(djd/pt). Der deutsche Möbel-, 
Küchen- und Einrichtungsfach-
handel beschäftigt 100.000 Men-
schen in 9.000 Unternehmen. 
Fach- und Führungskräfte für den 
Handel werden ständig gesucht. 
Die Branche verfügt mit der 
Fachschule des Möbelhandels 
(Möfa) in Köln über ihre eigene, 
staatlich anerkannte Weiterbil-
dungseinrichtung - sowohl für 
die kompetente und umfassende 
Einrichtungs- und Küchenbera-
tung als auch für die Übernahme 
von Führungspositionen. Wer 
genau wissen möchte, welche 
Inhalte in den einzelnen Stu-
dien- und Bildungsgängen der 
Möfa vermittelt werden, kann 
die Schule besuchen. Alle, die 
sich für die Schule und ihre 
Bildungsgänge interessieren, 
sind herzlich eingeladen zu den 
Informationstagen 9. Mai 2015, 
20. Juni 2015 und 7. November 
2015, jeweils von 10 bis 14 Uhr. 
Wer an diesen Tagen verhindert 
ist, oder einmal in den Unterricht 
„hineinschnuppern“ will, ist 
nach Terminvereinbarung immer 
willkommen. Mehr Informatio-
nen: www.moefa.de.

 Bekanntmachung der Stadtreinigung

Standorte Schadstoffmobil
zur Schadstoffannahme aus Haushalten

Montag, 23.03. Südvorstadt, Schleußig, Plagwitz
11:45 - 12:30 August-Bebel-Straße / Kantstraße
12:45 - 13:30 Tischbeinstraße / Dammstraße
14:30 - 15:15 Limburgerstraße / Wachsmuthstraße
15:30 - 16:15 Anton-Bruckner-Allee / Nonnenweg (Parkplatz)
16:30 - 17:15 Holbeinstraße / Schnorrstraße
Dienstag, 24.03. Zentrum-West, Zentrum-Nord, 
 Zentrum-Nordwest, Zentrum-Süd
11:45 - 12:30 Lessingstraße (Feuerwache)
12:45 - 13:30 Keilstraße (Nähe Nr. 1, Löhrs Carré)
14:30 - 15:15 Goyastraße / Höhe Robert-Koch-Platz
15:30 - 16:15 Hauptmannstraße / Ferdinand-Lasalle-Str.
16:30 - 17:15 Rennbahnweg / Karl-Tauchnitz-Str.
Mittwoch, 25.03. Plaußig-Portitz, Seehausen (Gottscheina), 
 Seehausen (Hohenheida), 
 Seehausen (Göbschelwitz), Seehausen
11:45 - 12:30 Plaußiger Dorfstraße (Nähe Kirche)
12:45 - 13:30 Am Ring (Glascontainer)
14:30 - 15:15 Am Anger (Nähe Nr. 58)
15:30 - 16:15 Gutsweg (Feuerwehr)
16:30 - 17:15 Seehausener Allee (Feuerwehr)
Donnerstag, 26.03. Thekla, Plaußig-Portitz
11:45 - 12:30 Sosaer Straße / Freiberger Straße
12:45 - 13:30 Am langen Teiche
14:30 - 15:15 Klosterneuburger Weg / Kremser Weg
15:30 - 16:15 Seelestraße (Parkplatz Gartenverein, 
 Altglascontainer)
16:30 - 17:15 Neutzscher Straße / Tauchaer Straße
Montag, 30.03. Engelsdorf (Sommerfeld), 
 Althen-Kleinpösna, Holzhausen
08:45 - 09:30 Arnoldplatz (an der Kirche)
09:45 - 10:30 Althen, Friedrich-List-Str. (Nähe Nr. 11)
11:30 - 12:15 Hirschfeld, Hersvelder Straße / Am Ochsenwinkel
12:30 - 13:15 Kleinpösna, Dorfstraße / An der Weide
13:30 - 14:15 Breiteweg / Baalsdorfer Straße (Freifl äche)
Dienstag, 31.03. Paunsdorf, Heiterblick, Engelsdorf, 
 Baalsdorf
08:45 - 09:30 Wiesenstraße / Heiterblickallee
09:45 - 10:30 Froschweg (Nähe Nr. 10, Wendehammer)
11:30 - 12:15 Ernst-Guhr-Straße / Hans-Weigel-Straße
12:30 - 13:15 Schulweg / Adolf-Damaschke-Straße 
 (Wertstoffhof)
13:30 - 14:15 Brandiser Straße (Nähe Nr. 65, Feuerwehr)
Mittwoch, 01.04. Paunsdorf, Mölkau, Holzhausen
08:45 - 09:30 Schwindstraße / Defreggerweg
09:45 - 10:30 Döllingstraße / Sachsenstraße
11:30 - 12:15 Paunsdorfer Straße / Lessingweg
12:30 - 13:15 Osthöhe / Zweinaundorfer Straße
13:30 - 14:15 Stötteritzer Landstraße / Grenzstraße
Donnerstag, 02.04. Liebertwolkwitz, Holzhausen, Probstheida
08:45 - 09:30 Störmthaler Straße / August-Scheibe-Straße
09:45 - 10:30 Roßmarkt (vor dem Bauhof)
11:30 - 12:15 Eisenschmidtplatz (Umformstation)
12:30 - 13:15 Seidelstraße
13:30 - 14:15 Augustinerstraße 8 (Wertstoffhof)

Stationäre Schadstoffsammelstelle
Sammelstelle Lößniger Straße 7: Mo, Di, Mi, Fr 10:00 - 18:00 Uhr, 
Do 10:00 - 19:00 Uhr sowie Sa 08:30 - 14:00 Uhr

Verschiebung der Abfallentsorgung 
durch die Osterfeiertage

Die Leerung der Restabfall- und Biobehälter vom Freitag, dem 3. April, 
verschiebt sich auf Samstag, den 4. April 2015. 
In der Woche vom 6. April  bis zum 10. April werden alle Leerungen auf 
den jeweils nächsten Werktag verlegt. 
Karfreitag / Ostern 2015
Freitag 03.04.2015 verlegt auf Samstag 04.04.2015  
Montag 06.04.2015 verlegt auf Dienstag 07.04.2015  
Dienstag 07.04.2015 verlegt auf Mittwoch 08.04.2015  
Mittwoch 08.04.2015 verlegt auf Donnerstag 09.04.2015  
Donnerstag 09.04.2015 verlegt auf Freitag 10.04.2015  
Freitag 10.04.2015 verlegt auf Samstag 11.04.2015 
Diese Verschiebungsregelung übernimmt auch der Wertstoffentsorger, 
die Abfall-Logistik Leipzig GmbH, für die Blauen Tonnen und Gelben 
Tonnen/Säcke. 
Die Wertstoffhöfe in Leipzig, die samstags normalerweise öffnen, stehen 
den Bürgerinnen und Bürgern auch am Ostersamstag, dem 4. April, zur 
Verfügung. Das gilt ebenfalls für die stationäre Schadstoffannahmestelle 
in der Lößniger Straße 7.   

 Bürgertelefon „Abfall“
Für alle Fragen rund um das Thema Abfallentsorgung unterhält die 
Leipziger Stadtreinigung das Bürgertelefon „Abfall“. Unter 6 57 11 11 
erhalten die Leipziger Bürger zu folgenden Sprechzeiten fachkundige 
und kompetente Beratung: Mo., Mi. 8.00-12.00 und 12.30-15.00 Uhr, 
Di. 8.00-12.00 und 12.30-17.00 Uhr, Do. 8.00-12.00 und 12.30-16.00 Uhr, 
Fr. 8.00-13.00 Uhr.  
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Klinik für Neonatologie 
und Pädiatrische Intensiv-
medizin
Prof. Dr. Eva Robel-Tillig 
Delitzscher Str. 141
04129 Leipzig
Tel.: 0341 909-3604 
E-Mail: neonatologie@
sanktgeorg.de

– liegen bei Prothesen zwischen 
0,5 und 2 Prozent. Deshalb fehlen 
in kleineren Krankenhäusern oft 
die notwendige Erfahrung und 
ein eingespieltes interdisziplinäres 
Team von Spezialisten“, ergänzt 
der Mediziner. „Allein im ver-
gangenen Jahr wurden in unserer 
Klinik über 230 Patienten behan-
delt – Tendenz steigend. Damit 
sind die Erfahrungen im Umgang 
mit diesem Problem deutlich ge-
wachsen.“  

Etablierung eines 
Kompetenzzentrums

2012 eröffnete das Klinikum 
St .  Georg ein überregionales 
Kompetenzzentrum für die Be-
handlung schwersttherapier-
barer Knochen-, Gelenk- und 

Bakterien sind nicht nur für eine 
Angina oder Blasenentzündung 
verantwortlich, sie können auch 
zu Infektionen an den Knochen 
führen. Allerdings sind Knochen 
nicht so gut durchblutet wie Or-
gane. Daher hat die körperei-
gene Abwehr auch kaum eine 
Chance, gegen die Entzündung 
anzukommen. Die Folge: Das 
Gewebe stirbt ab, der Knochen 
schwindet. 

„Im schlimmsten Fall droht eine 
lebensbedrohliche Sepsis“, weiß 
Dr. Dirk J. Abitzsch, Chefarzt der 
Klinik für Spezialisierte Septische 
Chirurgie im Klinikum St. Georg. 
Sowohl Knochen als auch Kno-
chenmark können von einer Infek-
tion, einer Osteitis beziehungswei-
se Osteomyelitis, betroffen sein. 

Wenn Bakterien das Skelett attackieren

Die Ursachen sind nicht eindeu-
tig geklärt: So können Bakterien 
durch eine offene Fraktur, eine 
Verletzung des umgebenden 
Weichgewebes oder nach einer 
Operation am Knochen in das 
Gewebe gelangen. Faktoren wie 
Adipositas oder Durchblutungs-
störungen begünstigen zudem eine 
Erkrankung.

Starke Zunahme 
von resistenten Erregern

„Die Zahl der Infektionen, die 
in Verbindung mit Implantaten, 
insbesondere nach Gelenkersatz 
auftreten, ist sprunghaft angestie-
gen“, erklärt Dr. Dirk J. Abitzsch. 
„Die operativen Eingriffe werden 
ausgedehnter, die verwendeten 
Implantate größer und die Bakte-

rien, mit denen wir in der Klinik 
konfrontiert werden, zunehmend 
resistenter.“ Gleichzeitig erhöhen 
sich das Durchschnittsalter der 
Patienten und die damit verbun-
denen Begleiterkrankungen. Das 
Problem bei Implantaten: Fremd-
materialien machen das Beherr-
schen von Infektionen schwer. Die 
Bakterien bilden einen Biofilm, an 
den man mit Antibiotika schlecht 
herankommt.
Wichtig ist es, die Infektion schnell 
zu diagnostizieren und zu behan-
deln. „Oft kommen die Patienten 
zu spät zu uns oder wurden schon 
mehrfach operiert“, bedauert Dr. 
Dirk J. Abitzsch. Beschwerden 
wurden beispielsweise nur als 
Wundheilungsstörungen behan-
delt. „Die Infektionsraten sind 
glücklicherweise extrem niedrig 

Klinik für Spezialisierte Septische Chirurgie ist Kompetenzzentrum für Knocheninfektionen

Wenn unser Skelett verschleißt: Alterungsprozesse und Fehlbelastungen führen 

zu Veränderungen an der Wirbelsäule. Heftige Schmerzen können die Folge sein.

Brustkrebs ist die häufigste Tu-
morerkrankung bei Frauen. Doch 
dank der sehr guten Behandlungs-
methoden ist dieser inzwischen bei 
nahezu 90 Prozent der Betroff enen 
heilbar. Die Patientinnen sollten 
sich an ein zertifi ziertes Brustzen-
trum wenden, da dieses Know-how 
und Erfahrung bündelt sowie alle 
Bereiche – Diagnostik, Operation, 
Strahlenbehandlung, Chemothe-
rapie, Brustrekonstruktion und 
Nachsorge – vor Ort anbietet. Das 
ist zum Beispiel im Nordwestsäch-
sichen Brustzentrum am St. Georg 
der Fall. Dessen hohe Behand-
lungsqualität und umfassende Be-
treuung bei Brustkrebs bestätigte 
bereits zum zehnten Mal die Deut-
sche Krebsgesellschaft mit ihrer 
Zertifi zierung im März 2015.
Jede Behandlung wird im St. Georg 
individuell auf die Patientin und 
den Tumor abgestimmt. Kann die 
Brust erhalten werden, bieten die 
Mediziner zum Beispiel die scho-

Welche Mutter kennt das nicht: 
Am Wochenende oder an den 
Feiertagen erkrankt plötzlich 
das Kind. In akuten Fällen wie 
zum Beispiel sehr hohem Fieber, 
Magen-Darm-Infektionen oder 
Entzündungen der Ohren ist ein 
Arztbesuch unumgänglich. Doch 
wohin mit dem kleinen Patienten, 
wenn die Kinderarztpraxis nicht 
geöffnet ist? 
Außerhalb der üblichen Sprechzei-
ten informiert der kassenärztliche 
Bereitschaftsdienst telefonisch un-
ter 0341 116117 oder im Internet 
unter www.kinderaerzte-leipzig.
de/bereitschaftsdienst.html, wel-
cher Kinderarzt Dienst hat. El-
tern können mit ihrem Nachwuchs 
auch direkt in die Kindernotauf-
nahmen der Krankenhäuser kom-
men. Im Klinikum St. Georg ist 
zum Beispiel rund um die Uhr 
ein Arzt verfügbar, der Kinder 
mit akuten Erkrankungen oder 
Verletzungen untersucht und be-
handelt. Wartezeiten sollten Eltern 
auf jeden Fall einplanen, denn die 
Behandlungsreihenfolge wird an-
hand der Dringlichkeit festgelegt. 
Um den Aufenthalt für die Kleinen 
angenehm zu gestalten, stehen im 
Kinderwartezimmer Spielsachen 
und Bücher zur Ablenkung bereit. 
„Der Vorteil einer Kindernot-
aufnahme ist, dass die Ärzte alle 
notwendigen diagnostischen und 
therapeutischen Verfahren direkt 
im Klinikum durchführen lassen 
können“, erklärt Prof. Dr. Eva 
Robel-Tillig, Chefärztin der Klinik 
für Neonatologie und Pädiatrische 
Intensivmedizin am Klinikum 
St. Georg. „So sind beispielsweise 

Brustkrebs oft heilbar Junge Notfallpatienten

Prof. Dr. Eva Robel-Tillig untersucht eine kleine Patientin im eigens dafür 

eingerichteten Kinderbehandlungsraum.

nende Intrabeam-Bestrahlung 
während der Operation an. So wird 
das Tumorbett unmittelbar nach 
der Tumorentfernung bestrahlt, 
ohne dabei umliegendes Gewebe 
oder die Haut zu strapazieren. 
Müssen die Ärzte die Brust ampu-
tieren, ist ein Wiederaufb au dank 
der rekonstruktiven Mammachi-
rurgie möglich. „Wir sind eines 
der wenigen Häuser, an denen die 
Brust auch direkt wieder rekonstru-
iert werden kann“, so Prof. Dr. Uwe 
Köhler, Leiter des Brustzentrums. 
Ein weiterer Vorteil ist die lange 
Nachsorgezeit: Bis zu fünf Jahre 
werden Patientinnen auf Wunsch 
nach der Operation betreut.

im Labor Tag und Nacht Blut- und 
Urinuntersuchungen möglich. 
Bauchschmerzen können in der 
Radiologie mit einem Ultraschall 
abgeklärt werden. Auch endosko-
pische Untersuchungen wie zum 
Beispiel eine Magenspiegelung 
können im Notfall rund um die 
Uhr erfolgen.“ 
In den meisten Fällen reicht bei 
den Kindern eine ambulante Be-
handlung. „Nach der Erstversor-
gung in der Notaufnahme dürfen 
die Eltern ihren Nachwuchs häufig 
wieder mit nach Hause nehmen“, 
weiß Prof. Dr. Eva Robel-Tillig. 
„Je nach Schwere und Art der 
Erkrankung ist es aber manchmal 
auch erforderlich, die jungen Pa-
tienten zur medizinischen Versor-
gung im Klinikum zu lassen. Dann 
erfolgt eine Verlegung auf die 
entsprechende Station.“ Hat das 
Kind zum Beispiel einen schweren 
Infekt, ist die Klinik für Kinder- 

und Jugendmedizin bestens vor-
bereitet. Auf die Kinderchirurgie 
werden Patienten mit operativ zu 
versorgenden Krankheiten ver-
legt. Ein chirurgischer Eingriff 
kann zum Beispiel bei Frakturen, 
Blinddarmentzündungen oder 
Refluxstörungen des Magens er-
forderlich sein. Intensivpflichtige 
Kinder werden rund um die Uhr 
auf der Kinderintensivstation be-
obachtet und betreut. Das ist zum 
Beispiel bei einer Lungenentzün-
dung oder schweren Bronchitis 
notwendig.

Nerven in Platznot
Verengungen der Wirbelkanäle

Endoprotheseninfektionen bei 
Erwachsenen, um die Versor-
gung in Sachsen zu optimieren. 
Nach Fertigstellung des ersten 
Bauabschnittes nahm die Klinik 
mit einem eigenen separaten septi-
schen OP-Saal und einer Kapazität 
von 15 hochmodernen Ein- und 
Zweibett-Isolationszimmern den 
Betrieb auf. Bis Ende Juni wird auf 
die volle Kapazität von 26 Betten 
aufgestockt. So können Patienten 
mit multiresistenten Erregern sehr 
gut geschützt werden. Die Isola-
tion dient einerseits dem Schutz 
des Patienten, dessen Immunsys-
tem geschwächt ist, vor weiteren 
Erregern. Andererseits wird so 
die Ausbreitung der Keime nach 
außen verhindert.
Ein hoch spezialisiertes Team aus 
septischen Chirurgen, plastischen 
Chirurgen und Infektiologen so-
wie Internisten behandelt die Pa-
tienten. In der ersten Phase wird 
der Infekt beruhigt. Dabei ent-
fernen die Fachärzte betroffenes 
Gewebe und setzen ein lokales 
Antibiotikum ein. Ist der Knochen 
keimfrei, kann die Rekonstruktion 
beginnen. Dann werden Gewebe 
und Knochen wieder aufgebaut. 
Durch das gute Zusammenspiel 
aller Disziplinen wird nicht nur 
die Dauer der Therapie verkürzt, 
sondern gleichzeitig die Qualität 
der Behandlung verbessert. In der 
eigenen Ambulanz können zudem 
Akutkranke schneller behandelt 
werden.

Die Beine kribbeln und fühlen 
sich taub an. Das Gehen be-
reitet große Schwierigkeiten. 
Betroffene klagen über hefti-
ge Schmerzen. Verantwortlich 
dafür ist in vielen Fällen eine 
Verengung des Spinalkanals, 
wodurch die empfindlichen 
Nervenstränge zusammenge-
schnürt werden. Eine Operation 
kann helfen, die Beschwerden 
zu lindern. 

„In den letzten Jahren haben die 
Eingriffe, die wir infolge von Ver-
schleiß am Skelettsystem durch-
führen, zugenommen. Ursache 
ist der demografische Wandel“, 
berichtet Dr. Lutz Günther, Chef-
arzt der Klinik für Neurochi-
rurgie am Klinikum St. Georg. 
Alterungsprozesse und Fehlbe-
lastungen führen zu Veränderun-
gen an den Bandscheiben, den 
Zwischenwirbelgelenken – den 
sogenannten Facettengelenken 
– und den Wirbelkörpern sowie 
den begleitenden Bändern. „Da-
durch werden der Spinalkanal 
und die Nervenaustrittslöcher zu-
nehmend eingeengt, Rückenmark 
und Nervenwurzeln zusammen-
geschnürt. Man spricht von einer 
Spinalkanalstenose“, so Dr. Lutz 
Günther. Die Folge sind teilweise 
heftige Schmerzen in Armen oder 
Beinen. Durch den Druck auf die 
Nerven können zusätzlich Taub-
heitsgefühle, Kribbeln oder ein 
Kraftverlust in den betroffenen 
Körperteilen auftreten.

Einschränkung der 
Beweglichkeit

Schreitet die Wirbelkanalveren-
gung, die am häufigsten in der 
Lenden- und Halswirbelsäule 
vorkommt, weiter voran, treten 
Symptome einer Querschnitts-
lähmung auf. „Abhängig vom 
Ort der Schädigung können Be-
troffene zum Beispiel nur noch 
kurze Strecken gehen und stürzen 
häufig“, sagt Dr. Lutz Günther.
Um die Beschwerden langfristig 
zu lindern, erweitern die Ärzte in 
einer Operation den eingeengten 
Kanal und befreien die einge-
schnürten Nerven. In der Klinik 
für Neurochirurgie stehen dafür 

alle modernen Behandlungsver-
fahren zur Verfügung. Um die 
Rückennerven zu schonen, wer-
den alle Eingriffe mithilfe von ei-
nem Operationsmikroskop oder 
einem Endoskop vorgenommen. 
Zusätzliche Sicherheit gewährt  
das sogenannte Neuromonito-
ring. In enger Zusammenarbeit 
mit speziell ausgebildeten Neu-
roanästhesisten werden sämtli-
che Nervenaktivitäten während 
der Operation überwacht und 
kontrolliert.

Interdisziplinäre 
Zusammenarbeit

Ist neben der Spinalkanaleinen-
gung die Wirbelsäule zusätzlich 
auch von einer Instabilität be-
troffen, werden die Fachärzte für 
Unfallchirurgie und Orthopädie 
hinzugezogen. Es erfolgt eine 
minimalinvasive Stabilisierung. 
„Diese seit vielen Jahren gelebte 
interdisziplinäre Arbeit kommt 
auch den Patienten mit Wirbel-
säulen- und Kopfverletzungen 
zugute“, betont Dr. Lutz Günther.
Ebenso wichtig wie die techni-
schen Voraussetzungen sind die 
eindeutige Indikationsstellung 
und die Behandlung vor und 
nach der Operation: Aufgrund 
ihrer speziellen Ausbildung sind 
Neurochirurgen in der Lage, dif-
ferenzialdiagnostisch mögliche 
andere Ner venerkrankungen 
auszuschließen und den richti-
gen Zeitpunkt einer Operation 
zu wählen.
Um die vielen Facetten einer Er-
krankung – sei es ein Hirntumor 
oder eine Wirbelsäulenverände-
rung – umfassend diagnostizie-
ren und therapieren zu können, 
arbeiten die Neurochirurgen 
des Klinikums St. Georg mit 
Neurologen, Neuroradiologen, 
Neuropathologen, Neuroanästhe-
sisten sowie den Medizinern der 
Hals-Nasen-Ohren-Klinik und 
der Belegabteilung für Mund-
Kiefer-Gesichtschirurgie  im 
Kopfzentrum zusammen.
Nach dem Eingriff kommt es 
auch auf eine gute Nachsorge 
an. Diese beginnt bereits am ers-
ten Tag nach der Operation. Zur 
Klinik für Neurochirurgie gehört 
deshalb ein interdisziplinär ar-
beitendes Zentrum für Komple-
mentäre Medizin. „Gemeinsam 
mit den Mitarbeitern der Pflege 
und der Physiotherapie werden 
individuelle Behandlungspläne 
mit ganzheitlichem Ansatz er-
stellt. Denn alles ist eine Frage 
der Balance“, fasst Dr. Lutz Gün-
ther zusammen.

Dr. Dirk J. Abitzsch, Chefarzt der Klinik für Spezialisierte Septische Chirurgie, bei der Untersuchung eines Patienten.

Bis zu fünf Jahre werden Patientinnen auf Wunsch nach der Operation betreut.

Klinik für Spezialisierte 
Septische Chirurgie
Dr. Dirk J. Abitzsch 
Delitzscher Str. 141
04129 Leipzig
Tel.: 0341 909-3452
E-Mail: septische.chirurgie@
sanktgeorg.de 

Nordwestsächsisches 
Brustzentrum
Prof. Dr. Uwe Köhler
Delitzscher Str. 141    
04129 Leipzig
Tel.: 0341 909-3501
E-Mail: brustzentrum@
sanktgeorg.de

Klinik für Neurochirurgie 
Dr. Lutz Günther 
Delitzscher Str. 141
04129 Leipzig
Tel.: 0341 909-4466
E-Mail: neurochirurgie@
sanktgeorg.de

Patienten werden genauestens da-

rüber aufgeklärt, was während des 

Eingriff s passieren wird.
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